Burgerschaft der Hansestadt Stralsund
Ausschuss fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung

Bekanntmachung

Die 09. Sitzung des Ausschusses fir Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung findet
am Donnerstag, den 06.10.2022 statt.

Beginn: 17:00 Uhr

Ort: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Konferenzsaal

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1

2

3.1

3.2

4.1

Bestétigung der Tagesordnung

Bestatigung der Niederschrift der 08. Sitzung des
Ausschusses fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und
Stadtentwicklung vom 08.09.2022

Beratung zu Beschlussvorlagen

Bebauungsplan Nr. 73 "Erweiterung Berufsschulcampus in
Grinhufe", Abwagungs- und Satzungsbeschluss

Vorlage: B 0054/2022

Bebauungsplan Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges
Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk" -
Auslegungsbeschluss

Vorlage: B 0068/2022

Beratung zu aktuellen Themen

Vergleich der Freiraumkonzepte Alter Markt, Neuer Markt,
Hafeninsel

Verschiedenes

Nichtoffentlicher Teil

6

7

8

9

Beratung zu Beschlussvorlagen
Unterrichtung nach § 38 Absatz 5 Satz 4 KV M-V
Beratung zu aktuellen Themen

Verschiedenes

Offentlicher Teil

10

Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von
Empfehlungen aus dem nichtoffentlichen Teil

gez. Stefan Bauschke

Vorsitz



TOP Qnsgtadt Stralsund

Ausschuss fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung

Niederschrift
der 08. Sitzung des Ausschusses fir Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung

Sitzungsdatum: Donnerstag, den 08.09.2022

Beginn: 17:00 Uhr

Ende 17:55 Uhr

Raum: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Konferenzsaal
Anwesend:

stellv. Vorsitzende/r
Herr Thomas Haack
Herr Jirgen Suhr

Mitglieder
Herr Christian Binder

Herr Volker Borbe
Herr Jan Gottschling
Herr Ulrich Grosser
Herr Mathias Miseler
Herr Stefan Nachtwey

Vertreter
Herr Daniel Ruddies Vertretung fur Herrn Stefan Bauschke

Protokollfiihrer
Frau Gaby Ely

von der Verwaltung

Herr Stephan Bogusch
Herr Oliver Dillmann

Frau Kirstin Gessert

Herr Stephan Latzko

Herr Dr. Frank-Bertolt Raith

Gaste

Herr Peter Muhle

Herr Jens Rademacher
Herr Bernd Roll

Tagesordnung:

1 Bestéatigung der Tagesordnung

2 Wahlen

2.1 Wahl des / der Ausschussvorsitzenden

2.2 Wahl des / der 1. stellvertretenden Vorsitzenden

2.3 Wahl des / der 2. stellvertretenden Vorsitzenden
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4.1

5.1

5.2

11

Bestatigung der Niederschrift der 07. Sitzung des Ausschus-
ses fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung vom
04.08.2022

Beratung zu Beschlussvorlagen

Bebauungsplan Nr. 70.1 der Hansestadt Stralsund "Erweite-
rung Einkaufszentrum Strelapark”, Entwurfs- und Ausle-
gungsbeschluss

Vorlage: B 0061/2022

Beratung zu aktuellen Themen

Verkehrsfiihrung Tribseer Damm

Schienengebundenes autonomes Fahren

Verschiedenes

Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von
Empfehlungen aus dem nichtoffentlichen Teil
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Einleitung:

Von 9 Mitgliedern des Ausschusses fir Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung sind
9 Mitglieder anwesend, womit die Beschlussfahigkeit gegeben ist.

Die Sitzung wird durch Herrn Suhr eréffnet. Nach der Wahl, Gbergibt Herr Suhr die Leitung
an den 1. stellvertretenden Vorsitzenden. Es erfolgt eine Tontrageraufzeichnung.

zul Bestatigung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird ohne Anderungen/Erganzungen zur Kenntnis genommen.

Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen
zZu 2 Wahlen
zu 2.1 Wahl des / der Ausschussvorsitzenden

Herr Suhr schlagt Herrn Bauschke als Ausschussvorsitzenden vor.
Das Einverstandnis von Herrn Bauschke liegt vor.

Da es keine weiteren Vorschlage gibt, stellt Herr Suhr diesen zur Abstimmung.

Somit ist Herr Bauschke Vorsitzender des Ausschusses fur Bau. Umwelt, Klimaschutz und
Stadtentwicklung.

Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenenthaltungen

zZu 2.2 Wahl des / der 1. stellvertretenden Vorsitzenden

Herr Suhr schlagt Herrn Haack als 1. stellvertretenden Vorsitzenden vor.
Da es keine weiteren Vorschlage gibt, stellt Herr Suhr den Vorschlag zur Abstimmung.

Somit ist Herr Haack zum 1. stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses fur Bau, Um-
welt, Klimaschutz und Stadtentwicklung gewahilt.

Herr Suhr tbergibt die Sitzungsleitung an Herrn Haack.
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Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenenthaltungen

zu 2.3 Wahl des / der 2. stellvertretenden Vorsitzenden

Herr Haack schlagt Herrn Suhr als 2. stellvertretenden Vorsitzenden vor.
Da es keine weiteren Vorschlage gibt, stellt Herr Haack diesen zur Abstimmung.

Somit ist Herr Suhr als 2. stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses fiir Bau, Umwelt,
Klimaschutz und Stadtentwicklung bestatigt.

Abstimmung: 9 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenenthaltungen
zu 3 Bestatigung der Niederschrift der 07. Sitzung des Ausschusses flr Bau,
Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung vom 04.08.2022

Die Niederschrift der 07. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadt-
entwicklung wird ohne Anderungen/Erganzungen bestétigt.

Abstimmung: 6 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 3 Stimmenthaltungen
zu 4 Beratung zu Beschlussvorlagen
zu 4.1l Bebauungsplan Nr. 70.1 der Hansestadt Stralsund "Erweiterung Einkaufs-

zentrum Strelapark”, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Vorlage: B 0061/2022

Frau Gessert erlautert kurz zum Strelapark, dass dieser als Nebenzentrum ausgewiesen
wurde und somit als zentraler Versorgungsbereich gilt. Die Eingemeindung der Flachen zur
Erweiterung gilt bereits seit 01.01.2020. Es gibt eine gleichzeitige Beplanung des Strelaparks
mit der Gemeinde Kramerhof (Bebauungsplan Nr. 19). Die Grundlage zum Entwurf liegt vor.

Herr Dillmann erganzt, dass die Verkaufsflache um 5.500 m? erweitert wird. Somit entsteht

eine Gesamtflache von 22.500m?2. Es gibt diesbeziglich eine positive landesplanerische Stel-
lungnahme.
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Herr Suhr stellt die Fragen, ob es mdglich ist, Einsicht in das Gutachten zu bekommen, wel-
chen Einfluss dieses Vorhaben auf andere Standorte und insbesondere auf die Altstadt hat.
Er wirft ein, dass dieses Vorhaben 7,3 Mio. € EinbulRe fir die Altstadt bedeutet und fragt au-
Berdem, wie die touristische Nachfrage fir diese Vorhaben geschatzt wurde, woher die 6
Mio. € kommen, warum die Verkaufsflache fur einige Abteilungen verkleinert werden soll und
wie die Einhaltung mit der Gemeinde Kramerhof gewahrleistet wird.

Frau Gessert antwortet, dass das Gutachten 6ffentlich ist. Die touristische Nachfrage wurde
auf bundesweite, auf den Bezirk runtergebrochene, Zahlen aus Statistiken aufgebaut, wobei
sich dieses nach dem Jahr 2024 richtet. Der Altstadthandel wird voraussichtlich von 60 % auf
40 % sinken, weswegen empfohlen wird, die Altstadt durch mehr Gastronomie, mehr Events
usw. attraktiver zu machen.

Herr Dillmann fugt hinzu, dass die 6 Mio. € eine Annahme sind und somit auch nicht in das
Gutachten eingehen. Der Landkreis Vorpommern-Rugen wird die zustéandige Bauaufsicht
sein. Die Hansestadt Stralsund ist die Bauaufsicht fiir den geplanten Bau des Parkhauses.

Herr Suhr erklart, dass sich seine Fraktion von diesem Vorhaben distanzieren und nicht zu-
stimmen wird.

Herr Haack argumentiert, dass in Knieper West und Griinhufe Gber 20.000 Menschen woh-
nen, welche man nicht dazu zwingen kann und sollte, in die Altstadt fahren zu missen, um
einkaufen gehen zu kénnen. AuRerdem darf die gute Entwicklung der Innenstadt nicht aul3er
Acht gelassen werden.

Herr Gottschling fragt, ob es im Strelapark raumliche Anderungen geben wird und ob die
Hansestadt Stralsund das Parkhaus baut.

Frau Gessert entgegnet, dass der Strelapark selbst das Parkhaus mit ca. 1200 Stellplatzen
baut und dass die Hansestadt Stralsund dafir nur die Bauaufsicht Gbernimmt. Die Gemeinde
Kramerhof Uberplant den Bestand. Der aktuelle Plan enthalt keine Regelungen zu den Ver-
kaufsflachen. Sie fugt hinzu, dass sich der Einzelhandel nicht nur in der Altstadt zurtickzieht,
da einige Unternehmen auch schon parallel online verkaufen.

Herr Suhr wirft ein, dass er nicht versteht, warum die Flache dann vergrof3ert wird.

Herr Gottschling merkt an, dass seine Fraktion zustimmen wird.

Da es keinen weiteren Redebedarf gibt, stellt Herr Haack die Vorlage zur Abstimmung.

Der Ausschuss empfiehlt der Birgerschaft, die Vorlage B 0061/2022 geméal Beschlussemp-
fehlung zu beschliel3en.

Abstimmung: 8 Zustimmungen 1 Gegenstimme 0 Stimmenthaltungen

Zu 5 Beratung zu aktuellen Themen
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zu 5.1 Verkehrsfihrung Tribseer Damm

Herr Bogusch tragt vor, dass die Nutzung des Radweges am Tribseer Damm nicht konflikt-
frei moglich ist, da der Radweg zu schmal ist und sich Radfahrer und FuR3ganger somit ge-
genseitig behindern. Er schlagt vor, die Rechtsabbiegerspur zu einem verpflichtenden Rad-
weg (Schutzstreifen) zu machen. Die Mittelspur soll gleichzeitig als Rechtsabbiegerspur fun-
gieren.

Herr Gottschling wirft die Frage auf, ob der Schutzstreifen durchgehend oder getrennt ge-
plant sei und bis wo dieser gehen soll.

Herr Bogusch entgegnet, dass der Schutzstreifen getrennt geplant ist, da der Schutzstreifen
in der BahnhofsstralRe und an der Deutschen Bank nicht nétig wére.

Herr Ruddies ist der Meinung, dass dadurch ein Umbau der Rad- und Fuwege notig ware,
da es sonst zwei Moglichkeiten zum Radfahren geben wirde. Er schlagt vor, Piktogramme
als Kennzeichnung auf den Wegen zu nutzen.

Herr Haack teilt mit, dass die Fraktion BfS nicht zustimmen wird, da sich der Verkehr zu stark
stauen wirde, wenn eine Fahrbahn fehlt.

Herr Grdsser teilt mit, dass seine Fraktion unschliissig ist.

Herr Bogusch bittet um ein Votum des Ausschusses, ob dieser die vorgestellte Planung be-
fUrwortet.

Abstimmung: 2 Zustimmungen 6 Gegenstimmen 1 Stimmenenthaltung

Folglich lehnt der Ausschuss die Planung ab.

zu 5.2 Schienengebundenes autonomes Fahren

Herr Bogusch informiert Giber den momentanen Entwicklungsstand des schienengebundenen
autonomen Fahrens zwischen der Mahnkeschen Wiese und der Hafeninsel. Er gibt bekannt,
dass die Bahn auf den bereits vorhandenen Schienen fahren soll. Er gibt an, dass einige
Fragen offen sind. Welche Route genommen wird, welcher Betreiber Ubernimmt, wie viele
Zuge und wie viel Kapazitat man bendétigt, welche Ein- und Ausstiege geeignet sind.

Er gibt auBerdem an, dass er versucht, Fordergelder zu bekommen, welche dann fur die
Machbarkeitsstudie genutzt werden sollen.

Herr Suhr gibt zu bedenken, dass die Frage dartiber, ob die Zlige autonom oder personen-
betrieben fahren, nicht vergessen und nicht zu weit hintenangestellt werden sollte.

Herr Haack auRRert, dass die notigen Parkplatze vorhanden sind, allerdings nicht genug ge-
nutzt werden.

Er auRRert auRerdem Bedenken, dass nach der Studie festgestellt wird, dass nicht genug Mit-
tel zur Verfiigung stehen, um das Projekt weiterfiihren zu kénnen.

Seite 6 von 7



Herr Dr. Raith gibt an, dass der Hafenbereich in den nachsten 5 — 10 Jahren erneuert wer-
den soll und gibt zu bedenken, ob es nicht besser wére, bis nach der Erneuerung zu warten.
Er sagt, dass das Vorhaben des autonomen Fahrens einen grol3en perspektivischen Anreiz
Ubermittelt.

Herr Haack schlief3t den Tagesordnungspunkt.

Zu 6 Verschiedenes

Herr Gottschling meldet sich mit einem Burgeranliegen zu Wort.
Die Bewohner des Wohnbereiches Vogelwiese/ An den Bleichen haben eine Petition gestar-
tet, weil sie mit der Verkehrssituation unzufrieden sind.

Herr Haack bittet darum, die Thematik beim Gremiendienst einzureichen, um diese als einen
Tagesordnungspunkt in einer der nachsten Sitzungen aufzunehmen.

Da es im nichtoffentlichen Teil der Sitzung keinen Redebedarf gibt, entfallen die tbrigen Ta-
gesordnungspunkte und Herr Haack schlie3t die Sitzung

zu 11 Wiederherstellung der Offentlichkeit und Bekanntgabe von Empfehlungen
aus dem nichtoffentlichen Teil

gez. gez. Gaby Ely
Vorsitzender Protokollfiihrung
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TOP O 3.1

Hansestadt Beschlussvorlage Birgerschaft
St ra IS u n d Vorlage Nr.: B 0054/2022
offentlich

Titel: Bebauungsplan Nr. 73 "Erweiterung Berufsschulcampus in Grinhufe",
Abwagungs- und Satzungsbeschluss

Federfuhrung: 60.4 Abt. Planung- und Denkmalpflege Datum: 01.08.2022

Bearbeiter: Raith, Frank-Bertolt, Dr.
Gessert, Kirstin
Dillmann, Oliver

Beratungsfolge Termin

Sachverhalt:

Der Landkreis Vorpommern-Rigen beabsichtigt, die bisher im Stadtgebiet verteilten
Berufsschulen zusammenzufihren und an einem Standort zu bindeln. Dazu soll im
Stadtgebiet Grunhufe ein Berufsschulcampus des Regionalen Beruflichen Bildungszentrums
des Landkreises entstehen. Da das bestehende Areal keine vollstandige Umsetzung der
geplanten Nutzungen ermaoglicht, ist eine zusatzliche Campuserweiterung nach Norden Uber
die Lindenallee hinweg notwendig.

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir den Neubau einer Dreifeldsporthalle und
einer Stellplatzanlage fur die Bedarfe des Berufsschulcampus mit etwa 200 Stellplatzen zu
schaffen, hat die Blrgerschaft der Hansestadt Stralsund in lhrer Sitzung am 5. November
2020 beschlossen (Beschluss-Nr. 2020-VII-07-0381), den Bebauungsplan Nr. 73
aufzustellen und das 22. Anderungsverfahren fur den rechtswirksamen Flachennutzungsplan
der Hansestadt Stralsund einzuleiten. Parallel erfolgt eine Anpassung des beigeordneten
Landschaftsplanes.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit zum Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 73
mit Planstand Februar 2021 erfolgte im Februar/Marz 2021. Die offentliche Auslegung des
Planentwurfes erfolgte in der Zeit vom 21. April bis 25. Mai 2022. Jeweils zeitgleich wurden
auch die Behdrden und sonstigen Tréger offentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden
um Stellungnahme zur Planung gebeten.

Die eingegangenen Stellungnahmen wurden geprift und der Vorschlag fir die Abwagung
und die Satzungsfassung des Bebauungsplanes Nr. 73 erarbeitet.

Losungsvorschlag:

Die im Verfahren eingegangenen Stellungnahmen wurden geprift und sollen gemall dem
Vorschlag in Anlage 3 abgewogen werden. Wahrend der Offentlichkeitsbeteiligung wurden
seitens der Offentlichkeit eine Stellungnahme zum Bebauungsplanvorentwurf abgegeben.

Das Beteiligungsverfahren nach 883 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB fiihrte zu keinen
wesentlichen Anderungen der Planunterlagen. Es wurden nur erganzende Hinweise in die



Planbegrindung und den Bebauungsplan aufgenommen.

Es wird empfohlen, dem Abwagungsvorschlag (Anlage 3) zuzustimmen und den
Bebauungsplan Nr. 73 (Anlage 1) mit Begrindung einschlie3lich Umweltbericht (Anlage 2)
als Satzung zu beschlieRen.

Alternativen:

Wenn an dem Standort der geplante Berufsschulcampus des Landkreises entstehen soll,
gibt es zum Abwagungs- und Satzungsbeschluss keine Alternative. Wenn dem
Abwégungsvorschlag nicht gefolgt werden sollte, kénnte der Bebauungsplan Nr. 73 so nicht
beschlossen werden, da er auf der vorgeschlagenen Abwagung beruht. Damit kdnnten die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fir das Vorhaben vorerst nicht geschaffen werden.
Aus diesem Grund wird diese Alternative nicht empfohlen.

Beschlussvorschlag:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

1. Die zum Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Grinhufe® wahrend
der Beteiligung der Behorden, Nachbargemeinden und sonstigen Trager 6ffentlicher
Belange sowie der Offentlichkeit eingegangenen Stellungnahmen werden gemaR Anlage
3 abgewogen.

2. Auf der Grundlage des 8§ 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 20. Juli 2022 (BGBI. |1 S. 1353), wird der Bebauungsplan Nr. 73 der Hansestadt
Stralsund ,Erweiterung Berufsschulcampus in Grunhufe, gelegen im Stadttelil
Freienlande, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen
Festsetzungen (Teil B) in der Fassung vom Juli 2022 (Anlage 1) als Satzung
beschlossen. Die Begriindung vom Juli 2022 (Anlage 2) wird gebilligt.

Finanzierung:

Durch den Abwagungs- und Satzungsbeschluss entstehen keine unmittelbaren Kosten fir
den stadtischen Haushalt. Die Planung und die Grundstiickslibertragung ist Bestandteil des
Tauschvertrages mit dem Landkreis Vorpommern-Rigen.

Termine/ Zustandigkeiten:
Bekanntmachung der Satzung/Rechtskraft
Termin: ca. 1 Monat nach dem Birgerschaftsbeschluss bzw. Genehmigung der 22.

Anderung des Flachennutzungsplanes
Zustandig: Amt far Planung und Bau, Abteilung Planung und Denkmalpflege

Anlage 1_B 73_Plan Satzung Juli 2022
Anlage 2_B 73 Begrindung Satzung_Juli_22
Anlage 3_ Abwagung B-Plan 73 Gesamt

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow
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BEBAUUNGSPLAN NR. 73 DER HANSESTADT STRALSUND Planzeichenerklirung Teil B - Textliche Festsetzungen

"E 't B f h I - G - h f " Es gilt die Verordnung (iber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des 1. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Fliachen 9.
rwel eru ng eru SSC u campus In run u e Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 S. 58), (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) Der Bebauungsplan Nr. 73, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen

zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802). 1.1 Die als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht GFL 1 zu belastenden Flachen sind zugunsten des 4. Bodendenkmale Festsetzungen (Teil B), wurde am ................ von der Burgerschaft als Satzung beschlossen. Die
: " iste” Sowi . . . . Begril B lan einschlieRlich Anl it Beschl B h
Einfacher Bebauungsplan naCh § 30 AbS 3 BauGB I\:/)Vasslsr ll::nd B?denvzlrbagd(fas Barthe(/jKustg sc?vx;:e derein Rec;t;[s?achfocljger éu bbelasten. Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffillige Bodenverfirbungen entdeckt V;ar%rundung zugnebilﬁgfuungsp an einschliel3lich Anlagen wurde mit Beschluss der Burgerschaft
) 1. Festset bafsh echt um assr’: Ide © “gt”'_SZ?’ henL _terelc zur L‘S’I[fm a(’;ung es Lrabens zu werden, ist gemal § 11 DSchG M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehérde zu 777777 '
- Festsetzungen etahren sowie vorhandene unterirdische Leliungen zu erhaften und zu erneuern. benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern
Auf der Grundlage des § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 5. Bauwelss, Baulinien, Baugrenzen {59 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 nd 25 BauNvo) 12 Die als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht GFL 2 zu belastenden Flachen sind zugunsten der Odor Boauftragten ces \';zppiﬁgﬁtr:;zse;ﬁjsrch?%ds\?:ﬁ(?:gr:}af;fﬁ%ugnan;ngga:g:ggz
(BGBI. | S. 1353), wird nach Beschlussfassung durch die Birgerschaft vom ....................... folgende Satzung Uber den einfachen Bebauungsplan Nr. 73 "Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe", ——— 35 Baugrenze ggus 522;912rf;?\%gnion’;fefiféfslriefziﬁ”naC;‘:"Z'geérﬁ:ltt;i'iztgnz'uifieii‘r’:t umfasst die doch kann die Frist fiir eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren  Hansestadt Stralsund, den ............... Der Oberbiirgermeister
gelegen im Stadteil Grunhufe, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B ), erlassen. 4. Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Giitern und Dienstleistungen des éffentlichen und privaten 9 9 ' verlangert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V).
Bereichs, Flachen fir den Gemeinbedarf, Flachen fiir Sport- und Spielanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)
. 10.
o . 2. MaBnahmen zur Grundwasserneubildung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 5. Bodenschutz . . .
. . 4.1. Flachen fur den Gemeinbedarf N . .. . . .
Planze|chnung - Teil A M 1: 1.000 Stellplatze sind in wasserdurchldssiger Bauweise (Rasengittersteine, Okopflaster) Unbelasteter Oberboden ist wahrend der Bauphase in geeigneter Weise zu lagern und Eert Btebauungs1?I§|nB Nr. 53;1 be.sttehendf ?_tl.JSt der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen
7 — - u Zweckbestimmung: Schule herzustellen. im Baugebiet wiederzuverwenden (§ 202 BauGB). estsetzungen (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.
LS T o Das im Zuge der TiefbaumalRnahmen anfallende Aushubmaterial ist durch ein
N 20/ N, ) sachkundiges Ingenieurbiro entsprechend dem ,Mindestuntersuchungsprogramm bei
N P \\/\ - 6. Verkehrsflachen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 3. Anpflanzen von Biumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen unspezifischem Verdacht® der LAGA-Mitteilung 20 (Mitteilung der
, . . . e : : : : : : . . : : T\ ) = ) . ) . (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) Landerarbeitsgemeinschaft Abfall 20, Anforderungen an die stoffliche Verwertung von Hansestadt Stralsund. den ................ Der Oberbiirgermeister
AV U \ 6.3. Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung, 6ffentlich 3.1 Im Bereich der festgesetzten Umgrenzungsflache fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen mineralischen Reststoffen/Abfllen, Teil Il: Technische Regeln fiir die Verwertung, ’ 9
L > ~ 2NNV SN e e N e e k Zweckbestimmung: Rad- und Gehweg und Gemeinschaftsanlagen mit der Zweckbestimmung "Stellplatze" sind mindestens 10 Tabelle II. 1.2.-1) zu untersuchen, um eine Entscheidung Uber die Verwertung bzw.
: N/ ..... " . 6 ' standortgerechte gro3kronige Laubbaume der Pflanzqualitdt Hochstamm, StU 16/18 cm, Beseitigung des Aushubbodens treffen zu kdnnen. 1.
HansestadtStralsund |, . . . . .\l 000 07 S 2N ONN\NGESO e e e o dN L., T T T 3xv. DB zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumscheiben sind dauerhaft zu Anfallendes Aushubmaterial, das den Zuordnungswert Z 2 gemaR® LAGA-Mitteilung 20  Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf
Slemfrkung Grinhufe O N N . v A 6.4. Einfahrt/Ausfahrt begrinen. (Teil Il, Kap. 1.2.3.3) Uberschreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustufen  Dauer wahrend der Dienstzeiten von jedermann eingesehen werden kann und Uber den Inhalt
ur . . . RT
""" : O A oLy st und fachgerecht zu entsorgen. Auskunft zu erhalten ist, sind am .............. im Amtsblatt Nr. .... ortsiblich bekannt gemacht
<§> X i R N S e 3.2 Entlang der festgesetzten Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung "Rad- und Gehweg" worden.
< S OV N U N/ e . 8. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) sind wegebegleitend zur Verkehrsflache mindestens 8 standortgerechte grofikronige 6. Externer Ausgleich In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und
. @ > . Ne o o o o s de Laubbaume der Pflanzqualitdt Hochstamm, StU 16/18 cm, 3xv. DB zu pflanzen und Mafnahmen, die zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft gemat § 1a Formvorschriften und den Mangeln der Abwagung sowie die Rechtsfolgen (§§ 214, 215 Abs. 2
. . . SRR A EVN . 8 unterirdisch dauerhaft zu erhalten. Die Baumscheiben sind dauerhaft zu begriinen. : gl 9 : ge BauGB sowie § 5 KV M-V) und weiter auf Falligkeit und Erléschen von Entschédigungsanspriichen
. P . s Abs. 3 BauGB umzusetzen sind, werden aulerhalb des Plangebietes durch die (§ 44 BauGB) hingewiesen worden
..... @ : > P - (/‘t . N D ; - 3.3 An den in der Planzeichnung mit Pflanzgebot festgesetzten Stellen ist je ein Zuordnung eines Kompensationstberschusses aus festgesetzten Mafinahmen zum |
"""" 5 D : 72 g 9. Grunflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) ’ 9 9 estg J Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB (B-Plangebiet 3.7 und B-Plangebiet 65)
.......... g e N = e e s Al e e e e e e e e e e e e e standortgerechter Laubbaum der Pflanzqualitdt Hochstamm, StU 16/18 cm, 3xv. DB zu erbracht. Die Flachen befinden sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund auf . . ) .
------ 7 S = S > v < NJ . SRR S : , pflanzen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzten. Die Baumscheiben sind dauerhaft ' S N =lgentu Die Satzung ist mit Ablauf des ................ in Kraft getreten.
.................. TANG e e A e e v« s s e s s e ' beari Die Pfl tandorte diirf bi 5 bweich folgenden Flursticken: Gemarkung Zitterpenningshagen Flur 1 91/1, 98/2, 100/2, 101/2,
.................. D S ) T P e R 9. Offentliche Griinflachen zu begrunen. Lie Fllanzstandorte durien um bis zu 5 m abweichen. 102/2, 103/2 und 104/2 (fur B-Plangebiet 3.7), und in der Gemarkung Stralsund, Flur 2,
: : N : . . : ) . . y o« o fe : : : : . e Zweckbestimmung: Parkanlage 17/31 und 18/30 (flr B-Plangebiet 65).
""" * N Nt : O A . \ = 4. Zuordnungsfestsetzung der okologischen Ausgleichsflachen bzw. -maBRnahmen H tadt Stralsund. d Der Oberbi st
-------- N : G I I I g o . : ansesta ralsund, den ................ er Oberbiirgermeister
........ N . . e s s e e & o s s+ s e+ e o 2 e\ == 10. Wasserflachen und Flachen fiir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des [§§ 13B5abAbs. 1 BIaUGNB’ 539 Abcsj' 1a lBau(tEB I:]/Tf § :ﬂa ﬁ‘bs'A?' Blal'_'c;B) dnet 9
........ N\ o/ ) e e s s e s s e e e e e e Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 4 BauGB) eém bebauungsplan Nr. werden als naturschutzrachlicher Ausgleich zugeordnet: Verfahrensvermerke
----- N L i R\ I G G A 102, mgrenzung von Flachen fir die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die 1. Die festgesetzten 20 Baumpflanzungen im Bereich der Flache fur den Gemeinbedarf
72 NSV W\ " Regelung des Wasserabflusses und entlang der Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung "Rad- und Gehweg". 1. ) .
T~ \ ¢\ &\ RS / Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Buirgerschaft vom 05.11.2020. Die
30m -Waldabstand UM -Waldabsland bt e ek = 0 [0 e e e Y 13. Planungen, Nutzungsregelungen, MaRnahmen und Flachen fir MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 2. Der Kompensationsuberschuss aus dem_BebauungSplan Nr. 65 "Wohngebiet Ostlich ortstibliche Bekanntmachung ist im Amsblat Nr. 12 am 18.12.2020 erfolgt. B E BAU U N G S P LAN N R- 73
. . .. . Entwicklung von Natur und Landschaft ~ (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) der Hochschulallee" in Hohe von 3.406 KFA (m?). nE t B f h | I G ) h f "
N e wn w——— 7 UM o [ SO P - . N — et 2 S | rweiterung Berufsschulcampus in Grunhufe
B\ b R 2 AR Y /2 7 ol ¢ - Der ompensationsubersenuss aus cem Bebauungspian r. 5.7 sewerbegenie Die fiir die Raumordnung und Landesplanung zusténdige Behérde ist gemaR § 17 LPIG M-V mit Einfacher Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 3 BauGB
S 260 8 ’ vt R g /5. Sonstige Planzeichen Stralsund SUd" in Hohe von 23.979 KFA (m?). Schreiben vom 22.02.2021 beteiligt worden. gspian gem. '
58 m 4 U/ -
N V. 1\ . ¢« o s e s . 10m - 466 o : ................. . o o oe i - f————— K Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und
A T N W S QZ\/ : . o e v b e e e e e e e e e e e e . . o e T : | 15.3. Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 und 22 BauGB) 3_. ) - ) - o . Stand Juli 2022
L G R L R L B A A U 0 O I R v S AL L S L R S L L * e * L ! } St Zweckbestimmung: Stellplatze Die fruhzeitige Burgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist in Form einer
U U | B P - A I D T e H . Internetbeteiligung vom 24.02.2021 bis 12.03.2021 durchgefiihrt worden.
o , - O A NN N T A Hinweise
5 |
G VA I W R R B I e I . L LI L L ) Q Nt e Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen
| 25m oS 155 ’
£ 5 [ — I - -, AN e M s s s e o = .
o L,s _ /; St N D .281: ..... A N (§ 9 Abs.1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) 1. Waldabstand 4
— — - i I LREEEEEIEZIEIEKEY T SKRROeSTTERESCE e e AN NN N o _ Innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes sind Nebenanlagen im Sinne von § 14 Die von der Planung berlhrten Behdérden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind mit
.« . R ! = 282 » DA< —— 15.13. gg”jgﬁ‘?égﬂgghe” Geltungsbereiches BauNVO, die dem sténdigen oder auch nur voriibergehenden Aufenthalt von Menschen Schreiben vom 22.02.2021 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.
e ‘;llp_“j_oio_ 7 RRERed - dienen konnen, unzulassig. Ausnahmen von der Einhaltung des Waldabstandes konnen
= {)/(17 _ ~TC. . - gem. § 2 WaldAbstVO M-V zugelassen werden. .
Y - T Y &Y ¢ DERUNYAC A DI IS N . SEGEGEGNS O EOEOREOIOEOIOED SO EIES :
~ 4 BT }E w \) <indena|lee 7 /"',/E jg S 3§m ?Wagnh?m{m?—%"l inderatiee— — : ; . . - 2. Artenschutz Die Biirgerschaft hat am 10.03.2022 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 73 mit Begriindung
[ > —— L 7 . sA\ SR - A 2. Nachrichtliche Ubernahmen : : : und Anlagen gebilligt und zur 6ffentlichen Auslegung bestimmt
1\ = \ . ﬁ* _\(\\\ T g.}/gf‘?‘ Ny COCIC) Gy ) ) ) T ) e PR ETRE* 12, Flachen fir die Landwirtschaft und Wald (8 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGE Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des :
i - \J—— \\ /// . ; : = \ - Flachen flr die Landwirtschaft und Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB) Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), insbesondere auf die Vorschriften fiir
77— ] ’ —={ L = @ ----- besonders geschutzte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach § 44 ff wird 6
. .o |:} ) N (O U0 S 7 NS T I ORI 12.2.  Flachen fiir Wald auRerhalb des Geltungsbereich i i i - ind i :
B . % . ;.?} 3 g | @ ----- achen THr THalc atiberhalb des Bettingsbereiches hlngeW|es.en. Bei der Umsetzung des B-Plans sind insbesondere folgende Mafigaben zu Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 73, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
# S st 0 T e~ NN\~ Ty e~ = T NN | e beachten: textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie die Begriindung und Anlagen, haben in der Zeit vom
» ' 4 : — I 30m - Waldabstand gem. § 20 LWaldG M-V nach Waldumwandlung oo Zur Vermeidung einer Verletzung, Totung oder Storung von Fledermausen ist eine 21.04.2022 bis 25.05.2022 nach § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen. Die o6ffentliche
“ e . . fachlich versierte Okologische Baubegleitung (OBB) zu beauftragen, welche die Auslegung ist mit Hi__nWGiS, dass Anregungen _wéhrenq der Auslegungsfr.ist von jedermann
A i EiE 3 13. Planungen, Nutzungsregelungen, Mafnahmen und Flachen fiir MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entnahme der Geholze betreut und diese im Vorfeld auf Besatz kontrolliert. Bei vorgebracht werden konr_‘_en_ und auch Gelegenheit zur Erorterq_ng gegeben wird, im Amtsplatt Nr.
_w\ - ) Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) Funden von Fledermausen in den betroffenen Gehdlzen sind die Fallarbeiten 4 vom 09.04.2022 ortstiblich bekannt gemacht worden. Wahrend des Auslegungszeitraums
: e unverziiglich einzustellen und es ist eine Abstimmung mit der Unteren waren die ausgelegten Planunterlagen a'uch im Inte'r.net auf der Homepage der Hansestadt
! Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechtes Naturschutzbehdérde (UNB) des Landkreises Uber das weitere Vorgehen Stralsund unter www.stralsund.de/oeffentllchIfeltsbetelll_gung und im Bau- und Planungsportal
| g «* 13.3.  (§ 9 Abs. 6 BauGB und § 22 BNatSchG) herbeizufiihren M-V unter https://bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene einzusehen.
e | hier: Gesetzlich geschiitzte Biotope gem. § 20 NatSchAG M-V S . . . ]
¢ oo Zur Vermeidung der Verletzung, Totung und Storung von Brutvogeln muss die
I L Baufeldfreimachung inklusive Baumféllungen zwischen 30. November und 1. 7.
% 3. Planzeichen ohne Normcharakter Februar begonnen und ohne groRere Pausen durchgefihrt werden. Der katasterméRige Bestand im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 73 am
_Il L y = oo Fir den Verlust von drei Baumen mit Quartierpotenzialen fiir Fledermduse und | .o wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen
2 5 N ruwandelnde Waldfiachen Hohlenbriitern erfolgt die Schaffung von drei Ersatzquartieren (Fledermauskésten) Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prifung nur grob erfolgte, da die
| = il _ L/ i\ 7 W’m ' e sowie von drei Nistkasten fir Hohlenbriiter aus Holzbeton in Abstimmung mit der rechtsverbindli_g:he Liggenschaftskarte (ALKIS-Grunddatenbestand) im Mafstab 1: 1.000 vorliegt.
2 4 / 0 _| P ) OBB nach den im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag benannten Kriterien im Regressanspriiche konnen nicht abgeleitet werden.
5 H LT sil= ‘|il\ —Ier:éﬂ - angrenzenden Gehdlzbestand aullerhalb des Eingriffsbereichs. Die Malinahmen
I il | % J U a/ I3 % 4. Plangrundlage missen drei Monate vor der Entnahme der Gehélze abgeschlossen und
) / N ] N funktionsfahig sein (CEF-Malinahmen). Die Ersatzquartiere sind dauerhaft (25
ey . VA Flurstiicksarenze Jahre) zu erhalten. Hansestadt Stralsund, den ................ offentlich bestellter Vermessungsingenieur
"“‘“mm‘“]P — S<EinL 3T T J urstucksg oo Zur Vermeidung der erheblichen Stérung der lokalen Population von Fledermausen
Bremer Strale S ; g 287 Flurstiicksbezeichnung ist die. AuBenbeIeuchtun_g .im Planlgebiet nagh den im Aﬁengghutzrechtlichen
N / ﬂ N Fachbeitrag benannten Kriterien auf ein notwendiges Mal3 zu beschranken. 8.
2 /J L_ @ Baum Die Burgerschaft hat die vorgebrachten Anregungen der Blrger sowie die Stellungnahmen der
* 7 || . .. Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange am ................ gepriift. Das Ergebnis der
N | 7 | 5 b’ b 3. Biotop- und Geholzschutz Abwagung ist mit Schreiben vom ................ mitgeteilt worden. ] H
2 > ) B Béschun Die Gehdlzbestande und die Feuchtbiotope sind vor Beginn der Bautatigkeiten durch Ubsichtsplan im MaBstab 1 : 8.000
g entsprechende MaRnahmen in Anlehnung an die DIN 18920 zu schiitzen (Abgrenzung Auszug aus der digitalen Stadgrundkarte der Hansestadt Stralsund
Hinweis Plangrundlage: mit einem Schutzzaun). Baugerate und Maschinen durfen nicht im Wurzelbereich von :
Zeichnerische Grundlage ist die digitale Stadtgrundkarte der Hansestadt Stralsund unter Einarbeitung der amtlichen Liegenschaftskarte (ALKIS) vom November 2020. Gehdlzen abgestellt werden. S
Hinsichtlich méglicher Lageungenauigkeiten kénnen keine Regressanspriiche geltend gemacht werden. Hansestadt Stralsund, den ................ Der Oberbliraermeister i —
d Soprietont | g e Hansestadt “ Stralsu nd
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TEIL | - BEGRUNDUNG

1 Anlass
1.1 Anlass und Ziele der Planung

Der Landkreis Vorpommern-Riugen beabsichtigt, die bisher im Stadtgebiet verteilten Berufs-
schulen zusammenzufihren und an einem Standort zu bindeln. Dazu soll im Stadtgebiet
Grunhufe ein Berufsschulcampus des Regionalen Beruflichen Bildungszentrums des Land-
kreises Vorpommern-Rugen entstehen.

Derzeit werden an den drei bestehenden Standorten in Griinhufe, Knieper West und auf dem
Déanholm 955 vollzeitdquivalente Schiler in den Fachbereichen Technik & Handwerk, Wirt-
schaft & Verwaltung, Sozialwesen und am Fachgymnasium unterrichtet. Bei jetzigem Entwick-
lungsstand ist damit zu rechnen, dass die Schilerzahlen vor allem im Sozialwesen stetig wei-
ter steigen werden. Den zu erwartenden Bedarf von zukiinftig etwa 1.200 Schulern kénnen die
vorhandenen baulichen und koordinativen Gegebenheiten nicht absichern.

Die Zusammenlegung an einem Standort wird zu Synergien bei Kommunikation und Administ-
ration zwischen den einzelnen Abteilungen fuhren. Alle Fachbereiche werden erweitert und
das gegenwatrtig haufige Pendeln von Lehrkraften entféllt. Eine zusatzliche Verbesserung des
Schulalltags ergibt sich durch die direkte Unterbringung und Versorgung der Schiiler auf dem
Campus. Zur Campusbildung wird das gesamte Gebiet im Umfeld der bestehenden Berufs-
schule in Griinhufe betrachtet. Hierzu zahlen somit auch das Parkhotel mit Garagen, das Haus
der Wirtschaft, die bestehenden Parkplatze sowie die sudlich gelegene Freiflache.

Geplant sind flr den Ausbau als zentraler Berufsschulcampus der Neubau einer Sporthalle,
zwei neue Gebaude fur die Bereiche Sozialwesen und Wirtschaft/Verwaltung sowie die Erwei-
terung der Stellplatze. Da das bestehende Areal keine vollstandige Umsetzung der geplanten
Nutzungen ermdglicht, ist eine zusatzliche Campuserweiterung nach Norden Uber die Lin-
denallee hinweg notwendig. Auf den Flachen ndérdlich der Lindenallee besteht jedoch kein
Baurecht fur die Erweiterung des Schulcampus bzw. die Errichtung eines Parkplatzes. Um die
bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir das Vorhaben zu schaffen, hat die Birgerschaft
der Hansestadt Stralsund am 5. November 2020 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 73
aufzustellen. Mit dem Beschluss wurde gleichzeitig die Einleitung des 22. Anderungsverfah-
rens fur den Flachennutzungsplan und die Anpassung des beigeordneten Landschaftsplanes
beschlossen.

1.2 Raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich im Stadtgebiet Griinhufe, Stadtteil Freienlande. Der ca. 1,3 ha
groRe Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst Teile der Flurstiicke 289, 288, 287,
466, 283, 282, 281, 274/4 und 465/3 der Flur 1 der Gemarkung Griunhufe. Er wird wie folgt
begrenzt:

— Im Westen, Norden und Osten durch den Stadtteilpark Grinhufe (nérdlicher Teil) und

— im Suden durch die Lindenallee.

1.3 Plangrundlage

Zeichnerische Grundlage der Planzeichnung ist die digitale Stadtgrundkarte unter Einarbei-
tung der ALK mit Stand vom November 2020. Hinsichtlich mdglicher Lageungenauigkeiten
kénnen keine Regressanspriche geltend gemacht werden.
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2 Ubergeordnete Planungen
2.1 Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitplane an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Als
Vorgaben der Raumordnung sind fir die Aufstellung des Bebauungsplanes das Landesraum-
entwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V vom 27. Mai 2016) sowie das
Regionale Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP vom 19.08.2010) maf3geb-
lich.

2.1.1 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V)

Im LEP M-V ist die Hansestadt Stralsund gemeinsam mit der Universitats- und Hansestadt
Greifswald als Oberzentrum der Region ausgewiesen. In Bezug auf das Vorhaben sind fol-
gende Grundsatze und Ziele fur den Bebauungsplan relevant:

Grundsatz 4.1 (1)

,Die Neuausweisung von Siedlungs- und Verkehrsflachen soll landesweit reduziert werden.
Dabei sollen die Anforderungen an eine ressourcenschonende und nachhaltige Siedlungsent-
wicklung, an den Umgang mit den Auswirkungen des demografischen Wandels sowie an Stra-
tegien zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung berticksichtigt werden.”

Der Grundsatz wird beriicksichtigt. Die Ausweisung der Gemeinbedarfsflache erfolgt im Be-
reich bestehender Freizeit- und Erholungsflachen und fiihrt damit zu keiner Vergrof3erung der
Siedlungs- und Verkehrsflachen der Hansestadt. Die GroRe des Geltungsbereiches be-
schrankt sich auf das zur Abdeckung des Bedarfs erforderliche Malf3.

Ziel 4.1 (5)

»In den Gemeinden sind die Innenentwicklungspotenziale sowie Mdglichkeiten der Nachver-
dichtung vorrangig zu nutzen. Sofern dies nachweislich nicht umsetzbar ist, hat die Auswei-
sung neuer Siedlungsflachen in Anbindung an die Ortslage zu erfolgen. [...]*

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die Lindenallee und diese an den Berufsschulcampus.
Nordlich und ostlich befinden sich die Sport- und Freizeitflachen des Stadtteilparks. Die Pla-
nung beschrénkt sich damit auf vorgepragte Flachen des Siedlungsbereiches und nimmt kei-
nen unberthrten Landschaftsraum in Anspruch.

Ziel 5.4.1 (3)

LHauptstandorte der ,Regionalen Beruflichen Bildungszentren“ sind die Oberzentren und ge-
eignete Mittelzentren.”

Angesichts der Ausweisung der Hansestadt Stralsund als (Teil-)Oberzentrum wird das Ziel
beachtet.
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2.1.2 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP VP)

Auch nach dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Vorpommern ist Stralsund gemein-
sam mit Greifswald das Oberzentrum der Planungsregion Vorpommern. Fir die Aufstellung
des Bebauungsplanes sind insbesondere folgende Grundsétze des RREP relevant:

Grundsatz 4.1 (2)

,Die Siedlungsentwicklung soll die optimale Nutzung der vorhandenen sozialen, kulturellen,
sportlichen, wirtschaftlichen und technischen Infrastruktur untersttitzen. Die Siedlungsentwick-
lung soll eine raumliche Zusammenfiihrung von Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Dienstleis-
tung und Kultur beférdern.”

Die Zusammenfuhrung der bisher im Stadtgebiet verteilten Berufsschulen biindelt die Kompe-
tenz zuklnftig an einem Standort mit der bestehenden Infrastruktur. Durch die umliegende
Wohnbebauung wird eine raumliche Zusammenfihrung von Wohnen und Arbeiten im Sinne
der raumordnerischen Vorstellung erméglicht.

Grundsatz 4.1 (7)

,Die Siedlungsentwicklung soll sich unter Berticksichtigung sparsamer Inanspruchnahme von
Natur und Landschaft vollziehen. Dabei ist den Anspriichen an eine ressourcenschonende
Okologische Bauweise Rechnung zu tragen.*

Der Grundsatz wird berticksichtigt. Die Dimensionierung der Stellplatzanlage beschréankt sich
auf das zur Abdeckung des Bedarfs erforderliche MaR3. Die Befestigung der Parkplatze soll in
wasserdurchlassiger Bauweise erfolgen. Die Stellplatze und die Dreifeldhalle werden so an-
geordnet, dass Eingriffe in geschitzte Biotope und Waldflachen weitestgehend vermieden
werden.

Weiterhin sind folgende Ziele des RREP relevant:

Ziel 6.2.2 (2)

~Standorte von Beruflichen Schulen sind das gemeinsame Oberzentrum Stralsund — Greifs-
wald, und die Mittelzentren Ribnitz-Damgarten und Wolgast. [...] Die Beruflichen Schulen sol-
len sich zur Entwicklung einer zukunftsfahigen Bildungslandschaft in Vorpommern weiter pro-
filieren.*

Gemal Begrindung der Zielfestlegung im RREP hat sich der Regionale Planungsverband
Vorpommern zu einer Beruflichen Schule pro Gebietskdrperschaft bekannt. Auf der Grundlage
seines Konzepts zur Gestaltung einer tragfahigen Berufsschulstruktur in Vorpommern soll trotz
der in Zukunft stark abnehmenden Schilerzahlen ein leistungsfahiges und bedarfsgerechtes
Angebot in der beruflichen Aus- und Weiterbildung gewdahrleistet werden. Dazu sollen gemaf
§ 29 SchulG Regionale Berufliche Bildungszentren (RBB) entwickelt werden.

Dem Ziel wird entsprochen. Die Entwicklung eines Berufsschulcampus entspricht dem § 29
SchulG M-V.

Damit folgt die Planung den vorgenannten Zielen und Grundséatzen der Raumordnung. Das
Amt fur Raumordnung und Landesplanung Vorpommern hat mit Schreiben vom 07.04.2021
eine positive landesplanerische Stellungnahme im Rahmen der Plananzeige abgegeben.
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2.2 Darstellungen des Flachennutzungsplanes

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Hansestadt Stralsund, genehmigt mit Be-
scheid der héheren Verwaltungsbehérde vom 08.05.1999, Az. 512.111-05.000, stellt das Plan-
gebiet als Grinflache mit der Zweckbestimmung ,Parkanlage® dar. Auf Grundlage der Griin-
flachendarstellung wurde der etwa 14 ha grofRe Stadtteilpark Griinhufe angelegt. Die an den
Stadtteilpark angrenzenden Flachen sind Uberwiegend als Wohnbauflache dargestellt.

Damit der Bebauungsplan gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan entwickelt
werden kann, wird der Flachennutzungsplan im Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3 BauGB ge-
andert. Das Anderungsverfahren wurde mit dem Beschluss der Burgerschaft vom 05.11.2020
eingeleitet. Ziel der 22. Flachennutzungsplananderung ist es, das B-Plangebiet und die sidlich
angrenzende Flache des zukinftigen Berufsschulcampus einheitlich als Flache fur den Ge-
meinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule® darzustellen.

2.3 Inhalt des Landschaftsplanes

Der dem Flachennutzungsplan beigeordnete Landschaftsplan stellt das Plangebiet als Allge-
meine Griinflache - Parkanlage dar. Uberlagernd ist im nordlichen Anderungsbereich ein
Sport- und Bolzplatz dargestellt. Daher hat die Birgerschaft der Hansestadt Stralsund be-
schlossen, parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes auch den Landschaftsplan zu an-
dern. Der Bereich wird zuklinftig als ,Bauflachen gem. § 5 BauGB, Bahnanlagen und Flachen
fur Ver- und Entsorgungsanlagen” dargestellt.

2.4 Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel

Bei der Aufstellung von Bauleitplanen soll gemaf? § 1a Abs. 5 BauGB den Erfordernissen des
Klimaschutzes sowohl durch MaRnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.
Dieser Grundsatz ist in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu bertcksichtigen.

Als Grundlage hierfir dient u. a. das Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund (Oktober
2010), das darauf abzielt, den CO2-Ausstol3 alle funf Jahre um 10 % zu vermindern. Dazu wird
ein Paket von 36 KlimaschutzmaRnhahmen benannt, von denen fir das vorliegende Bauleit-
planverfahren aufgrund der besonderen Planungsziele und der Charakteristik des Plangebie-
tes keine Malnahme unmittelbar Anwendung finden kann.

2.5 Begrindung der Inanspruchnahme von Waldflachen

Im Umfeld des Plangebietes hat sich ein flachiger Gehdlzbestand ausgebildet, der geman Be-
scheid der Forstbehtrde vom 23. Oktober 2018 (Az. 7442. 2 - 23.10.18) Uiberwiegend als Wald
im Sinne von § 2 LWaldG M-V anzusprechen ist. Anteilig ragt der Wald auch in das Plangebiet
hinein. Fur die im Plangebiet und innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes von 30 m gele-
genen Flachen mit einer Grof3e von etwa 3.861 m? ist eine Waldumwandlung nach 8§ 15
LWaldG M-V durchzufihren.

Gemal 8§ 1 Abs. 2 BauGB soll die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich oder als
Wald genutzter Flachen begriindet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den Méglichkeiten
der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflachen, Geb&u-
deleerstand, Bauliicken und andere Nachverdichtungsmaglichkeiten zahlen kénnen.
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Der Verlust von Waldflachen re-
sultiert zum einen aus der direk-
ten Inanspruchnahme von Wald-
flachen durch die Anordnung der
geplanten Nutzungen und zum
anderen aus der indirekten Be-
troffenheit zur Einhaltung des
Waldabstandes vom 30 m gem.
§20 LWwaldG M-V iV.m. 8§81
WAbstVO M-V. Dabei ist zu be-
ricksichtigen, dass in Abstim- 22
mung mit dem zustandigen
Forstamt Schuenhagen Stell-
platze gem. § 2 WaldAbstVO M-
V auch innerhalb des Waldab-
standes zugelassen werden :
konnen und hierfur innerhalb des 2
30 m Waldabstandes keine
Waldumwandlung notwendig ist.

Abbildung 1: Forstbehérdlich festgestellte Waldflachen im Um-
feld des Plangebietes.

2.5.1 Priafung von Standortalternativen

Zunachst wurden Standortalternativen geprift. So wurde beispielsweise untersucht, ob der
Berufsschulcampus auf dem Gelénde der derzeitigen Berufsschule am Heinrich-Heine-Ring
errichtet werden kann. Die hier vorhandenen Flachen im Eigentum des Landkreises hatten fur
die Umsetzung jedoch nicht ausgereicht, so dass zusatzliche Flachen von der Hansestadt
Stralsund erforderlich gewesen waren. Es fanden diesbeziiglich auch erste Gesprache statt.
In den vorhandenen Gebauden auf dem entsprechenden Grundstlick bestanden jedoch noch
laufende Mietvertrage, die nicht kurzfristig kiindbar waren. Aus diesem Grund wurde die Ent-
wicklung des Alternativstandortes nicht weiter untersucht. Andere geeignete Alternativstand-
orte stehen im Stadtgebiet der Hansestadt Stralsund nicht zur Verfigung.

2.5.2 Ermittlung des Stellplatzbedarfes und Prufung der bestehenden Parkmdglichkei-
ten

Die Ermittlung des bendtigten Stellplatzbedarfes erfolgt auf Grundlage der 7. Satzung der Han-
sestadt Stralsund Uber die Herstellung notwendiger Stellplatze oder Garagen sowie die Ablo-
sebetrage (Stellplatzsatzung). Bei einer angenommenen Schilerzahl von 1.785 Schilern
ergibt sich gemanR der Satzung ein Stellplatzbedarf von insgesamt 250 Stellplatzen (vgl. Abbil-
dung 2). Weiterhin sind fur die Dreifeldhalle weitere 81 Besucherstellplatze zu bericksichtigen.

Damit ist insgesamt ein Stellplatzbedarf von 330 Stellplatzen zu beriicksichtigen. Das zukinf-
tige Campusareal soll mdglichst autofrei gestaltet werden, hindernisfrei begehbar und ein
Treffpunkt fur die Schiler zum Austausch und zur Erholung sein. Auch die Vermeidung von
Abgasen und Autolarm wéhrend des Schulbetriebs einschlie3lich der Pausen im Freien be-
schrankt die Anzahl der moglichen Stellplatze auf dem zukinftigen Campusareal und macht
die Ansiedlung von Parkplatzen aufRerhalb des Campusgeléandes notwendig. GemaR der
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Machbarkeitsstudie vom 30.11.2021* kénnen auf dem zukiinftigen Campusgelande nur 88 der
330 bendtigten Stellplatze untergebracht werden. Die Umsetzung der geplanten Bebauung auf
dem Campusgelénde erfordert daher die Schaffung zuséatzlicher Parkflachen au3erhalb des
Schulgelandes. Der Bebauungsplan erméglicht die Umsetzung einer Stellplatzanlage mit etwa
220 Stellplatzen. Bei der angenommenen Schulerzahl ergibt sich damit zur Schonung des
AulRenbereiches und der Waldflachen ein rechnerisches Defizit von etwa 20 Stellplatzen.

Nutzungsart |Richtzahlen fir Stellplatzbedarf Zahl der Stellpatze

1 Stellplatz je 25 Schiiler 71

32 zusatzlich 1 Stellplatz flir je 5 bis 10 Schiler tber
18 Jahre 179
angenommen: 10 Schiiler
Zwischensumme: 250
Dreifeldhalle mit ca. 200 Besucherplatzen
BGF 3.025 m?

54 1 Stellplatz je 50 m?* 81

3.025 m?/ 50 m*
zusatzlich 1 Stellplatz je 10 Besucher

Gesamt 330

Abbildung 2: Ermittlung des Stellplatzbedarfes anhand der Stellplatzsatzung (Quelle: Berechnung des
LK VR)

In zumutbarer Entfernung (dazu OVG Munster Urt. v. 14.06.2010, Az. 7 A 2836/08) befinden
sich nach einer Luftbildauswertung keine freien Stellplatze in ausreichender Grél3enordnung.
Daher ist die Anlage einer eigenstandigen Stellplatzanlage erforderlich. Diese kann auf den
unbebauten Flachen nérdlich des Campusareals entstehen. Mit etwa 220 geplanten Stellplat-
zen wird noch nicht der rechnerische Bedarf erreicht, sodass die Reduzierung bereits der Min-
derung des Flachenverbrauchs und der Waldinanspruchnahme dient.

2.5.3 Prufung verschiedener Bebauungsvarianten

Zur Minderung der Waldinanspruchnahme wurden nach erfolgloser Standortalternativenpra-
fung verschiedene Bebauungsvarianten geprift. Dazu wurde das Landschaftsarchitekturbiiro
osigus + meimerstorf mit der Gegentberstellung des Waldeingriffs fur vier Konzeptvarianten
beauftragt.

1. Variante 1

Im Rahmen der Stellungnahme gem. § 4 Abs. 1 BauGB hat der Landkreis Vorpommer-Rigen
(FG Gebaudemanagement) mit Schreiben vom 26.03.2021 an die Hansestadt Stralsund als
Plangeber herangetragen, abweichend zum Bebauungsplanvorentwurf im Bereich nordlich

1 Architekturbiiro Mittelbach: Machbarkeitsstudie Berufsschulcampus des Landkreises Vorpommern-
Rugen Standort Stralsund, Stand 30.11.2021
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der Lindenallee neben einer Stellplatzanlage eine Dreifeldsporthalle mit Tribtne errichten zu
wollen. Diese war bislang auf dem zukinftigen Campusgelande sudlich der Lindenallee vor-
gesehen, jedoch werden die Flachen nun bendtigt, um dort Ausbildungszweige unterzubrin-
gen, welche urspringlich im Haus der Wirtschaft vorgesehen waren.

Die Variante 1 sieht die Dreifeldsporthalle im westlichen Bereich vor, ndrdlich und Ostlich da-
von sollen die bendétigten Stellplatze so angeordnet werden, dass eine Waldinanspruchnahme
weitestgehend vermieden wird. Daher stellt die Variante 1 die auf dem Papier zunéchst insge-
samt waldschonendste Variante dar, die aber den Graben entlang der Lindenallee und den
5 m-Gewasserrandstreifen nach 8 38 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WHG nicht bertcksichtigt. Unter
Berlcksichtigung des Grabens und des Gewasserrandstreifens ware von einem tatsachlich
hoheren Waldeingriff auszugehen.

Seitens der Hansestadt Stralsund wird diese Variante abgelehnt, da sie sich durch einen sehr
grof3en Flachenverbrauch kennzeichnet (Inanspruchnahme ca. 1,3 ha ohne Berticksichtigung
des Grabens und des Gewasserrandstreifens) und den baulichen Eingriff in die 6ffentliche
Parkanlage der Stadt nicht auf das notwendige Mal3 beschrénkt. Die Variante verhélt sich aus
Sicht des Plangebers riicksichtslos gegeniber der nérdlich angrenzenden Skate-Anlage, wel-
cher auch aufgrund der Lage in einem sozial benachteiligten Stadtteil eine besondere Bedeu-
tung beigemessen wird.

Der Variante 1 steht auf3erdem ein Vollzugshindernis entgegen, welches die Erforderlichkeit
des Bebauungsplanes gem. § 1 Abs. 3 BauGB in Frage stellt. So fuhrt sie zu einem unmittel-
baren Eingriff in nordlich gelegene gesetzlich geschitzte Biotope. Dabei handelt es sich um
Rohrglanzgrasrohricht (VRR, 8 20), Rasiges Grol3seggenried (VGR, § 20) und Schilf-Landroh-
richt (VRL, § 20).

Die Variante 1 wird daher von der Stadt als Plangeber abgelehnt und nicht als Grundlage fur
den Bebauungsplan genommen.

2. Variante 2

Als Gegenvorschlag auf die vom Landkreis eingereichte und von der Stadt abgelehnte Vari-
ante 1 wurde die Variante 2 erarbeitet. Sie kennzeichnet sich durch eine kompaktere Anord-
nung der Stellplatze und der Sporthalle (Geltungsbereich ca. 1,2 ha unter Bertcksichtigung
der Graben mit den Gewasserrandstreifen). Vorgesehen sind die Anordnung der Sporthalle im
Bereich ostlich des FuRR- und Radweges und eine kompakte Stellplatzanlage mit 210 Stellplat-
zen westlich davon. Der gewéhlte Standort der Sporthalle ist aus stadtebaulicher Sicht der
Vorzugsstandort, da die geplante Nutzung die mit dem angrenzenden Hartplatz bereits beste-
hende Sportplatznutzung réaumlich-funktional erganzt. Die Sporthalle wird als deutlich wahr-
nehmbares Gebaude in Richtung des geschlossenen Siedlungszusammenhangs gesetzt und
wirkt weniger stark in die freie Landschaft. Jedoch ist mit dem neuen Standort eine Umverle-
gung der querenden Hauptgasleitung erforderlich.

Im Gegensatz zum vorhergehend erlauterten Bebauungskonzept ist die Ausdehnung nach
Norden geringer, sodass Eingriffe in das geschiitzte Biotop vermieden werden und ein sozialer
Abstand zur Skate-Anlage gewahrt wird. Die Anordnung der Stellplatzanlage berticksichtigt
den vorhandenen Grabenverlauf und den Schutzstreifen entlang der Lindenallee und sieht
eine naturnahe Umverlegung des abzweigenden, nicht klassifizierten Grabens im westlichen
Bereich vor.

Die Variante 2 fuhrt mit insgesamt 5.403 m? jedoch zu einem h@éheren Waldeingriff, als die
Variante 1 mit 2.371 m2. Daher hat das Forstamt Schuenhagen um eine weitere Variantenpri-
fung gebeten. Zur Priifung wurden durch das Landschaftsarchitekturbiro osigus + meimerstorf
die Varianten 3 und 4 erarbeitet.

11



Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe

Beagriindung, Stand Juli 2022
| Vo
/ LTI LT T TN T I Lo 7
Ll unn

Variante 2

arian
Gesamteingriff in Waldflachen 2.371 m2, davon Gesamteingriff in Waldflachen 5.403 m2, davon
1.569 m2 Direkteingriff 2.256 m? Direkteingriff

e Variante 4
Variante3 " Gesamteingriff in Waldflachen 5.138 m2, davon
Gesamteingriff in Waldflachen 4.192 m2, davon 3.482 m? Direkteingriff
3.363 m2 Direkteingriff

Abbildung 3: Vergleich des Waldeingriffs flir vier Konzeptvarianten?

3. Variante 3

Die Variante 3 unterscheidet sich gegenlber der Variante 2 durch die getauschte Anordnung
der Stellplatzanlage und der Dreifeldhalle. Wahrend sich der Parkplatz nun im &stlichen Be-
reich befindet, wurde die Sporthalle im Westen angeordnet. Dadurch wird eine Umverlegung
der Gasleitung vermieden.

Nach der Variante 1 stellt die Variante 3 mit einem Gesamteingriff von zundchst 4.192 m2 ge-
mal der Untersuchung des beauftragten Landschaftsarchitekturburos das waldschonendste
Bebauungskonzept dar. Da der Entwurf flichensparend angeordnet wurde, Eingriffe in das
nordwestlich gelegene geschitzte Biotop vermieden und ein sozialer Abstand zur Skate-An-
lage gewahrt werden und auf3erdem keine Umverlegung der Gasleitung erforderlich ist, wurde
die Variante von allen Parteien als Vorzugsvariante identifiziert.

Bei der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfes hat sich dann gezeigt, dass das vom Land-
schaftsarchitekturbiro osigus + meimerstorf entworfene Konzept bestehende Restriktionen
nicht oder unzureichend berticksichtigt und damit zu einem héheren Waldeingriff fihrt, als zu-
nachst angenommen. Grund dafir ist die bisher fehlende Berticksichtigung des Grabens mit
seinem 5 m breiten Uferrandstreifen nach WHG und die fehlende Betrachtung des Alleen-
schutzes entlang der Lindenallee. Die vom Landschaftsarchitekturbiiro gezeichnete Lage
wiirde die (teilweise) Verrohrung und v. a. Uberbauung des Grabens bedeuten, was wasser-
und naturschutzrechtlich offensichtlich unvorteilhaft und evtl. auch nicht genehmigungsféhig

2 Der Variantenvergleich mit Bilanzierung erfolgte durch das Landschaftsarchitekturbiiro osigus + mei-
merstorf
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ware (erforderliches Leitungsrecht als Schutzstreifen auch bei Verrohrung). Weiterhin musste
das Baufeld an den ermittelten Flachenbedarf einer Dreifeldhalle mit Tribine (54 x 58 m) ge-
ringfligig angepasst werden. Dadurch beziffert sich der tatsachliche Waldeingriff auf nunmehr
5.173 m2,

4. Variante 4

SchlieBlich wurde mit der Variante 4 die Dreifeldhalle soweit wie mdglich im 6stlichen Bereich
angeordnet. Damit handelt es sich bei der Variante 4 um das Konzept der Variante 2 mit dem
Unterschied, dass ebenfalls keine Verlegung der Gasleitung erforderlich wird. Mit insgesamt
5.138 m3 Waldeingriff ruft dieses Bebauungskonzept die insgesamt zweithéchste Waldbetrof-
fenheit hervor. Da auch die Realisierbarkeit aufgrund der beengten Platzverhé&ltnisse im 6stli-
chen Bereich zur Unterbringung der Dreifeldhalle zwischen Lindenallee, Gasleitung und Sport-
platz fragwirdig ist, wurde diese Variante nicht naher betrachtet.

5. Variante 5 — Grundlage fiir den Bebauungsplanentwurf

Mit dem Vorliegen der Biotoptypenkartierung des Blros Biologische Studien Thomas Frase
(BSTF 2021) wurde deutlich, dass die abgestimmte Vorzugsvariante 3 zu einem Eingriff in ein
gesetzlich geschitztes Biotop fiihren wirde, welches bislang nicht bekannt war. Dabei handelt
es sich um ein 6stlich des Ful3- und Radweges liegendes temporéres Kleingewasser innerhalb
des Waldbestandes. Eine Uberplanung wére nur mit einer Ausnahme vom gesetzlichen Bio-
topschutz méglich, welche einen Realausgleich des Gewéassers erfordern wirde. Dabei wiirde
es sich um eine unverhaltnismaRig aufwendige AusgleichsmalRnahme handein.

Aus diesem Grund wurde ein Grof3teil der benétigten Stellplatze nun straf3enbegleitend zur
Lindenallee angeordnet und der Geltungsbereich des B-Plans gegeniiber dem Vorentwurf ent-
sprechend angepasst (siehe dazu auch Kap. 4.1). Dadurch konnte der Gesamtwaldeingriff von
5.173 m2 gemal der angepassten Variante 3 um 1.312 m2 auf 3.861 m2 gemindert werden.

2.5.4 Priufung der vertikalen Anordnung von Stellplatzen

Zur Verringerung der Flacheninanspruchnahme wurde die vertikale Anordnung von Stellplat-
zen durch eine Parkpalette bzw. ein Parkdeck geprtft. Fir ein zweigeschossiges Parkdeck mit
216 Stellplatzen ist aufgrund von vergleichbaren Objekten gemall Baukostenindex von Auf-
wendungen in Hohe von 350 € / m? Bruttogrundflache (BGF) auszugehen. Bei einer anzuneh-
menden BGF von 6.600 m2 fiir 2 Etagen fuhrt das zu Kosten in Hohe von 2,31 Mio. Euro.
Gegentber der ebenerdigen Unterbringung der Stellplatze in der geplanten Form (voraussicht-
lich 970.000 €) ergeben sich Mehraufwendungen in Hohe von voraussichtlich 1.340.000 €.
Aufgrund der erheblichen Preisdifferenz wird auch unter Beriicksichtigung der 6ffentlichen Mit-
tel von der Moglichkeit einer vertikalen Anordnung in Form einer Parkpalette bzw. eines Park-
decks zur verringerten Flacheninanspruchnahme Abstand genommen.
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3 Stadtebauliche Ausgangssituation

3.1 Umgebung des Plangebietes

Das Plangebiet befindet sich im durch verdichteten Geschosswohnungsbau gepragten Stadt-
gebiet Grunhufe. Die funf- bis sechsgeschossigen Plattenbauten in den Wohngebieten
Grinthal und Vogelsang von Grinhufe sind ab 1980 errichtet worden. Das Wohnungsbaupro-
gramm damals richtete sich auf die Schaffung von neuem Wohnraum und auf die Errichtung
von Infrastruktur. Die Entwicklung von Wirtschaft war in den Neubaugebieten nicht vorgese-
hen. Auch nach 1990 ergaben sich keine grundlegenden Veranderungen. Nur wenige Han-
dels- und Dienstleistungsunternehmen haben sich angesiedelt. Der Mangel an Dienstleistun-
gen mit einem der Bevolkerungsstruktur entsprechenden Angebot, behindert bis heute die
Entwicklung von Stadtteilidentitat zuséatzlich.

Die Geschosswohnungsbauten aus DDR-Zeit werden erganzt durch Einfamilienhausgebiete,
welche nach der Wiedervereinigung auf Grundlage der Bebauungsplane Nr. 2.1 ,Wohngebiet
Griunhufe-Viermorgen®, Nr. 36 ,Im Stadtgebiet Griinhufe westlich der Dorfstral3e” und Nr. 35.1
~Wohngebiet westlich der Libecker Allee; nérdlicher Abschnitt* sowie des Vorhaben- und Er-
schlieBungsplanes Nr. 5 ,Wohngebiet Viermorgen, Stadtteil Grunhufe entstanden sind. West-
lich des Bebauungsplanes Nr. 35.1 befindet sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 39 ,Wohngebiet westlich der Lindenallee, Freienlande, der die planungsrechtlichen Vo-
raussetzungen fur ein Wohngebiet mit etwa 160 WE schafft. Trotz der zusatzlichen Wohn-
raumbereitstellung nahm die Bevolkerungszahl im Stadtgebiet Griinhufe im Zeitraum von 1991
bis 2018 um 31,8 % (-3.035 Personen) ab?®.

1996 wurde das Plattenbaugebiet, bestehend aus dem Stadtteil Vogelsang, dem Bereich
Grinthal des Stadtteiles Griinthal-Viermorgen sowie der Stadtpark in das Wohnumfeldverbes-
serungsprogramm (ab 2002 Programm "Stadtumbau Ost") des Bundes und des Landes auf-
genommen. Als dringendste Malinahme in Griinhufe wurde die Begriinung angesehen. Der
Anteil der Arbeitslosen, gemessen an der Bevolkerung im erwerbsfahigen Alter von 15 bis 65
Jahren, lag 2018 im Fordergebiet Griinhufe bei 17,1 % und damit um neun Prozentpunkte tUber
dem Wert der Gesamtstadt®. Seit 2014 ist ein deutlicher Anstieg des Bevolkerungsanteils mit
Migrationshintergrund zu verzeichnen.

Sudlich des Plangebietes angrenzend an die Lindenallee liegt das Gelande des zukinftigen
Berufsschulcampus, welches bereits jetzt teilweise fur Berufsschulzwecke durch den Land-
kreis Vorpommern-Riigen genutzt wird. Am Standort befinden sich das Fachgymnasium, die
Fachoberschule und der Fachbereich Technik und Handwerk. Neben dem Schulgeb&ude in
der Lubecker Allee 4 und einer Garage mit Kfz-Werkstatt wurden im ehemaligen Parkhotel
(Lindenallee 61) Unterrichtsraume fir Kfz-Mechatroniker angemietet. Am Standort werden
derzeit 478 vollzeitdquivalente Schiler unterrichtet. Weitere bestehende Nutzungen sind das
Haus der Wirtschaft und ein Mehrfamilienhaus.

Siudostlich des Plangebietes liegt der sudliche Teil des Wohngebietsparks Griinhufe und in
etwa 300 m Entfernung befindet sich mit dem Lindencenter das Nahversorgungszentrum flr
den Stadtteil Grinthal-Viermorgen.

8 Hansestadt Stralsund (Hrsg.), Monitoring Stadtentwicklung, Fortschreibung zum Stichtag 31.12.2018.
4 Ebd.
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3.2 Bestand und gegenwartige Nutzung des Plangebietes

Das Plangebiet ist Bestandteil des Stadtteilparks Grinhufe. Die Schaffung dieses Wohnge-
bietsparks fiir die naturnahe Erholung geht auf einen stadtebaulichen Wettbewerb von 1975
und die Entwicklungskonzeptionen der Hansestadt Stralsund aus den 1970er Jahren zuriick.
Der Stadtteilpark erstreckt sich westlich des alten Muhlgrabens in einer Grof3e von etwa 14 ha
und stellt die grine Mitte des Stadtteils dar. Die Lindenallee zieht sich von Osten nach Westen
etwa mittig durch die Parkanlage und teilt diese damit in einen ndrdlichen und einen sidlichen
Abschnitt.

Die Flache des Stadtteilparks wurde bei der Errichtung der Growohnsiedlung von Bebauung
freigehalten, u. a., weil der Standort durch temporare Vernassung und schlechten Baugrund
fur eine Bebauung nicht geeignet schien.

Die Freiflachengestaltung im Plangebiet selbst und im angrenzenden Bereich sind im Zuge
der geférderten Stadtebaumalnahmen (Sofortmalinahme A) entstanden. Hier wurden das un-
mittelbar nordéstlich des Plangebietes angrenzende Kleinspielfeld, eine Wegeverbindung ent-
lang des alten Mihlgrabens und die in das Plangebiet hineinragenden, lanzettférmigen Gehol-
zinseln angelegt. Die Pflanzinseln sollten gemal des Rahmenplans Griinhufe-Stralsund vom
August 1998 die Park- und Siedlungsrdume gliedern und als Windschutz dienen. Die Sofort-
maflnahme wurde 1997 fertig gestellt. Nach der Jahrtausendwende wurde der Stadtteilpark
im Abschnitt stdlich der Lindenallee erweitert.

Stadtteilpark o>
Grinhufe

i —

Abbildung 4: Auszug aus dem Rahmenplan Wohnumfeldverbesserung Griinhufe-Stralsund,
Auslegungsexemplar Stand Juli 1997.
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Etwa mittig durch das Plangebiet verlauft ein gemeinsamer Ful3- und Radweg, welcher das
Gelande des zukunftigen Berufsschulcampus mit den angrenzenden Wohngebieten und
Sportanlagen verbindet. Der Weg ist Bestandteil der parkbegleitenden, etwa 3 km langen
Wegeverbindung, die als Fitnesspfad angelegt wurde.

Abbildung 5: Blick lUber das Plangebiet auf den zukinftigen Berufsschulcampus (links) und Blick von
dem Campusgelande auf das B-Plangebiet (rechts).

3.3 Planungsrechtliche Situation

Aufgrund fehlender baulicher Strukturen und der trennenden Wirkung der Lindenallee nimmt
das Plangebiet nicht mehr am Bebauungszusammenhang teil und ist damit dem Aul3enbereich
nach § 35 BauGB zuzuordnen. Die stdlich der Lindenallee bestehende Bebauung ist dem im
Zusammenhang bebauten Ortsteil gem. § 34 BauGB zuzurechnen. Da die Aufstellung als ein-
facher Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 3 BauGB ohne Festsetzungen zum Mal3 der baulichen
Nutzung erfolgt, ist das Plangebiet auch zukUinftig weiterhin dem AuRRenbereich zuzuordnen.

3.4 Natur und Landschaft

Das Stadtgebiet Stralsund wird der Landschaftszone 2 ,Vorpommersches Flachland“ und in-
nerhalb dieser der Grol3landschaft 20 ,Vorpommersche Lehmplatten sowie der Landschafts-
einheit 200 ,Lehmplatten nérdlich der Peene” zugeordnet.

Im Zuge des B-Planverfahrens wurden im Jahr 2021 durch das Buro Biologische Studien
Thomas Frase eine Biotopkartierung sowie Kartierungen der Artengruppen Brutvogel, Fleder-
mause, Amphibien und Reptilien durchgefihrt.

Das Plangebiet ist Bestandteil des offentlichen Stadtteilparks Grinhufe, der in mehreren
Schritten im Zuge der Stadtsanierung angelegt wurde (Férdergebiet Grinhufe). Die Flache
besteht Giberwiegend aus in unterschiedlicher Intensitat gepflegten Rasenflachen (artenreicher
Zierrasen, Ruderalfluren), die randlich mit Gehodlzbestanden heimischer Baumarten bestanden
sind, welche teilweise einen waldartigen Charakter haben.

An das Plangebiet schlie3en sich weitere parkartige Gehdlzstrukturen an, die sich aus den
Ende der 1990er Jahre angelegten Initialpflanzungen des damals angelegten Stadtteilparks
entwickelt haben.

Nordwestlich und westlich des Plangebiets grenzen nassebeeinflusste Flachen an, die dem
gesetzlichen Biotopschutz nach § 20 NatSchAG M-V unterliegen (s. u.).
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Im stdlichen Randbereich des Geltungsbereichs verlauft ein intensiv unterhaltender Graben,
der im weiteren Verlauf zur Querung der Lindenallee verrohrt ist.

Das Plangebiet selbst sowie der Wirkraum beriihren keine Schutzgebiete im Sinne des Natur-
schutzrechts. Sowohl das Klein-Kordshager Moor (Flachennaturdenkmal) als auch der
Moorteich (Bestandteil des Landschaftsschutzgebiets Stadtteiche und Grinanlagen von
Stralsund) und das Naturschutzgebiet Borgwallsee und Putter See liegen in einer Entfernung
von >1,0 km. Die nachstgelegenen Natura 2000-Gebiete (GGB Krummenhager See, Borg-
wallsee und Putter See, SPA DE 1743-401 Vorpommersche Waldlandschaft) liegen in einer
Entfernung von mehr als 2 km.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich zehn Einzelbdume, die gemafl § 18 NatSchAG M-V
geschitzt sind.

Im nédheren Umfeld des Plangebietes befinden sich folgende nach § 20 NatSchAG M-V ge-
schitzte Biotope, die teilweise in den nordwestlichen und westlichen Randbereich des Plan-
gebiets hineinreichen, sich aber au3erhalb des Baugebietes befinden:

e Rohrglanzgrasrohricht (VRR) nordlich des Geltungsbereichs, in den nordwestlichen
Randbereich hineinreichend

e Rasiges Grol3seggenried (VGR) nordlich des Geltungsbereichs

e Schilf-Landréhricht (VRL) westlich des Geltungsbereichs, in den westlichen Randbe-
reich hineinreichend

¢ zwei nahrstoffreiche Kleingewésser (SEV) noérdlich des Geltungsbereichs

Das im Biotopatlas des Landes unter dem Gesetzesbegriff ,Stehende Kleingewdasser ein-
schlie3lich der Ufervegetation“ im westlichen Geltungsbereich sowie im westlichen und nérd-
lichen Randbereich verzeichnete Biotop HST00064 konnte im Zuge der Biotopkartierungen
2021 (Buro Biologische Studien Thomas Frase 2021) und auch schon 2018 (vgl. Griinord-
nungsplan zum Bebauungsplan Nr. 39 "Wohngebiet westlich der Lindenallee, Freienlande”,
UmweltPlan GmbH 08/2020) nicht bestétigt werden.

Sudlich des Plangebietes befindet sich an der Lindenallee eine nach 8§ 19 NatSchAG M-V ge-
setzlich geschitzte junge Baumallee.

Die Untersuchungen auf Winterquartiere oder Schwarmquartiere von Flederm&usen erbrachte
keine Nachweise im Gehdlzbestand des Untersuchungsgebietes. Auch mit den Wildkameras
wurden keine Flederméause nachgewiesen. Somit kann davon ausgegangen werden, dass im
Plangebiet keine gréReren Wochenstuben oder Winterquartiere vorhanden sind. Insgesamt
wurden innerhalb des Untersuchungsraums elf Ba&ume mit elf potenziell nutzbaren Quar-
tierstrukturen geringer und mittlerer Bedeutung erfasst. Von diesen liegen drei potenzielle
Quartierbdume geringer Bedeutung im Plangebiet.

Im Verlauf der Brutvogelkartierung wurden insgesamt 15 Vogelarten als Brutvogel innerhalb
des erweiterten Untersuchungsgebiets bzw. angrenzend daran festgestellt, davon finf Arten
im Plangebiet selbst. Von den aul3erhalb des Plangebiets erfassten Brutvogelarten ist die Art
Feldschwirl den wertgebenden Arten zuzuordnen. Im Plangebiet selbst wurden keine wertge-
benden Arten ermittelt.

Die Bedeutung des Untersuchungsraums fir Amphibien und Reptilien ist insgesamt gering.
Wahrend des Untersuchungszeitraums konnten im Plangebiet und seiner Umgebung mit je
zwei Individuen die beiden Arten Teichmolch und Teichfrosch nachgewiesen werden. Einzige
nachgewiesene Reptilienart im Plangebiet ist mit insgesamt vier Individuen die Waldeidechse.
Aul3erhalb des Plangebiets gelangen keine Nachweise von Reptilien.

Gemal dem vorliegenden Baugrundgutachten (Baugrund Stralsund GmbH, 02/2020) wurden
Auffullungen flachig ab vorhandener GOK mit nachfolgend stark variierenden Tiefen bis zu
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1,7 m unter Bohransatzpunkt erkundet. Bei den Auffullungen handelt es sich um Sandaufful-
lungen und gemischtkornige/bindige Auffillungen. Geschiebelehm und -mergel steht im ge-
samten Untersuchungsgebiet unterhalb der Auffillungen an.

3.5 Immissionen

Emittierende und auf das Plangebiet einwirkende Nutzungen sind die Lindenallee im Stiden
und die Sport- und Freizeitanlagen im Norden. Da mit der Planung nicht die Zulassigkeit
schutzbedurftiger Nutzungen vorbereitet wird, sind die auf das Plangebiet einwirkenden Im-
missionen im Verfahren nicht naher zu betrachten.

Mit der Umsetzung des Vorhabens kommt es zu einer Zunahme von motorisiertem Individual-
verkehr und somit zu zusatzlichen Schadstoff- und Schallimmissionen. Da sich im naheren
Umfeld des B-Plan-Gebiets keine sensiblen Nutzungen befinden, sind erhebliche Beeintrach-
tigungen nicht zu erwarten.

4 Inhalt des Planes
4.1 Stadtebauliches Konzept

Der Landkreis Vorpommern-Riugen beabsichtigt, die Berufsschulausbildung an einem Stand-
ort zu konzentrieren. Da das bestehende Areal keine vollstandige Umsetzung der geplanten
Nutzungen ermoglicht, ist eine zusatzliche Campuserweiterung nach Norden Uber die Lin-
denallee hinweg notwendig. Dazu wurden verschiedene Konzeptvarianten geprift (dazu Kap.
2.5.3). Im Ergebnis der Alternativenprifung hat sich das nun verfolgte Konzept als flichenspa-
rende Variante herausgestellt, die zugleich eine gré3tmdgliche Schonung des bestehenden
Waldbestandes ermdglicht und die angrenzenden gesetzlich geschiitzten Biotope berticksich-
tigt. Geplant ist innerhalb des B-Plangebietes die Anordnung einer Dreifeldsporthalle mit Tri-
biine auf der Teilflache westlich des querenden Ful3- und Radweges und die Errichtung einer
Stellplatzanlage mit etwa 220 Stellplatzen fur die Nutzungen des Berufsschulcampus im dstli-
chen Bereich.

Die externe Stellplatzanlage ermdglicht es, das zuklinftige Campusgelénde siidlich der Lin-
denallee zugunsten einer verbesserten Freiraum- und Aufenthaltsqualitat weitestgehend vom
ruhenden Verkehr freizuhalten. Durch die weitestgehend autofreie Gestaltung ist das Gelande
hindernisfrei begehbar und kann zu einem Treffpunkt fir die Schiler zum Austausch und zur
Erholung werden. Auch die Vermeidung von Abgasen und Autolarm wahrend des Schulbe-
triebs einschlie3lich der Pausen werden durch die externe Stellplatzanlage begtinstigt.

Der Geltungsbereich und die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind so gefasst, dass sie
die geplanten Bedarfe abdecken, die Anordnung der Stellplatze aber nicht verbindlich regein.
Maoglich ist beispielsweise eine Anordnung der Stellplatze in zun&chst drei Doppelreihen, an
die sich eine stral’enbegleitende Doppelaufstellung anschlief3t. Die verkehrliche ErschlieRung
erfolgt durch Anbindung an die Lindenallee iber eine Licke im vorhandenen Alleebaumbe-
stand. Eine zusatzliche Ausfahrt ist im dstlichen Bereich vorgesehen. Der das Plangebiet que-
rende Geh- und Radweg soll erhalten bleiben und wird daher planungsrechtlich tber Verkehrs-
flachenfestsetzungen gesichert.
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V74

Neubau
Dreifeldsporthalle
mit Tribiihne

Abbildung 6: Konzept fur die Bebauung im Plangebiet

4.2 Flache fur den Gemeinbedarf

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Anlage des Regionalen Beruflichen Bildungszent-
rums des Landkreises Vorpommern-Rugen und damit um eine Einrichtung, die der Allgemein-
heit dient. Entsprechend erfolgt gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB die Festsetzung als Flache fir
den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule®. Flachen fir den Gemeinbedarf im
Sinne des 8§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sind Flachen fiir Anlagen oder Einrichtungen, die der All-
gemeinheit dienen und in denen (mit staatlicher oder gemeindlicher Anerkennung) eine 6ffent-
liche Aufgabe wahrgenommen wird, wogegen ein etwaiges privatwirtschaftliches Gewinnstre-
ben eindeutig zurtcktritt. Da sich die Grundstiicke im Geltungsbereich im Eigentum der Han-
sestadt Stralsund befinden, werden keine Entschadigungsanspriiche nach § 40 BauGB aus-
gelost.

Mit der 22. Anderung des Flachennutzungsplanes wird das gesamte zukiinftige Areal des Be-
rufsschulcampus einschlieZlich der Stellplatzanlage als Gemeinbedarfsflache dargestellt. Die
Gemeinbedarfsflachenfestsetzung leitet sich damit aus den Ubergeordneten Konzeptionen
des Flachennutzungsplanes ab.

Bei Flachen fir den Gemeinbedarf bedarf es — anders als bei Baugebieten — auch in ,qualifi-
zierten“ Bebauungsplanen nach § 30 BauGB nicht der Festsetzung des MaRRes der baulichen
Nutzung und der Gberbaubaren Grundstiicksflachen. AuRer der Gemeinbedarfsflachenfestset-
zung trifft der Bebauungsplan daher nur noch Regelungen zu den Verkehrsflachen (querender
FuR3- und Radweg), zur Grinordnung (Anpflanzen von Baumen, Festsetzung der Parkanlage)
sowie zu den Leitungsbestdnden (Graben und Hauptgasleitung). Der Bebauungsplan folgt da-
mit den fir Gemeinbedarfsflachen in besonderem Mal3e geltendem Grundsatz der planeri-
schen Zuriickhaltung, wonach planerische Details dem nachfolgenden Genehmigungsverfah-
ren vorbehalten bleiben. Da der Bebauungsplan somit hinter den Mindestfestsetzungen nach
§ 30 Abs. 1 BauGB zurtickbleibt, handelt es sich um einen einfachen Bebauungsplan im Sinne
von 8§ 30 Abs. 3 BauGB.
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4.3 Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Festsetzung der Uberbaubaren Grundsticksflache erfolgt Gber Baugrenzen nach § 23
BauNVO zur Anordnung der Dreifeldhalle und Uber Festsetzungen zur Umgrenzung von Fla-
chen fur Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung ,Stellplatze” gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB.

Die Baugrenze fur die Dreifeldhalle mit Tribline wird mit 54 x 58 m auf das notwendige Maf3
festgesetzt. Die Anordnung erfolgt unter Berticksichtigung des Grabens mit seinem 5 m breiten
Gewasserrandstreifen im Suden, dem gesetzlichen geschiitzten Biotop im Norden und Wes-
ten sowie den angrenzenden Waldflachen unter Beriicksichtigung des gesetzlichen Waldab-
standes im Westen und Osten.

Die Anordnung der Stellplatzanlage erfolgt unter gro3tmoglicher der Schonung des Waldbe-
standes und unter Berticksichtigung der nordlich gelegenen gesetzlich geschiitzten Biotope.
Die Zufahrten bericksichtigen weiterhin den Alleenschutz gem. § 19 NatSchAG M-V.

4.4 Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung

Der das Plangebiet querende Geh- und Radweg soll als 6ffentliche Verkehrsflache besonderer
Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung Ful3- und Radweg festgesetzt werden. Zur effi-
Zienteren Ausnutzung des Baugrundstiicks erfolgt eine geringfligige Anpassung des Wege-
verlaufes abweichend vom Bestand. Der Weg umfasst eine Breite von etwa 2,5 m. Wegebe-
gleitend ist die Anpflanzung einer Baumreihe vorgesehen.

4.5 FOhrung von Hauptversorgungsanlagen und -leitungen
45.1 Gas-Hochdruckleitung

Der Verlauf der Hauptgas-Hochdruckleitung wird in den Bebauungsplan Gbernommen. Hoch-
druckleitungen werden zur Sicherung ihres Bestandes, des Betriebes und der Instandhaltung
sowie gegen Einwirkungen von auf3en in einem Schutzstreifen verlegt. Es dirfen keine Ein-
wirkungen vorgenommen werden, die den Bestand oder Betrieb der Leitung beeintrachtigen
oder gefahrden (siehe auch DVGW Regelwerk G463). Es ist besonders darauf zu achten, dass
es zu keiner Uberbauung/Bepflanzung der Anlagen kommt. Eine Uberbauung durch Borde
etc. und Veranderungen der Uberdeckung ist unzulassig.

Die Breite des Schutzstreifens betragt in der Regel 8 Meter (4 Meter links und 4 Meter rechts
der Rohrachse). Die Hochdruckleitung sowie der Schutzstreifen sind durch die Eintragung ei-
ner beschrankten personlichen Dienstbarkeit im Grundbuch dinglich gesichert. Der Schutz-
streifen der Leitung wird im Bebauungsplan als Leitungsrecht festgesetzt.

45.2 Graben 3/1/2

Am Sidrand des Plangebietes verlauft der teilweise verrohrte Graben 3/1/2. Das Plangebiet
befindet sich derzeit und auch nach Umsetzung der Planung aufgrund der Qualitat als einfa-
cher Bebauungsplan im Auf3enbereich, daher gilt nach § 38 Abs.3 Nr. 1 WHG ein beidseitiger
Gewasserrandstreifen von 5 m. Gewasserrandstreifen dienen nach § 38 Abs. 1 WHG der Er-
haltung und Verbesserung der dkologischen Funktionen oberirdischer Gewasser, der Wasser-
speicherung, der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeintrdgen
aus diffusen Quellen.

Aufgrund des Baumbestandes sudlich des offenen Grabens ist die Unterhaltung des offenen
Grabenabschnittes nur von der nordlichen Seite aus moglich. Auch im Bereich des verrohrten
Teils des Grabens ist ein Unterhaltungsstreifen von 5 m beidseits der Rohrachse zu bertck-
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sichtigen. Der Gewasserrandstreifen bzw. der Unterhaltungstreifen werden in der Planzeich-
nung als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Wasser- und Bodenverbandes festge-
setzt.

4.6 Grunordnung

Die MalRBnahmen zur Grinordnung bestehen in der Festsetzung von Pflanzgeboten innerhalb
der Stellplatzanlage und fir wegebegleitende Einzelbdume. In den textlichen Festsetzungen
zu den Baumpflanzungen wird bestimmt, wie die Flachen zu entwickeln sind. Sie dienen auch
der Ortshildpflege.

Der westliche und sidliche Randbereich des westlich des FuR- und Radweges liegenden Teil-
gebiets des Geltungsbereichs wird als 6ffentliche Grinflache mit der Zweckbestimmung ,Park-
anlage” festgesetzt. In dieser befinden sich die beiden vorhandenen Graben mit ihren 5 m-
Gewasserrandstreifen nach WHG, die als Flache fir die Wasserwirtschaft festgesetzt werden.

Der Ausgleich der entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft kann damit nur in geringem
Umfang innerhalb des Plangebietes umgesetzt werden. Der verbleibende Kompensationsbe-
darf, der nicht Uber die interne MalRnahme ausgeglichen werden kann, wird durch die Zuord-
nung eines Kompensationsuberschusses aus festgesetzten MalBhahmen zum Ausgleich im
Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB (B-Plangebiet 3.7 und B-Plangebiet 65) ausgeglichen. Die Fla-
chen befinden sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund auf folgenden Flurstiicken: Gemar-
kung Zitterpenningshagen Flur 1 91/1, 98/2, 100/2, 101/2, 102/2, 103/2 und 104/2 (fur B-Plan-
gebiet 3.7), und in der Gemarkung Stralsund, Flur 2, 17/31 und 18/30 (fur B-Plangebiet 65).

4.7 Wald

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst anteilig Waldflachen und liegt nahezu
vollstandig innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes von 30 m gemal § 20 LWaldG M-V.
Ausnahmen vom regulér einzuhaltenden Abstand baulicher Anlagen zum Wald bestimmt die
Waldabstandsverordnung M-V. Gemal § 2 der Verordnung kdnnen bei tiberdachten und nicht
uberdachten Stellplatzen Ausnahmen von der Einhaltung des Waldabstandes zugelassen
werden. Auf Wunsch des Forstamtes sind die Stellplatze in wasserdurchlassiger Bauweise
auszufthren.

Zur Umsetzung der Planung ist eine Waldumwandlung von insgesamt 3.861 m? erforderlich.
Die Notwendigkeit der Waldumwandlung wurde im Abschnitt 2.5 begriindet. Die Waldumwand-
lungserklarung gem. 8§ 15a Abs. 2 LWaldG M-V wurde durch das zustandige Forstamt Schu-
enhagen mit Schreiben vom 13.05.2022 erteilt.

4.8 ErschlieBung
4.8.1 Verkehrliche ErschlieBung

Die verkehrliche ErschlieBung des Stellplatzes erfolgt tGiber die vorhandene Lindenallee unter
Querung des stralenbegleitenden Ful3- und Radweges und unter Beriicksichtigung des ge-
setzlichen Alleenschutzes. Vorgesehen ist eine zentrale Ein- und Ausfahrt im Bereich gegen-
Uber dem Haus der Wirtschaft und dem Parkhotel sowie eine weitere Ausfahrt im gstlichen
Bereich der Stellplatzanlage.

Der Berufsschulcampus insgesamt ist gut an das OPNV-Netz angebunden. In der Liibecker
Allee und in der Lindenallee befinden sich Haltestellen der Verkehrsgesellschaft Vorpommern-
Rugen und in etwa 1 km Entfernung der Bahnhaltepunkt ,Stralsund-Grunhufe®. Dadurch ist
das Vorhaben in ful3laufiger Entfernung an das regionale Bahnnetz angeschlossen.

4.8.2 Ver-und Entsorgung
Alle fur die ErschlieBung notwendigen Medien liegen in der Lindenallee an.
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Die Stellplatze werden in wasserdurchlassiger Bauweise ausgefiihrt und werden damit nur
teilversiegelt. Die Ableitung des Uberschussigen, nicht versickernden Oberflachenwassers und
des unbelasteten Dachwassers erfolgt Uber die belebte Bodenzone in den Graben 3/1/2 und
bei Starkregenereignissen Uber Notuberlaufe in die nordlich gelegenen Feuchtbiotope. Dies
fuhrt gleichzeitig zu einer Verbesserung des Wasserhaushaltes des Grabens und der Feucht-
biotope, welche aktuell im Sommer teilweise nur gering wasserfilhrend oder trockengefallen
sind (vgl. Kap. 3.2.3 in Teil Il der Begriindung). Durch eine damit mdglicherweise verbundene
starkere Vernassung werden keine Dritten geschadigt, da es sich bei den angrenzenden Be-
reichen um stadteigene Flachen handelt.

Der Graben 3/1/2, der im sudlichen Plangebiet auf einer Lange von dber 90 m (Flache
> 600 m2 bei einer Tiefe des Grabens von > 1,5 m) zunéchst offen gefihrt wird und anschlie-
Rend zur Querung der Lindenallee verrohrt ist, entwassert tiber den 4.500 m2 grof3en Teich im
sudlichen Stadtteilpark Griinhufe in den Graben 3/1. Hierdurch ergibt sich ein ausreichend
grof3es Rickstauvolumen fir das anfallende Niederschlagswasser. Die fur die Einleitung not-
wendige Einleiterlaubnis einschlie3lich Nachweis der Unbedenklichkeit und ggf. weitere erfor-
derliche Nachweise (z. B. hydraulische Berechnungen) sind im nachgelagerten Zulassungs-
verfahren zu erbringen.

Von Sudwesten nach Nordosten durchquert eine Hauptgasleitung das Plangebiet. Hochdruck-
leitungen werden zur Sicherung ihres Bestandes, des Betriebes und der Instandhaltung sowie
gegen Einwirkungen von auf3en in einem Schutzstreifen verlegt. Der Schutzstreifen umfasst
einen Korridor mit einem Abstand von 4 m zur Rohrachse. Es dirfen keine Einwirkungen vor-
genommen werden, die den Bestand oder Betrieb der Leitung beeintréchtigen oder gefahrden
(siehe auch DVGW-Regelwerk G463). Der Leitungsverlauf wurde in den Bebauungsplan tber-
nommen.

Anfallendes Abwasser wird Uber die Kanalisation ordnungsgemar entsorgt.

Im Plangebiet wird die Entsorgung der Rest- sowie der Bioabfalle gemal der Satzung lber
die Abfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Riigen in der jeweilig gultigen Fassung
durch den Landkreis Vorpommern-Rigen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm
beauftragte Dritte durchgefuhrt. Weiterhin erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstof-
fen, wie Pappe, Papier, Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfiir beauftragte private
Entsorger.

4.9 Nachrichtliche Ubernahmen

Die aulRerhalb des Plangebietes festgestellten Waldflachen werden in der Planzeichnung
nachrichtlich gekennzeichnet. Zur Information und besseren Verstéandlichkeit des Bebauungs-
planes werden die umzuwandelnden Waldflachen und die nach der Umwandlung zuknftig
geltende 30 m-Waldabstandslinie im Plan dargestellit.

4.10 Hinweise

1. Waldabstand

Innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes sind Nebenanlagen im Sinne von 8§ 14 BauNVO,
die dem stéandigen oder auch nur vortibergehenden Aufenthalt von Menschen dienen kdnnen,
unzulassig. Ausnahmen von der Einhaltung des Waldabstandes kdnnen gem. § 2 Wald-
AbstVO M-V zugelassen werden.

2. Artenschutz

Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG), insbesondere auf die Vorschriften fir besonders ge-
schitzte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach § 44 ff wird hingewiesen. Bei
der Umsetzung des B-Plans sind insbesondere folgende Mal3gaben zu beachten:
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— Zur Vermeidung einer Verletzung, Tétung oder Stérung von Fledermausen ist eine
fachlich versierte 6kologische Baubegleitung (OBB) zu beauftragen, welche die Ent-
nahme der Gehdlze betreut und diese im Vorfeld auf Besatz kontrolliert. Bei Funden
von Fledermausen in den betroffenen Gehdlzen sind die Fallarbeiten unverziiglich ein-
zustellen und es ist eine Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehorde (UNB) des
Landkreises uber das weitere Vorgehen herbeizufihren.

— Zur Vermeidung der Verletzung, T6tung und Stérung von Brutvdgeln muss die Bau-
feldfreimachung inklusive Baumféllungen zwischen 30. November und 1. Februar be-
gonnen und ohne groRere Pausen durchgefiihrt werden.

— Fur den Verlust von drei Baumen mit Quartierpotenzialen fur Flederméuse und Hoh-
lenbritern erfolgt die Schaffung von drei Ersatzquartieren (Fledermauskasten) sowie
von drei Nistkasten fiir Hohlenbriter aus Holzbeton in Abstimmung mit der OBB nach
den im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag benannten Kriterien im angrenzenden Ge-
hdlzbestand auRerhalb des Eingriffsbereichs. Die MaBhahmen miissen drei Monate
vor der Entnahme der Geholze abgeschlossen und funktionsfahig sein (CEF-Mal3nah-
men). Die Ersatzquartiere sind dauerhaft (25 Jahre) zu erhalten.

— Zur Vermeidung der erheblichen Stérung der lokalen Population von Fledermé&usen ist
die AulRenbeleuchtung im Plangebiet nach den im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag
benannten Kriterien auf ein notwendiges Mal3 zu beschrénken.

3. Biotop- und Gehdlzschutz

Die Gehdlzbesténde und die Feuchtbiotope sind vor Beginn der Bautétigkeiten durch entspre-
chende MalBhahmen in Anlehnung an die DIN 18920 zu schitzen (Abgrenzung mit einem
Schutzzaun). Baugeréate und Maschinen dirfen nicht im Wurzelbereich von Gehdlzen abge-
stellt werden.

4, Bodendenkmale

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder aufféllige Bodenverfarbungen entdeckt werden,
istgemalR § 11 DSchG M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehérde zu benachrichtigen
und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des
Landesamtes fir Bodendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die Frist fir eine fachgerechte
Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlangert werden (8 11 Abs. 3 DSchG M-V).

5. Bodenschutz
Unbelasteter Oberboden ist wahrend der Bauphase in geeigneter Weise zu lagern und im
Baugebiet wiederzuverwenden (§ 202 BauGB).

Das im Zuge der TiefbaumafRnahmen anfallende Aushubmaterial ist durch ein sachkundiges
Ingenieurbiro entsprechend dem ,Mindestuntersuchungsprogramm bei unspezifischem Ver-
dacht® der LAGA-Mitteilung 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall 20, Anforde-
rungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abféllen, Teil II: Techni-
sche Regeln fir die Verwertung, Tabelle Il. 1.2.-1) zu untersuchen, um eine Entscheidung tUber
die Verwertung bzw. Beseitigung des Aushubbodens treffen zu kénnen.

Anfallendes Aushubmaterial, das den Zuordnungswert Z 2 gemaR LAGA-Mitteilung 20 (Teil Il,
Kap. 1.2.3.3) tberschreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustufen und fachge-
recht zu entsorgen.

6. Externer Ausgleich

Maflnahmen, die zum Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft gemal § 1a Abs. 3
BauGB umzusetzen sind, werden aul3erhalb des Plangebietes durch die Zuordnung eines
Kompensationsiiberschusses aus festgesetzten MalRhahmen zum Ausgleich im Sinne des
§ la Abs. 3 BauGB (B-Plangebiet 3.7 und B-Plangebiet 65) erbracht. Die Flachen befinden
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sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund auf folgenden Flurstiicken: Gemarkung Zitterpen-
ningshagen Flur 1 91/1, 98/2, 100/2, 101/2, 102/2, 103/2 und 104/2 (fir B-Plangebiet 3.7), und
in der Gemarkung Stralsund, Flur 2, 17/31 und 18/30 (fur B-Plangebiet 65).

8. Plangrundlage

Zeichnerische Grundlage ist die digitale Stadtgrundkarte der Hansestadt Stralsund unter Ein-
arbeitung der amtlichen Liegenschaftskarte (ALKIS) vom November 2020. Hinsichtlich mogli-
cher Lageungenauigkeiten kdnnen keine Regressanspriuche geltend gemacht werden.

4.11 Stadtebauliche Vergleichswerte
Die nachfolgende Flachenbilanz wurde grafisch ermittelt.

Flache fir den Gemeinbedarf, Zweckbestimmung ,Schule” 1,06 ha
Offentliche Gruinflache, Zweckbestimmung ,Parkanlage* 0,09 ha
Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des

Naturschutzrechts 0,05 ha
Flachen fur die Wasserwirtschaft 0,08 ha
Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung 0,02 ha
Geltungsbereich des B-Planes 1,30 ha

Anzahl der Stellplatze: ca. 220

24



Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe*
Begrindung, Stand Juli 2022

5 Wesentliche Auswirkungen der Planung

5.1 Zusammenfassung

Ziel der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die noérdliche Campuser-
weiterung und damit den Ausbau eines zentralen Berufsschulcampus (Zusammenlegung der
einzelnen Berufsschulen an einem Standort im Stadtgebiet) zu schaffen. Die Planung dient
damit dem im RREP zum Ausdruck gebrachten Ziel, wonach sich die beruflichen Schulen zur
Entwicklung einer zukunftsfahigen Bildungslandschaft in Vorpommern weiter profilieren und
Regionale Berufliche Bildungszentren gebildet werden sollen.

Mit der Zusammenlegung am Standort Grinhufe wird der Stadtteil gestarkt und erfahrt insge-
samt eine Aufwertung. Es ist von einer Belebung des Wohngebietsparks und des Stadtteils
insgesamt auszugehen.

5.2 Private Belange

Durch die Planung werden zusatzliche Baurechte auf den bisherigen Au3enbereichsgrundstii-
cken geschaffen. Mit der Zusammenfiihrung der bisher im Stadtgebiet verteilten Berufsschu-
len an einem Standort kommt es zu einer Erh6hung des lber die Lindenallee abzuwickelnden
Verkehrsaufkommens. Da sich der Ausbau des Gelandes Uberwiegend auf die bereits in Nut-
zung befindlichen Bestandsgebaude konzentriert und nur ergdnzend Neubau erfolgt, wird die
mit der Verkehrszunahme bedingte Larmsteigerung als nicht erheblich eingeschétzt.

5.3 Umweltrelevante Belange

Die planbedingten Auswirkungen auf den Naturhaushalt und die einzelnen Schutzguter der
Umwelt werden im weiteren Verfahren detailliert im Umweltbericht (Teil 1l der Begrindung)
behandelt. Dieser stellt die Auswirkungen der Planung auf die bei der Umweltprifung zu be-
trachtenden Schutzguter allgemeinverstandlich dar.

Angesichts der Lage im AulRenbereich werden durch die Planung neue Eingriffe zugelassen,
deren Folgen nach § 1a BauGB zu bewerten und zu kompensieren sind. Dabei werden keine
ungestorten Lebensraumtypen in Anspruch genommen, vielmehr beschrankt sich die Planung
auf eine gestalterisch angelegte Freizeit- und Erholungsflache, die durch die angrenzenden
Nutzungen (Hauptsammelstral3e, Bebauung, Stadtteilpark) bereits vorgepragt ist. Schutzge-
biete nach internationalem oder nationalem Recht befinden sich erst in einer grol3en Entfer-
nung und sind somit nicht betroffen.

Mit der Erweiterung des Berufsschulcampus in Grinhufe ist der Verlust von Siedlungsgehol-
zen, Waldflachen, Zierrasen und Ruderalflachen sowie von zehn jungen Einzelbaumen ver-
bunden. Die Planung erfolgt so, dass der Waldverlust so weit wie moglich vermieden wird.
Weiterhin wurde durch die gewéhlte Bebauungsvariante die unmittelbare Beeintrachtigung ge-
schitzter Biotope vermieden.

Die Eingriffe in die Biotoptypen und in den Gehdlzbestand werden bilanziert und entsprechend
den naturschutzrechtlichen Vorgaben ausgeglichen. Fir die umzuwandelnden Waldflachen
erfolgt ein Waldausgleich nach Landeswaldgesetz.

Zur Berucksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 Abs. 1 und Abs. 5
BNatSchG wurde ein Artenschutzfachbeitrag erarbeitet. Als Grundlage erfolgten im Jahr 2021
faunistische Kartierungen der Artengruppen Brutvogel, Fledermause, Amphibien und Repti-
lien. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnden wurden drei Vermei-
dungsmafRnahmen (Bauzeitenregelung Brutvogel, Okologische Baubegleitung Fledermause,
Beschrankung der Auf3enbeleuchtung) und zwei vorgezogene Ausgleichsmal3nahme (CEF-
Malnahme: Anbringung dreier Fledermauské&sten und dreier Nistkasten fir den Verlust von
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drei Baumen mit Quartierpotenzialen fir Flederm&use und Hohlenbruter im angrenzenden Ge-
holzbestand aul3erhalb des Eingriffsbereichs.) festgelegt. Erhebliche Beeintrachtigungen von
Tierarten sind somit nicht zu erwarten.

Erhebliche Beeintrachtigungen der Schutzgiter Flache, Boden, Wasser, Landschaft, Klima,
Luft, Mensch sowie und Kultur- und Sachguter sind nicht zu erwarten. Alle Beeintrachtigungen
kénnen vermieden oder multifunktional Gber den naturschutzrechtlichen Ausgleich der beein-
trachtigten Biotope sowie den Waldausgleich nach Landeswaldgesetz ausgeglichen werden.

Baubedingte Auswirkungen, d. h. Larmbelastigungen aus Baustellenlarm und Baustellenver-
kehr, die im Zuge des Vollzugs des Bebauungsplans auftreten, sind grundsatzlich nicht in die
Abwéagung einzubeziehen. Derartige Immissionen, die sich mit fortschreitendem Vollzug des
Bebauungsplans reduzieren und mit der Planverwirklichung enden, sind keine durch den Be-
bauungsplan bewirkten dauerhaften Nachteile.

6 Malnahmen der Planrealisierung und der Bodenordnung

Die Flachen befinden sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund und werden nach Rechts-
kraft des Bebauungsplanes an den Landkreis Vorpommern-Riigen zur Umsetzung des ge-
planten Vorhabens verauf3ert. Die erforderlichen Kompensations- und Waldausgleichsmal3-
nahmen werden durch die Stadt durchgefiihrt. Malinahmen der Bodenordnung sind nicht er-
forderlich.

7 Verfahrensablauf
— Aufstellungsbeschluss 5. November 2020
— Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit, der Behorden

und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange Februar/Méarz 2021
— Offentliche Auslegung und 2. Beteiligung der Behorden

und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange April/Mai 2022
— Satzungsbeschluss, Rechtskraft vor. 2. HJ. 2022

8 Rechtsgrundlagen

— Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |
S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S.
1353).

— Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geédndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBI. | S. 1802).

— Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 19911 S. 58), zuletzt
geéndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802).
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TEIL Il - Umweltbericht

1 Einleitung
1.1 Anlass und Aufgabenstellung

Der Landkreis Vorpommern-Rigen beabsichtigt, die bisher im Stadtgebiet verteilten Berufs-
schulen zusammenzufiuhren und an einem Standort zu bindeln. Dazu soll im Stadtgebiet
Griunhufe ein Berufsschulcampus des Regionalen Beruflichen Bildungszentrums des Land-
kreises Vorpommern-Rigen entstehen. Geplant sind der Neubau einer Sporthalle, zwei neue
Gebaude fir die Bereiche Sozialwesen und Wirtschaft/Verwaltung sowie zuséatzlicher Stell-
platze. Da das bestehende Areal keine vollstandige Umsetzung der geplanten Nutzungen zu-
lasst, ist eine zusatzliche Campuserweiterung nach Norden notwendig.

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung oder Anderung von Bauleitplanen fir die Be-
lange des Umweltschutzes nach 8 1 Abs. 6 Nr. 7 und 8§ 1a BauGB eine Umweltprifung durch-
zuftihren und ein Umweltbericht zu erstellen. Der Umweltbericht dient der Dokumentation des
Vorgehens bei der Umweltprifung und fasst alle Informationen zusammen, die als Belange
des Umwelt- und Naturschutzes und der ergéanzenden Vorschriften zum Umweltschutz (8 1a
BauGB) in der Abwagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB zu beriicksichtigen sind. GemaR § 2a
BauGB stellt der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begriindung dar.

Die Prifung der Auswirkungen auf Natur und Umwelt griindet auf den Zielen und Inhalten der
Planung, wie sie insbesondere in dem Punkt 4 der Begrindung (Teil 1) dargestellt sind, und
konzentriert sich auf das unmittelbare Plangebiet sowie die mdglicherweise vom Plangebiet
ausgehenden Wirkungen auf das Umfeld. Betrachtet werden die Auswirkungen des Vorha-
bens auf die Schutzgiter des Naturhaushaltes (Flache, Boden, Wasser, Klima einschl. Anfal-
ligkeit gegenluiber Folgen des Klimawandels, Luft, Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt,
Landschatft), die Schutzguter Mensch/Gesundheit/Bevolkerung und Kultur-/
Sachguter/kulturelles Erbe sowie deren Wechselwirkungen untereinander.

Der vorliegende Umweltbericht ist Bestandteil der Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 73.

1.2 Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele des Bauleitplans

1.2.1 Angaben zum Standort

Das B-Plangebiet befindet sich im Stadtgebiet Grinhufe und hier im Stadtteil Freienlande
ndrdlich der Lindenallee. Das Plangebiet ist Teil des Wohngebietsparks Grunhufe.

Der Geltungsbereich wird wie folgt begrenzt:
— im Westen, Norden und Osten durch den Stadtteilpark Griinhufe (nérdlicher Teil) und

— im Siden durch die Lindenallee.
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1.2.2 Ziel des Plans

Ziel der Planung ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die nérdliche Erweite-
rung des Campusareals mit einer Dreifeldsporthalle und einer Stellplatzanlage zur Deckung
des Parkplatzbedarfes zu schaffen.

Bei vollstdndigem Ausbau als Parkplatz ist die Anlage von ca. 216 Stellplatzen im Plangebiet
mdglich. Dazu setzt der Bebauungsplan eine Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung ,Schule” fest (knapp 1,06 ha).

Die bestehende Wegeverbindung innerhalb des Stadtteilparks wird durch Festsetzung einer
offentlichen Verkehrsflache mit der Zweckbestimmung Ful3- und Radweg planungsrechtlich
gesichert.

Der westliche und sidliche Randbereich des westlich des Ful3- und Radweges liegenden Teil-
gebiets des Geltungsbereichs werden als 6ffentliche Grinflache mit der Zweckbestimmung
.Parkanlage” festgesetzt. In dieser befinden sich die beiden vorhandenen Graben mit ihren
5 m-Gewasserrandstreifen nach WHG, die nachrichtlich ibernommen werden.

1.2.3 Bedarf an Grund und Boden

Der raumliche Geltungsbereich des B-Plans Nr. 73 umfasst insgesamt eine Flache von rd.
1,3 ha. Diese ist aktuell als Teil des Wohngebietsparks Griinhufe unbebaut und tberwiegend
unversiegelt.
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1.3 Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

Der Landkreis Vorpommern-Rigen beabsichtigt, die bisher im Stadtgebiet verteilten Berufs-
schulen zusammenzufiihren und an einem Standort zu bindeln. Dazu soll im Stadtgebiet
Grunhufe ein Berufsschulcampus des Regionalen Beruflichen Bildungszentrums des Land-
kreises Vorpommern-Rigen entstehen. Da das bestehende Areal keine vollstandige Umset-
zung der geplanten Nutzungen ermdglicht, ist eine zusatzliche Campuserweiterung nach Nor-
den uber die Lindenallee hinweg notwendig.

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir das Vorhaben zu schaffen, hat die Bur-
gerschaft der Hansestadt Stralsund am 5. November 2020 beschlossen, einen Bebauungsplan
aufzustellen. Der Geltungsbereich des B-Plans Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in
Grunhufe® hat einen Umfang von etwa 1,3 ha. Innerhalb des Geltungsbereichs erfolgt die Fest-
legung einer Flache flr den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Schule® in einem Um-
fang von rd. 1,06 ha. Weiterhin sind eine Verkehrsflache (querender Ful3- und Radweg) sowie
am westlichen und sidlichen Rand eine offentliche Grunflache mit der Zweckbestimmung
.Parkanlage“ (westlicher Randbereich) fest. Letztere dient dem Schutz geschiitzter Biotope
sowie zweier Graben.

Zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 73 der Hansestadt Stralsund wurde fir die Belange
des Umweltschutzes eine Umweltpriifung durchgefiihrt, deren Ergebnisse im vorliegenden
Umweltbericht dargelegt werden.

Mit der Erweiterung des Berufsschulcampus in Grinhufe ist der Verlust von Siedlungsgehdl-
zen, Waldflachen, Zierrasen und Ruderalflachen sowie von zehn nach § 18 NatSchAG M-V
geschutzten Einzelbdumen verbunden. Die Planung erfolgt so, dass der Waldverlust so weit
wie mdglich vermieden wird. Weiterhin wurde durch die gewahlte Bebauungsvariante die un-
mittelbare Beeintrachtigung geschiitzter Biotope vermieden.

Zur Berucksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 Abs. 1 und Abs. 5
BNatSchG wurde ein Artenschutzfachbeitrag erarbeitet. Als Grundlage erfolgten im Jahr 2021
faunistische Kartierungen der Artengruppen Brutvogel, Fledermause, Amphibien und Repti-
lien. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdanden wurden drei Vermei-
dungsmaRnahmen (Bauzeitenregelung Brutvigel, Okologische Baubegleitung Flederméause,
Beschrankung der Auf3enbeleuchtung) und zwei vorgezogene Ausgleichsmafl3inahme (CEF-
MaRnahme: Anbringung dreier Fledermauskasten und dreier Nistkasten fur den Verlust von
drei Baumen mit Quartierpotenzialen fur Fledermause und Hohlenbriter im angrenzenden Ge-
hélzbestand auRerhalb des Eingriffsbereichs.) festgelegt. Erhebliche Beeintrachtigungen von
Tierarten sind somit nicht zu erwarten.

Erhebliche Beeintrdchtigungen der Schutzguter Flache, Boden, Wasser, Landschaft, Klima,
Luft, Mensch sowie und Kultur- und Sachgdter sind nicht zu erwarten. Alle Beeintrachtigungen
kénnen vermieden oder multifunktional Giber den naturschutzrechtlichen Ausgleich der beein-
trachtigten Biotope sowie den Waldausgleich nach Landeswaldgesetz ausgeglichen werden.

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen ist gemanR § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwéagung die
Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz zu berticksichtigen, nach der erhebli-
che Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit
des Naturhaushaltes zu vermeiden bzw. auszugleichen sind.

Der Kompensationsbedarf betragt 27.510 m? Eingriffsflachenaquivalente. Der Kompensations-
bedarf wird Uber die Pflanzung von 20 Einzelb&umen im Plangebiet sowie die Zuordnung ex-
terner Kompensationsiiberschiisse vollstandig erbracht.

Im Ergebnis der Umweltprifung wird festgestellt, dass bei vollstdndiger Umsetzung der ge-
planten MalRhahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen verbleiben.
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2 Darstellung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes

2.1 Fachgesetze und einschlagige Vorschriften

Folgende Ziele des Umweltschutzes sind in den einschldgigen Fachgesetzen dargelegt und
fir den Bebauungsplan von Bedeutung.

2.1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
Die folgenden Umweltbelange sind bei der Abwégung zu beachten:

Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB

»,Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Ver-
ringerung der zusétzlichen Inanspruchnahme von Flachen fiir bauliche Nutzungen die Mog-
lichkeiten der Entwicklung der Stadt insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flachen,
Nachverdichtungen und andere MalRhahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Boden-
versiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen®.

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die Lindenallee und diese an das Gelande des zukiinfti-
gen Berufsschulcampus. Nordlich und 6stlich befinden sich die Sport- und Freizeitflachen des
Stadtteilparks. Die Planung beschrankt sich damit auf vorgepragte Flachen des Siedlungsbe-
reiches und nimmt keinen unberihrten Landschaftsraum in Anspruch. Der rdumliche Gel-
tungsbereich der Planung beschrankt sich auf das notwendige Malf3.

Umwidmungssperrklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB

LLandwirtschaftlich, als Wald oder fir Wohnzwecke genutzte Flachen sollen nur im notwendi-
gen Umfang umgenutzt werden. (...) Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich
oder als Wald genutzter Flachen soll begrindet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den
Mdglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brach-
flachen, Gebaudeleerstand, Baulliicken und andere Nachverdichtungsmoglichkeiten zahlen
kénnen.*

Fur das Vorhaben ist die Uberplanung von bisher unbebauten Griinflachen erforderlich, die
tlw. mit Wald bestockt sind. Eingriffe in Waldflachen werden nach Prifung verschiedener Va-
rianten auf das notwendige Mal3 zur Umsetzung des Vorhabens reduziert und ausgeglichen.

Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB

,Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in seinenin § 1
Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem
Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwagung nach 8§ 1 Absatz 7 zu berlicksichtigen. Der
Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den 88 5 und 9 als
Flachen oder MaRnahmen zum Ausgleich.”

Die durch den B-Plan Nr. 73 vorbereiteten Eingriffe in Natur und Landschaft werden bilanziert
und ausgeglichen. Es werden entsprechende Vermeidungs- und KompensationsmaRhahmen
konzipiert (vgl. Kap. 0).
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Folgende Belange unterliegen nicht der Abwagung:

Gebietsschutz Natura 2000 nach § 1a Abs. 4 BauGB

~Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b [Natura 2000] in seinen fiir die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maRgeblichen Bestandteilen erheblich beeintrachtigt
werden kann, sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes Uber die Zulassigkeit und
Durchfuhrung von derartigen Eingriffen einschlie3lich der Einholung der Stellungnahme der
Européischen Kommission anzuwenden.

Im Plangebiet und seinem Umfeld sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Die nachstge-
legenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in einer Entfernung von mehr als 2 km. Eine er-
hebliche Beeintrachtigung ist somit von vornherein ausgeschlossen.

2.1.2 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Trennungsgrundsatz nach § 50 BImSchG

,Bei raumbedeutsamen Planungen und Mal3nahmen sind die fiir eine bestimmte Nutzung vor-
gesehenen Flachen einander so zuzuordnen, dass schadliche Umwelteinwirkungen und von
schweren Unféllen im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU in Betriebs-
bereichen hervorgerufene Auswirkungen auf die ausschlie3lich oder tiberwiegend dem Woh-
nen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedirftige Gebiete, insbesondere offentlich
genutzte Gebiete, wichtige Verkehrswege, Freizeitgebiete und unter dem Gesichtspunkt des
Naturschutzes besonders wertvolle oder besonders empfindliche Gebiete und 6ffentlich ge-
nutzte Gebédude, so weit wie méglich vermieden werden. ...“

Der Trennungsgrundsatz wird beriicksichtigt, da die geplante Campuserweiterung zur Abde-
ckung des Stellplatzbedarfes nordlich der Hauptsammelstra3e angelegt wird. Im unmittelbaren
Umfeld befinden sich keine schutzbedirftigen Nutzungen.

2.1.3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit Naturschutzausfih-
rungsgesetz M-V (NatSchAG M-V)

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist gemaf § 18 BNatSchG den Vorschriften des
BauGB unterstellt (vgl. Ausfiihrungen in Kap. 2.1.1).

Geschiitzte Teile von Natur und Landschaft gemafR § 23ff BNatSchG in Verbindung mit den
88 18-20 NatSchAG M-V

Die Beseitigung oder Schadigung von geschiitzten Teilen von Natur und Landschaft ist grund-
satzlich verboten. Schutzgebiete sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Eine Darstellung der
berthrten Schutzobjekte und der Beachtung der jeweiligen Schutzziele sowie Verbote erfolgt
in Kap. 2.3.

Gebietsschutz Natura 2000 nach den 88 33 und 34 BNatSchG

JAlle Verdnderungen und Stérungen, die zu einer erheblichen Beeintréchtigung eines Natura
2000-Gebiets in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malRgeblichen Bestand-
teilen fuhren kdnnen, sind unzul&ssig. Die fur Naturschutz und Landschaftspflege zustandige
Behérde kann (...) Ausnahmen (...) zulassen. (...) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder
Durchfuihrung auf ihre Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu
tberpriifen (...)."

Im Plangebiet und seinem Umfeld sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Die nachstge-
legenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in einer Entfernung von mehr als 2 km. Eine er-
hebliche Beeintrachtigung ist somit von vornherein ausgeschlossen.
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Besonderer Artenschutz gemaf 8 44 Abs.1 BNatSchG
,Es ist verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschadigen oder zu zerstoren,

2. wild lebende Tiere der streng geschitzten Arten und der europaischen Vogelarten
wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich zu storen; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Sto-
rung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstdren,

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zerstdren

(Zugriffsverbote).

Bebauungsplane sind grundsatzlich nicht geeignet, artenschutzrechtliche Verbotstatbestande
nach §§ 44 Abs.1 BNatSchG auszulosen. Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungs-
planen muss jedoch beachtet werden, dass diese Handlungen vorbereiten, die artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestande auslésen kénnen. Sie sind daher so zu gestalten, dass ihre spa-
tere Umsetzung nicht an artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnden des 8§ 44 Abs. 1
BNatSchG scheitern werden.

Die Prifung hinsichtlich artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande erfolgt in einem gesonder-
ten Artenschutzfachbeitrag. Als Grundlage erfolgten im Jahr 2021 Kartierungen der Artengrup-
pen Brutvogel, Amphibien, Reptilien und Fledermause.

Bei Umsetzung der empfohlenen Vermeidungs- und CEF-MalRhahmen (vgl. Kap. 0) ist das
Eintreten artenschutzrechtliche Verbotstatbestdande auszuschliel3en.

2.1.4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

Allgemeine Sorgfaltspflichten nach § 5 Abs. 1 WHG
s~Jede Person ist verpflichtet, bei Mallnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewé&sser ver-
bunden sein kénnen, die nach den Umstanden erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um

1. eine nachteilige Veranderung der Gewassereigenschaften zu vermeiden,

2. eine mit Ricksicht auf den Wasserhaushalt gebotene sparsame Verwendung des
Wassers sicherzustellen,

3. die Leistungsfahigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und
4. eine VergréBerung und Beschleunigung des Wasserabflusses zu vermeiden.*

Beeintrachtigung des Wasserhaushaltes sind durch das Vorhaben nicht zu erwarten (vgl. Aus-
fuhrungen zu Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser in Abschnitt 3.2.3). Die vorhandenen
Graben bleiben einschlielich des 5 m-Gewéasserrandstreifen nach 8 38 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3
WHG erhalten und werden in den B-Plan Gbernommen.

Die Bestimmungen zu Gewasserbenutzungen sowie zur Abwasserbeseitigung werden einge-
halten (vgl. Teil | der Begriindung).

32



Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe*
Begrindung, Stand Juli 2022

2.1.5 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)

Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG

L,Der Grundstiickseigentiimer, der Inhaber der tatsdchlichen Gewalt liber ein Grundstiick und
derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundsttick durchfiihrt oder durchfihren lasst, die zu
Verédnderungen der Bodenbeschaffenheit fiihren kdnnen, sind verpflichtet, Vorsorge gegen
das Entstehen schadlicher Bodenveranderungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem
Grundstick oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden kénnen. (...)."

Mit dem durch den B-Plan Nr. 73 vorbereiteten Vorhaben werden vorbelastete Boden bean-
sprucht. Der Versiegelungsgrad wird generell so gering wie moglich gehalten. Die Bodenver-
siegelung/ -beanspruchung wird multifunktional ausgeglichen.

Mit der Beachtung der Vorsorgepflicht nach 8 7 BBodSchG werden gleichzeitig die Vorsorge-
grundatze nach § 1 LBodSchG M-V berucksichtigt.

2.1.6 Européaische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Die WRRL dient dem Schutz der Oberflachengewéasser und des Grundwassers zur Vermei-
dung einer weiteren Verschlechterung sowie zum Schutz und zur Verbesserung des Zustan-
des der aquatischen Okosysteme. Gemal Artikel 4 Abs. 1 a) lit. i) der WRRL sind die Mit-
gliedsstaaten verpflichtet, die notwendigen Malinahmen durchzufiihren, um eine Verschlech-
terung des Zustandes aller Oberflachenwasserkorper zu verhindern, sie zu schiitzen, zu ver-
bessern und zu sanieren. Gleiches gilt geman Artikel 4 Abs. 1 b) lit. i) auch fir Grundwasser-
korper.

Bauleitplane dirfen den Bewirtschaftungszielen der Europaischen Wasserrichtlinie (WRRL)
nicht entgegenstehen und nicht zu einer Verschlechterung der beriihrten Wasserkorper fih-
ren.

Im B-Plangebiet sind keine nach WRRL berichtspflichtigen Oberflachengewéasser vorhanden.
Das nachstgelegene berichtspflichtige Gewasser (NVPK-0800 Stralsunder Mihlgraben, Kro-
nenhalsgraben) befindet sich in einer Entfernung von mehr als 400 m (Stralsunder Mihlgra-
ben) bzw. 1,5 km (Kronenhalsgraben) (vgl. Abbildung 8).

Eine nachteilige mittelbare Betroffenheit des berichtspflichtigen Kronenhalsgrabens (Teil des
FlieBgewasserkorpers NVPK-0800) liber Beeintrachtigungen des zum FlieRgewassersystem
gehorenden Grabens 3/1/2, ist nicht zu erwarten. Der gemald Wasserhaushaltsgesetz (§ 38
Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WHG) vorgeschriebene Gewasserrandstreifen von 5 m beidseits wird ein-
gehalten. Von der Sporthalle gelangt ausschlief3lich unbelastetes Dachwasser in den aktuell
im Sommer trockenfallenden Graben 3/1/2. Der Parkplatz wird in wasserdurchlassiger Bau-
weise errichtet. Uberschissiges Regenwasser wird zwar in den Graben 3/1/2 eingeleitet, je-
doch sind mit dem Parkplatz keine regen und standigen Verkehre verbunden. Er hat damit
eher den Charakter einer Nebenanlage. Vom Parkplatz ausgehende relevante Schadstoffbe-
lastungen sind somit nicht zu erwarten. Zudem entwassert der Graben 3/1/2 tber den mit
Ro6hricht bestandenen Grinhufer Teich in den in den Kronenhalsgraben miindenden Graben
3/1. Hierdurch erfolgt eine nattrliche Reinigung des zuflieRenden Wassers.

Die fur die Einleitung notwendige Einleiterlaubnis einschlie3lich Nachweis der Unbedenklich-
keit und ggf. weitere erforderliche Nachweise sind im nachgelagerten Zulassungsverfahren zu
erbringen.

Anfallendes Abwasser wird ordnungsgemal tber die Kanalisation entsorgt.

Der mengenmaéalige und chemische Zustand des vom Geltungsbereich berihrten groRraumi-
gen Grundwasserkdrpers (DEGB_DEMV_WP_KO_4 16) ist schlecht. Die Zielerreichung ei-
nes guten mengenmaligen und chemischen Zustands bis 2033 wird angestrebt (LUNG-
WRRL-Mafinahmeninformationsportal).

33



Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Grinhufe*
Begriindung, Stand Juli 2022

Nachteilige Auswirkungen auf den mengenmafigen Zustand des Grundwasserkorpers sind
nicht zu erwarten (vgl. hierzu auch Ausfithrungen zu Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser
in Abschnitt 3.2.3).

Auswirkungen auf den chemischen Zustand des Grundwasserskdrpers sind ebenfalls nicht zu
erwarten, da mit dem Vorhaben keine relevanten Stoffeintrége verbunden sind. Eine Geféahr-
dung des Grundwassers durch wassergefahrdende Stoffe besteht bei Einhaltung der gesetz-
lichen Vorschriften nicht.

© GeoBasis-DE/M-V

Quelle: LNG-KartenportaI Umwelt
Abbildung 8: Berichtspflichtige FlieRgewéasser im Umfeld des Plangebiets

2.2  Ziele des Umweltschutzes in Fachplanen
2.2.1 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern

Das Plangebiet ist von umweltrelevante Festlegungen gemafR Regionalem Raumentwick-
lungsprogramm Vorpommern (RP VP 2010) nicht berihrt (Lage auf3erhalb von Vorrang-/ Vor-
behaltsgebieten Naturschutz und Landschaftspflege, Vorbehaltsgebieten Kompensation und
Entwicklung, Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft und Vorbehaltsgebieten Kiistenschutz).

2.2.2 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Vorpommern

Der Gutachtliche Landschaftsrahmenplan (GLRP) Vorpommern enthdlt fir den Geltungsbe-
reich keine raumlich konkretisierten Vorgaben nach der Karte Il (Biotopverbundplanung) oder
der Karte Il (Schwerpunktbereiche und Mafnahmen zur Sicherung und Entwicklung 6kologi-
scher Funktionen). Der ca. 500 m nordwestlich gelegene Feuchtlebensraum ,Grinhufer
Bruch® ist als Zielbereich zur ungestérten Naturentwicklung von naturnahen/renaturierten
Mooren gemalf Karte Ill ausgewiesen. Der ca. 400 m nordlich gelegene Muhlgraben ist ein
Zielbereich zur Regeneration gestorter Naturhaushaltsfunktionen naturferner FlieRgewasser-
abschnitte nach Karte Ill. Die Zielvorgaben des GLRP werden durch die Planung nicht berthrt.
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2.2.3 Landschaftsplan

Der dem Flachennutzungsplan beigeordnete Landschaftsplan stellt das Plangebiet als Allge-
meine Grinflache - Parkanlage dar. Erganzend ist ein Sport- und Bolzplatz und der Verlauf
des Grabens 3/1/2 dargestellt. Die Inhalte des Landschaftsplanes werden parallel zum 22.
Anderungsverfahren fir den Flachennutzungsplan der Hansestadt Stralsund geandert. Der
Bereich wird zukunftig als ,Bauflachen gem. § 5 BauGB, Bahnanlagen und Flachen fur Ver-
und Entsorgungsanlagen® dargestellt. Die Darstellung des vorhandenen Grabens 3/1/2 bleibt
unverandert. Das Symbol “Sport-, Bolzplatz® wird, entsprechend der realen Situation, etwas
nach Norden verschoben.

2.3 Schutzgebiete und -objekte
Naturschutzrechtliche Schutzgebiete

Im Plangebiet und seinem néheren Umfeld befinden sich keine Schutzgebiete nach dem Na-
turschutzrecht. Sowohl das Klein-Kordshéger Moor (Flachennaturdenkmal) als auch der
Moorteich (Bestandteil des Landschaftsschutzgebiets Stadtteiche und Grinanlagen von
Stralsund) und das Naturschutzgebiet Borgwallsee und Putter See liegen in einer Entfernung
von >1,0 km. Die nachstgelegenen Natura 2000-Gebiete (GGB Krummenhager See, Borg-
wallsee und Pitter See, SPA DE 1743-401 Vorpommersche Waldlandschaft) liegen in einer
Entfernung von mehr als 2 km.

Naturschutzrechtliche Schutzobjekte

Nach 8§ 18 NatSchAG M-V geschiitzte Bdume

§ 18 des NatSchAG M-V stellt Baume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentime-
tern, gemessen in einer Hohe von 1,30 Metern Uber dem Erdboden, unter gesetzlichem
Schutz.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich zehn Einzelbdume, die aufgrund des geringen
Stammumfanges nicht in den Schutzstatus des § 18 NatSchAG M-V einzuordnen sind. Die mit
der Umsetzung des Vorhabens verbundenen Verluste betreffen voraussichtlich 7 Jungbaume.

Nach 8 19 NatSchAG M-V Alleen

§ 19 des Naturschutzausfihrungsgesetzes M-V stellt Alleen und einseitige Baumreihen an 6f-
fentlichen oder privaten Verkehrsflachen und Feldwegen unter gesetzlichem Schutz.

Sudlich des Plangebietes befindet sich an der Lindenallee eine nach 8§ 19 NatSchAG M-V ge-
setzlich geschitzte junge Baumallee. Diese wird durch die Planung nicht berthrt.

Nach 8 20 NatSchAG M-V geschiitzte Biotope

Im naheren Umfeld des Plangebietes liegen folgende nach § 20 NatSchAG M-V geschitzte
Biotope, die teilweise in den nordwestlichen und westlichen Randbereich des Plangebiets hin-
einreichen:

— Rohrglanzgrasrohricht nordlich des westlich des Ful3- und Radweges liegenden Teil-
gebiets des Geltungsbereichs, in den nordwestlichen Randbereich hineinreichend

— Rasiges Grol3seggenried nordlich des westlich des Ful3- und Radweges liegenden
Teilgebiets des Geltungsbereichs

— Schilf-Landrdhricht westlich des B-Plan-Gebiets, in den westlichen Randbereich hin-
einreichend

— zwei nahrstoffreiche Kleingewasser nordlich des ostlichen des Ful3- und Radweges
liegenden Teilgebiets des Geltungsbereichs
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Das im Biotopatlas des Landes unter dem Gesetzesbegriff ,Stehende Kleingewasser ein-
schliellich der Ufervegetation® im westlichen Geltungsbereich sowie im westlichen und no6rd-
lichen Randbereich verzeichnete Biotop HST00064 konnte im Zuge der Biotopkartierungen
2021 (Blro Biologische Studien Thomas Frase 2021) und auch schon 2018 (vgl. Griinord-
nungsplan zum Bebauungsplan Nr. 39 "Wohngebiet westlich der Lindenallee, Freienlande”,
UmweltPlan GmbH 08/2020) nicht bestétigt werden.

Die im Plangebiet liegenden geschitzten Biotope befinden sich innerhalb der 6ffentlichen
Griinflache und werden von einer Uberbauung ausgenommen. Fur Starkregenereignisse ist
die Errichtung von Notlberlaufen in die Feuchtbiotope vorgesehen. Hierdurch wird eine Ver-
besserung der Wasserversorgung der geschitzten Biotope angestrebt. Insbesondere die
Kleingewasser sind aktuell nur temporéar wasserfuhrend. Auch das nordwestlich angrenzende
Feuchtbiotop, welches von der Ackerdranage abgekoppelt wurde und daher aktuell nicht aus-
reichend mit Wasser versorgt wird, wird voraussichtlich von einer zusatzlichen Wasserzufuhr
profitieren.

3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

3.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und
der Umweltmerkmale

Nach der Naturraumlichen Gliederung Mecklenburg-Vorpommern (LUNG M-V 2009a, Text-
karte 1) ist der Anderungsbereich wie folgt einzuordnen:

Landschaftszone: ,vorpommersches Flachland® (Nr. 2)
GroRlandschaft: ,vorpommersche Lehmplatten® (Nr. 20)
Landschaftseinheit: ,Lehmplatten nérdlich der Peene® (Nr. 200)

3.1.1 Flache

Das Plangebiet umfasst eine Flache von etwa 1,3 ha. Diese ist aktuell als Teil des Wohnge-
bietsparks Griinhufe unbebaut und Gberwiegend unversiegelt.

Unversiegelte Flachen haben grundsatzlich eine besondere Bedeutung fir das Schutzgut Fla-
che. Jedoch ist die Flache anthropogen vorgeprégt.

3.1.2 Boden
Bestand

Die geologischen Bildungen und die Oberflachengestalt im Raum der Hansestadt Stralsund
und somit auch im Plangebiet sind in der Weichseleiszeit entstanden. Geologisch ist der Be-
reich den Geschiebemergeln der Hochflachen zuzuordnen (LUNG-Kartenportal Umwelt, Geo-
logische Karten M-V). Das Relief im Plangebiet ist eben bis flach wellig.

Durch die Herstellung des Wohngebietsparks wurden die Béden im Plangebiet anthropogen
Ubergepragt. Es sind Sandauffillungen und gemischtkérnige Auffillungen vorhanden, denen
bereichsweise Bauschutt- und Ziegelreste beigemengt sind (Baugrund Stralsund 2020). Un-
terhalb der Auffiillungen steht Geschiebelehm und -mergel an, welcher von schluffigen Sanden
bzw. sandigen Schluffen unterlagert ist. Vermehrt sind Sandstreifen bzw. wasserfiihrende
Sandstreifen eingelagert. Bei den im Rahmen der Baugrunduntersuchung ermittelten Wasser-
standen handelt es sich Gberwiegend um Stau- und Schichtenwasser sowie teilweise um freie
Grundwasserstande. In Teilbereichen kénnen Stau- bzw. Schichtenwasserbildungen bis nahe
der vorhandenen Gelandeoberkante nicht ausgeschlossen werden. Daher sind die Boden fir
eine Versickerung nicht geeignet (ebd.).

Im Plangebiet gibt es keine geschitzten Geotope (LUNG-Kartenportal Umwelt).
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Bewertung

Die Béden im Plangebiet sind anthropogen vorbelastet. Funktionen besonderer Bedeutung
sind nicht ausgepragt. Daher wird den Bodenverhaltnissen eine allgemeine Bedeutung beige-
messen.

3.1.3 Wasser
Bestand

Der Grundwasserflurabstand > 10 m hat eine geringe Bedeutung fur den Landschaftshaushalt.
Die Empfindlichkeit gegenlber Stoffeintragen ist aufgrund der hohen Schutzfunktion der Deck-
schichten (Gesamtmaéchtigkeit der bindigen Deckschichten > 10 m) gering (LUNG-Kartenpor-
tal Umwelt). Die Grundwasserneubildungsrate liegt mit > 50 - 100 mm/ a in einem niedrigen
Bereich. Das Plangebiet liegt auRerhalb von Wasserschutzgebieten.

Nordlich der Lindenallee verlauft der Graben 3/1/2 (Gewasser 2. Ordnung). Der Graben ent-
wassert aufRerhalb des Plangebiets tiber den angelegten Teich im sidlichen Stadtteilpark zum
Graben 3/1, der seinerseits nach Osten in den Kronenhalsgraben und weiter in den Moorteich
entwassert. Der Graben 3/1/2 ist im Abschnitt westlich des bestehenden Ful3- und Radweges
auf einer Lange von rd. 100 m als offener Entwasserungsgraben ausgebildet. Im weiteren Ver-
lauf nach Osten knickt er nach Siden ab und ist zur Querung der Lindenallee verrohrt. Der
Graben wird intensiv unterhalten und war im Sommer 2021 ausgetrocknet (vgl. BSTF 2022a).
Ein weiterer, extensiv gepflegter Graben verlauft im westlichen Randbereich des Plangebiets.

: @’@’%Basis-DfEfM_-’\( - i_ "

Quelle: LUNG-Kartenportal Umwelt; Hinweis: Der im Luftbild erkennbare Graben im westlichen Randbereich ist im landesweiten
Datensatz (Kartenportal-Umwelt) nicht enthalten

Abbildung 9: FlieBRgewasser im Plangebiet und seinem Umfeld

Westlich des Rad- und FuRweg liegen im Norden des Geltungsbereichs innerhalb der waldar-
tigen Geholzbestande zwei stark beschattete, temporéare Kleingewasser, die dem gesetzlichen
Biotopschutz unterliegen.
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Bewertung

Funktionen besonderer Bedeutung fiir das Schutzgut Wasser sind im Plangebiet selber nicht
ausgepragt, so dass den Wasserverhaltnissen eine allgemeine Bedeutung beigemessen wird.
Die auRerhalb liegenden Kleingewéasser haben hingegen eine besondere Bedeutung fur den
Naturhaushalt.

3.1.4 Klima
Bestand

Das Plangebiet befindet sich laut GLRP VP im niederschlagsbegtinstigten Raum des dstlichen
Kustenklimas. Die Jahresdurchschnittstemperatur fir Stralsund liegt bei 8 °C und die Jahres-
niederschlagsmenge bei 625 mm.

Die nach Nordwesten angrenzende Offenlandflache ist eine Kaltluftproduktionsflache. Diese
hat jedoch nur eine allgemeine Bedeutung, da die klimatische Wirkung der nahegelegenen
Ostsee dominiert. Das Lokalklima im Plangebiet wird durch das vorherrschende Land-See-
wind-System Uberpragt.

Bewertung

Die klimatischen Verhaltnisse im Anderungsbereich sind von allgemeiner Bedeutung. Der An-
derungsbereich besitzt keine besondere Bedeutung als klimatischer Ausgleichsraum fiir be-
lastete Gebiete, wie z. B. Gberwérmte Siedlungskerne.

3.1.5 Luft
Bestand

Die Luftgiite im Plangebiet wird durch die Kiistennédhe positiv beeinflusst, da die hoheren
Windgeschwindigkeiten den Luftaustausch begtinstigen. Konkrete Angaben zur LuftgUte lie-
gen nicht vor. Der einzige im Stadtgebiet lokalisierte Messstandort des Luftmessnetzes und
Luftglteinformationssystem M-V befindet sich am Knieperdamm. Fir die einschlagigen Luft-
schadstoffe kam es dort im Jahr 2020 zu keinerlei Grenzwertuberschreitungen (LUNG M-V
2021). Es ist davon auszugehen, dass dies auch fur das Plangebiet zutrifft.

Bewertung

Das Plangebiet besitzt keine Funktionsbeziehungen zu Gebieten mit einer beeintrachtigten
Luftgiite. Ihm wird eine allgemeine Bedeutung fur das Schutzgut Luft zugeordnet.
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3.1.6 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
3.1.6.1 Biotope, Pflanzen

Bestand

Biotoptypen

Zur Ermittlung der Biotopstrukturen erfolgte zwischen Juni und Dezember® 2021 eine Biotop-
kartierung entsprechend den Vorgaben der Kartieranleitung Mecklenburg-Vorpommern
(LUNG 2013) fur das Plangebiet und sein 50 m-Umfeld (Wirkzone 1). Fur das 200 m-Umfeld
(Wirkzone II) wurden auf3erdem die geschitzten und wertgebenden Biotope (Biotoptypen) ab
einer Wertstufe 3 erfasst (vgl. ausfuihrlich BSTF 2022a). Dabei ist zu bertcksichtigen, dass
von der geplanten Stellplatzanlage nur Auswirkungen vergleichbar denen einer Gemein-
destralRe ausgehen und hierfir geman Anlage 5 der HzE nur ein Wirkbereich | von 50 m an-
gesetzt wurde.

Das Plangebiet selbst ist durch die Gestaltung als wohngebietsnahe Parkanlage gekennzeich-
net, wobei randlich gré3ere Siedlungsgeholzbestande (WXS, PHX) in das Plangebiet hinein-
reichen. Die waldartigen Laubholzbestande (WXS) sind als Wald im Sinne von § 2 LWaldG
M-V anzusprechen (vgl. Kap. 2.5 in Teil I). Die offenen Bereiche umfassen artenreiche Zierra-
sen (PEG) und Ruderalfluren (RHU, RHK) mit einzelnen Jungb&umen (BBJ). Ein Ful3- und
Radweg (OVD) fuhrt in Nord- Stid- Ausrichtung durch die Parkanlage.

Im sidlichen Randbereich des Geltungsbereichs verlauft ein intensiv unterhaltender Graben
(FGY), der im weiteren Verlauf zur Querung der Lindenallee verrohrt ist. Ein weiterer, extensiv
unterhaltener Graben (FGX) verlauft im westlichen Randbereich des Geltungsbereichs.

Nordwestlich und westlich des Plangebiets grenzen nassebeeinflusste Flachen an, die in der
Auspragung als rasiges GroR3seggenried (VGR), Rohrglanzgrasrohricht (VRR) und Schilf-
Landrohricht (VRL) dem gesetzlichen Biotopschutz nach § 20 NatSchAG M-V unterliegen und
teilweise (VRR, VRL) in den nordwestlichen und westlichen Randbereich des Plangebiets hin-
einreichen.

Nordlich des 6stlichen Teilgebiets des Geltungsbereichs sind innerhalb der waldartigen Ge-
hdlzbestande (WXS) zwei nahrstoffreiche Kleingewasser (SEV) ausgepragt, die ebenfalls dem
gesetzlichen Biotopschutz unterliegen.

Im 50 m-Umfeld sind, neben den o. g. geschitzten Biotopen (VRL, VGR, VRR, SEV) und den
waldartigen Geholzbestanden (WXS), Acker (ACL) im nordéstlichen Untersuchungsraum eine
Sportanlage (PZO), im norddstlichen Untersuchungsraum ein Graben (FGX) und ein Ful3weg
(OVD) sowie im sudlichen Untersuchungsraum die Lindenallee mit einer nach § 19 NatSchAG
M-V gesetzlich geschitzten jungen Allee (BAG), Einzelbaume (BBJ), artenarmer Zierrasen
(PER), Siedlungsgehotlze (PWX) sowie Gebaude (OGF) und Verkehrsflichen (OVP) des
Fachgymnasiums ausgebildet.

Wertgebende Biotope im 200 m-Umfeld sind dem gesetzlichen Biotopschutz nach § 20
NatSchAG M-V unterliegende Feuchtbiotope (VRL, VHF, VGR, VRR, VWN) im Nordwesten
und SlUdwesten, drei nahrstoffarme Standgewasser (SEV, SEL) im Westen, Nordosten und
Suden sowie zwei Feldgehdlze (BFX) im Westen.

51m Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 73 wurde im November 2021 unter Beriicksichtigung
der zu diesem Zeitpunkt bereits vorliegenden Kartierergebnisse die Planung und der Geltungsbereich
angepasst. Durch den neuen Geltungsbereich wird eine Ubermafige Beanspruchung von geschitzten
Biotopen sowie von Fortpflanzungs- und Ruhestatten geféahrdeter Vogelarten vermieden. Daher erfolge
im Dezember 2021 eine Nachbegehung der dstlichen Erweiterungsflachen.
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Abbildung 10 zeigt die Ergebnisse der Biotoptypenkartierung (BSTF 2022a) fir den Geltungs-
bereich und die Wirkzone I. In Abbildung 11 sind die geschiitzten/wertgebenden Biotope im
200 m-Wirkaum dargestellt.

Gefahrdete Pflanzenarten

Bei der Erfassung gefahrdeter Pflanzenarten lag das Hauptaugenmerk auf den westlich im
Untersuchungsgebiet liegenden Flachen, auf denen bereits im Jahr 1996 geschitzte Biotope
ausgewiesen wurden (vgl. Kap. 2.3). Hier wurden Rohrglanzgras- und Schilf-Landréhrichte
nachgewiesen, die eng mit Grof3seggenrieden verzahnt waren. Auch die besonders ge-
schitzte Sumpf-Schwertlilie (Iris pseudacorus) wurde hier nachgewiesen (im Biotop Nr. 20).

Als gefahrdete Art bzw. Art der Vorwarnliste der Roten Liste M-V wurden die Wasserpflanzen
Krebsschere (Stratiotes aloides) und Ahren-Tausendblatt (Myriophyllum spicatum) im Grinhufer
Teich (Biotop-Nr. 47) sudlich des Geltungsbereichs im 200 m-Wirkbereich nachgewiesen.

Die Vegetation der Ubrigen Biotope des Untersuchungsgebietes besteht hauptséchlich aus
ungefahrdeten standorttypischen und allgemein verbreiteten ruderalen Arten.
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Abbildung 10: Biotoptypen im Geltungsbereich und 50 m-Untersuchungsraum (Quelle: BSTF 2022a)
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Abbildung 11: Lage der geschitzten Biotope im 200 m-Untersuchungsraum (Quelle: BSTF 2022a)
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Bewertung

Tabelle 1 gibt einen Uberblick tber die ermittelten Biotoptypen im Untersuchungsraum und
ihre Bewertung nach MLU MV (2018). Ausschlief3lich im weiteren Untersuchungsraum und
somit auRBerhalb des Plangebiets liegende Biotoptypen sind kursiv dargestellt. Die kartogra-
phischen Darstellungen der Kartierergebnisse und die jeweiligen Biotopbtgen sind dem Kar-
tierbericht (BSTF 2022a) zu entnehmen.

Tabelle 1: Bestand und Bewertung der Biotoptypen im Untersuchungsraum

6 gemaR Kartierbericht (BSTF 2022a)
7 Schutzstatus nach NatSchAG MV

8 Regenerationsfahigkeit

9 Gefahrdung

Nr.6 Biotop- Bezeichnung 87 Bewertung Lagein
code PG = Plangebiet
WZ = Wirk
(HC.NC) Reg.® | Gef® | Gesamt reeone
1,2,4 |WXS Sonstiger Laubholzbestand heimi- - 1-2 1 2 PG, WZI
3,5 scher Arten WZ I
44,45 |BFX Feldgeholz aus Gberwiegend hei- §20 1-3 2 2 w2z Il
mischen Baumarten
6 BAG Geschlossene Allee §19 1-2 2-3 2 Wz
56 wz Il
57-62 |BBA Alterer Einzelbaum §18 2 3 3 Wz Il
7-10 BBJ Jungerer Einzelbaum - 1-2 1-2 2 WzZ |
11,12 PG
13 FGX Graben, trockengefallen oder zeit- - 1 2 2 PG, WZI
14 weilig wasserfuihrend, extensive WZ I
oder keine Instandhaltung
15 FGY Graben, trockengefallen oder zeit- - 0 1 1 PG, WZ I
weilig wasserfiihrend, intensive In-
standhaltung
46, SEL, Wasserlinsen-, Froschbiss- und §20 1-2 3 3 Wz Il
VGR, VRT | Krebsscheren-Schwimmdecke
a7 SEL, SET,
VROP,
VRT, VSX
16, 17 | SEV, VSX | Vegetationsfreier Bereich nahr- §20 1-2 3 3 WZ |
48,49 |SEV stoffreicher Stillgewésser WZ Il
18 VGR Rasiges Grof3seggenried 8§20 2 2 2 W2z I
50 wz Il
19 VRL Schilf-Landréhricht §20 2 1 2 PG, WZ |
51, 52 wzll
20 VRR Rohrglanzgrasréhricht §20 1 1 1 PG, WZI
53 wzll
54 VHF Hochstaudenflur feuchter Moor- §20 2 3 3 Wz Il
und Sumpfstandorte
55 VWN Feuchtgeblisch eutropher Moor- §20 2 3 3 Wz Il
und Sumpfstandorte
21 RHU Ruderale Staudenflur frischer bis - 2 1 2 PG, WZ I
22,23 trockener Mineralstandorte WZ |
24,25 | RHK, PHX | Ruderaler Kriechrasen - 2 1 2 PG, WZ I
26 ACL Lehm- bzw. Tonacker - 0 0 0 Wz |
27,28 |PWX Siedlungsgehélz aus heimischen (8 18) 1-2 1 1 WZ I
Baumarten
29-31 PHX - 1 1 1 WZ |
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Nr.6 Biotop- Bezeichnung g’ Bewertung Lagein
code PG = Plangebiet
(HC.NC) Reg.? | Gef.? | Gesamt Wz =Wirkzone
32 Siedlungsgebisch aus heimi- PG, Wz
schen Gehdlzarten
33 PEG, Artenreicher Zierrasen - 0 1 1 PG, WZ I
PHX, BBJ
34-37 |PER Artenarmer Zierrasen - 0 0 0 WZ |
38 PZO Sportplatz 0 0 0 WzZ I
39 OGF Offentlich oder gewerblich ge- 0 0 0 Wz
nutzte Grol3formbauten
40 OovD Pfad, Rad- und FuBweg 0 0 0 PG, WZI
41 OVF Versiegelter Rad- und FuRweg 0 0 0 WzZ I
42 OVL Stralle 0 0 0 W2z |
43 OVP Parkplatz, versiegelte Freiflache 0 0 0 WzZ I
3.1.6.2 Tiere

Auf Grund der zu erwartenden Wirkungen und des hinsichtlich der vorhandenen Lebensraum-
strukturen zu vermutenden Artenspektrums wurden im Jahr 2021 faunistische Kartierungen zu
den Artengruppen Flederméause, Brutvogel, Amphibien und Reptilien durchgefuhrt (vgl. aus-
fuhrlich BSTF 2022b).

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 73 wurde im November 2021 unter Berlick-
sichtigung der zu diesem Zeitpunkt bereits vorliegenden Kartierergebnisse die Planung und
der Geltungsbereich angepasst. Durch den neuen Geltungsbereich wird eine tibermaRige Be-
anspruchung von geschitzten Biotopen sowie von Fortpflanzungs- und Ruhestatten gefahr-
deter Vogelarten vermieden. Der neue Geltungsbereich nimmt Flachen ein, die in den faunis-
tischen Kartierungen des Jahres 2021 nicht berticksichtigt wurden. Daher erfolgte nachtraglich
eine Begutachtung und Untersuchung der im erganzten Bereich vorhandenen Geholzbe-
stande auf potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestatten. Der im Erganzungsbereich vorhan-
dene faunistische Artbestand wurde mittels Potenzialanalyse abgeschatzt (BSTF 2022c).

Im Folgenden werden die fir das vorliegende Planungsvorhaben relevanten Kartierungser-
gebnisse zusammenfassend dargestellt. Detailinformationen sowie die Erfassungsmethoden
sind dem Kartierbericht (BSTF 2022b) sowie dem Nachtrag zum Kartierbericht (BSTF 2022c)
Zu entnehmen.

Fledermause
Bestand

Die Untersuchungen auf Winter- oder Schwarmquartiere erbrachte im Geholzbestand des Un-
tersuchungsgebietes keine Nachweise. Auch mit der Wildkamera konnten keine Fledermause
nachgewiesen werden. Es kann daher davon ausgegangen werden, dass keine gréf3eren Wo-
chenstuben oder Winterquartiere vorhanden sind. Dies gilt sowohl fir den urspriinglichen Un-
tersuchungsraum als auch den Erganzungsbereich und seine Umgebung.

Hinsichtlich potenzieller Quartiere wurden im Gehdlzbestand des Untersuchungsraums elf
Baume mit elf potenziell nutzbaren Strukturen erbracht. Von diesen liegen drei im Plangebiet.
Weiterhin muss zumindest im Geltungsbereich von einer Nutzung als Jagdgebiet ausgegan-
gen werden. Dafur kommen die in Tabelle 1 aufgefiihrten sieben Fledermausarten in Betracht.
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Tabelle 2: Potenziell im Untersuchungsgebiet vorkommende Fledermausarten (Quelle: BSTF 2021d)

wissenschaftlicher Name deutscher Name Schutz / Gefahrdung
Eptesicus serotinus Breitfligelfledermaus MV 3, D G, FFH IV, BASV
Myotis daubentonii Wasserfledermaus MV 4, FFH IV, BASV
Myotis nattereri Fransenfledermaus MV 3, FFH IV, BASV
Nyctalus noctula Grol3er Abendsegler MV 3,D V, FFH IV, BASV
Pipistellus pygmaeus Miickenfledermaus MV -, D D, FFH IV, BASV
Pipistrellus nathusii Rauhautfledermaus MV 4, FFH IV, BASV
Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus MV 4, FFH IV, BASV
Plecotus auritus Braunes Langohr MV 4, DV, FFH IV, BASV

*Schutz / Geféahrdung:

Bewertung

Rote Liste Mecklenburg-Vorpommerns (LABES et al. 1991): MV 1 - Vom Aussterben bedroht; MV
2 - Stark gefahrdet; MV 3 - Gefahrdet; MV 4 - Potenziell gefahrdet; - -bislang wurde keine Ein-
stufung vorgenommen, da erst nach Erscheinen der RL als eigene Art bestatigt.

Rote Liste Deutschlands (MEINIG et al. 2020): D V - Vorwarnliste, D G - Gefahrdung unbekannten

Ausmalies; D - Daten unzureichend.

BASV: Nach der Bundesartenschutzverordnung besonders geschutzte Art.
FFH IV: Anhang. IV der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie)

Von den elf im Untersuchungsgebiet potenziell nutzbaren Quartiersstrukturen weisen funf eine
geringe und sechs eine mittlere Wertigkeit auf (vgl. Abbildung 12). Die drei im Plangebiet lie-
genden potenziellen Quartierstrukturen haben eine geringe Wertigkeit.
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Abbildung 12: Potenziell nutzbare Quartierstrukturen im Untersuchungsgebiet (Quelle: BSTF 2021d).

Brutvdgel
Bestand

Im Verlauf der Brutvogelkartierung (Marz bis Juni 2021) wurden insgesamt 15 Vogelarten in-
nerhalb des Untersuchungsgebiets festgestellt (vgl. Abbildung 13). Bei allen Nachweisen han-
delt es sich um Brutverdachte, Brutnachweise gelangen nicht.

Bei der Begehung des Erganzungsbereichs am 08.12.2021 wurde ein Amselnest im Gehdlz-
bestand des erweiterten Untersuchungsraums nachgewiesen. Ansonsten entspricht die Habi-
tatausstattung vollumfénglich der des urspriinglichen Untersuchungsraums. Auch unter Be-
rucksichtigung der stralRennahen Lage ist somit durch die geringfiigige Verschiebung des Gel-
tungsbereichs nach Osten nicht von einer Erweiterung des Artenspektrums auszugehen (vgl.
BSTF 2022c).

Von den nachgewiesenen Brutvogelarten unterliegt der Feldschwirl einer starken Gefahrdung.
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neuer Plangeltungsbereich H Haussperling
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K Kohlmeise
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Fi Fitis Zi Zilpzalp

Abbildung 13: Ergebnisse der Brutvogelerfassung im Untersuchungsgebiet (Quelle: BSTF 2022d).
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Als Nahrungsgéaste und Durchztigler traten im Kartierzeitraum die Arten Bekassine, Rohram-
mer, Teichrohrsanger, Sprosser, Gelbspotter, Rotkehlchen, Klappergrasmiicke, Kuckuck und
Sumpfmeise wahrend der Untersuchungen im Gebiet auf.

Bewertung

Die Erfassung der Brutvogel ergab fur das Untersuchungsgebiet ein fir die vorliegende Habi-
tatausstattung Ubliches Artenspektrum. Von den Brutvogelarten werden in Anlehnung an FRO-
ELICH & SPORBECK (2010) solche Arten als ,wertgebend” betrachtet, die mindestens eines der
folgenden Kriterien erftillen:

— Arten des Anhangs | der Vogelschutzrichtlinie,

— Rastvogel-Arten mit regelmafig genutzten Rast-, Schlaf-, Mauserplatzen oder anderen

Ruhestétten,
Gefahrdete Arten (Rote Liste M-V bzw. der D: Kategorie 0-3),

Arten mit besonderen Habitatanspriichen (Horstbriter, Gebaudebriter, Hohlenbruter,
Koloniebruter, grof3e Lebensraumausdehnung),

Streng geschiitzte Vogelarten nach Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung,

in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gelistete Vogelarten,

Arten, fur die das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern eine besondere Verantwor-
tung tragt (mindestens 40 % des gesamtdeutschen Bestandes oder mit weniger als
1.000 Brutpaaren in M-V).

Tabelle 3: Gesamtartenliste der Brutvogel im Untersuchungsgebiet. Wertgebende Arten sind fett her-

vorgehoben (Quelle: BSTF 2022d)

KIV;:;nschaftllcher Deutscher Name :Zgzrjzt/uigiéhrdung/ Status* Brutzeit*
Columba palumbus Ringeltaube - BV EO2-E11
Cyanistes caeruleus | Blaumeise - BV M 03 -A 08
Locustella naevia Feldschwirl MV 2 D2 BV E04-AO08
Parus major Kohlmeise - BV M 03 -A08
Passer domesticus Haussperling MV V BV E03-AO09
Phylloscopus Zilpzalp - BV A 04 -MO08
collybita

Phylloscopus trochi- | Fitis - BV A04-EO08
lus

Pica pica Elster - BV A01-MO09
Prunella modularis Heckenbraunelle - BV A04-A09
Sylvia atricapilla Moénchsgrasmiucke - BV EO3-AO09
Sylvia borin Gartengrasmiicke - BV EO4-EO08
Sylvia communis Dorngrasmucke - BV E 04 -E 08
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Wissenschaftlicher Schutz/ Geféahrdung/
Deutscher Name g Status* Brutzeit*
Name Bedeutung*
Troglodytes tro- Zaunkonig - BV E03-AO08
glodytes
Turdus merula Amsel - BV A02-EO08
Turdus philomelos Singdrossel - BV M03-A09
*  Status: BV - Brutverdacht, BN — Brutnachweis.
Brutzeit: A=1,M=2, E=3. Monatsdekade (Dekaden = 1.-10., 11.-20. u. 21.-30./31. eines Monats, nach LUNG
2016)

Gefahrdung: Rote Liste der Brutvogel Mecklenburg-Vorpommerns (MV, VOKLER et al. 2014) und Deutschlands (D,
RYSLAVY et al. 2020): 2: stark gefahrdet

Einzige wertgebende Art im Untersuchungsgebiet ist der Feldschwirl, welcher in dem westlich
des Geltungsbereichs liegenden Réhricht nachgewiesen wurde (zweimal ein singendes Mann-
chen). Das besiedelte Habitat weist eine hohe Eignung als Fortpflanzungs- und Ruhestatte fur
die Art auf.

Amphibien und Reptilien
Bestand

Im Untersuchungsraum wurden wahrend des Untersuchungszeitraums (Marz bis Juni 2021)
die beiden Amphibienarten Teichmolch (Lissotriton vulgaris) und Teichfrosch (Pelophylax es-
culentus) nachgewiesen. Die einzige nachgewiesene Reptilienart ist die Waldeidechse (Zootoca
vivipara).

Alle drei Arten sind nach der Roten Liste M-V (Bast 1991) stark gefahrdet und nach der Bun-
desartenschutzverordnung besonders geschutzt.

Abbildung 14 gibt einen Uberblick der nachgewiesenen Arten. Der in dieser Abbildung darge-
stellte Untersuchungsraum bezieht sich auf den Geltungsbereich von Februar 2021 (s. Aus-
fihrungen weiter oben). Aufgrund der Habitatausstattung und unter Berticksichtigung der stra-
Rennahen Lage ist durch die geringflgige Verschiebung des Geltungsbereichs nach Osten
nicht von einer Erweiterung des Artenspektrums auszugehen (vgl. BSTF 2022c).
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Abbildung 14: Lage der kiinstlichen Verstecke, der Amphibienfallen und der Nachweise im urspriing-
lichen Untersuchungsgebiet (Quelle: BSTF 2022b).

oo []

Bewertung

Beide nachgewiesene Amphibienarten (Teichmolch, Teichfrosch) wurden jeweils mit zwei In-
dividuen nachgewiesen, was angesichts der Untersuchungsintensitat als sehr gering bezeich-
net werden kann. Somit muss die Populationsdichte der Arten im Untersuchungsgebiet auf
einem sehr niedrigen Niveau liegen.

Auch als Lebensraum fir Reptilien hat der Untersuchungsraum mit nur einer ermittelten Art
mit vier Nachweisen eine geringe Bedeutung.

3.1.6.3 Biologische Vielfalt

Die Erfassung der biologischen Vielfalt mit inren drei Ebenen (vgl. Beschluss der Vertragspar-
teien des Ubereinkommens tber die Biologische Vielfalt 2002)

— der genetischen Vielfalt — Vielfalt innerhalb der Art (intraspezifische Biodiversitat, z. B.
Rassen bei Nutztieren, Unterarten/Varietaten wildlebender Tier- und Pflanzenarten),

— der Artenvielfalt — Anzahl von Tier- und Pflanzenarten innerhalb des zu betrachtenden
Raumes (interspezifische Biodiversitat) und

— der Okosystemvielfalt — Vielfalt der Okosysteme und Landnutzungsarten innerhalb des
zu betrachtenden Raumes
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erfolgt Uber die Ergebnisse der Bestandsaufnahme der Tiere (vgl. Kap. 3.1.6.2) und Pflan-
zen/Biotope (vgl. Kap. 3.1.6.1). Auf Grundlage der Bestandserfassungen lasst sich keine be-
sondere Bedeutung des Plangebiets fiir die biologische Vielfalt ableiten. Es ist damit von all-
gemeiner Bedeutung fiir die biologische Vielfalt.

3.1.7 Landschaft
Bestand

Das Plangebiet liegt gemaR der ,Landesweiten Analyse der Landschaftspotenziale* (LAUN
M-V 1996 in LUNG-Kartenportal Umwelt) innerhalb des nicht bewerteten ,urbanen Raumes®.

Das Landschaftsbild ist durch den Wohngebietspark Grinhufe mit Baumbestanden gepragt,
die teilweise waldartigen Charakter haben. Im Umfeld schliel3en sich landschaftsbildwirksame
Strukturen an (Grofl3seggenried, Schilf-Landrohricht, Geholze, freie Landschaft in Richtung
Freienlande), welche in die freie Landschaft Giberleiten. Von derzeit noch geringer Bedeutsam-
keit fur das Landschaftsbild ist die an der Stral3e Lindenallee befindliche junge Baumallee, die
die stérende Wirkung der Stral3e auf das Landschaftsbild mit zunehmendem Alter maRgeblich
verbessern wird.

Sudlich des Plangebietes befinden sich die Bestandsgebaude auf dem zukiinftigen Campus-
gelande. Insbesondere das Haus der Wirtschaft und das ehemalige Parkhotel pragen aufgrund
ihrer Baumasse und der hohen Gebaudekubatur das Ortsbild und sind als Vorbeeintrachtigung
zu berticksichtigen.

Bewertung

Als Wert- und Funktionselemente mit besonderer Bedeutung fir das Landschaftsbild sind der
Alleebaumbestand der Lindenallee sowie die waldartigen Baumbesténde hervorzuheben.

3.1.8 Mensch / menschliche Gesundheit / Bevilkerung
Fur das Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit, sowie fiir die Bevol-
kerung sind die Wohn- und Erholungsfunktionen zu betrachten.

Das Plangebiet ist Bestandteil des Wohngebietsparks Griunhufe, der sich au3erhalb des Plan-
gebiets fortsetzt. Die intensiv genutzte Parkanlage hat eine hohe Bedeutung als quartiersbe-
zogenes Erholungsgebiet.

Eine Bedeutung fur die Wohnfunktion ist nicht gegeben.

3.1.9 Kultur- und sonstige Sachguter, kulturelles Erbe
Im Plangebiet sind weder Bodendenkmale noch Bau- und Kunstdenkmale bekannt.

Das B-Plangebiet befindet sich innerhalb der Bergbauberechtigung ,,Erlaubnis zur Aufsuchung
des bergfreien Bodenschatzes Sole im Feld Trias“®.

Als Sonstiges Sachgut ist aufgrund der langen Entwicklungszeiten der Wald im Plangebiet
anzusehen. Ihm wird eine besondere Bedeutung beigemessen.

10 Stellungnahme des Bergamtes Stralsund vom 15.03.2021.

51



Bebauungsplan Nr. 73 ,Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe*
Begrindung, Stand Juli 2022

3.2 Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfiihrung
der Planung

Ausgangspunkt fur die Auswirkungsprognose sind die potenziellen Wirkungen der mit der Auf-

stellung des B-Plans zulassigen Erweiterung des Berufsschulcampus. Hierzu werden die zu

erwartenden bau-, anlage- und betriebsbedingten direkten und indirekten Wirkungen auf die

Schutzgiter untersucht.

Die Umsetzung der Planung ist mit folgenden Wirkfaktoren verbunden, welche Ausgangspunkt
fur die Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfihrung der Planung
sind:

baubedingte Wirkfaktoren (zeitlich begrenzt wahrend der Bauzeit)
— Flacheninanspruchnahme (Material- und Lagerflachen, Baustelleneinrichtungen,
Baustral3e, Baufeldfreimachung, Bodenumlagerungen, Bodenaushub, Baugruben)
— Wasserhaltungsmafinahmen
— Bodenverdichtung, Bodenabtrag

— optische, akustische und stoffliche Emissionen durch Baustellenverkehr und Bautatig-
keiten

anlagebedingte Wirkfaktoren (dauerhaft)

- Flacheninanspruchnahme durch Uberbauung und Versiegelung, Anlage von Griinfla-
chen
— Einfriedungen

betriebsbedingte Wirkfaktoren (dauerhaft)

— visuelle, optische und akustische Emissionen (motorisierte Verkehre, Anwesenheit von
Menschen, Beleuchtung)

3.2.1 Flache

Im Zuge der baubedingten Tatigkeiten wie Baufeldfreimachung, Errichtung von Baustral3en
sowie Bodenab- und -auftrag werden die Flachen innerhalb des Geltungsbereichs temporar
beansprucht. Die bauzeitliche Flacheninanspruchnahme wird aufgrund ihrer nur vortberge-
henden Wirkung (Ruckbau der Lagerflachen, Baunebenflachen etc.) als gering bewertet. Sie
findet im Bereich der nachfolgend anlagebedingt beanspruchten Baugebiete statt.

Anlagebedingt werden innerhalb der Baugebiete bisher tiberwiegend unversiegelte Flachen
durch Uberbauung und Neuversiegelung (Sporthalle, ZufahrtsstraRe) sowie Teilversiegelung
(Stellplatze) in einem Umfang von etwa 1 ha dauerhaft beansprucht. Die als erheblich zu wer-
tenden Auswirkungen werden multifunktional ausgeglichen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind fur das Schutzgut Flache nicht zu erwarten.

3.2.2 Boden

Im Zuge der baubedingten Tatigkeiten wie Baufeldfreimachung, Errichtung von Baustraf3en,
Bodenab- und -auftrag sowie Ausheben von Baugruben werden die Boden innerhalb des Gel-
tungsbereichs temporéar beansprucht.

Die bauzeitliche Flacheninanspruchnahme wird aufgrund ihrer nur vortibergehenden Wirkung
(Ruckbau der Lagerflachen, Baunebenflachen etc.) als gering bewertet. Sie findet im Bereich
der nachfolgend anlagebedingt beanspruchten Baugebiete statt.
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Potenzielle Auswirkungen durch bauzeitliche Schadstoff- und Staubemissionen, die infolge
des Baustellenverkehrs/-betriebs sowie moglicher Unfalle oder Havarien auftreten konnen,
werden angesichts der geringen Fahrgeschwindigkeiten im Baubetrieb, der sehr kleinrdumi-
gen Ausbreitung und der schnellen Behebbarkeit als geringfligig bzw. zu vernachléssigen ein-
gestuft.

Zum Schutz des Bodens sind folgende Vermeidungsmafinahmen vorgesehen:

— Aufgrund der im Boden vorhandenen Aufschittungen wird das im Zuge der Tiefbauar-
beiten anfallende Aushubmaterial entsprechend dem ,Mindestuntersuchungspro-
gramm bei unspezifischem Verdacht® der LAGA-Mitteilung 20 (Teil Il, Tabelle II. 1.2-1)
hinsichtlich der Wiederverwertbarkeit untersucht.

— Die wahrend der BaumaRhahmen ausgehobenen Aufschittungen und Sande werden
separiert und getrennt gelagert.

— Anfallendes Aushubmaterial, das den Zuordnungswert Z 2 gemalf LAGA-Mitteilung 20
(Teil Il, Kap. 1.2.3.3) Uberschreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustu-
fen und fachgerecht zu entsorgen.

Anlagebedingt werden innerhalb der Baugebiete bisher Giberwiegend unversiegelte, aber teil-
weise vorbelastete Boden durch Uberbauung und Neuversiegelung (Sporthalle, Zufahrts-
stral3e) sowie Teilversiegelung (Stellplatze) dauerhaft beansprucht. Hierdurch gehen die na-
turlichen Bodenfunktionen verloren. Die als erheblich zu wertenden Auswirkungen werden
multifunktional ausgeglichen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind flr das Schutzgut Boden nicht zu erwarten.

3.2.3 Wasser

Im Zuge der baubedingten Flacheninanspruchnahmen, ggf. mit partiellen Teilversiegelungen,
wird voriibergehend die zur Versickerung von Niederschlagen zur Verfliigung stehende Flache
eingeschrankt. Die bauzeitlichen Beeintrachtigungen werden aufgrund ihrer nur vortberge-
henden Wirkung als gering bewertet. Sie finden im Bereich der nachfolgend anlagebedingt
beanspruchten Baugebiete statt.

Wahrend der Bauphase besteht die Gefahr von Schadstoffeintragen in Grund- und Oberfla-
chenwasser als Folge von baustellenbedingten Emissionen, Unféllen oder Havarien. Dabei
kann es kleinrdumig zu einem kurzfristigen Schadstoffeintrag kommen. Aufgrund der gegebe-
nenfalls punktuell zu erwartenden Kontaminationsquellen, der Verwendung biologisch abbau-
barer Ole und Schmierstoffe sowie der geringen Fahrgeschwindigkeiten im Baustellenbereich
werden die Auswirkungen als gering beurteilt.

Wahrend der Bauzeit kann es weiterhin zu geringfligigen Beeintrachtigungen des Grundwas-
sers durch Wasserhaltungsmafinahmen im Bereich der Baugruben, deren Sohlen innerhalb
der sehr gering durchléassigen Geschiebebdden liegen, kommen. Eine Gefahrdung des Grund-
wassers durch wassergefahrdende Stoffe besteht bei Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften
nicht.

Anlagebedingt gehen im Bereich der Sporthalle und der Zufahrt durch Uberbauung und Neu-
versiegelung Grundwasserneubildungsflachen verloren. Hierdurch ergeben sich geringfiigige
Beeintrachtigungen der Grundwasserneubildung. Diese beschrénken sich auf die Neuversie-
gelungsbereiche. Im direkten Umfeld stehen ausreichend Versickerungsflachen gleicher Qua-
litdt zur Verfigung. Im Bereich der Stellplatze ist weiterhin eine Versickerung maoglich, da diese
in wasserdurchléassiger Bauweise errichtet werden.

Der Verlust von Grundwasserneubildungsflachen wird multifunktional ausgeglichen.
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Anlagebedingte Auswirkungen auf Oberflachengewasser werden ausgeschlossen. Der ge-
mal Wasserhaushaltsgesetz (8§ 38 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WHG) vorgeschriebene Gewasser-
randstreifen von 5 m beidseits wird im Bebauungsplan Nr. 73 beriicksichtigt.

Erheblich nachteilige Auswirkungen aufgrund von Regenwassereinleitungen sind nicht zu
prognostizieren. Von der Sporthalle gelangt ausschlie3lich unbelastetes Dachwasser in den
aktuell im Sommer trockenfallenden Graben 3/1/2. Der Parkplatz wird in wasserdurchlassiger
Bauweise errichtet. Uberschiissiges Regenwasser wird zwar in den Graben 3/1/2 eingeleitet,
jedoch sind mit dem Parkplatz keine regen und standigen Verkehre verbunden, sodass der
Parkplatz eher den Charakter einer Nebenanlage hat. Vom Parkplatz ausgehende relevante
Schadstoffbelastungen sind somit nicht zu erwarten. Zudem entwassert der Graben 3/1/2 Uber
den mit Réhricht bestandenen Grinhufer Teich in den in den Kronenhalsgraben miindenden
Graben 3/1. Hierdurch erfolgt eine natirliche Reinigung des zuflieRenden Wassers.

Fur die nordlich angrenzenden temporaren Kleingewasser ist durch das bei Starkregenereig-
nissen Uber Notuberlaufe zuflieBende Wasser von einer Verbesserung des Wasserhaushaltes
auszugehen. Gleiches gilt fur das nordwestlich angrenzende Feuchtgebiet, welches von der
Ackerdranage abgekoppelt wurde und daher aktuell nicht ausreichend mit Wasser versorgt
wird.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren. Anfallendes Abwasser wird
ordnungsgemal lber die Kanalisation entsorgt.

Auswirkungen auf die Vorgaben der WRRL sind nicht zu erwarten (vgl. Kap. 2.1.6).

3.2.4 Klima

Baubedingt gehen lokalklimatisch bedeutsame Gehdlzstrukturen verloren, deren Verlust an-
lagenbedingt dauerhaft ist. Auf den neu versiegelten Flachen sind anlagebedingt aul3erdem
eine starkere Erwarmung und eine Reduzierung der Kaltluftentstehung zu erwarten. Aufgrund
der geringen FlachengroRe der Baufelder und der dominierenden Wirkung des Kiistenklimas
sind die Auswirkungen als gering zu bewerten. Die Geholzverluste werden ausgeglichen.

Betriebsbedingt entstehen zusatzliche Verkehre durch die Nutzung des Parkplatzes. Auf-
grund der Kleinraumigkeit und der dominierenden Wirkung des Kistenklimas sind die Auswir-
kungen als gering zu bewerten.

3.25 Luft

Baubedingte Schadstoffemissionen und Staubentwicklung des baubedingten Verkehrs und
der Bautétigkeiten treten nur punktuell und temporér auf. Sie fallen gegeniiber der bestehen-
den Vorbelastung (StralRenverkehr) nicht ins Gewicht.

Anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Luft sind nicht zu erwarten.

Betriebsbedingt entstehen zusatzliche Verkehre durch die Nutzung des Parkplatzes. Die da-
mit verbundenen Schadstoffemissionen treten nur punktuell und temporéar auf. Sie fallen ge-
genuber der bestehenden Vorbelastung (Stralenverkehr) nicht ins Gewicht.

3.2.6 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Pflanzen

Mit der Erweiterung des Berufsschulcampus kommt es baubedingt im Zuge der Baufeldfrei-
machung zu einem Verlust von Siedlungsgehdlzen, Waldflachen, Zierrasen und Ruderalfla-
chen sowie von zehn nach § 18 NatSchAG M-V geschuitzten Einzelbaumen.
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Bauzeitliche Flachenbeanspruchungen von geschiitzten Biotopen kdnnen ausgeschlossen
werden, da dieses von den Baumalinahmen ausgenommen werden (Lage aulR3erhalb der Bau-
gebiete). Baubedingte Beschadigungen werden durch bauzeitliche BiotopschutzmalRnahmen
vermieden (vgl. Kap. 3.5.1).

Die an die Baugebiete angrenzenden Gehdlzbestéande der Parkanlage sowie die nach 8§ 19
NatSchAG M-V geschutzte junge Allee an der Lindenallee werden durch bauzeitliche Baum-
schutzmalRnahmen vor baubedingten Beeintrachtigungen geschitzt (vgl. Kap. 3.5.1).

Die unmittelbaren und mittelbaren Eingriffe in die Biotopstrukturen werden ermittelt und aus-
geglichen (vgl. Kap. 3.4). Fiur die umzuwandelnden Waldflachen erfolgt zudem ein Waldaus-
gleich nach dem Landeswaldgesetz. Die mit der Umsetzung des Vorhabens verbundenen Ver-
luste von nach § 18 geschiitzten Einzelbdumen werden gemal Baumschutzkompensations-
erlass des Landes M-V ersetzt.

Eine Beeintrachtigung der jungen Allee an der Lindenallee erfolgt nicht. Die Zufahrt zum Be-
rufsschulcampus erfolgt durch eine Licke im vorhandenen Bestand. Zum Schutz der Baume
werden Baumschutzmal3nahmen ergriffen (vgl. Kap. 3.5.1).

Anlagebedingt gehen die innerhalb der Baugebiete liegenden, bereits baubedingt entfernten
Biotopstrukturen dauerhaft verloren. Zusatzliche anlagebedingte nachteilige Auswirkungen
entstehen nicht. Fur Starkregenereignisse ist die Errichtung von Nottiberlaufen an den Feucht-
biotopen vorgesehen. Hierdurch wird eine Verbesserung der Wasserversorgung der geschitz-
ten Biotope angestrebt. Insbesondere die Kleingewasser sind aktuell nur temporar wasserfih-
rend. Auch das nordwestlich angrenzende Feuchtbiotop, welches von der Ackerdranage ab-
gekoppelt wurde und daher aktuell nicht ausreichend mit Wasser versorgt wird, wird voraus-
sichtlich von einer zusatzlichen Wasserzufuhr profitieren.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren.

Tiere

Mit der Erweiterung des Berufsschulcampus werden im Zuge der Baufeldfreimachung baube-
dingt faunistische Lebensraume zerstort. Die Verluste werden multifunktional ausgeglichen.

Artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen entstehen durch den Verlust von drei Baumen
mit Quartierpotenzialen fur Flederméause und in Hohlen briitenden Vogelarten. Zur Vermei-
dung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestidnde werden eine VermeidungsmafBnahme (6ko-
logische Baubegleitung durch einen Fledermauskundler) und eine CEF-MalRnahme (Anbrin-
gung dreier Fledermauskasten sowie dreier Nistkasten flr Hohlenbruter aus Holzbeton im an-
grenzenden Geholzbestand aul3erhalb des Eingriffsbereichs) erforderlich (vgl. BSTF 2022d,
vgl. Kap. 3.5.1).

Artenschutzrechtlich relevante Auswirkungen fur Brutvogel kénnen weiterhin durch baube-
dingte Stérungen innerhalb der Brutzeit entstehen. Das im Zuge der Baufeldfreimachung be-
stehende Risiko einer Zerstérung von Vogelnestern und -gelegen sowie der Toétung von Jung-
vogeln wird durch die Mal3nahme zur Bauzeitenregelung vermieden (vgl. ebd.).

Anlagebedingt gehen die innerhalb der Baugebiete liegenden, bereits baubedingt entfernten
faunistischen Lebensraume dauerhaft verloren. Zusétzliche anlagebedingte Auswirkungen
entstehen nicht. Fir Starkregenereignisse ist die Errichtung von Notlberlaufen in die Feucht-
biotope vorgesehen. Hierdurch wird eine Verbesserung der Wasserversorgung der geschuitz-
ten Biotope angestrebt. Damit verbunden kann es zu einer Verbesserung der Lebensraum-
funktion fur Amphiben kommen.

Betriebsbedingte Auswirkungen kénnen durch Lichtemissionen fir Insekten und Fleder-
mause entstehen. Aufgrund der Verwendung von angepasster Beleuchtung werden sie als
gering eingestuft. Stdrungen von Brutvogeln durch menschliche Anwesenheit sind aufgrund
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der Entfernung der Brutstandorte und der Fluchtdistanzen der nachgewiesenen Brutvogelar-
ten nicht zu erwarten.

Biologische Vielfalt

Das Vorhaben betrifft kein Gebiet mit besonderer Bedeutung fir die biologische Vielfalt. Aus-
wirkungen auf die biologische Vielfalt sind damit bei Verwirklichung der Planvorhaben nicht zu
erwarten.

3.2.7 Landschaft

Baubedingt kommt es zu einer temporaren Uberpragung der Landschaft durch visuelle Un-
ruhe und Larm. Die Auswirkungen sind temporér und kleinraumig und werden daher als gering
bewertet.

Anlagebedingt wird das Landschaftsbild durch die geplante Errichtung eines Parkplatzes und
einer Dreifeldsporthalle flachig, aber nicht héhenwirksam Uberpragt. Die umgebenden raum-
wirksamen Strukturen pragen das Landschaftsbild weiterhin dominant. Die Auswirkungen wer-
den daher als gering bewertet. Sie werden multifunktional ausgeglichen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren.

3.2.8 Mensch / menschliche Gesundheit / Bevblkerung

Punktuell und temporar sind baubedingte Wirkungen durch Schadstoffe, Larm und Licht
durch Baufahrzeuge und Bautatigkeiten zu erwarten. Hierdurch wird die Erholungsfunktion
auch der angrenzenden Parkanlage beeintrachtigt. Die Beeintrachtigungen werden als gering
bewertet.

Anlagebedingt geht ein Teil des Wohngebietsparks Griinhufe verloren. Die Erholungsfunktion
des Stadtteilparks bleibt jedoch grundsétzlich bestehen. Der Parkweg soll, um der Erholungs-
funktion weiterhin Rechnung zu tragen, nach wie vor Uber die Flache flihren und die Lin-
denallee und den siidlichen Wohngebietspark erschlieen. Die Beeintréachtigungen werden als
gering bewertet.

Durch die Zunahme des motorisierten Verkehrs und damit verbundenen Schadstoff- und
Schallimmissionen in einem bislang weitestgehend ungestérten Erholungsraum wird die Erho-
lungsfunktion betriebsbedingt beeintrachtigt. Es werden jedoch nur randliche Bereiche des
Wohngebietsparks beeintrachtigt. Die Erholungsfunktion des Stadtteilparks bleibt grundséatz-
lich bestehen. Sensible Nutzungen sind im Umfeld des Plangebiets nicht vorhanden. Die Be-
eintrachtigungen werden als gering bewertet.

3.2.9 Kultur- und sonstige Sachguter, kulturelles Erbe

Bodendenkmale oder Bau- und Kunstdenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt. Sofern wah-
rend der Bautétigkeiten Funde oder auffélligen Bodenverfarbungen festgestellt werden, wer-
den zur Vermeidung von Veranderungen oder Zerstérungen bisher unbekannter Bodendenk-
male Bergungs- und Dokumentationsschritte eingeleitet (vgl. Kap. 3.5.1).

Das B-Plangebiet befindet sich innerhalb der Bergbauberechtigung ,Erlaubnis zur Aufsuchung
des bergfreien Bodenschatzes Sole im Feld Trias“!!. Die Erlaubnis stellt lediglich einen Dritte

11 Stellungnahme des Bergamtes Stralsund vom 15.03.2021.
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ausschlieBenden Rechtstitel dar. Die Aufsuchungserlaubnis steht dem Vorhaben nicht entge-
gen.

Baubedingt kommt es zum Verlust von Waldflachen, welcher anlagebedingt dauerhaft ist.
Die Planung erfolgt so, dass der Waldverlust so weit wie moglich vermieden wird (vgl. Kap.
2.5.3 in Teil | der Begrundung). Fur die umzuwandelnden Waldflachen erfolgt ein Waldaus-
gleich nach dem Landeswaldgesetz.

3.2.10 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes

Erhebliche Umweltauswirkungen durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern, Uber
die bereits dargestellten Umweltauswirkungen hinaus, sind nicht zu erwarten.

3.2.11 Anfalligkeit aufgrund der nach der Planaufstellung zulassigen Vorhaben fir
schwere Unfélle oder Katastrophen

Eine Anfalligkeit der durch den B-Plan vorbereiteten Erweiterung des Berufsschulcampus ist
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. Stdrfallbetriebe sind im Umfeld des Vorha-
bens nicht vorhanden. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Flache, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Biologische Vielfalt, Natura 2000-Gebiete, Mensch, Ge-
sundheit, Bevolkerung sowie kulturelles Erbe und sonstige Sachguter durch schwere Unfalle
oder Katastrophen sind nicht zu erwarten.

3.3 Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfih-
rung der Planung
Der Bereich wirde weiterhin als stadtische Parkanlage genutzt werden. Die Vegetationsent-

wicklung wirde von der jeweiligen Pflegeintensitat abhangen. Der Zustand der Schutzguter
wirde dem aktuellen Zustand entsprechen.

3.4 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung

Die methodische Herangehensweise richtet sich nach den Hinweisen zur Eingriffsregelung
(HzE) Mecklenburg-Vorpommern (MLU 2018).

3.4.1 Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalents (EFA)
3.4.1.1Ermittlung des Biotopwerts der Biotope im Geltungsbereich

Fur jeden Biotoptyp wird aus der Anlage 3 der HzE (MLU 2018) die naturschutzfachliche Wert-
stufe entnommen. Diese wird Uber die Kriterien ,Regenerationsfahigkeit® und ,Gefahrdung*
bestimmt. MaRgeblich ist der jeweils hochste Wert fur die Einstufung. Jeder Wertstufe wird,
mit Ausnahme der Wertstufe 0, ein durchschnittlicher Biotopwert nach den in Tabelle 5 darge-
stellten Vorgaben zugeordnet. Bei Biotoptypen mit der Wertstufe 0 hangt der durchschnittliche
Biotopwert vom Versiegelungsgrad ab und wird in Dezimalstellen angegeben.

Tabelle 4: Ermittlung des durchschnittlichen Biotopwerts nach MLU (2018, Kap. 2.1)

Wertstufe Durchschnittlicher Biotopwert
0 1 - Versiegelungsgrad (in Dezimalstellen)
1 15
2 3
3 6
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Wertstufe Durchschnittlicher Biotopwert
4 10

Der durchschnittliche Biotopwert reprasentiert die durchschnittliche Auspragung des jeweili-
gen Biotoptyps und ist Grundlage fur die Ermittlung des Kompensationsbedarfs. Wenn meh-
rere Biotoptypen vom Eingriff betroffen sind, sind die Biotopwerte fur jeden einzelnen Biotoptyp
zu ermitteln. Fir gesetzlich geschiitzte Biotope erfolgt eine ausfiihrliche Biotopwertermittlung
gem. Anlage 4 der HzE (MLU 2018). In Tabelle 5 sind die ermittelten Biotopwerte dargestellt.

Tabelle 5: Ermittlung des durchschnittlichen Biotopwerts der Biotope im Geltungsbereich nach MLU
(2018, Kap. 2.1) (fett: gesetzlich geschutzt)

Nr. :232?&%‘? Wertstufe Biotopwert
20 VRR 1 1,5
19 VRL 2 3
24 RHK/ PHX 2 3
25 RHK/ PHX 2 3
4 WXS 2 3
1 WXS 2 3
1 WXS 2 3
2 WXS 2 3
2 WXS 2 3
21 RHU 2 3
7 BBJ 2 3
8 BBJ 2 3
9 BBJ 2 3
10 BBJ 2 3
11 BBJ 2 3
12 BBJ 2 3
13 FGX 2 3
33 PEG/ PHX/ BBJ 1 1,5
33 PEG/ PHX/ BBJ 1 1,5
32 PHX 1 1,5
15 FGY 1 15
40 OvVD 0 0,8

3.4.1.2 Ermittlung des Lagefaktors

Als Korrekturfaktor wird die Lage der Biotope in wertvollen und ungestérten Raumen sowie in
Bezug auf Vorbelastungen (Stérquellen) durch Zu- und Abschlage beriicksichtigt. Der Lage-
faktor weist nach MLU (2018, Kap. 2.2) eine Spanne von 0,75 bis 1,50 auf. Zu den Stérquellen
gehoren z.B. Siedlungsbereiche, Stral3en, vollversiegelte Wege und B-Plangebiete.

Schutzgebiete und qualifizierte landschaftliche Freirdaume der Wertstufe 3 und 4 sind im Um-
feld des Vorhabens nicht vorhanden. Fir das vorliegende Vorhaben wurden als Stérquellen
die Lindenallee mit Wendehammer und stdlich angrenzender Bebauung und die Sport- und
Freizeitanlagen im Norden des Plangebietes beriicksichtigt.

Fur die Bilanzierung wird aufgrund der mit den genannten Stérquellen verbundenen Vorbelas-
tungen der folgende Lagefaktor angesetzt:

— Faktor 0,75: Abstand < 100 m zu den genannten Stérquellen
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3.4.1.3Berechnung des Eingriffsflachendquivalents fur die Biotopbeseitigung bzw. Bi-
otopveranderung (unmittelbare Wirkungen/Beeintrachtigungen)

Die Berechnung der Eingriffsflachenaquivalente (EFA) fur unmittelbare Wirkungen/Beeintrach-
tigungen erfolgt in Abhangigkeit der Flachengrdél3e, dem durchschnittlichen Biotopwert sowie
dem Lagefaktor.

Fur die Gemeinbedarfsflache wird eine vollstdndige Biotopbeseitigung bilanziert. In der folgen-
den Tabelle ist die Ableitung des Eingriffsflachenaquivalents fur die o. g. Biotopbeseitigungen
bzw. Biotopveranderungen dargestellt.

Tabelle 6: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalents fiir die Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust (un-
mittelbare Wirkungen/Beeintrachtigungen)

Flache (m?)
] des betroffe- . .
Nr. Biotoptyp T i Biotopwert LF EFA
toptyps
Gemeinbedarfsflache

33 PEG 1.715,15 1,5 0,75 1.929,54
33 PEG 2.347,16 1,5 0,75 2.640,56
32 PHX 702,26 1,5 0,75 790,04
24 RHK 2.283,10 3,0 0,75 5.136,98
25 RHK 111,73 3,0 0,75 251,39
4 WXS 972,33 3,0 0,75 2.187,74
1 WXS 505,54 3,0 0,75 1.137,47
1 WXS 487,42 3,0 0,75 1.096,70
2 WXS 44,24 3,0 0,75 99,54
2 WXS 391,65 3,0 0,75 881,21
21 RHU 988,15 3,0 0,75 2.223,34
40 OoVvD 190,08 0,8 0,75 114,05
Summe 10.738,81 18.374,50

3.4.1.4Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents fur die Funktionsbeeintrachtigung
von Biotopen im Wirkraum der Planung (mittelbare Wirkungen/Beeintrachtigun-

gen)

Funktionsbeeintrachtigungen bzw. mittelbare Eingriffswirkungen auf Biotope auf3erhalb des
Vorhabens betreffen gemafl HzE (MLU 2018) Biotoptypen mit einer Werteinstufung =3 inner-
halb projektspezifisch zu definierender Wirkzonen. Entsprechend der Wirkzone wird ein Wirk-
faktor auf die betroffene Biotoptypflache sowie auf den jeweiligen Biotopwert aufgeschlagen.

Fur die Gemeinbedarfsflache sind der Wirkbereich I: 50 m und Wirkbereich II: 200 m anzuset-
zen. Fur den Teilbereich der Stellplatzanlage ist abweichend davon nur der Wirkbereich I: 50 m
angesetzt worden, da die Zuordnung anlehnend zum Vorhabentyp StralBe gemaf Anlage 5
der HZE (MLU 2018) erfolgte.

Aufgrund der bestehenden Stérwirkungen durch die Lindenallee, daran stdlich angrenzende
Bebauung und die nérdlich des Plangebietes bestehenden Sport- und Freizeitanlagen besteht
eine deutliche anthropogene Vorpragung. Es wird daher ein Lagefaktor von 0,75 eingerechnet,
der die vorhandene Stérung abbildet.
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Biotope sudlich der Lindenstral3e und westlich des Wendehammers werden nicht bertcksich-
tigt, da die Stral3e bereits eine deutliche Barrierewirkung austbt.

Im Plangebiet selbst befinden sich ein geschitztes Biotop (VRL) mit der Wertstufe 3 und ein
weiteres geschiitztes Biotop (VRR) mit der Wertstufe 1,5, die mittelbar beeintrachtigt werden.

Tabelle 7: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalents fiir die Biotopbeeintrachtigung (mittelbare Wirkun-
gen/Beeintréchtigungen)

Flache (m?2)
Nr. neu toni?y-p der?eaeg%fj‘e- Biotopwert LF in\fkr:;ilg?/r“ EFA
toptyps
54 VHF 1.846,44 6,0 0,75 0,15 1.246,35
16 SEV, VSX 263,29 6,0 0,75 0,50 592,40
17 SEV, VSX 91,85 6,0 0,75 0,50 206,66
51 VRL 882,01 3,0 0,75 0,15 297,68
19 VRL 1.461,24 3,0 0,75 0,50 1.643,90
18 VGR 1.119,46 3,0 0,75 0,50 1.259,39
50 VGR 91,74 3,0 0,75 0,15 30,96
20 VRR 772,92 1,5 0,75 0,50 434,77
20 VRR 72,17 1,5 0,75 0,15 12,18
Summe 6.601,12 5.724,29

3.4.1.5Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents fir die Versiegelung

Flachenversiegelungen sind in der Gemeinbedarfsflache, die fiir die Errichtung der Sporthalle
vorgesehen ist und im Teilbereich der Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung Stell-
platze zu bilanzieren.

Der Umfang der zulassigen Flachenversiegelung ist nicht festgesetzt. Es wird in der Bilanzie-
rung von einer maximal zulassigen Versiegelung westlich des Geh- und Radweges (Sporthalle
mit Nebenanlagen) von 80 % ausgegangen.

Der Umfang der zulassigen Flachenversiegelung in den Verkehrsflachen ergibt sich aus den
Vorgaben der Forstbehérde zu einer versickerungsfahigen Stellplatzanlage, weshalb lediglich
fur die Fahrgassen eine Vollversiegelung gerechnet wurde (Zuschlag Vollversiegelung 0,5).
Die Stellflachen werden mit einer Teilversiegelung bilanziert (Zuschlag Teilversiegelung 0,2).
In der folgenden Tabelle werden die Kompensationserfordernisse fur die Biotopverluste mit
Flachenversiegelung ermittelt.
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Tabelle 8: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalents fir Versiegelung

. Teil-/Vollver-
2 - o
Flagzgr;T ) siegelte Fla- Zussicehlee?gr:/er EFA
9 che (m?) 9 9
Gemeinbedarfsflache
Gemeinbedarfsflache Sport-
halle 4.528,85 3.623,08 0,50 1.811,54
Gemeinbedarfsflache/ Stellfla-
chen 2.725,00 2.725,00 0,20 545,00
Gemeinbedarfsflache/ Fahr-
gassen 2.108,36 2.108,36 0,50 1.054,18
Summe 8.456,44 3.410,72

3.4.1.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs

Der multifunktionale Kompensationsbedarf ergibt sich aus den EFA fir die mittelbaren und
unmittelbaren Wirkungen sowie der Versiegelung bzw. Uberbauung.

Tabelle 9: Darstellung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs

- Eingriffsflachenéquivalent Be-
Position ..
zugsgrofRe m2
Eingriffsflachenéquivalent Biotopbeseitigung 18.375
Eingriffsflachendquivalent Biotopbeeintréchtigung 5.724
Eingriffsflachenaquivalent Versiegelung/ Uberbauung 3.411
Summe 27.510

3.4.1.7 Ermittlung des additiven Kompensationsbedarfs

Bei betroffenen Funktionen von besonderer Bedeutung entsprechend MLU (2018, Anlage 1)
sind die damit verbundenen Beeintrachtigungen und die daraus resultierenden Kompensati-
onsmalfinahmen gesondert zu ermitteln. Dies bedeutet, dass eine additive Kompensation not-
wendig wird, sofern dies aufgrund der Multifunktionalitat der Gbrigen Kompensationsmaf3nah-
men nicht bereits gegeben ist.

Funktionen besonderer Bedeutung der Schutzgiter Boden, Flache, Wasser, Klima, Luft, Pflan-
zen, biologische Vielfalt und Landschaft liegen am Standort des Vorhabens nicht vor. Es be-
steht damit kein additiver Kompensationsbedarf flir Sonderfunktionen dieser Schutzguiter.

Bezuglich faunistischer Sonderfunktionen besteht kein additiver Kompensationsbedarf. Mogli-
che artenschutzrechtliche Konflikte werden durch entsprechende Vermeidungsmaf3nahmen
sowie durch eine vorgezogene MalRnahme (Aufhangen von Fledermauskésten, Anbringen von
Nistké&sten fur Hohlenbriter) ausgeglichen.
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3.4.2 Ermittlung des Kompensationsflachenaquivalents (KFA) und Gesamtbilanzie-
rung (Gegenlberstellung EFA/KFA)

Der multifunktionale Kompensationsbedarf betragt 27.510 mz2 Eingriffsflachenaquivalente.

Der Kompensationsbedarf wird aus dem Uberschuss aus festgesetzten MaRnahmen zum Aus-
gleich im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB gedeckt.

Tabelle 10: Darstellung der internen und externen Kompensationsmafinahmen

KompensationsmalRhahme

Flache (m?)

Kompen-
sationswert

Leistungs-
faktor

KFA (m2)

Baumpflanzung 25 m2 pro Baum

250

0,5

125

Kompensationsiberschuss
B-Plan 65 der Hansestadt Stralsund

verfiigbar: 3.406 KFA 3.406

Kompensationsiberschuss
B-Plan 3.7 der Hansestadt Stralsund

verfligbar: 69.360 KFA 23.979

Summe 27.510

3.4.3 Eingriffe in den Einzelbaumbestand
Innerhalb des Geltungsbereiches sind zehn Baumfallungen geplant.

Baume mit einem Stammumfang von mindestens 100 Zentimetern, gemessen in einer Hohe
von 1,30 Metern liber dem Erdboden, sind gem. § 18 NatSchAG M-V gesetzlich geschutzt. Im
Zuge der Eingriffs-und Ausgleichbilanzierung gilt fiir den Ausgleich der Baumschutzkompen-
sationserlass (Verwaltungsvorschrift des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Ver-
braucherschutz vom 15. Oktober 2007 — VI 6 - 5322.1-0).

Gemal Anlage 1 zu Nr. 3.1.2 Baumschutzkompensationserlass ist fir die Beseitigung von
Baumen mit einem Stammumfang von 50 cm bis 150 cm die Kompensation im Verhéaltnis 1:1
und bei Stammumféangen von > 150 cm bis 250 cm die Kompensation im Verhaltnis 1:2 zu
erbringen.

Daraus ergibt sich fur die Rodung der betroffenen Gehdlze folgender Kompensationsbedarf
(siehe nachfolgende Tabelle). Bei den nicht vermeidbaren Baumfallungen kommt es nicht zu
Eingriffen in gesetzlich geschitzten Baumbestand.
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Tabelle 11: Baumféllungen

Nr. Baumart bot. Name Stammumfang e
status erfordernis
10 Esche Fraxinus excelsior ca.40-70cm - 1
Crataegus mono-
11 WeilRdorn gyna ca.40-70cm - 1
Crataegus mono-
11 WeilRdorn gyna ca.40-70cm - 1
Crataegus mono-
11 WeilRdorn gyna ca.40-70cm - 1
11 Esche Fraxinus excelsior ca.40-70cm - 1
11 Walnuss Juglans regia ca.40-70cm - 1
11 Walnuss Juglans regia ca.40-70cm - 1
12 Walnuss Juglans regia ca.40-70cm - 1
12 Walnuss Juglans regia ca.40-70cm - 1
12 Walnuss Juglans regia ca.40-70cm - 1

3.5 Geplante MalBhahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich

3.5.1 Maflnahmen zur Vermeidung und Minderung

Zur Vermeidung und Minderung von Eingriffsfolgen werden die nachfolgend genannten Mal3-
nahmen durchgefiihrt:

— Zum Schutz der in das Plangebiet hineinreichenden geschiitzten Biotope und der im
Plangebiet vorhandenen Graben (einschlielich der 5 m-Gewasserrandstreifen nach
WHG) erfolgt die Festsetzung einer offentlichen Grunflache mit der Zweckbestimmung
.Parkanlage®.

— Die Befestigung der Stellplatze erfolgt in wasser- und luftdurchléssiger Bauart.

— Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffdllige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist gemaf 8 11 DSchG M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehdrde zu
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern
oder Beauftragen des Landesamtes fir Bodendenkmalpflege in unverandertem Zu-
stand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige,
doch kann die Frist fir eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren
verlangert werden (8 11 Abs. 3 DSchG M-V).
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Wahrend der Bauphase unterliegen an die BaumalRnahme angrenzende geschiitzte Biotope
(Feuchtbiotope und Kleingewasser) einer Gefahrdung durch den Baubetrieb. Daher sind fol-
gende Vermeidungsmalfinahmen vorgesehen:

— Die Gehdlzbestande und die Feuchtbiotope werden vor Beginn der Bautétigkeiten
durch entsprechende MafRnahmen in Anlehnung an die DIN 18920 geschitzt (Abgren-
zung mit einem Schutzzaun). Bei entsprechender Entfernung und somit geringerer Ent-
fernung ist ggf. auch eine Verwendung von Absperrband ausreichend.

— Baugerate und Maschinen durfen nicht im Wurzelbereich von Gehdlzen abgestellt wer-
den.

Wahrend der Bauphase unterliegen an die Baumaflinahme angrenzende Baume der Parkan-
lage und der Allee an der Lindenallee einer Gefahrdung durch den Baubetrieb. Daher sind
folgende Vermeidungsmafnahmen vorgesehen:

— Zum Schutz gegen mechanische Schaden durch Fahrzeuge und Baumaschinen sind
die betroffenen Baume im Baubereich von einem Zaun zu umgeben. Der Zaun muss
den gesamten Wurzelbereich umfassen. Als Wurzelbereich gilt die Bodenflache unter
der Krone von Baumen zuztglich 1,50 m nach allen Seiten. Falls dies aus Platzgrin-
den nicht moglich ist, muss der Stamm mit einer gegen den Stamm abgepolsterten
Bohlenummantelung versehen werden. Diese ist ohne Beschadigung der Baume an-
zubringen und darf nicht unmittelbar auf die Wurzelanldufe aufgesetzt werden.

— Die Baumkronen sind vor Beschadigungen durch Baufahrzeuge oder Gerate zu schut-
zen. Erforderlichenfalls sind gefahrdete Aste fachgerecht hochzubinden oder zuriick-
zuschneiden.

— Die Wurzelbereiche sind durch eine druckverteilende Auflage (wasserdurchlassig) vor
Lasten zu schitzen. Die Baggermatten dirfen nicht auf die Wurzelansatze aufgesetzt
werden.

Um eine Einschlagigkeit artenschutzrechtlicher Verbotstatbestdande nach 8§44 Abs.1
BNatSchG zu vermeiden, sind folgenden MalRnahmen vorgesehen (vgl. ausfuhrlich BSTF
2022d):

— Zur Vermeidung der Verletzung, Toétung und Stérung von Fledermausen Einsatz einer
fachlich versierten 6kologischen Baubegleitung (OBB), die die Entnahme der Gehdlze
betreut und diese im Vorfeld auf Besatz kontrolliert. Bei Funden von Flederméausen in
den betroffenen Gehélzen werden die Fallarbeiten eingestellt und die OBB stimmt sich
mit der unteren Naturschutzbehdrde (UNB) Uber das weitere Vorgehen ab.

— Beschrankung der AufRenbeleuchtung im Plangebiet zur Vermeidung der erheblichen
Stoérung der lokalen Population von Fledermausen.

— Bauzeitenregelung zur Vermeidung der Verletzung, Tétung und Stdérung von Brutvo-
geln: Die Baufeldfreimachung inklusive Baumfallung sowie die anschlieRenden Bauar-
beiten miussen zwischen 30. November und 01. Februar begonnen und ohne gréRere
Pausen fortgefiihrt werden.

3.5.2 MalRnahmen zum Ausgleich

Der Kompensationsbedarf von 27.510 m? Eingriffsflachen&quivalenten wird aus einer im Plan-
gebiet vorgesehenen MaRRnahme (Baumpflanzung) und aus externen MalRnahmen (Zuord-
nung im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB aus B-Plangebiet 3.7 und B-Plangebiet 65) gedeckt.
Die Flachen befinden sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund auf folgenden Flurstticken:
Gemarkung Zitterpenningshagen Flur 1 91/1, 98/2, 100/2, 101/2, 102/2, 103/2 und 104/2 (fur
B-Plangebiet 3.7), und in der Gemarkung Stralsund, Flur 2, 17/31 und 18/30 (fir B-Plangebiet
65).
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Fur den Verlust von drei Ba&umen mit Quartierpotenzialen fir Flederm&use und Hohlenbritern
erfolgt die Schaffung von drei Ersatzquartieren (Fledermauskasten) sowie von drei Nistkésten
fur Hohlenbruter aus Holzbeton im angrenzenden Gehdélzbestand aulRerhalb des Eingriffsbe-
reichs. Die Malinahmen mussen vor der Enthahme der Geholze abgeschlossen und funkti-
onsfahig sein (CEF-MalRnahmen). Die genaue Ausgestaltung der Késten wird im Vorfeld mit
der Unteren Naturschutzbehérde abgestimmt. Die Ersatzquartiere sind dauerhaft (mind. 25
Jahre) zu erhalten.

Die insgesamt sieben zu féllenden Einzelbdume werden im Geltungsbereich ausgeglichen.

Im Plangebiet befindliche Waldflachen und der sich aus der zukiinftigen Bebauung ergebene
Waldabstand sollen im Nachgang des B-Planverfahrens umgewandelt werden. Die Berech-
nung des Waldausgleichs erfolgt im separaten Genehmigungsverfahren. Der Ausgleich fir die
betroffenen 0,38 ha Waldflache soll durch Herauslosung der bendtigten Waldpunkte aus dem
anerkannten Waldkompensationspool ,Ummanz 1“ erfolgen.

3.6  Anderweitige Planungsmoglichkeiten

Fur den Standort nordlich der Lindenallee wurden verschiedene Konzeptvarianten gepraft (vgl.
dazu Kap. 2.5.3 im Teil | der Begrtindung). Im Ergebnis der Alternativenpriifung hat sich das
nun verfolgte Konzept als flachensparende Variante herausgestellt, die zugleich eine groRit-
maogliche Schonung des bestehenden Waldbestandes erméglicht und die angrenzenden ge-
setzlich geschitzten Biotope bertcksichtigt.

Die Idee der vertikalen Anordnung der Stellplatze wurde aufgrund der erheblichen Mehrauf-
wendungen verworfen (dazu Kap. 2.5.4 im Teil | der Begriindung). Gleichwertige Standortal-
ternativen stehen nicht zur Verfiigung (dazu Kap. 2.5.1 im Teil | der Begriindung).

4 Zusatzliche Angaben

4.1  Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Um-
weltprifung/Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der
Angaben

Bei der Zusammenstellung der Unterlagen sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.

Fur die Bestandserfassung und -bewertung der Schutzguter wurden Daten des LUNG M-V,
faunistische Kartierungen und die Biotopkartierung genutzt. Daneben wurden die in Kap. 5.2
benannten Unterlagen herangezogen.

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 73 wurde unter Berlicksichtigung der bereits
vorliegenden Kartierergebnisse (BSTF 2021a-d) der Geltungsbereich angepasst. Durch den
neuen Geltungsbereich wird eine GbermaRige Beanspruchung von geschitzten Biotopen so-
wie von Fortpflanzungs- und Ruhestétten gefahrdeter Vogelarten vermieden.

Damit nimmt der Geltungsbereich Flachen ein, die in den Kartierungen des Jahres 2021 nicht
bertcksichtigt wurden. Es war daher erforderlich, diese Flachen im Nachgang zu begutachten
bzw. dort stehende Gehdlze auf potenzielle Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu untersuchen
und den Artbestand mittels Potenzialanalyse abzuschéatzen. Die Ergebnisse der Potenzialab-
schatzung fur den erganzten Teil des Geltungsbereichs werden als ausreichend eingeschétzt,
um belastbare Aussagen, insbesondere auch zum Artenschutz, treffen zu kénnen.

4.2 Geplante MaRnahmen zur Uberwachung

Gemal § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswirkungen, die aufgrund der
Durchfuhrung der Bauleitplane eintreten kénnen, zu tberwachen (Monitoring). Ziel einer rou-
tinemaRigen Uberwachung durch die Fachbehoérden ist es, eventuelle unvorhergesehene,
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nachteilige Auswirkungen zu erkennen, deren Ursachen zu ermitteln und gegebenenfalls ge-
eignete Mal3nahmen zu deren Abhilfe zu ergreifen.

Zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen werden folgende MaRnahmen getrof-
fen:

— Erfolgskontrolle der vorgezogenen Ausgleichsmafinahmen (CEF-MafRnahmen) flr Fle-
dermé&use (Fledermauskasten) und Hohlenbriter (Nistkasten)

5 Quellenverzeichnis

5.1 Rechtsgrundlagen

BauGB - Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. |
S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353) geandert
worden ist.

BBodSchG - Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), das zuletzt durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geandert worden ist

BNatSchG — Gesetz Uber Naturschutz und der Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz)
vom 29. Juli 2009 (BGBI. Teil | Nr. 51, S.2542), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
August 2021 (BGBI. | S. 3908) geandert worden ist.

LBodSchG M-V - Gesetz liber den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
desbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V S. 759), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 219) geandert worden ist.

NatSchAG M-V — Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausfihrung des Bundesna-
turschutzgesetzes (Naturschutzausfuhrungsgesetz) vom 23. Februar 2010, geéndert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228).

WHG - Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. | S. 3901) geandert worden ist.

WRRL - Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 23. Oktober
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fiir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der
Wasserpolitik.
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Prifung und Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit

Ubersichtstabelle der Stellungnahmen

Zustimmung
bzw. keine pro- | Projektbezo-
jektbezogenen gene abwa-

Datum der -
abwagungsre- | gungsrelevante

Nr. | Name Stellungnahme

levanten Hin- Hinweise und
weise und An- Anregungen
regungen
1 Amt fur Raumordnung und 06.05.2022 X
Landesplanung Vorpommern
Staatliches Amt fir Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpom-
2 mern, Abt. Landwirtschaft und 26.04.2022 X
Flurneuordnungsbehérde
Staatliches Amt fir Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpom-
mern, Abt. Naturschutz, Was- 06.05.2022 X
ser und Boden
3 Landesamt fur Umwelt, Natur- 05.05.2022 i i

schutz und Geologie M-V

Bundesamt fir Infrastruktur,
4 Umweltschutz und Dienstleis- 06.04.2022 X
tungen der Bundeswehr

5 | Landesamt fir Kultur und i ) i

Denkmalpflege
8 | StralBenbauamt Stralsund 19.04.2022 X
10 | Bergamt Stralsund 27.04.2022 X
Landesamt fir Gesundheit
12 und Soziales M-V 25.04.2022 X
15 | Hauptzollamt Stralsund 26.04.2022 X
16 | Forstamt Schuenhagen 13.05.2022 X
Landesamt fUr innere Verwal-
17 | tung Mecklenburg-Vorpom- 05.04.2022 X
mern

18 | Gemeinde Steinhagen - - -
19 | Gemeinde Lissow - - -
20 | Gemeinde Wendorf - - -
21 | Gemeinde Pantelitz - - -

22 | Gemeinde Sundhagen 10.05.2022 X
23 | Gemeinde Altefahr - - -
24 | Gemeinde Gustow 01.06.2022 - -
25 | Gemeinde Kramerhof - - -
26 Umyersﬂats- und Hansestadt 05.05.2022 X
Greifswald
27 Deutsche Telekom Technik 07.04.2022 X
GmbH
o8 Vodafone Kabel Deutschland 06.05.2022 %

GmbH
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29 | 50Hertz Transmission GmbH 07.04.2022

30 | E.DIS Netz GmbH 13.05.2022 X

31 Verkehr"sgesellschaft Vorpom- 23.02.2021 X
mern-Rugen*

32 | SWS Energie GmbH 11.04.2022 X

33 | GDMcom GmbH 08.04.2022

34 | SWS Telnet GmbH 27.04.2022 X
Regionale Wasser- und Ab-

35 | wassergesellschaft Stralsund 25.02.2021 X
mbH*

36 | IHK zu Rostock 12.04.2022

38 | Handelsverband Nord e.V.* 19.03.2021

39 Handwerkskammer Ostmeck- 12.05.2022
lenburg-Vorpommern
Wasser- und Bodenverband

40 Barthe/Kiste* 02.05.2022 X

44 | Landkreis Vorpommern-Rigen 10.05.2022 X

45 | Hansestadt Stralsund, Untere i i
Bauaufsichtsbehérde

46 Han;es_tadt Stralsund,__Untere 13.04.2022
Immissionsschutzbehérde

47 Hansestadt Stralsund, Untere i i
Denkmalschutzbehoérde

4g | Hansestadt Stralsund, Untere i i
StralRenverkehrsbehorde
Landkreis Vorpommern-RU-
gen, FD Gebaudemanage- 19.05.2022 X
ment/Schulen
Einwender A* 24.02.2021 X

- Von den Beteiligten ist keine Stellungnahme zur Beteiligung nach § 4 Abs. 2 bzw. § 2 Abs. 2 BauGB

eingegangen.

*VVon den Beteiligten ist keine Stellungnahme im Rahmen der Entwurfsbeteiligung eingegangen, daher

wurde die Stellungnahme zum Vorentwurf aus der friihzeitigen Beteiligung abgewogen.

Die Stellungnahmen der Behorden, welche sich zustimmend zur Planung gedufert haben und/oder
allgemeine und keine projektspezifischen Hinweise vorgebracht haben (Spalte 1), werden zur Kenntnis
genommen. Die gegebenen Hinweise beriihren stehen den geplanten Festsetzungen des Bebauungs-

planes nicht entgegen.
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Bebauungsplan Nr. 73 ,,Erweiterung Berufsschulcampus in Griinhufe*

Prifung und Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange sowie der Offentlichkeit

Abwéagungsrelevante Stellungnahmen

Nr.

Stellunghahme

Abwagung und Berlcksichtigung

Staatliches Amt flr Landwirtschaft
und Umwelt Vorpommern
Stellungnahme vom: 06.05.2022

Stellungnahme der Abteilung Natur-
schutz, Wasser und Boden

1. Wasserwirtschaft:

Die in meiner Stellungnahme vom
18.03.2021 (Az.:
StALUVP12/5122/VR/40/21) aus
Sicht der EG-Wasserrahmenrichtlinie
gegebenen Hinweise wurden grund-
satzlich beriicksichtigt. Meine Stel-
lungnahme wird wie folgt ergénzt/ ak-
tualisiert:

Gegeniber dem Planentwurf vom
02/2021 hat sich der Plangeltungsbe-
reich von 0,8 ha auf 1,3 ha erweitert.
Ziel des hier in Rede stehenden Vor-
habens ist die Schaffung der pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen
fur die nordliche Erweiterung des
Campusareals mit einer Dreifeldsport-
halle und einer Stellplatzanlage zur
Deckung des Parkplatzbedarfes.

Eine Verrohrung des im Plangebiet
verlaufenden Grabens 3/1/2 wird nicht
mehr in Erwagung gezogen. Am Gra-
ben wird ein beidseitiger Gewésser-
randstreifen von 5 m nach § 38 Abs. 3
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ein-
gerichtet. Im Bereich des verrohrten
Teils des Grabens 3/1/2 wird ein Un-
terhaltungsstreifen von 5 m beidseits
der Rohrachse berticksichtigt.
Gewasserrandstreifen bzw. Unterhal-
tungsstreifen werden im B-Plan als
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten des Wasser- und Bodenver-
bandes festgesetzt.

Ferner wird die fur die Ableitung des
im Plangebiet anfallenden Nieder-
schlagswassers in den Graben 3/1/2
notwendige Einleiterlaubnis (ein-
schlie3lich Nachweis Unbedenklich-
keit und Hydraulik) im nachgelagerten

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men, die Sachdarstellung ist zutreffend.
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Abwagung und Berlicksichtigung

Zulassungsverfahren erbracht. Hier
wird durch die untere
Wasserbehorde des LK VR auch die
Prifung des Vorhabens hinsichtlich
der Vereinbarkeit mit den Bewirt-
schaftungszielen nach 8 27 WHG er-
folgen.

Im Weiteren werden von dem Vorha-
ben keine in der Zustandigkeit des
STALU VP befindlichen wasserwirt-
schaftlichen Anlagen sowie weitere,
durch das STALU VP zu vollziehende
wasserbehordliche Entscheidungen
berthrt.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.

2. Altlasten, Boden und Naturschutz:
Belange, die durch mein Amt zu ver-
treten sind, werden nicht betroffen.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.

Ihr Planvorhaben wurde aus der Sicht
der von meinem Amt zu vertretenden
Belange des anlagenbezogenen Im-
missionsschutzes geprift. Im Plange-
biet befinden sich keine nach dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz ge-
nehmigungsbedurftigen Anlagen, fer-
ner befindet sich das Plangebiet auch
nicht im Einwirkbereich einer solchen
Anlage.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.

Aus Sicht der von meinem Amt zu
vertretenden Belange des Abfall-
rechts bestehen keine Hinweise.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.

15 | Hauptzollamt Stralsund
Stellungnahme vom: 26.04.2022

Im Rahmen der Beteiligung gem. § 4
Abs. 2 BauGB verweise ich vollum-
fanglich auf meine Stellungnahme
vom 18.03.2021 GZ: Z 2316 B - BB
17/2021 - B 110001.

Die Stellungnahme vom 18.03.2021 wird
nachfolgend abgewogen.

Stellungnahme vom 18.03.2021

1

Ich erhebe aus zollrechtlicher und fis-
kalischer Sicht keine Einwendungen
gegen den Entwurf.

2

Darlber hinaus gebe ich folgende
Hinweise:

Das Plangebiet befindet sich im
grenznahen Raum (8 14 Abs. 1
ZollVGi. V. m. 8 1, Anlage 1 C der
Verordnung tber die Ausdehnung des
grenznahen Raumes und die der
Grenzaufsicht unterworfenen Gebiete
— GrenzAV -). Insoweit weise ich rein
vorsorglich auf das Betretungsrecht

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Das Betretungsrecht steht den Festset-
zungen des Bebauungsplanes nicht entge-
gen, dieses ist ggf. von den Bauherren bzw.
den Nutzern betroffener Grundstuicke zu be-
ricksichtigen.




ANLAGE 3 zum Abwagungsbeschluss B-Plan Nr. 73

Stand: Juli 2022

Seite 5

Nr.

Stellunghahme

Abwagung und Berlicksichtigung

im grenznahen Raum gem. § 14 Abs.
2 ZollVG, welches auch wahrend et-
waiger Bauphasen jederzeit gewahr-
leistet sein muss, hin.

Darlber hinaus kann das Hauptzoll-
amt verlangen, dass Grundstiicksei-
gentimer und -besitzer einen Grenz-
pfad freilassen und an Einfriedungen
Durchlasse oder Ubergange einrich-
ten, das Hauptzollamt kann solche
Einrichtungen auch selbst errichten
(Satze 2 und 3 ebendort).

16

Forstamt Schuenhagen
Stellungnahme vom: 13.05.2022

Dem o. g. Vorhaben wird aus forst-
rechtlicher Sicht unter Beachtung
nachfolgender Ausflihrungen zuge-
stimmt.

Der Landkreis Vorpommern-Rigen
beabsichtigt, die Berufsschulausbil-
dung an einem Standort zu konzent-
rieren. Da das bestehende Areal
keine vollstandige Umsetzung der ge-
planten Nutzungen ermdglicht, ist
eine zusatzliche Campuserweiterung
nach Norden Uber die Lindenallee
hinweg notwendig. Geplant ist eine
Dreifeldsporthalle mit Tribline auf der
Teilflache westlich des querenden
FuRR- und Radweges und die Errich-
tung einer Stellplatzanlage mit etwa
220 Stellplatzen fur die Nutzungen
des Berufsschulcampus im 6stlichen
Bereich.

Um die bauplanungsrechtlichen Vo-
raussetzungen fir das Vorhaben zu
schaffen, hat die Blrgerschaft der
Hansestadt Stralsund am 05.11.2020
die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes beschlossen. Der ca. 1,3 ha
grol3e Geltungsbereich umfasst Teile
der Flurstiicke 289, 288, 287, 466,
283, 282, 281, 274/4 und 465/3 der
Flur 1 in der Gemarkung Grunhufe.
Im Geltungsbereich des Baubauungs-
planes sowie in unmittelbarer Nahe
befinden sich Waldflachen im Sinne
des § 2 LWaldG.

Als Wald im Sinne des LWaldG M-V
zéhlen alle mit Waldgeholzen be-
stockten Flachen ab einer Grof3e von
0,20 ha, einer mittleren Breite von

25 m, bei Sukzessionsflachen einer

Die Stellungnahme und die Zustimmung wer-
den zur Kenntnis genommen, die Sachdar-
stellung ist zutreffend.
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Hohe von 21,5 m oder einem Alter
von 26 Jahren sowie einer Uberschir-
mung von >50 % bei jungen Bestéan-
den oder einer Bestockung von

>50 % des Vollbestandes (Ertragsta-
fel) (Neufassung der ndheren Defini-
tion von Wald nach § 2 LWaldG M-V
vom 08.06.2017).

Die im und am Geltungsbereich gele-
genen Waldflachen, welche in der
Stellungnahme vom 31.03.2021 auf
Grundlage der urspriinglichen Wald-
feststellung vom 23.10.2018 mitgeteilt
wurden, sind in der aktualisierten
Planzeichnung dargestellt worden.

Nach erfolgloser Alternativenprifung
wurden fur den Standort zunachst
zwei Konzeptvarianten erarbeitet und
im weiteren Verlauf durch zwei zu-
sétzliche Varianten erganzt, welche
im Gesprachstermin am 26.10.2021
vorgestellt und erértert wurden. Im
Ergebnis konnte die Variante 3 mit ei-
nem Gesamteingriff von 4.192 m2 un-
ter Beriicksichtigung aller Aspekte als
Vorzugsvariante identifiziert werden.

Bei der weiterfiihrenden Erarbeitung
des Bebauungsplanentwurfes hat sich
gezeigt, dass das entworfene Kon-
zept bestehende Restriktionen nicht
oder nur unzureichend bericksichtigt
und damit zu einem hdéheren Waldein-
griff fihrt als zun&chst angenommen.
Grund dafir ist die bisher fehlende
Berticksichtigung des Grabens mit
seinem 5 m breiten Uferrandstreifen
nach WHG und die fehlende Betrach-
tung des Alleenschutzes entlang der
Lindenallee. Die gezeichnete Lage
wirde eine zumindest teilweise Ver-
rohrung und Uberbauung des Gra-
bens bedeuten, was wasser- und na-
turschutzrechtlich problematisch und
voraussichtlich nicht genehmigungs-
fahig ware.

Weiterhin musste das Baufeld an den
ermittelten Flachenbedarf einer Drei-
feldhalle mit Tribtine (54 x 58 m) ge-
ringfiigig angepasst werden. Dadurch
beziffert sich der tatsachliche Wald-
eingriff der Variante 3 auf nunmehr
5.173 m2.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men, die Sachdarstellung ist zutreffend.
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Mit dem Vorliegen der Biotoptypen-
kartierung wurde deutlich, dass die
abgestimmte Vorzugsvariante 3 zu ei-
nem Eingriff in ein gesetzlich ge-
schitztes Biotop fuhren wiirde, wel-
ches bislang nicht bekannt war. Dabei
handelt es sich um ein dstlich des
FuR3- und Radweges gelegenes tem-
poréares Kleingewasser innerhalb des
Waldbestandes. Eine Uberplanung
ware nur mit einer Ausnahme vom
gesetzlichen Biotopschutz mdglich,
welche einen Realausgleich des Ge-
wassers erfordern wirde. Dabei
wirde es sich um eine unverhaltnis-
mafiig aufwendige Ausgleichsmal3-
nahme handeln.

Daher wurde der Geltungsbereich des
B-Plans gegenliber dem Vorentwurf
aus Februar 2021 entsprechend an-
gepasst und die geplanten Stellplatze
wurden straBenbegleitend angeordnet
(,Variante 5"). Dadurch konnte der
Gesamtwaldeingriff von 5.173 m? ge-
maf der angepassten Variante 3 um
1.312 m2 auf 3.861 m2 reduziert wer-
den. Die vorgelegte Planung sieht in
der Variante 5 demnach eine Wald-
umwandlung mit einer Gesamtfla-
chengrofRe von 3.861 m2 vor.

Die Genehmigung durch die Forstbe- | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
horde ist geméan § 15 Abs. 4 LWaldG | men.

M-V zu versagen, wenn die Erhaltung
des Waldes im Uberwiegenden o6ffent-
lichen Interesse liegt, insbesondere

1. beiwesentlicher Beeintrachtigung
von Wald mit besonderen Schutz-
und Erholungsfunktionen,

1. beifehlender Notwendigkeit einer
Umwandlung der vorgesehenen
Flache fur den beabsichtigten
Zweck oder

2. wenn der Wald fur die Leistungs-
fahigkeit des Naturhaushaltes,
das Landschaftsbild oder die Er-
holung der Bevdlkerung von we-
sentlicher Bedeutung ist.

Es fand eine Standortalternativenpri- | Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
fung statt. So wurde bspw. unter- men, die Sachdarstellung ist zutreffend.
sucht, ob der Berufsschulcampus auf
dem Gelande der derzeitigen Berufs-
schule am Heinrich-Heine-Ring er-
richtet werden kann. Die hier vorhan-
denen Flachen im Eigentum des
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Landkreises hatten fir die Umsetzung
jedoch nicht ausgereicht. Andere ge-
eignete Alternativstandorte stehen im
Stadtgebiet nicht zur Verfigung.

Im Ergebnis der Alternativenprifung
hat sich das nun verfolgte Konzept als
flachensparende Variante herausge-
stellt, die zugleich eine gréRtmdgliche
Schonung des bestehenden Waldbe-
standes ermoglicht und die angren-
zenden gesetzlich geschitzten Bio-
tope berlcksichtigt.

Alle Méglichkeiten, die in Anspruch
genommenen Waldflachen zu mini-
mieren und damit die Umwandlungs-
flache so gering wie moglich zu hal-
ten, wurden genutzt. Damit sind die
Voraussetzungen fur eine Genehmi-
gung der Waldumwandlung grund-
satzlich erflllt. Versagensgriinde im
Sinne der Ziffern 1 bis 3 liegen nicht
vor.

Die von der Waldumwandlung be-
troffenen Flachen sind in der Plan-
zeichnung dargestellt. Gemaf § 20
Abs. 1 LWaldG M-V ist bei der Errich-
tung baulicher Anlagen zur Sicherung
vor Gefahren durch Windwurf oder
Waldbrand ein Abstand von 30 m
zum Wald einzuhalten. Der gesetzli-
che Waldabstand ist in der Planzeich-
nung dargestellt.

Die Planzeichnung sieht die Bebau-
ung mit 220 Stellplatzen im Waldab-
standsbereich vor. Eine Unterschrei-
tung des Waldabstandes ist gemaf3

§ 2 S. 1 WAbstVO M-V als Ausnahme
genehmigungsfahig. Zum Schutz der
verbleibenden angrenzenden Besto-
ckung sind die Stellplatze in wasser-
gebundener Bauweise auszufiihren.

Nach § 15 Abs. 5 LWaldG sind die
nachteiligen Folgen der Waldum-
wandlung auszugleichen. Vorrangig
hat dies in Form einer Ersatzauffors-
tung auf einer Flache zu erfolgen, die
kein Wald ist. Der Umfang der erfor-
derlichen ErsatzmalRnahme wird an-
hand einer Waldbilanz hergeleitet.
Diese ist nach der Methodik ,Bewer-
tung von Waldfunktionen bei Waldum-
wandlungen und Kompensationen in
M-V* (Berechnungsmodell) erstellt

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men, die Sachdarstellung ist zutreffend.

Die Zuordnung des Ausgleichs fur die Wald-
umwandlung wurde zwischenzeitlich in Ab-
stimmung mit der Forstbehérde geandert. In
Teil 1l der Begrindung (Umweltbericht) Kap.
3.5.2 wird daher der Satz:

,0er Ausgleich fur die betroffenen 0,38 ha
Waldflache soll durch Pflanzung in der Ge-
markung Zitterpenningshagen (sudlich NSG
Forsterhofer Heide) erfolgen.®

geandert in:
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worden. Das Verfahren entspricht den
gesetzlichen Anforderungen nach

§ 15 Abs. 5 Nr. 1 LWaldG und ist
fachliche Grundlage fur die Anerken-
nung von MalRhahmen zum Ausgleich
der nachteiligen Folgen einer Wald-
umwandlung nach § 15 Abs. 11. Bei
dem Berechnungsverfahren handelt
es sich um ein mehrstufiges Verfah-
ren, das sich in die folgenden drei Be-
rechnungsschritte gliedert:

1. Berechnung der Waldpunkte fur die
Waldumwandlung

2. Berechnung der Waldpunkte fur die
Ersatzaufforstung

3. Vergleich der berechneten Wald-
punkte

Bei der Waldumwandlungsflache han-
delt es sich entsprechend dem o.g.
Berechnungsmodell um Wald der Ka-
tegorien 3 bis 5 fur die Nutz-, Schutz-
und Erholungsfunktion (Kategorie 1
— geringe Bedeutung bis Kategorie 5
— herausragende Bedeutung). Im
Einzelnen wurden fir diese Funktio-
nen folgende Kategorien ermittelt:
Nutzfunktion: Kategorie 5 - Waldbe-
sténde der Standortklasse 5
Schutzfunktion: Kategorie 3 - Wald
mit Klimaschutzfunktion geman Wald-
funktionenkartierung M-V

Kategorie 4 > Nach NatSchAG M-V
gesetzlich geschiitzte Biotope und
Geotope

Erholungsfunktion: Kategorie 5 -
Waldflachen im Gemeindegebiet von
staatlich anerkannten Kur- und Erho-
lungsorten

Die von der Umwandlung betroffenen
Waldflachen im B-Plangebiet weisen
einen Laubholzanteil von >50 % auf
und sind der Wuchsklasse Il (Stan-
genholz bis 14 m Héhe) zuzuordnen.
Es ergeben sich fiur die dauerhafte
Umwandlungsflache von insgesamt
3.861 m2 12.046 Waldpunkte. Die be-
notigten Waldpunkte sollen geman
E-Mail vom 10.05.2022 aus dem an-
erkannten Waldkompensationspool
,Ummanz 1“ herausgel6st werden.
Der Nachweis hieriiber ist im Rahmen
des Waldumwandlungsverfahrens zu
erbringen.

,Der Ausgleich fir die betroffenen 0,38 ha

Waldflache soll durch Herauslésung der be-
notigten Waldpunkte aus dem anerkannten
Waldkompensationspool ,Ummanz 1“ erfol-

gen.
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Die Natura 2000-Vorprufung einer
Waldumwandlung unter 1 ha aul3er-
halb von Natura 2000-Gebieten vom
11.05.2022 ergab die Unerheblichkeit
der geplanten Mal3Bhahme

Im Ergebnis der forstrechtlichen Pru-
fung wird fur die Waldumwandlung
eine Waldumwandlungserklarung ge-
man § 15a Abs. 2 LWaldG M-V erteilt
und somit die Waldumwandlung in
Aussicht gestellt, bei gleichzeitigem
Vorliegen des Einvernehmens der
Unteren Naturschutzbehérde.

Die Erteilung der Waldumwandlungserklarung
wird begrif3t und zur Kenntnis genommen.

Hinweise:

Ein Antrag auf Waldumwandlung ist
gesondert bei der Unteren Forstbe-
horde zu stellen. Das Einvernehmen
der Unteren Naturschutzbehdrde des
Landkreises Vorpommern-Rigen zu
der Waldumwandlung nach § 42 Abs.
2 NatSchAG M-V ist zwingende Vo-
raussetzung fur die Erteilung der
Waldumwandlungsgenehmigung. Mit
Bezug auf § 15a Abs. 3 LWaldG kann
eine Umwandlungsgenehmigung je-
doch erst nach Rechtskraft eines Be-
bauungsplanes erteilt werden. Die
Untere Forstbehorde ist dementspre-

kraft zu informieren und ein entspre-
chender Antrag ist zu stellen.

Die Waldflache darf erst nach Geneh-
migung des Waldumwandlungsantra-
ges und unmittelbar vor Verwirkli-
chung der anderen Nutzung umge-
wandelt werden (8 15 Abs. 7
LWaldG). Bis dahin bleiben die Wald-
besitzer zu einer ordnungsgemafen
Forstwirtschaft nach § 12 LWaldG
weiterhin verpflichtet.

chend uber die Erlangung der Rechts-

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Sie betreffen die erforderlichen Mal3-
nahmen nach Rechtskraft des Bebauungspla-
nes.

Bei der im Umweltbericht unter Punkt
3.5.2 vorgesehenen Ausgleichsmal3-

nahme (Baumpflanzung) ist darauf zu
achten, dass sich die Bestockung zu-
kunftig nicht zu Wald im Sinne des

8 2 LWaldG entwickelt, andernfalls ist
hierfir im Vorfeld ein Antrag auf Erst-
aufforstung zu stellen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es
steht nicht zu beflirchten, dass sich die inner-
halb der Stellplatzanlage und am Rad- und
Gehweg zu pflanzenden 20 Baume zu Wald
entwickeln.

27 | Deutsche Telekom Technik GmbH
Stellungnahme vom: 07.04.2022

Gegen lhre geplante Baumaflinahme
gibt es prinzipiell keine Einwande.
Wir weisen jedoch auf folgendes hin:

Die Stellungnahme und die grundlegende Zu-
stimmung werden zur Kenntnis genommen.
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In Ihrem Planungsbereich befinden
sich keine Telekommunikationslinien
der Telekom.

Fur die telekommunikationstechni-
sche ErschlieBung wird im Zusam-
menhang mit dem oben genannten
Bebauungsplan eine Erweiterung un-
seres Telekommunikationsnetzes er-
forderlich.

Eine Entscheidung, ob ein Ausbau er-
folgt, kbnnen wir erst nach Prifung
der Wirtschaftlichkeit und einer Nut-
zenrechnung treffen.

Im Vorfeld der Erschliel3ung ist der
Abschluss eines ErschlieRungsvertra-
ges mit dem ErschlieRungstrager
(Bautréager) notwendig. Wir machen
darauf aufmerksam, dass aus wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten fur

die telekommunikationstechnische Er-
schlielBung und gegebenenfalls der
Anbindung des Bebauungsplanes
eine Kostenbeteiligung durch den
Bautrager erforderlich werden kann.
Fur die nicht 6ffentlichen Verkehrsfla-
chen ist die Sicherung der Telekom-
munikationslinien mittels Dienstbar-
keit zu gewabhrleisten.

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Te-
lekommunikationsnetzes sowie die
Koordinierung mit dem StraRenbau
und den Baumalnahmen der ande-
ren Leitungstrager ist es notwendig,
dass Beginn und Ablauf der Erschlie-
Bungsmaflnahmen im Bebauungspl-
angebiet der Deutschen Telekom
Technik GmbH so friih wie méglich,
mindestens 4 Monate vor Baubeginn,
schriftlich angezeigt werden.

Der ErschlieBungstrager/Vorhaben-
trager hat sicherzustellen, dass im
Rahmen der Erschlie3ung eine
passive Netzinfrastruktur (z.B. ein
Leerohrnetz) mitverlegt wird. Wir wei-
sen in diesem Zusammenhang auf
das Telekommunikationsgesetz
(TKG) § 77i ,Koordinierung von Bau-
arbeiten und Mitverlegung“ Absatz
(7) hin: Hier heil3t es unter anderem,
Zitat:“ Im Rahmen der ErschlieRung
von Neubaugebieten ist stets sicher-
zustellen, dass geeignete passive
Netzinfrastrukturen, ausgestattet mit
Glasfaserkabeln, mitverlegt werden*

Die gegebenen Hinweise sind die Erschlie-
Bungsplanung relevant und stehen den Fest-
setzungen des Bebauungsplanes nicht entge-
gen.
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Des Weiteren weisen wir darauf hin,
dass der Bauherr als ,Zustandsstorer®
fur die Kampfmittelfreiheit des Bau-
grundstiickes verantwortlich ist. Die
Kampfmittelfreiheit ist schriftlich zu
dokumentieren und rechtzeitig an die
Telekom, als Voraussetzung fur den
Baubeginn, zu tGbergeben.

Wir méchten Sie bitten, den Erschlie-
RBungstrager auf diese Punkte auf-
merksam zu machen.

28 | Vodafone Kabel Deutschland Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
GmbH men.
Stellungnahme vom: 06.05.2022

Zeichen: Netzplanung, Stellung-
nahme Nr.: S01153484

Eine Ausbauentscheidung trifft Voda-
fone nach internen Wirtschaftlich-
keitskriterien. Dazu erfolgt eine Be-
wertung entsprechend lhrer Anfrage
zu einem Neubaugebiet. Bei Inte-
resse setzen Sie sich bitte mit dem
Team Neubaugebiete in Verbindung:
Vodafone GmbH / Vodafone Deutsch-
land GmbH

Neubaugebiete KMU

Sudwestpark 15

90449 Nirnberg

Neubaugebiete.de @vodafone.com

Bitte legen Sie einen Erschlie3ungs-
plan des Gebietes lhrer Kostenan-
frage bei.

28 | Vodafone Kabel Deutschland
GmbH
Stellungnahme vom: 06.05.2022

Zeichen: Netzplanung, Stellung- Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
nahme Nr.: S01153433 men. Der Leitungsbestand befindet sich au-
Im Planbereich befinden sich Tele- Berhalb der Uberbaubaren Grundstticksfla-

kommunikationsanlagen unseres Un- | che.
ternehmens, deren Lage auf den bei-
liegenden Bestandsplanen dargestellt
ist. Wir weisen darauf hin, dass un-
sere Anlagen bei der Bauausfuhrung
zu schitzen bzw. zu sichern sind,
nicht Giberbaut und vorhandene Uber-
deckungen nicht verringert werden
darfen.

Sollte eine Umverlegung oder Bau-
feldfreimachung unserer Telekommu-
nikationsanlagen erforderlich werden,
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bendtigen wir mindestens drei Monate
vor Baubeginn lhren Auftrag an
TDRA-O-.Schwerin@vodafone.com
um eine Planung und Bauvorberei-
tung zu veranlassen sowie die not-
wendigen Arbeiten durchfuihren zu
kénnen.

Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin,
dass uns ggf. (z.B. bei stadtebauli-
chen Sanierungsmaf3nahmen) die
durch den Ersatz oder die Verlegung
unserer Telekommunikationsanlagen
entstehenden Kosten nach § 150 (1)
BauGB zu erstatten sind.

Anlagen:
Lageplan(-plane)

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen. Der
Leitungsbestand befindet sich auRerhalb der
Uberbaubaren Grundstiicksflache.

30

E.DIS Netz GmbH
Stellungnahme vom: 13.05.2022

Bezuglich der 22. Anderung des FNP
der Hansestadt Stralsund und des BP
73 behalt unser Schreiben BRG 21-
017 vom 01.03.2021 weiterhin seine
Glltigkeit.

Die Stellungnahme vom 01.03.2021 wird
nachfolgend abgewogen.

Stellungnahme vom 01.03.2021

Vorbehaltlich der Sicherung unseres
vorhandenen Anlagenbestandes, ha-
ben wir keine Einwande gegen lhre
Planungen, wir erteilen dazu unsere
grundsatzliche Zustimmung.

Im sudlichen Radbereich des Bebau-
ungsplanes befindet sich ein 20kV
Kabel unseres Unternehmens.

Sollte dieses eine Behinderung dar-
stellen, muss ein schriftlicher Antrag
auf Baufeldfreimachung eingereicht
werden.

Das 20kV-Kabel steht den Festsetzungen des
Bebauungsplanes nach derzeitigem Kenntnis-
stand nicht entgegen. Sollte sich auf der
nachgelagerten Ebene (ErschlieBungspla-
nung oder Zulassungsverfahren) herausstel-
len, dass eine Umverlegung erforderlich wird,
wird ein Antrag auf Baufeldfreimachung ge-
stellt.

31

Verkehrsgesellschaft Vorpommern-
Rlgen
Mail vom: 23.02.2021

wir haben ihre Unterlagen zum B-Plan
73 erhalten und gesichtet. Wir moch-
ten darauf hinweisen, dass wir

nicht nur in der Lubecker Allee son-
dern auch in der Lindenallee Be-
standshaltestellen haben. Diese fehl-
ten in ihrer Auflistung, befinden sich
aber genau am Planungsgebiet.

Dem Hinweis wird gefolgt, die Begriindung
wird erganzt.

32

SWS Energie GmbH
Mail vom: 11.04.2022
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Wir verweisen auf unsere Stellung-
nahme vom Marz 2021 und teilen
Ihnen mit das der neue Ansprechpart-
ner fur den Gasbereich Herr Lau (Te-
lefonnummer: 03831/241 5390) ist.
Unser Schreiben vom Méarz 2021 be-
halt seine Glltigkeit.

Das Schreiben vom Marz 2022 wird nachfol-
gend abgewogen, der neue Ansprechpartner
wird zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 01.03.2021

Mit unserem Schreiben Ubergeben wir
Ihnen die Stellungnahme des Fachbe-
reiches Warme, sowie im Auftrag der
SWS Netze GmbH die Auskiinfte fur
die Strom- und Gasnetze, aus denen
Sie die jeweiligen Ansprechpartner fur
Ruckfragen entnehmen kdénnen.

Bitte beachten Sie, dass auch im
Stadtgebiet Stralsund E.DIS Leitun-
gen vorhanden sein kénnen.

Bestandsauskunfte fur die Sparten
Wasser bzw. Abwasser sind Uber die
REWA — Regionale Wasser- und Ab-
wasser GmbH, BauhofstralRe 5,
18439 Stralsund, zu beantragen.

Um auch zukiinftig ein schnelles Ab-
arbeiten lhrer Standort- und Trassen-
genehmigung zu gewahrleisten, bitten
wir Sie, die Unterlagen per E-Mail an
bestandsauskunft@stadtwerkest-
ralsund.de oder per Post 2-fach (1x
Sparte Strom, 1x Sparte Gas/Fern-
warme) bei der SWS Energie GmbH
einzureichen.

Die E.DIS wurde im Verfahren beteiligt.

Die REWA wurde im Verfahren beteiligt.

Anlage 1: Stellungnahme FB Strom
Anlage 2: Stellungnahme FB Gas
Anlage 3: Merkblatt zum Arbeiten in
der Nahe von unterirdischen Versor-
gungsanlagen

Die Anlage 1 und 2 werden nachfolgend ab-
gewogen, die Anlage 3 wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Stellungnahme Fachbereich Strom:
Anliegend ubergeben wir Ihnen fur
den o. g. Bereich einen Bestandsplan
aus unserem Stadtkartenwerk, aus
dem Sie die Lage der elektrotechni-
schen Anlagen unseres Unterneh-
mens entnehmen kénnen.

Wir mdchten Sie darauf hinweisen,
dass diese Eintragungen nicht malf3-
stablich sind und Abweichungen auf-
treten kénnen. Wir bitten Sie, dies bei

Der Leitungsbestand befindet sich im 6ffentli-
chen StraRenraum und steht den Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes nicht entgegen.
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der Durchfiihrung des Vorhabens zu
bertcksichtigen.

Fur eventuelle Rickfragen steht
Ihnen Herr Voigt, den Sie unter der
Rufnummer 03831-241 5330 errei-
chen kénnen, gern zur Verfugung. lhr
Vorgang wurde unter der Nr.
068/2021 registriert.

Bitte beachten Sie das ,Merkblatt zum
Arbeiten in der Nahe von unterirdi-
schen Versorgungsanlagen (Gas- und
Fernwarmeleitungen / Strom- und
Fm-Kabel)* (siehe Anlage).

Stellungnahme Fachbereich Gas /
Fernwarme:

Anliegend erhalten Sie fur o. g. Bau-
vorhaben den Leitungsbestand Gas
aus unserem Stadtkartenwerk.

Hieraus ist zu ersehen, dass es mit
unseren Versorgungsanlagen zu Na-
herungen und Kreuzungen kommit.
Hierbei sind die Auflagen/Forderun-
gen des ,Merkblattes zum Arbeiten in
der Nahe von unterirdischen Versor-
gungsanlagen®, zu bertcksichtigen.
(Es ist besonders darauf zu achten,
dass es zu keiner Uberbauung/Be-
pflanzung unserer Anlagen kommt.)
Nach Rucksprache sind eventuell
Sondermafnahmen erforderlich.

Wir verweisen auf 4.5 (Erschliel3ung)
der Begriindung zum Vorentwurf
(Stand 02/2021):

Von Siudwesten nach Nordosten
durchquert eine Hauptgasleitung das
Plangebiet. Hochdruckleitungen wer-
den zur Sicherung ihres Bestandes,
des Betriebes und der Instandhaltung
sowie gegen Einwirkungen von auf3en
in einem Schutzstreifen verlegt. Der
Schutzstreifen umfasst einen Korridor
mit einem Abstand von beidseitig 4m
Rohrachse. Es dirfen keine Einwir-
kungen vorgenommen werden, die
den Bestand oder Betrieb der Leitung
beeintrachtigen oder gefahrden.

Eine Einweisung ist erforderlich. Ver-
einbaren Sie hierzu einen Termin mit
unserem Netzmeister Herrn Triebel,
Tel. 03831-241 5390.

Die bestehende Gasleitung wurde lagerichtig
mit ihrem Schutzstreifen im Bebauungsplan
dargestellt.

Eine feste Uberbauung ist nicht vorgesehen,
da die Stellplatze in wasserdurchlassiger
Bauweise auszufthren sind. Die Begriindung
wird um den Hinweis erganzt. Die geplanten
Pflanzungen werden auR3erhalb des Schutz-
streifens realisiert.

Der Hinweis ist in der Begriindung enthalten.
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Uberbauung durch Borde etc. und
Veranderungen der Uberdeckung
sind auszuschlie3en. Suchschachtun-
gen erforderlich!

Es sind die vorgegebenen Lagen und
Hohen entsprechend ,Merkblatt* zu
beachten. Ihr Vorgang wurde unter
der Nr. 068/2021 registriert.

Eine feste Uberbauung ist nicht vorgesehen,
da die Stellplatze in wasserdurchlassiger
Bauweise auszufuhren sind.

Das Merkblatt wird zur Kenntnis genommen.

34

SWS Telnet GmbH
Stellungnahme vom: 27.04.2022

Im Bereich der geplanten Mal3nahme
»otralsund, B-Plan 73 Erweiterung
Berufsschulcampus Griinhufe, und
der 22. Anderung des FNP der Han-
sestadt Stralsund® befindet sich ein
PE-HD 40 x 3,2 DN 32 Kabelschutz-
rohr der SWS Telnet GmbH auf der
nordlichen Seite der Lindenallee.

Die genau bezeichneten Abschnitte
entnehmen Sie bitte den beiliegenden
Lageplanen.

Das Kabelschutzrohr hat eine Tiefen-
lage von ca. 0,60 m - 0,90 m.

Es kann zu Abweichungen in Lage
und Tiefe durch drtliche Gegebenhei-
ten, Anderungen am Oberflachenauf-
bau, Querungen aller Art, etc. kom-
men.

Das Kabelschutzrohr ist mit LWL-Ka-
beln belegt und darf nicht beschadigt
werden.

Durch die SWS Telnet GmbH wird auf
der stdlichen Seite der Lindenallee
mit der neuen Fernwarmetrasse

ein Verbundrohr 7x12/2 in Richtung
B-Plan 39 mitverlegt. Die Lageplane
hierflir sind noch in Arbeit. Es ware
fur die SWS Telnet GmbH dadurch
auch eine Glasfasertechnische Er-
schlieung/ Anbindung des Berufs-
schulcampus Grunhufe moglich.

Seitens der SWS Telnet GmbH gibt
es keine Einwénde gegen den B-Plan
73 Erweiterung Berufsschulcampus
Griinhufe und die 22. Anderung des
FNP der Hansestadt Stralsund.

Anlage:

Die Stellungnahme und die grundlegende Zu-
stimmung werden zur Kenntnis genommen.
Das Kabelschutzrohr befindet sich aul3erhalb
des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
und steht den geplanten Festsetzungen damit
nicht entgegen.

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen.
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Lageplane

35 | Regionale Wasser- und Abwasser-
gesellschaft Stralsund mbH

Stellungnahme vom: 25.02.2022

zum 0. g. Vorentwurf mit seiner Be-
grindung vom Februar 2021 muss
die REWA folgende zusatzliche Hin-
weise abgeben.

Neben der Abwasserbeseitigungssat-
zung der Hansestadt Stralsund gelten
die Allgemeinen Bedingungen zur
Entsorgung von Abwasser (AEB) und
die Allgemeinen Bedingungen zur
Versorgung mit Trinkwasser der
REWA Stralsund GmbH.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

4.5. Erschlieung

Generelle Anmerkungen:

Eine Uberbauung vorhandener Ver-
und Entsorgungstrassen oder Be-
pflanzung mit Baumen und aufwendi-
gen Geholzen wird untersagt.
Absténde zu den vorhandenen
Schmutz- und Regenleitungen sind
einzuhalten, weiterhin zu der TW-Lei-
tung aus PVC DN 200.

Die ErschlieBungsplanung Regen-
wasser ist der REWA zur Bestétigung
vorzulegen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men, eine Beeintrachtigung des vorhandenen
Leitungsbestandes ist nicht ersichtlich.

Die spatere ErschlieBungsplanung ist zwi-
schen Vorhabentrager und REWA abzustim-
men.

Niederschlagswasserbeseitigung:
Anfallendes zusatzliches Oberfla-
chenwasser sollte in das vorhandene
Grabensystem und nicht in die Lei-
tung DN 600 eingeleitet werden (Aus-
lastung).

Die REWA als Erfiillungsgehilfe des
Abwasserbeseitigungspflichtigen, die
Hansestadt Stralsund, hat dafir
Sorge zu tragen, dass dauerhaft die
schadlose Ableitung des Regenwas-
sers durch die zukilnftigen und der
vorhandenen Anlagen gewabhrleistet
ist. Dies ist durch die Unterhaltung
der Anlagen zu gewahrleisten.

Die REWA GmbH als Konzessionar
der Hansestadt Stralsund fir
TW/SW/RW Ubernimmt grundsétzlich
weder eine innere, noch auf3ere Er-
schieRungsfinanzierung (gilt fur Pla-
nung und Baudurchfihrung) hinsicht-
lich der erforderlichen, neu zu errich-
tenden oder auszubauenden Entsor-
gungsanlagen fur Regenwasser. Ab-

Das anfallende Niederschlagswasser wird in
das Grabensystem und nicht in die Leitung
der REWA eingeleitet.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Die Erschlie3ung erfolgt durch den Vor-
habentrager.
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weichungen hiervon bedurfen zwin-
gend einer vertraglichen Vereinba-
rung zwischen dem ErschlieBungstra-
ger und der REWA GmbH. Die
Rechte aus Beitragen bleiben unbe-
ruhrt.

Im dargestellten Plangebiet befinden | Die Leitungen befinden sich sudlich des Plan-
sich Leitungen und Anlagen unseres | gebietes bzw. im stdlichen Teil des Geltungs-
Unternehmens bereiches. Der Leitungsbestand steht den ge-
Wir weisen darauf hin, dass diese planten Festsetzungen des Bebauungsplanes
Eintragungen nur zu lhrer Information | nicht entgegen.

bestimmt sind und keine Einweisung
darstellen. Fur die Richtigkeit der
Lage der Leitungen geben wir keine
Garantie ab. In der Anlage Ubersen-
den wir Ihnen Planausschnitte mit ein-
getragenen Leitungen und Anlagen.
Bitte priifen Sie durch Einsichtnahme
in unsere Unterlagen, ob unter Einhal-
tung der Richtlinien Gber Sicherheits-
abstande zwischen den geplanten
MalRnahmen und unseren Leitungen
und Anlagen noch der entsprechende
freie Raum vorhanden ist.

Sollte eine Umverlegung von Leitun- Eine Umverlegung ist nach derzeitigem
gen erforderlich werden, erbitten wir Kenntnisstand nicht geplant.

einen rechtzeitigen Antrag, aus wel-
chem Baugrenzen ersichtlich sind.
Auf dieser Grundlage werden wir dem
Antragsteller ein Angebot fur die Um-
verlegung unserer Anlagen unterbrei-
ten

Nachfolgend méchten wir Ihnen allge- | Die allgemeinen Hinweise werden zur Kennt-
meine Hinweise zur Kenntnis geben, | nis genommen.

die Sie bitte bei der weiteren Planung
im o. g. Bereich berticksichtigen
mochten:

Im Bereich der Erdarbeiten liegende
Einbauteile (Schieber-, Ventilkappen
etc.) durfen nicht versetzt bzw. ent-
fernt werden. Schéachte und Einbau-
teile sind einem neuen Wegniveau
anzupassen.

Die Zuganglichkeit von Schachten
und Einbauteilen, wie z. B. Absperr-
schieber, darf nicht beeintrachtigt
werden.

Fur Arbeiten an offentlichen Kanélen
mussen gesonderte Genehmigungen
vorliegen. Um Beschadigungen an
den Anlagen auszuschliel3en, ist es
unbedingt erforderlich, dass der Bau-
ausfuhrende spatestens 2 Wochen
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vor Baubeginn bei unserem Unter-
nehmen aktuelle Informationen zur
Lage unserer Leitungen einholt.
Sollten irgendwelche Leitungen ange-
troffen werden, sind wir unverziglich
davon in Kenntnis zu setzen.

Ohne unsere Genehmigung durfen
die Leitungen nicht freigelegt werden.
Weiterhin ist das ,Merkblatt zum Ar-
beiten in der Nahe von unterirdischen
Ver- und Entsorgungsanlagen (Trink-
wasser-, Schmutz- u. Regen/Misch-
wasserleitungen, etc.) der REWA
GmbH Stralsund und der Freistel-
lungsvermerk zu beachten (s. Anla-
gen).

Vor Baubeginn ist mit uns eine Tras-
senbegehung vorzunehmen.

Kosten zur Behebung der Schaden
an der Versorgungsleitung, infolge
des Bauvorhabens, werden in Rech-
nung gestellt, wenn wir an der Endab-
nahme nicht beteiligt wurden.

Die Baumal3hahme ist so auszufiih-
ren, dass unsere Leitungen wéahrend
der Arbeiten keiner Belastung ausge-
setzt werden. Weiterhin sind erschit-
terungsarme Bautechnologien anzu-
wenden, um Beschadigungen an den
Trink-, Schmutz- und Regenwasser-
leitungen auszuschliel3en. Die Lage
und die Tiefe der vorhandenen Lei-
tungen sind vor Ort mit geeigneten
Malnahmen zu ermitteln. Die Tiefen-
lagen der vorhandenen Rohrleitungen
sind an den Schéachten, bzw. durch
Suchschachtungen zu prufen. Ein
vertikaler Abstand unterhalb der Soh-
len von mind. 1,00m ist einzuhalten!
(Bei Durchdorterungen). Weiterhin sind
die privaten Leitungen auf den Grund-
sticken zu bericksichtigen.

Anlagen

Planauszug 1:500

Merkblatt zum Arbeiten in der Nahe
von unterirdischen Ver- und Entsor-
gungsanlagen
Freistellungsvermerk

Die Anlagen werden zur Kenntnis genommen.

40

Wasser- und Bodenverband
,Barthe/Kiiste*
Stellungnahme vom: 02.05.2022

Im Plangebiet befindet sich ein offe-
ner und teilweise auch verrohrter Ge-
wasserabschnitt des Grabens 3/1/2.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen,
der Graben ist bekannt und wurde bereits in
der Planung berucksichtigt.
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Aus der ortlichen Lage des Gewas-
sers 2. Ordnung ergeben sich fur das
betroffene Plangebiet entsprechende
Nutzungseinschrankungen zur Siche-
rung der Gewasserunterhaltung — ins-
besondere hinsichtlich einer geplan-
ten Bebauung und Bepflanzung.

Der in den vorgelegten Planunterla-
gen ausgewiesene 5 m- Gewasser-
randstreifen ist dabei nicht zu ver-
wechseln mit einem einseitig an ei-
nem offenen Gewasser erforderlichen
Fahr- und Ablagestreifen (Gewdas-
serunterhaltungsstreifen), deren
Breite sich individuell nach der zum
Einsatz kommenden Unterhaltungs-
technik bestimmt. In diesem konkre-
ten Fall ist bei der Sohllage des Ge-
wassers und einer unmittelbar an-
grenzenden Baugrenze ein Mindest-
abstand von 7 m von jeglicher Bebau-
ung und Bepflanzung frei zu halten.
Der Unterhaltungsstreifen befindet
sich dabei am nordlichen Rand des
Gewassers — eine Verschiebung der
Baugrenze um 2 m ist daher zwin-
gend erforderlich um die maschinelle
Unterhaltung des Gewassers zukinf-
tig nicht zu erschweren bzw. unmag-
lich zu machen.

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Es wird eingeschétzt, dass ein 7 m breiter Un-
terhaltungsstreifen zwar die Arbeiten erleich-
tert, technisch aber auch eine 5 m breite
Trasse ausreichend ist.

Eine Verschiebung der Baugrenze um 2 m
nach Norden fihrt bei einer gleichbleibenden
Grol3e des Baufeldes zu einer grof3eren Fla-
cheninanspruchnahme und einem zuséatzli-
chen Flachenverlust der offentlichen Parkan-
lage, zu einem weiteren Verlust von Waldfla-
chen und zu Beeintrachtigungen des ndrdlich
gelegenen gesetzlich geschitzten Biotopes.
Im Ergebnis der Gesamtabwagung wird daher
den naturschutz- und umweltfachlichen Be-
langen hier der Vorrang gegentber der Unter-
haltung des Grabensystems eingeraumt.

Weiterhin sei darauf hingewiesen, dass die
Baugrenze nach § 23 Abs. 3 BauNVO keine
lokale Bauverpflichtung im Sinne einer Bauli-
nie (8 23 Abs. 2 BauNVO) darstellt. Dem Bau-
herren ist es damit mdglich, das Vorhaben in-
nerhalb des durch Baugrenzen geschlosse-
nen Bauraumes zu variieren und weitere 2 m
parallel zum Graben von Bebauung freizuhal-
ten.

Im Bereich des verrohrten Gewasser-
abschnittes bestimmt sich der erfor-
derliche Arbeits- und Schutzstreifen
nach Dimension und Tiefenlage der
Leitung, danach sind insgesamt 16 m
(8 m zu jeder Seite der Rohrachse)
von Bebauung frei zu halten, dazu
zahlt grundsatzlich auch die Auswei-
sung von befestigten Stellplatzen, Zu-
wegungen bzw. Zaune 0.6..

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Der verrohrte Graben quert bereits die befes-
tigt ausgebaute Lindenallee mit Ful3- und
Radweg und stralRenbegleitendem Baumbe-
stand. Angesichts der Bestandssituation er-
scheint die Forderung als tiberzogen und
nicht verhaltnismaRig.

Die geplanten Stellplatze sind gem. der textli-
chen Festsetzung Nr. 2 in wasserdurchlassi-
ger Bauweise auszuftihren. Damit wird keine
weitergehende Beeintrachtigung des verrohr-
ten Grabens gegenlber dem bereits beste-
henden Mal3 vorbereitet.

In diesem Zusammenhang sei darauf
hingewiesen, dass gemal § 65
LWaG die Erhéhung der Kosten bei
der Gewasserunterhaltung, verur-
sacht durch eine Anlage in, an oder
Uber dem Gewasser, als Erschwernis-
kosten durch den Eigentimer des

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Erschwerniskosten wirden zukiinftig
durch den Landkreis Vorpommern-Rugen als
Bauherr und Grundstiickseigentimer erstattet
werden.
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Grundsttickes bzw. der Anlage dem
Verband zu erstatten sind.

Fir einen zuséatzlich erforderlichen
Schutz des verrohrten Gewasserab-
schnittes vor Wurzeleinwiichsen ist
ein Abstand von 20 m (10 m zu jeder
Seite der Rohrachse) von Bepflan-
zungen frei zu halten.

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Der verrohrte Graben quert bereits die befes-
tigt ausgebaute Lindenallee ihrem straRenbe-
gleitenden Baumbestand. Angesichts der Be-
standssituation erscheint die Forderung als
Uberzogen und nicht verhaltnismafig.

Hinweise:

Gemal 8§ 82 LWaG ist die Errichtung
von Anlagen an, in, Uber Gewassern
vorab bei der zustandigen unteren
Wasserbehdrde anzuzeigen.

Eine geplante Ableitung des anfallen-
den Niederschlagswassers in ein Ge-
wasser bedarf der wasserrechtlichen
Erlaubnis.

Um zukunftig eine Beeintrachtigung
der Gewasserunterhaltung auszu-
schlief3en, sind Ausgleich- und Er-
satzmalRhahmen im Plangebiet und
auch aul3erhalb des Gebietes grund-
sétzlich vorab mit dem Verband abzu-
stimmen.

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men.

Ausgleich- und ErsatzmalRnahmen sind in un-
mittelbarer Nahe zu den vorhandenen Ge-
wassern nicht vorgesehen.

Anlage: Ubersichtsplan

Die Anlage wird zur Kenntnis genommen.

44

Landkreis Vorpommern-Rigen
Stellungnahme vom: 10.05.2022

Stadtebauliche und planungsrecht-
liche Belange

Die Planung dient der Zusammenflh-
rung von mehreren im Stadtgebiet
verteilten Berufsschulen an einem
Standort in Griinhufe. Neben der Be-
reitstellung von 220 Stellplatzen ist im
Geltungsbereich auch der Neubau ei-
ner Sporthalle fir den geplanten Be-
rufsschulcampus geplant.

Das Vorhaben wird weiterhin begrifit.
Aus stadtebaulicher und planungs-
rechtlicher Sicht bestehen keine Be-
denken.

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genom-
men.

Bodenschutz

Wegen der laut Baugrundgutachten
vom 20. Februar 2020 der Ingenieur-
gesellschaft Baugrund Stralsund fest-
gestellten Aufschiittungen ist das im
Zuge der Tiefbaumalnahmen anfal-
lende Aushubmaterial durch ein sach-
kundiges Ingenieurbiro nach der
LAGA-Mitteilung 20 (Mitteilung der
Landerarbeitsgemeinschaft Abfall 20,

Den Hinweisen wird gefolgt, sie betreffen
nicht den Bebauungsplan, sondern die spéa-
tere Bauausfiihrung.
Im Umweltbericht (Teil Il der Begriindung)
wird bei der Auswirkungsprognose zum
Schutzgut Boden (Kap. 3.2.2) eine entspre-
chende textliche Ausfiihrung aufgenommen:
»Zum Schutz des Bodens sind folgende Ver-
meidungsmal3nahmen vorgesehen:
— Aufgrund der im Boden vorhandenen
Aufschittungen wird das im Zuge der
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Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Reststof-
fen/ Abféllen, Teil Il: Technische Re-
geln fur die Verwertung, Tabelle 1.
1.2.-1) TR Boden (Technische Regel
Boden) Mindestuntersuchungspro-
gramm bei unspezifischem Verdacht
zu untersuchen, um eine Entschei-
dung uber die Verwertung bzw. Be-
seitigung des Aushubbodens treffen
zu kénnen. Die wahrend der Baumalf3-
nahmen ausgehobenen Aufschittun-
gen und Sande sind zu separieren
und getrennt zu lagern.

Anfallendes Aushubmaterial, das den
Zuordnungswert > Z 2 gemal den
Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen
der Bund/Lander Arbeitsgemeinschaft
Abfall (LAGA 20) Uberschreitet, ist als
gefahrlicher Abfall zur Beseitigung
einzustufen und fachgerecht zu ent-
sorgen. Der Nachweis der Entsor-
gung (Entsorgungsnachweise, Uber-
nahmescheine) sowie die Prifbe-
richte bzw. die Analytik des Aushub-
materials sind unverziiglich beim
Fachdienst Umwelt, untere Boden-
schutzbehorde, des Landkreises Vor-
pommern-Rigen einzureichen.

Schwach belasteter Bauschutt (bis
LAGA Z1.1) und geotechnisch geeig-
nete Bodenchargen kénnen im Plan-
gebiet verbleiben, sofern Sie den Ein-
bauvorschriften der LAGA M 20 ent-
sprechend eingebaut werden und un-
ter versiegelten Flachen (z.B. Er-
schlieBungsstralle, versiegelte Geh-
wege, Pumpwerke, Trafos) liegen.

Tiefbauarbeiten anfallende Aushubmate-
rial entsprechend dem ,Mindestuntersu-
chungsprogramm bei unspezifischem
Verdacht® der LAGA-Mitteilung 20 (Teil
II, Tabelle 1. 1.2-1) hinsichtlich der Wie-
derverwertbarkeit untersucht.

— Die wahrend der BaumalRnahmen aus-
gehobenen Aufschittungen und Sande
werden separiert und getrennt gelagert.

— Anfallendes Aushubmaterial, das den
Zuordnungswert Z 2 gemal LAGA-Mit-
teilung 20 (Teil Il, Kap. 1.2.3.3) Uber-
schreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur
Beseitigung einzustufen und fachgerecht
Zu entsorgen.

Die LAGA Mitteilung 20 wird im Quellenver-

zeichnis erganzt.

Es wird empfohlen, folgende Formu-
lierung in den textlichen Festsetzun-
gen - Teil B — des Planes aufzuneh-
men:

Das im Zuge der TiefbaumalRnahmen
anfallende Aushubmaterial ist durch
ein sachkundiges Ingenieurbtiro nach
der LAGA-Mitteilung 20 (Mitteilung
der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall
20, Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Rest-
stoffen/Abfallen, Teil Il: Technische
Regeln fur die Verwertung, Tabelle II.

Dem Hinweis wird teilweise gefolgt.
Folgende Formulierung wird unter Hinweise in
Teil B des Planes sowie Kap. 4.10 von Teil |
der Begriindung aufgenommen:

,Das im Zuge der TiefbaumalRnahmen anfal-
lende Aushubmaterial ist durch ein sachkun-
diges Ingenieurblro entsprechend dem ,Min-
destuntersuchungsprogramm bei unspezifi-
schem Verdacht* der LAGA-Mitteilung 20
(Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft
Abfall 20, Anforderungen an die stoffliche
Verwertung von mineralischen Reststof-
fen/Abfallen, Teil Il: Technische Regeln fur
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1.2.-1) TR Boden (Technische Regel
Boden) Mindestuntersuchungspro-
gramm bei unspezifischem Verdacht
zu untersuchen, um eine Entschei-
dung Uber die Verwertung bzw. Be-
seitigung des Aushubbodens treffen
zu kénnen.

Anfallendes Aushubmaterial, das den
Zuordnungswert > Z 2 gemal den
Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfallen
der Bund/Lander Arbeitsgemeinschaft
Abfall (LAGA 20) tUberschreitet, ist als
gefahrlicher Abfall zur Beseitigung
einzustufen und fachgerecht zu ent-
sorgen.

die Verwertung, Tabelle Il. 1.2.-1) zu untersu-
chen, um eine Entscheidung Uber die Verwer-
tung bzw. Beseitigung des Aushubbodens
treffen zu kdnnen.

Anfallendes Aushubmaterial, das den Zuord-
nungswert Z 2 gemal LAGA-Mitteilung 20
(Teil ll, Kap. 1.2.3.3) Uberschreitet, ist als ge-
fahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustufen
und fachgerecht zu entsorgen.”

Wasserwirtschaft
Das Vorhaben liegt auRerhalb von
Wasserschutzgebieten.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Im Siden des Plangebietes verlauft
der teilweise verrohrte Graben 3/1/2.
Der verrohrte Teil des Grabens ist in
der Planzeichnung mit darzustellen.

Der verrohrte Graben wird bereits in der Plan-
zeichnung dargestellt und ist auch als solcher
beschriftet.

Das Plangebiet befindet sich derzeit
im Aul3enbereich, daher gilt nach § 38
Abs. 3 Satz 1 WHG ein beidseitiger
Gewasserrandstreifen von 5 m. Mit
der Umsetzung des Planes gilt ge-
maf § 38 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WHG
dieser Gewasserrandstreifen auch im
Innenbereich. Gewésserrandstreifen
dienen nach § 38 Abs. 1 WHG der Er-
haltung und Verbesserung der 6kolo-
gischen Funktionen oberirdischer Ge-
wasser, der Wasserspeicherung, der
Sicherung des Wasserabflusses so-
wie der Verminderung von Stoffeintré-
gen aus diffusen Quellen.

Aufgrund des Baumbestandes siidlich
des offenen Grabens ist die Unterhal-
tung des offenen Grabenabschnittes
nur von der nordlichen Seite aus
moglich. Auch im Bereich des ver-
rohrten Teils des Grabens ist ein Un-
terhaltungsstreifen von 5 m beidseits
der Rohrachse von jeglicher Bebau-
ung freizuhalten. Der Gewasserrand-
streifen bzw. Unterhaltungstreifen von
5 mist in der Planzeichnung darzu-
stellen.

Der Gewasserrandstreifen von 5 m noérdlich
des offenen Grabens und 5 m beidseits der
Rohrachse ist bereits in der Planzeichnung
als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten
des Wasser- und Bodenverbandes
"Barthe/Klste" sowie deren Rechtsnachfolger
festgesetzt.

Wassertechnische Erschlie3ung:
Schmutzwasser:

Soweit hausliches oder gewerbliches
Schmutzwasser anféllt, ist dieses

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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dem Abwasserbeseitigungspflichtigen
zu Uberlassen.

Eine Beantragung der wasserrechtlichen Er-
laubnis erfolgt durch den Landkreis Vorpom-
mern-Rigen als Vorhabentréger.

Niederschlagswasser:

Laut 4.8.2. der Begrindung ist ge-
plant, die Stellplatze in wasserdurch-
lassiger Bauweise auszufiihren. Laut
Baugrundgutachten sind die vorhan-
denen Boden fur eine Versickerung
nicht geeignet. Das Niederschlags-
wasser ist somit zum gréRten Teil ab-
zuleiten. Das anfallende Nieder-
schlagswasser ist entweder dem Ab-
wasserbeseitigungspflichtigen zu
Ubergeben oder die Moglichkeit der
Einleitung in den Graben 3/1/2 unter
Beachtung des Arbeitsblattes DWA-A
102 zu prifen.

Die Einleitung in den Graben bedarf
einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die
unter Vorlage beurteilungsfahiger Un-
terlagen bei der unteren Wasserbe-
horde des Landkreises Vorpommern-
Rugen zu beantragen ist.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Gegenwatrtig ist eine Einleitung in den Graben
3/1/2 und bei Starkregenereignissen tber No-
tuberlaufe in die nordlich gelegenen Feuchtbi-
otope vorgesehen. In der Begrindung wird im
Abschnitt 4.8.2 bereits darauf hingewiesen,
dass die fur die Einleitung notwendige Ein-
leiterlaubnis einschlie3lich des Nachweises
der Unbedenklichkeit und ggf. weitere erfor-
derliche Nachweise (z. B. hydraulische Be-
rechnungen) im nachgelagerten Zulassungs-
verfahren zu erbringen sind.

Naturschutz

Eingriffsbilanzierung:

1. Die vorgelegte Eingriffsbilanzierung
ist zu Uberarbeiten:

1.1. Maf3geblich fir die Ermittlung von
Wertstufen flr Biotoptypen ist der je-
weils hdchste Wert bei den Kriterien
.,Regenerationsfahigkeit* und ,Gefahr-
dung®. Die Bildung einer Gesamtbe-
wertung aus den beiden Kriterien ist
in Anlehnung an die HzE (2018) nicht
mdglich. Die Ableitung des ,Durch-
schnittlichen Biotopwertes” hat dem-
entsprechend auch nicht aus der Ge-
samtbewertung, sondern aus dem
hochsten Kriterienwert zu erfolgen.
Somit ergeben sich flur die kartierten
Biotoptypen BFX, BAG und PWX ho-
here Wertstufen. Fir diese Biotopty-
pen sind in Anlehnung an die HzE die
Wertstufen um jeweils 1 zu erhéhen,
wodurch sich wiederum hohere Bio-
topwerte ergeben.

1.2. Biotoptyp BBJ (7-10 und 11, 12;
jungerer Einzelbaum) wurde nicht in
der Bilanzierung bericksichtigt und ist
in die Eingriffsermittlung einzubezie-
hen (Ermittlung des Eingriffsflachen-
aquivalentes fur Biotoptypbeseiti-

gung).

Den Hinweisen wird teilweise gefolgt.

Zu 1.1: Die Wertstufen der Biotoptypen wer-
den in Anlehnung an die HzE (2018) ermittelt.
Die Werte der Kriterien ,Regenerationsfahig-
keit und ,Gefahrdung“ haben gem. HzE ei-
nen Ermessenspielraum.

Die Wertstufen der Biotoptypen BFX, BAG
und PWX sind gerechtfertigt, da es sich um
relativ junge, leicht regenerierbare Bestande
handelt. Die Wertstufen werden daher nicht
angepasst.

Da eine mittelbare Beeintrachtigung aufgrund
der Vorpragung am Standort (vorhandene
Storung Lindenallee) nicht zusatzlich bilan-
Ziert wird, bliebe eine Anpassung der Wert-
stufen fur die Biotoptypen BFX, BAG und
PWX, die vollstandig au3erhalb des Gel-
tungsbereiches liegen, auRerdem wirkungs-
frei.

Zu 1.2: Die Beriicksichtigung der im Gel-
tungsbereich durch Fallung betroffenen Bio-
toptypen BBJ 10-12 (10 jungere Einzel-
baume) wird in die Eingriffsermittlung einbe-
zogen. Es ergibt sich daraus ein Ausgleich-
serfordernis von 10 Baumen, die im Geltungs-
bereich gepflanzt werden (sh. Festsetzung
3.1 und 3.2). Die Ausgleichsbilanzierung wird
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1.3. Es sind die mittelbaren Wirkun-
gen auf die Biotope stdlich der Lin-
denstralRe und westlich des Wende-
hammers zu berilicksichtigen und zu
berechnen. Dadurch erhéht sich der
EFA-Wert. Durch die VergroRerung
der Anzahl der Schiler im Gesamtbe-
reich des neuen Berufsschulcampus
wird es auch zu Auswirkungen auf
diese Biotope kommen (mehr PKW-
Verkehr, mehr Personen, die die Um-
gebung zu Freizeitzwecken nutzen,
vor allem im Bereich des Grinhufer
Teichs. Die in der Begrindung ge-
nannte Barrierewirkung wird nicht an-
erkannt.

ebenfalls angepasst. (geplante Baumpflan-
zung wird von 20 Baumen auf 10 Baume re-
duziert).

Zu 1.3: Der Standort ist bereits durch die
Siedlungsnéahe, durch die schon vorhandene
Freizeitnutzung im Wohngebietspark als auch
durch die Lindenstral3e mit Wendehammer
anthropogen vorbelastet. Eine zusatzliche
mittelbare Wirkung durch die erhéhte Nutzung
des Campus insgesamt entspricht nicht der
erwartbaren Nutzung des hier zu betrachten-
den Geltungsbereiches. Die Errichtung der
Sporthalle mit angrenzender Stellplatzanlage
I6st fur sich betrachtet keine Uber das bereits
bestehende MalR} der Beeintrachtigung von
sudlich und westlich der Lindenallee gelege-
nen Biotopen aus.

Ausgleichsbilanzierung:

2. Die Ausgleichsbilanzierung ist zu
Uberarbeiten und anzupassen:

2.1. Die in der Eingriffsbilanzierung
genannten Neuberechnungen sind zu
integrieren und in die Bilanzierung mit
aufzunehmen.

2.2. In den textlichen Festsetzungen
der Planzeichnung sind unter 4.2.und
4.3. zusatzlich die konkreten Flachen
zu benennen, auf denen die genann-
ten MaRnahmen durchgefihrt wur-
den, deren Kompensationsuber-
schisse genutzt werden.

2.3. Es ist der UNB eine Auflistung
und Darstellung der externen Kom-
pensationsmalinahmen zu tbermit-
teln, denen zu entnehmen ist, wo die
MaRnahmen fir die B-Plane 65 und
3.7 umgesetzt werden, wie viele
EFAs auf den Flachen insgesamt zur
Verfligung stehen und wie viele nach
Abgeltung des fiur die B-Plane 65 und
3.7 bengtigten Bedarfs noch zur Ver-
fligung stehen und ob weitere Mal3-
nahmen Uber diese Uberschiisse ge-
gengerechnet werden.

Den Hinweisen wird teilweise gefolgt.
Zu 2.1: Die Eingriffsbilanzierung wurde nicht
angepasst, sh. Ausfihrungen zu Nr. 1.

Zu 2.2: Die Flurstlicksbezeichnungen werden
in der Begriindung erganzt. Zusatzlich erfolgt
auf dem Plan ein Hinweis auf die externe
MalRRnahme.

Zu 2.3: Es ist vorgesehen, die noch vorhan-
denen Kompensationstiberschiisse aus B-
Planverfahren zukinftigen Vorhaben zuzuord-
nen. Daher soll nach Ricksprache mit der
Unteren Naturschutzbehérde eine zusam-
mengefasste Buchungsibersicht der geleiste-
ten, noch zur Verfligung stehenden Kompen-
sationsuberschiusse der Hansestadt Stralsund
an die Unteren Naturschutzbehorde Gbermit-
telt werden. Dies erfolgt au3erhalb des Plan-
verfahrens zum B-Plan 73.

Stellungnahme Artenschutz:

Die hiermit nun vorgelegte Stellung-
nahme bertcksichtigt lediglich den
derzeit aktuellen Planungsstand ge-
mafl AFB vom 10.02.2022. Spatere
Anderungen in der Planzeichnung
(Stand 11.02.2022) sind moglicher-
weise nicht im AFB beriicksichtigt
worden. Sowohl die Stellungnahme
als auch die mogliche Genehmigung
verliert in Bezug auf den Artenschutz

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen,
kann aber nicht nachvollzogen werden. Der
ABF (Datum 13.01.2022) bezieht sich auf den
zu diesem Zeitpunkt vorliegenden B-Plan
(Entwurf, Stand Januar 2022).
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ihre Gultigkeit bei relevanten Pla-
nungsanderungen.

Es wird ferner darauf hingewiesen,
dass bei der Betroffenheit von ge-
schitzten Biotopen gemafl HZE 2018
grundsatzlich eine ausfuhrliche Bio-
topkartierung (differenzierte floristi-
sche und faunistische Kartierung, vgl.
HZE 2018, S. 5) durchzufuhren ist.
Dieses ist augenscheinlich in Bezug
auf einige Artengruppen unterblieben.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, ist
aber nicht relevant.

Die ausfuhrliche Biotopkartierung ergibt sich
nicht aus dem Artenschutzrecht - hier gilt die
Legalausnahme gem. § 44 (5) BNatSchG -
sondern aus der HZE 2018. In diesem Zu-
sammenhang ist darauf hinzuweisen, dass
die HZE 2018 fur die Anwendung durch die
Bauleitplanung empfohlen wird (s. HZE 2018,
S. 4), nicht aber zwingend vorgeschrieben ist.
Es besteht somit keine Verpflichtung, im Rah-
men der Bauleitplanung eine differenzierte
faunistische Kartierung der geschutzten Bio-
tope vorzunehmen, zumal die geschutzten Bi-
otope durch die Planung nicht unmittelbar be-
troffen sind. Vielmehr wurde im Laufe des
Verfahrens eine Anpassung der Planung da-
hingehend vorgenommen, Eingriffe in die im
Zuge der Biotopkartierung festgestellten ge-
schitzten Biotope zu vermeiden.

In diesem und im weiteren Zusam-
menhang ist zu beachten, dass der
besondere Artenschutz durch das
Aufstellungsverfahren zum B-Plan le-
diglich ,prognostisch® betrachtet, kei-
nesfalls aber abschlieRend bearbeitet
wird. Der besondere Artenschutz
muss daher fachlich qualifiziert recht-
zeitig vor Beginn der spateren Umset-
zung (einschlieBlich der Baufeldbe-
raumung, ErschlieBung, Bau von Er-
schlieBungsstral3en, etc.) unter Ein-
beziehung der UNB abgearbeitet wer-
den. Aus diesem Grund wird folgen-
der Hinweis aus Sicht der UNB fir
sehr wichtig erachtet und sollte mit in
die Planzeichnung Gbernommen wer-
den:

,Fur die Baufeldberaumung, die Er-
schlieBung und die weitere Umset-
zung des Bebauungsplanes sind
mdoglicherweise Festlegungen und
Genehmigungen der unteren Natur-
schutzbehdrde Vorpommern-Rigen
nach § 44 (1) in Verbindung mit § 44
(5) sowie § 45 (7) Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) erforder-
lich, da durch die Arbeiten arten-
schutzrechtliche Belange betroffen
sein kénnen. Mdglicherweise sind

z. B. vor Beginn der Arbeiten funkti-
onsfahige Ersatzhabitate zu schaffen

Dem Hinweis wird teilweise gefolgt.

Der Artenschutz kann prinzipiell nur prognos-
tisch betrachtet werden, da es sich um eine
vorbereitende Planung handelt und nicht um
ein konkretes Vorhaben, dessen Auswirkun-
gen untersucht werden kénnen. Artenschutz-
rechtliche Zugriffsverbote finden nicht bereits
auf der Ebene der Bauleitplanung, sondern
erst auf der Ebene der Vorhabenzulassung
bzw. Umsetzung der Baumafnahmen ihre
unmittelbare Anwendung. Zur Gewahrleistung
der Vollzugsfahigkeit muss auf der Ebene des
B-Plans aber abgeschatzt werden, ob sich die
Verbote des Artenschutzrechts beim Vollzug
des Bebauungsplans als uniiberwindliche
Hindernisse erweisen kénnen. Daher muss
auf Ebene des B-Plans ermittelt werden, in-
wieweit die Belange des Artenschutzes durch
die beabsichtigten Planungen voraussichtlich
betroffen werden bzw. ob mit artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestdnden zu rechnen
ist. Diesen Anforderungen wurde mit den ar-
tenschutzrechtlichen Untersuchungen zum B-
Plan Geniige getan.

In der artenschutzrechtlichen Prifung im Rah-
men des B-Plan-Verfahrens wurde auf der
Grundlage der durchgefihrten Kartierungen
und der auf B-Plan-Ebene ermittelbaren Wirk-
faktoren kein Genehmigungserfordernis fest-
gestellt, da — unter Beachtung der abgeleiteten
Vermeidungsmafinahmen (Bauzeitenregelung
fur Brutvogel) - keine artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestdnde ermittelt wurden. Sofern
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oder bestimmte Bauzeiten einzuhal-
ten. Entsprechend friihzeitig sind not-
wendigen Abstimmungen mit und Ge-
nehmigungen bei der unteren Natur-
schutzbehérde Vorpommern-Rigen
durchzufiihren bzw. zu beantragen.
Hierzu ist ein hochstens 5 Jahre altes
artenschutzrechtliches Fachgutachten
von qualifizierten Fachkréaften vorzule-
gen."

Da im vorliegenden Fall mit einer zeit-
nahen Umsetzung des B-Plans ge-
rechnet werden kann, sollte die Ge-
meinde die Vorhabentragerin darauf
hinweisen, sinnvollerweise bereits
jetzt parallel zum Verfahren der Auf-
stellung des B-Plans auch eine natur-
schutzrechtliche Genehmigung bei
der UNB zu beantragen bzw. die kon-
krete Umsetzung abzustimmen, da
ansonsten ein weiterer Zeitverzug zu
beflrchten ist.

Es wird in diesem Zusammenhang
auch vorsorglich darauf hingewiesen,
dass bei einer mangelhaften Abwa-
gung der artenschutzrechtlichen Be-
lange im Rahmen deslaufenden Ver-
fahrens, der B-Plan bzw. die Satzung
maoglicherweise nicht vollzugsfahig ist
(keine Planrechtfertigung nach 8§ 1 (3)
BauGB) - in letzter Konsequenz
kénnte dieses zu einem Baustopp
fuhren. Aus diesem Grund hat eine
Abstimmung mit der UNB im Hinblick
auf die artenschutzrechtlichen Be-
lange und die Berticksichtigung der
Hinweise der UNB eine besondere
Bedeutung im laufenden Verfahren.

bei der Umsetzung dennoch artenschutzrecht-
liche Konflikte auftreten sollten, die zum Zeit-
punkt der B-Plan-Aufstellung nicht bekannt
waren, ergibt sich das erforderliche Handeln
unmittelbar aus dem Artenschutzrecht. Es wird
davon ausgegangen, dass sich der Landkreis
als Vorhabentrager im Bedarfsfall mit der Un-
teren Naturschutzbehdrde des Landkreises
abstimmt.

Zur Klarstellung, dass die Regelungen des

Artenschutzes bei der Umsetzung des B-

Plans unmittelbar zu beachten sind, werden

die Hinweise zum Artenschutz in Teil B der

Planzeichnung und in Kap. 4.10 folgenderma-

3en umformuliert:

»2. Artenschutz

Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden

artenschutzrechtlichen Regelungen des Bun-

desnaturschutzgesetzes (BNatSchG), insbe-
sondere auf die Vorschriften fur besonders
geschitzte und bestimmte andere Tier- und

Pflanzenarten nach § 44 ff wird hingewiesen.

Bei der Umsetzung des B-Plans sind insbe-

sondere folgende MalRgaben zu beachten:

— Zur Vermeidung einer Verletzung, Tétung
oder Stérung von Fledermausen ist eine
fachlich versierte 6kologische Baubeglei-
tung (OBB) zu beauftragen, welche die
Entnahme der Gehdlze betreut und diese
im Vorfeld auf Besatz kontrolliert. Bei Fun-
den von Flederm&usen in den betroffenen
Geholzen sind die Fallarbeiten unverzig-
lich einzustellen und es ist eine Abstim-
mung mit der Unteren Naturschutzbe-
horde (UNB) des Landkreises lber das
weitere Vorgehen herbeizufiihren.

— Zur Vermeidung der Verletzung, Tétung
und Stérung von Brutvdogeln muss die
Baufeldfreimachung inklusive Baumfallun-
gen zwischen 30. November und 1. Feb-
ruar begonnen und ohne gro3ere Pausen
durchgefiihrt werden.

— Fur den Verlust von drei Baumen mit
Quartierpotenzialen fur Fledermé&use und
Hohlenbrutern erfolgt die Schaffung von
drei Ersatzquartieren (Fledermauskasten)
sowie von drei Nistkasten fur Hohlenbriter
aus Holzbeton in Abstimmung mit der
OBB nach den im Artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag benannten Kriterien im an-
grenzenden Gehdlzbestand auf3erhalb
des Eingriffsbereichs. Die Mal3hahmen
missen drei Monate vor der Entnahme
der Gehdlze abgeschlossen und funkti-
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onsfahig sein (CEF-MalRnahmen). Die Er-
satzquartiere sind dauerhaft (25 Jahre) zu
erhalten.

— Zur Vermeidung der erheblichen Stérung
der lokalen Population von Fledermausen
ist die AuRenbeleuchtung im Plangebiet
nach den im Artenschutzrechtlichen Fach-
beitrag benannten Kriterien auf ein not-
wendiges Mal} zu beschranken.*

Die Malinahme V 1 ist nicht geeignet,
das Eintreten von Verbotstatbestan-
den sicher ausschliel3en zu kénnen:
Finden die Kontrollen unmittelbar vor
der Fallung statt (so wird es in der
Malnahme beschrieben), so entsteht
ein hoher Zeitdruck, da die Baufeld-
freimachung bzw. Baufeldberdumung
bereits lauft oder unmittelbar bevor-
steht. Um jedoch bei Funden noch
CEF Mafinahmen umsetzen zu kon-
nen (vgl. CEF 1), ist ein langerer Vor-
lauf nétig. Hier muss ein konkreter
Zeitplan angegeben werden: Bis
wann und wo mussen die Késten auf-
gehéangt werden. Die Zeitangabe bzw.
der Verweis auf die Funktionsfahigkeit
ist hier (CEF 1) nicht ausreichend.

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Die Malinahme V1 sieht die Einbeziehung der
UNB vor, wie aus der MaRnahmenformulie-
rung deutlich hervorgeht: ,Bei Funden von
Flederm&usen in den betroffenen Geholzen
sind die Fallarbeiten unverzlglich einzustellen
und es ist eine Abstimmung mit der Unteren
Naturschutzbehérde (UNB) des Landkreises
Uber das weitere Vorgehen herbeizufiihren.*
Die in der Stellungnahme formulierte Forde-
rung nach einem Zeitplan ist im Ubrigen gar
nicht umsetzbar, da ein Handeln nur erforder-
lich wird, wenn zum Fallzeitpunkt Fleder-
mause vorgefunden werden. Auch sind erst in
diesem Falle konkrete Angaben in Abhangig-
keit von dem vorgefundenen Nachweis mdg-
lich.

Soweit es erforderlich wird, stimmt sich der
Landkreis als Vorhabentrager somit innerhalb
der eigenen Verwaltung mit der Unteren Na-
turschutzbehdrde ab und klart die erforderli-
chen Details.

Es handelt sich zudem um eine héchstvor-
sorgliche Vermeidungsmaf3nahme, denn im
Rahmen der Fledermauskartierung konnten
Vorkommen von Fledermausen nicht nachge-
wiesen werden. Es wurden im Eingriffsbe-
reich lediglich drei Baume mit geringwertigen
Quartierstrukturen festgestellt. Diese sind
durch die CEF-Mal3inahme bericksichtigt.

Die Malinahme CEF 1 muss weiter
konkretisiert werden: Wo genau und
mit wieviel Vorlauf miissen die Kasten
angebracht werden? Darilber hinaus
ist bislang der Ausschluss von stark
lichtbeeinflussten Bereichen nicht in
der Malinahme aufgefiihrt.

Dem Hinweis wird teilweise gefolgt.

Die Malinahme CEF 1 wird im AFB detailliert
beschrieben. Zur Klarstellung wird in Teil B
der Planzeichnung und in Kap. 4.10 folgender
Wortlaut erganzt: ,in Abstimmung mit der
OBB nach den im Artenschutzrechtlichen
Fachbeitrag benannten Kriterien.*

Weiterhin wird die zeitliche Angabe folgender-
malden spezifiziert (Erganzung des unterstri-
chenen Wortlautes):

,Die MalRnahmen missen drei Monate vor
der Entnahme der Gehdlze abgeschlossen
und funktionsfahig sein (CEF-Malinahmen)“.

Die Quartiere sind dauerhaft zu erhal-
ten: Hierbei wird richterlich von einer

Der Hinweis wird bertcksichtigt.
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Zeitspanne von 25 Jahren ausgegan-
gen.

Bei der Malinahmenbeschreibung wird in Teil
B der Planzeichnung und in Kap. 4.10 folgen-
der Satz erganzt: ,Die Ersatzquartiere sind
dauerhaft (25 Jahre) zu erhalten.”

Die MalRnahme V2 wird ausdrticklich
begruf3t.

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genom-
men.

Hinsichtlich des Feldschwirls ist der
Lebensraumverlust im Sinne der In-
tensivierung der Landnutzung sicher-
lich einer der Hauptfaktoren fiir den
Ruckgang der Art. Dieser extreme
Ruckgang der Art muss auch arten-
schutzrechtlich bertcksichtigt werden:
Die UNB geht daher davon aus, dass
Lebensraumverluste (Brut- bzw. Nah-
rungsrevier) ausgeglichen werden
mussen. Hier weicht die Sicht der
UNB begriindet von der Darstellung
der Artenschutztabelle Vdgel des
LUNG ab, so dass eine Uberarbei-
tung der Unterlage einschlief3lich der
Neuaufnahme einer Mal3nahme zur
Lebensraumoptimierung aus Sicht der
UNB notwendig ist.

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Mit der Planung ist kein Lebensraumverlust
des Feldschwirls verbunden. Der Feldschwirl
wurde im aufRerhalb des Geltungsbereichs lie-
genden Schilflandréhricht nachgewiesen, wel-
cher dem Biotopschutz unterliegt und be-
wusst von der Planung ausgenommen wurde.
Fortpflanzungs- und Ruhestatten des Feld-
schwirls sind somit von dem Vorhaben nicht
direkt betroffen. Auch eine stérungsbedingte
Entwertung der Fortpflanzungs- und Ruhe-
statte kann unter Berucksichtigung der Bau-
zeitenregelung sowohl bau-, anlage- als auch
betriebsbedingt ausgeschlossen werden.
Durch die Offentliche Grinflache mit der
Zweckbestimmung Parkanlage (entsprechend
der aktuellen Nutzung) zwischen der geplan-
ten Bebauung und dem Lebensraum des
Feldschwirls wird zudem ein Puffer geschaf-
fen.

Hinsichtlich der nachgewiesenen Am-
phibien- und Reptilienarten wird da-
von ausgegangen, dass geeignete
Vermeidungsmafnahmen auf Ebene
der Eingriffsregelung durchgefuhrt
werden. Schlie3lich missen fur die
.Inanspruchnahme* der Eingriffsprivi-
legierung nach 8§ 44 (5) BNatSchG
alle vermeidbaren Beeintrachtigungen
auf Ebene der Eingriffsregelung auch
vermieden werden. Zwar gelangen
nur wenige Nachweise von Teich-
molch und Griinfréschen, allerdings
sind hier seit Jahren gangige Vermei-
dungsmafinahmen bekannt und fach-
lich im Rahmen des besonderen Ar-
tenschutzes Standard. Es kann nicht
erkannt werden, warum der Begriff
Lunvermeidbar® und dessen richterli-
che Auslegung im Bereich des beson-
deren Artenschutzes nicht auch be-
reits auf Ebene der Eingriffsregelung
Anwendung finden sollte. Es sind
demnach gangige Malinahmen wie

z. B. das rechtzeitige Aufstellen von
Amphibienleiteinrichtungen und/oder
Absammeln von Tieren, Ausstiegshil-
fen bzw. FallschutzmalBhahmen zum

Dem Hinweis wird nicht gefolgt.

Die Rechtsauffassung der UNB wird nicht ge-
teilt. Nach § 44 Abs. 5 gilt die Privilegierung
beim Artenschutz zum einen fir unvermeid-
bare Eingriffe gem. § 15 Abs. 1, was im vor-
liegenden Fall aber nicht zur Anwendung
kommt. Zum andern gilt die Privilegierung fir
Lvorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1%,
also fur Bebauungsplane. Fir diese sind die
§8 14-17 BNatSchG gemaR § 18 Abs. 2
BNatSchG nicht anzuwenden. Gemal § 18
Abs. 1 ist bei der Aufstellung, Anderung, Er-
ganzung oder Aufhebung von Bauleitplanen
Uber die Vermeidung, den Ausgleich und den
Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetz-
buches zu entscheiden.

Unabhangig davon lassen die Kartierergeb-
nisse zu den Amphibien und Reptilien keine
Notwendigkeit spezifischer Vermeidungsmali-
nahmen erkennen.

Lebensraumverluste nicht artenschutzrecht-
lich relevanter Arten werden entsprechend
der geltenden Rechtslage im Rahmen der
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung aus-
geglichen.
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Ausschluss des Totungs- und Verlet-
zungsverbots (S. 49) im Rahmen der
Bauphase zu planen und bereits auf
Ebene des B-Plans ausreichend zu
konkretisieren und festzuschreiben.
Die Unterlage ist in diesen Punkten
zu Uberarbeiten.

Hinsichtlich der Betriebsphase sind
genaue Vorgaben zum Mahdregime
und der eingesetzten Mahtechnik
festzulegen: Keine Rotationsmah-
werke, keine Schlegelmaher,
Mulcher. Auch hier sind entsprechend
vermeidbare Beeintrachtigungen auf
Ebene der Eingriffsregelung zu ver-
meiden. Die Unterlage muss in dieser
Hinsicht Uberarbeitet werden.

Es wird eine enge Abstimmung mit
der zustandigen UNB empfohlen.

Brand- und Katastrophenschutz

Aus der Sicht des vorbeugenden

Brandschutzes bestehen keine Be-

denken zum o.g. Vorhaben.

Es sind folgende Grundsatze einzu-

halten:

= Schaffung ausreichender An-
fahrts-, Durchfahrts- bzw. Wende-
mdglichkeiten fur Fahrzeuge der
Feuerwehr und des Rettungs-
dienstes;

= Ordnungsgemafe Kennzeichnung
der Wege, Stral3en, Platze bzw.
Gebéaude (Strallennamen, Haus-
nummern usw.),

= Die Bereitstellung der erforderli-
chen Léschwasserversorgung von
mindestens 48 m3/h ist in der wei-
teren Planung zu beachten und in
der ErschlieBungsphase umzuset-
zen.

Das Ldschwasser ist gemafl dem Ar-
beitsblatt W 405, Stand: Februar
2008, des DVGW fiir den Zeitraum
von 2 Stunden, innerhalb eines Ra-
dius von 300 m bereitzustellen. Dabei
ist zu bericksichtigen, dass dieser
Radius die tatsachliche Wegstrecke
betrifft und keine Luftlinie durch Ge-
baude bzw. tber fremde Grundstlicke
darstellt.

Gemal § 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Ge-
setzes Uber den Brandschutz und die
Technischen Hilfeleitungen durch die

Die allgemeinen Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Die Ldschwasserversorgung
erfolgt geman des Vertrages zur Bereitstel-
lung von Loschwasser der regionalen Was-
ser- und Abwassergesellschaft Stralsund
mbH (REWA) und der Hansestadt Stralsund.
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Feuerwehren fur Mecklenburg- Vor-
pommern vom 31.Dezember 2015, in
der derzeit geltenden Fassung, ist die
Gemeinde verpflichtet die Léschwas-
serversorgung, als Grundschutz, in ih-
rem Gebiet sicherzustellen.

Kataster und Vermessung

Die Prifung des o.g. B-Planes bezlg-
lich der Angaben aus dem Liegen-
schaftskataster hat ergeben:
Planzeichnung Teil A

Die hier vorliegende Ausfertigung der
Planzeichnung bedarf noch einer ge-
ringen Uberarbeitung und ist dann zur
Bestatigung der Richtigkeit des katas-
termaiigen Bestandes geeignet.

Vermarkte und unvermarkte Grenz-
punkte werden nicht unterschieden.
Eine Angabe der Gemeinde, Gemar-
kung, Flur fehlt. Die Benennung des
Plangebietes fehlt. Alle dargestellten
Elemente des Liegenschaftskatasters
sollten in der Legende aufgefuhrt wer-
den.

Den Hinweisen wird teilweise gefolgt.

Die Angabe von Gemarkung und Flur, der
fehlenden Flurstiicksbezeichnung und der
Plangrundlage wird ergénzt.

Eine Differenzierung der Grenzpunkte ist
nicht erforderlich und erfolgt daher nicht.

Die Planzeichenerklarung wird um ausge-
wahlte wesentliche Elemente des Liegen-
schaftskatasters erganzt.

Die Bezeichnung des katastermafi-
gen Grunddatenbestandes hat sich
geéndert. Ich empfehle daher nachfol-
genden Verfahrensvermerk:

Der katastermiaBige Bestand im Geltungsbereich des B-Planes am ............. wird als rich-
tig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt
der Vorbehalt, dass eine Priifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegen-
schaftskarte (ALKIS-Grunddatenbestand) im MaBstab 1:1000 vorliegt. Regressanspriiche
konnen nicht abgeleitet werden.

e L s ObVl oder Landkreis Yorpommern-Riigen
FD Kataster und Vermessung

Dem Hinweis wird gefolgt, der Verfahrensver-
merk wird angepasst.

Sonstiges:

Es sind fUr Flurstiicke im Geltungsbe-
reich Liegenschaftsvermessungen zur
Ubernahme eingereicht worden. Nach
Ubernahme der Vermessungen in das
Liegenschaftskataster werden sich
Flurstiicksgrenzen und -nummern an-
dern.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Abfallwirtschaft

Der Landkreis Vorpommern-Riigen,
Eigenbetrieb Abfallwirtschaft Vorpom-
mern-Rigen nimmt zu dem o. g. Be-
bauungsplan wie folgt Stellung.

Bitte fiigen Sie den Hinweis tber die
Abfallbewirtschaftung Ver- und Ent-
sorgung (Punkt 4.8.2) zu den Pla-
nungsunterlagen hinzu:

»Im Plangebiet wird die Entsorgung
der Rest- sowie der Bioabfélle gemali

Dem Hinweis wird gefolgt, die Begriindung
wird um den Hinweis ergénzt.
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der Satzung Uber die Abfallbewirt-
schaftung im Landkreis Vorpommern-
Rugen in der jeweilig gultigen Fas-
sung durch den Landkreis Vorpom-
mern-Rilgen, Eigenbetrieb Abfallwirt-
schaft bzw. durch von ihm beauftragte
Dritte durchgefiihrt. Weiterhin erfolgt
die Abholung und Entsorgung von
Wertstoffen, wie Pappe, Papier, Glas
und Verkaufsverpackungen, durch
hierfir beauftragte private Entsorger.”

Ich bitte Sie fur die weitere Planung
bezogen auf die spatere Befahrbar-
keit der StralRe Folgendes zu be-
achten:

Muill darf nur abgeholt werden, wenn
die Zufahrt zu Mullbehélterstandplat-
zen so angelegt ist, dass ein Rick-
wartsfahren nicht erforderlich ist. Dies
gilt nicht, wenn ein kurzes Zuriicksto-
Ben fur den Ladevorgang erforderlich
ist, z. B. bei Absetzkippern.“ Zum Pa-
ragraphen 16 Nr. 1 legt die DGUV
Vorschrift 43 ,Mullbeseitigung® weiter-
hin fest: ,Bei Sackgassen muss die
Maoglichkeit bestehen, am Ende der
Stral’e zu wenden.*

Eine Wendeanlage ist aus Sicht des
gesetzlichen Unfallversicherungstra-
gers idealerweise geeignet, wenn sie
einen Mindestdurchmesser von
20,00 m zuziglich der erforderlichen
Freiraume von bis zu 2,00 m fur die
Fahrzeugiberhange aufweist und in
der Wendeplattenmitte frei befahrbar
ist. Wendeanlagen mussen mindes-
tens den Bildern 56 - 59 der unter Zif-
fer 6.1.2.2 genannten Wendeanlagen
der Richtlinie fur die Anlage von
StadtstraRen (RASt 06) entsprechen,
wobei andere Bauformen als Wende-
kreise oder -schleifen, z. B. Wende-
hammer, aus Sicht des gesetzlichen
Unfallversicherungstragers (siehe
DGUV Information 214-033) nur aus-
nahmsweise zuléssig sind, wenn auf-
grund von topographischen Gegeben-
heiten oder bereits vorhandener Bau-
substanz ein Wendekreis/ -schleife
nicht realisiert werden kann.

Fur jede Wendeanlage sind ein Aus-
fahrtradius von mindestens 10 m und

Die allgemeinen Hinweise werden zur Kennt-
nis genommen. Sie sind fur die Planung nur
begrenzt relevant, da keine neuen Verkehrs-
flachen geplant sind. Ein Befahren des Plan-
gebietes mit Mullfahrzeugen ist nicht vorgese-
hen, eventuelle Mullcontainer sind daher zur
Abholung an die Lindenallee vorzuziehen.
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eine Fahrbahnbreite von mindestens
5,50 m zu planen.

Der Wendeplattenrand zuzuglich der
erforderlichen Freiraume muss frei
sein von Hindernissen wie Schalt-
schranke der Telekommunikation,
Elektrizitatsversorgung oder Licht-
masten, Zaune und ahnlichen Ein-
schrankungen.

Bezlglich der Stral3en regelt die
DGUV Vorschrift 71 ,Fahrzeuge*
(ehemals BGV D 29) im Paragraphen
45 Abs. 1: ,Fahrzeuge dirfen nur auf
Fahrwegen oder in Bereichen betrie-
ben werden, die ein sicheres Fahren
ermoglichen.”

Das bedeutet:

1. Die Stral3e muss fur die zul&ssi-
gen Achslasten eines Abfallsam-
melfahrzeuges ausreichend trag-
fahig sein (zulassiges Gesamtge-
wicht von Abfallfahrzeugen betragt
max. 26 t). Die Stral3e muss so
angelegt sein, dass auf geneigtem
Gelande ausreichende Sicherheit
gegen Umstlrzen und Rutschen
gegeben ist.

2. Anliegerstral3en und -wege ohne

Begegnungsverkehr miissen eine
ausreichende Breite von mindes-
tens 3,55 m fir die Vorwartsfahrt
bei gerader Streckenfiihrung ha-
ben. Dieses Mal3 ergibt sich aus
der Fahrzeugbreite (2,55 m) und
einem beidseitigen Sicherheitsab-
stand von je 0,5 m. Anliegerstra-
Ben und -wege mit Begegnungs-
verkehr missen eine ausrei-
chende Breite von mindestens
4,75 m haben.

Bei kurviger Streckenfiihrung sind
die Schleppkurven fir dreiachsige
Mullfahrzeuge zu beachten. Bei
90-Grad-Kurven ist ein Platzbe-
darf im Kurvenbereich von min-
destens 5,50 m zu bericksichti-
gen. Das Mal} ergibt sich aus
Messungen an einem 10 m lan-
gen, 3-achsigen Abfallsammel-
fahrzeug.

3. Die Stral3e muss eine lichte

Durchfahrtshohe von mindestens
4,00 m gewahrleisten (Dacher,
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Straucher, Baume, StralRenlater-
nen usw. dirfen nicht in das
Lichtraumprofil ragen).

4. Die StralRe muss so gestaltet sein,

dass Schwellen und Durchfahr-
schleusen problemlos von Abfall-
sammelfahrzeugen Uberfahren
werden kénnen (ohne Aufsetzen
der Trittbretter, wobei die nied-
rigste Hohe fur Trittbretter nach
DIN EN 1501 -1 Hecklader 450
mm betragt; dabei sind auch Rah-
menkonstruktion und Fahrzeug-
Uberhang und Federweg zu be-
ricksichtigen).

Beachten Sie bitte bei der Planung,
dass die Entsorgungsfahrzeuge keine
PrivatstralRen und Betriebsgelande
befahren diirfen.

Fur den Fall, dass die 0. g. Vorgaben
nicht eingehalten werden kdénnen, re-
gelt der Paragraph 15 Absatz 5 der
Satzung uber die Abfallbewirtschaf-
tung des Landkreises Vorpommern-
Rugen:

~wWenn das Sammelfahrzeug nicht am
Grundstiick vorfahren kann, missen
die Abfallbehélter sowie sperrige Ge-
genstande nach § 16 Absatz 1 der
Abfallsatzung von den Uberlassungs-
pflichtigen an der n&chsten vom Sam-
melfahrzeug benutzbaren FahrstralRe
bereitgestellt werden. Der Eigenbe-
trieb Abfallwirtschaft des Landkreises
kann den Bereitstellungsort der Ab-
fallbehélter und Abfallsdcke bzw. des
Sperrmiills bestimmen.”

Sollten die 0.g. Vorgaben nicht erfillt
werden, kann es dazu kommen, dass
ein Bereitstellungsplatz an der nachs-
ten fur Abfallsammelfahrzeuge be-
fahrbaren Stral3e fir die jeweiligen
Abfallbehalter angeordnet werden
muss. Beachten Sie bitte bei der Pla-
nung, dass die Entsorgungsfahrzeuge
keine Privatstral3en befahren dirfen.

Landkreis Vorpommern-Riugen, FD
Gebaudemanagement/Schulen
Stellungnahme vom: 19.05.2022
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Im Hinblick auf eine nachhaltige Mobi-
litat beabsichtigen wir bei den Stell-
platzen auch Ladesaulen zu installie-
ren. Genaue Angaben zur Anzahl,
Standort, Betreibung usw. kann ich
Ihnen derzeit noch nicht mitteilen. Wir
haben dieses Thema bei einem ers-
ten Abstimmungstermin mit den
Stadtwerken angesprochen. Detail-
lierte Abstimmungen werden im Zuge
der Planfortschreibung erfolgen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen,
die Festsetzungen des Bebauungsplanes ste-
hen der Errichtung von Ladesé&ulen nicht ent-
gegen.

Enwender A

Stellungnahme vom: 24.02.2022
zum Bebauungsplan Bebauungsplan
Nr. 73 "Parkplatz Berufsschulcampus
in Griinhufe" habe ich folgende An-
merkungen:

Die Anmerkungen werden nachfolgend abge-
wogen.

Radabstellanlagen:

Es sollten ausreichende Radabstell-
anlagen eingerichtet werden, die ein
sicheres, bequemes und wetterge-
schutztes Abstellen von Fahrradern
ermdglichen. Die Anlage sollten so
eingerichtet werden, dass das Stell-
platzangebot fur Fahrrader ggf. erwei-
tert werden kann. Die Lage sollte
dicht an der Berufsschule sein, dass
nur kurze FuB3wege fiur Radfahrer*in-
nen notwendig sind. Dadurch wird
auch gezeigt, dass der Radverkehr
als klimafreundlicher Verkehr wichtig
ist.

Hinweise dazu liefert die AGFK MV,
deren Griindungsmitglied die Stadt
Stralsund ist, oder der ADFC:
https://www.adfc.de/artikel/adfc-emp-
fohlene-abstellanlagen-gepruefte-mo-
delle

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Planung von Radabstellanlagen ist nicht
Gegenstand des Bebauungsplanes. Der
Landkreis Vorpommern-Rigen als Bauherr
wurde Uber die Anregung informiert, die Fest-
setzungen des Bebauungsplanes stehen der
Errichtung von Radabstellanlagen nicht ent-
gegen.

Erweiterter Nutzer*innenkreis:

Der Parkplatz sollte auBerhalb der
Schulzeiten (abends, am Wochen-
ende, in den Ferien) den Bewoh-
ner*innen des Quartiers zur Verfi-
gung stehen. Dadurch lasst sich
eventueller Parkdruck kompensieren.
Auch die Ahndung von Parkvergehen
im Gebiet kann verbessert werde, da
auf Ausweichparkplatze verwiesen
werden kann.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Die Erweiterung des Nutzungskreises ist nicht
Gegenstand des Bebauungsplanes. Der
Landkreis Vorpommern-Rigen als Bauherr
wurde Uber die Anregung informiert, die Fest-
setzungen des Bebauungsplanes stehen der
Erweiterung des Nutzungskreises nicht entge-
gen.
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Hansestadt
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Titel: Bebauungsplan Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und
ehemaliges Heizwerk" - Auslegungsbeschluss

Federfuhrung: 60.4 Abt. Planung- und Denkmalpflege Datum: 09.09.2022

Bearbeiter: Raith, Frank-Bertolt, Dr.
Gessert, Kirstin
Wunderlich, Antje

Beratungsfolge Termin

OB-Beratung

Sachverhalt:

Mit dem Beschluss der Birgerschaft vom 20.05.2021 (Beschluss-Nr. 2021-VI1I-04-0523)
wurde das Planverfahren fir den Bebauungsplan Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges
Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk" eingeleitet. Die friihzeitige Beteiligung fand vom 10.
bis 24.01.2022 statt.

Das ca. 7,35 ha gro3e Plangebiet befindet sich im Stadtteil Knieper West. Es handelt sich
hierbei um eine zentrale Flache innerhalb des Stadtteils, welche baulich vorgepragt ist durch
die im Rahmen des Stadtumbaus abgerissenen Gebaude des ehemaligen Plattenwerkes
und des ehemaligen Heizwerkes.

Um die gegenwartige Sanierung des Radweges am Heinrich-Heine-Ring vollstandig mit
erfassen und im Planverfahren auf deren Baumkompensation verweisen zu kdnnen, wurde
das Plangebiet gegeniiber dem Aufstellungsbeschluss erweitert. Ebenso gab es kleinere
Korrekturen der Gebietsabgrenzung im Westen, um den bestehenden offentlichen FuRweg
entlang der Hans-Fallada-Stralle aus dem Plangebiet auszugrenzen, und im Norden, um
vorhandenen Gehdlzbestand mit aufzunehmen.

Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 22 der Hansestadt Stralsund ,Urbanes Gebiet
ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk®, gelegen im Stadtgebiet Knieper, im
Stadtteil Knieper West, liegt in der Fassung vom September 2022, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen (Teil B) und den o6rtlichen
Bauvorschriften, sowie die Begriindung und der Umweltbericht nun vor.

Losungsvorschlag:

Der B-Plan dient der funktionalen Aufwertung von Knieper West und ist eine Ma3hahme der
Innenentwicklung, mit der eine bereits friher bebaute Fliche wiedergenutzt und eine
innerhalb des Siedlungsraums liegende Licke geschlossen wird. Damit wird der erstmaligen
Inanspruchnahme zusétzlicher Flachen fur eine bauliche Entwicklung entgegengewirkt.

Mit der vorliegenden Planung wird ein robustes Gerlst flr eine stadtteilvertragliche und
stadtteilstarkende bauliche Nutzung gelegt. Die zusatzlichen Infrastrukturangebote
(Gemeindezentrum, Kita, Schulcampus) werden sich positiv auch auf das Umfeld auswirken



(Erhalt und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile) und unterstiitzen auch die Erhaltung
sozial stabiler Bevolkerungsstrukturen.

Die hochbauliche Konkretisierung erfolgt im Rahmen der Objektplanung. Angesichts des
stadtischen Grundstiickseigentums kdnnen auch weitergehende Ziele (z.B. architektonische
Gestaltungsqualitét, energetische Standards, soziale Ausrichtung u.a.) bei der
Grundsticksvergabe berlcksichtigt werden.

Die beabsichtigten Nutzungen (Wohnen, soziale Einrichtungen, gewerbliche Nutzungen)
erganzen die in der Umgebung vorhandenen Nutzungen, so dass im Gebiet keine
Nutzungskonflikte entstehen werden. Die vorgesehene Nutzung entspricht der
Umgebungsnutzung, mdgliche durch die zusatzliche Nutzung verursachte Gerdusche sind
daher von der Nachbarschaft als baugebietstypisch hinzunehmen.

Das Plangebiet ist durch den sidlich angrenzenden Heinrich-Heine Ring randlich stark durch
Verkehrslarm belastet. Daher werden Festsetzungen zum passiven Schallschutz getroffen.
Die nordliche, in der Nahe des Heizwerkes und des Friedhofs liegende Waldflache wird fast
vollstéandig erhalten und dauerhaft in die Siedlungsstruktur integriert. Der kleine Bereich, der
formal umgewandelt werden soll, enthadlt drei sehr schone Schwarzkiefern, die als
Einzelbdume zum Erhalt festgesetzt werden. Damit wird das Ziel des Walderhalts
(6kologische, klimatische Wohlfahrtwirkung des Waldes) mit dem Anspruch eines sparsamen
und schonenden Umgangs mit Grund und Boden (Primat der Innenentwicklung durch
Wiedernutzbarmachung von Flachen und Nachverdichtung) vereint.

Die Planung hat sich gegenidber dem Vorentwurf leicht gedndert. So ist auf die neue
Waldfeststellung des Forstamtes Schuenhagen eingegangen und der Wald am nérdlichen
Rand des Plangebietes in Richtung Heizwerk weitestgehend erhalten. Dadurch haben sich
die Baufenster und auch die GréRen des Urbanen Gebietes, des Allgemeinen Wohngebietes
und der Grunflache leicht geandert.

Um die geplante stadtebauliche Entwicklung mit Ansiedlung von Gemeindezentrum,
Schulcampus, Wohnen, Dienstleistungen und Gewerbe zu ermdglichen, soll der
Bebauungsplan nun ausgelegt werden.

Alternativen:

Die Flache ist eine innerstadtische Brachflache. Ohne Bebauungsplanverfahren ist eine
Entwicklung in der angestrebten Form nicht méglich.

Der nachste Schritt im Verfahren ist die Auslegung mit Beteiligung der Trager o6ffentlicher
Belange. Ohne diesen Schritt kann der Bebauungsplan nicht weitergefiihrt werden.

Beschlussvorschlag:
Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund beschlief3t:

1. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 22 der Hansestadt Stralsund ,Urbanes
Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk® wird nach Siden bis ca. zur
StralRenmitte des Heinrich-Heine-Rings und im Norden um kleinere Grinflachen in den
Randbereichen erweitert und im Westen bis zum vorhandenen o&ffentlichen Ful3weg
verkleinert. Damit umfasst er jetzt in der Gemarkung Stralsund Flur 61 die Flurstiicke 6, 7/1,
10/1, 10/2, 11/4, 11/5, 11/6, 11/7, 11/8, 11/9, 11/10, 11/11, 11/12 und 12/6 ganz, sowie 5,
11/13, 12/1, 12/2, 12/4, 12/5, 12/7, 13 und 16/3 anteilig.

2. Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 22 der Hansestadt Stralsund ,Urbanes Gebiet
ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk®, gelegen im Stadtgebiet Knieper, im
Stadtteil Knieper West, in der vorliegenden Fassung vom September 2022, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen (Teil B) und den oértlichen
Bauvorschriften, sowie die Begrindung und der Umweltbericht werden gebilligt und zur
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Offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.

Finanzierung:
Der Bebauungsplan wird durch die Abt. Planung und Denkmalpflege erarbeitet, wobei auch
eine Finanzierung der Kosten fir Gutachten aus Stadtebaufdrdermitteln erfolgt.

Termine/ Zustandigkeiten:
Offentliche Bekanntmachung: ca. 4 Wochen nach dem Burgerschaftsbeschluss
Zustandig: Amt fir Planung und Bau, Abt. Planung und Denkmalpflege

Anlage 1_B 22 Entwurf Plan und Text
Anlage 2_B 22 Entwurf Begriindung

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow
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TOP O 3.2

BEBAUUNGSPLAN MIT ORTLICHEN BAUVORSCHRIFTEN NR. 22
DER HANSESTADT STRALSUND "URBANES GEBIET EHEMALIGES PLATTENWERK
UND EHEMALIGES HEIZWERK"

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. | S. 1353, 1358), sowie nach § 86 der Landesbauordnung
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. M-V 2015, S. 344), geandert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 1033), wird nach Beschlussfassung durch die Burgerschaft vom
folgende Satzung Uber den Bebauungsplan mit ortlichen Bauvorschriften Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk der Hansestadt Stralsund, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) sowie die
Satzung uber die ortlichen Bauvorschriften erlassen.
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Planzeichenerklarung

Es gilt die Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), geandert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802)

ART DER BAULICHEN NUTZUNG

(§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

@ Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVvO)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Urbane Gebiete
(§ 6a BauNVvO)

O 4 Grundflachenzahl als Hochstmal
J

Anzahl der Vollgeschosse als Hochstmal}

@ Geschossflachenzahl als Hochstmal}

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

FLACHEN FUR GEMEINBEDARF, SPORT- UND SPIELANLAGEN
(§ 9 Abs.1 Nr.5 und Abs.6 BauGB)

Zweckbestimmung:

n Sozialen Zwecken dienende Gebzude und Einrichtungen

Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende
Gebaude und Einrichtungen

VERKEHRSFLACHEN
(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

StraRenverkehrsflachen

StralRenbegrenzungslinie

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung

Fullgéngerbereich

Verkehrsberuhigter Bereich

*—0—0 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
a a a Bereich ohne Ein- und Ausfahrt
GRUNFLACHEN

(§ 9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6 BauGB)

Offentliche Griinflachen

m Spielplatz
Verkehrsbegleitgrin
H Parkanlage

FLACHEN FUR DIE LANDWIRTSCHAFT UND WALD
(§ 9 Abs.1 Nr.18 und Abs.6 BauGB)

Flachen fur Wald

UMGRENZUNG VON FLACHEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR
PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs.6 BauGB)

A{L 1 1T T
..
4{
L.

T T T

f g Neuanlage von Wald
I

SONSTIGE PLANZEICHEN

umzuwandelnder Wald

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLACHEN FUR MASSNAHMEN
ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6 BauGB)

‘ Erhaltung: Badume

HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN
(§ 9 Abs.1 Nr.13 und Abs.6 BauGB)

unterirdische Leitung

SONSTIGE PLANZEICHEN

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (GFL) und
| GFL1 | mit Geh- und Fahrrechten (GFR) zu belastende Flachen
_________ (§ 9 Abs.1 Nr.21 und Abs.6 BauGB)

) Umgrenzung der Flachen fur Nutzungsbeschrankungen oder flr
4 4 Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche Umwelteinwirkungen im
> 4 Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. s. Textl. Festsetzung 7.4

(§ 9 Abs.1 Nr.24 und Abs.4 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Flursticksgrenze und -nummer

Gebaude und Hausnummer

69 dB(A) makgebliche Autenlarmpegel

30 m Waldabstand gem.
§20 LWaldG MV

Mafistab 1:1.000

1.

1.1
a)

2.

21

3.

3.1

Textliche Festsetzungen Teil B

Art der baulichen Nutzung

Urbane Gebieten gem. § 6a BauNVO (MU1, MU2 und MU3)
Allgemein zulassig sind :
Wohngebaude,
Geschafts- und Blrogebaude,
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes
sonstige Gewerbebetriebe mit Ausnahme der unter b) genannten,
Anlagen fir Verwaltungen sowie fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

nicht zulassig sind:
Ferienwohnungen/ Ferienhduser,
Betriebe und Nutzungen, die der gewerblichen sexuellen Betatigung oder Schaustellung dienen,
die in § 6a Abs. 3 der BauNVO geregelten Nutzungen.

Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO (WA 1)
Allgemein zulassig sind:
Wohngebaude,
die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank und Speisewirtschaften sowie nicht stérende
Handwerksbetriebe
Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

Ausnahmsweise zulassig sind:
Betriebe des Beherbergungsgewerbes sowie sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe mit Ausnahme der
unter ¢) genannten,
Anlagen fur Verwaltungen

Nicht zulassig sind:
Ferienwohnungen/ Ferienhauser,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen
Bauweise
Fir die urbanen Gebiete MU1, MU2 und MU3 wird die abweichende Bauweise festgesetzt: Die Gebaude
sind mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten. Die langste Seite des Gebaudes darf mehr als 50 m
betragen.

Mit Geh- (G), Fahr- (F) und Leitungsrechten (L) zu belastende Flachen

Die Flachen des GFLR 1 und 2 sind mit Geh- Fahrrechten zugunsten der Versorgungstrager zu belasten.

3.2 Die Flache des GFR 3 ist mit Geh- und Fahrrecht zugunsten anliegender Nutzer der angrenzenden Flachen

4,

4.1

5.1

des Urbanen Gebietes MU1 und der Gemeinbedarfsflache zu belasten.

Zuordnungsfestsetzung der 6kologischen Ausgleichsflachen bzw. -maRnahmen
(§ 135a Abs. 1 BauGB; § 9 Abs.1a BauGB i.V. mit § 1a Abs. 3 BauGB)

Dem Bebauungsplan Nr. 22 werden die externe Ausgleichsflache E3, die internen Ausgleichsflachen
Anlage von Wald (M1) und die 6ffentliche Grunflache (G1) mit der Zweckbestimmung Spielplatz sowie

die Anlage von Baumreihen zugeordnet.

Der externe Ausgleich auRerhalb des Plangebiets durch die Kompensationsmaflinahme E 3 ,Umwandlung
von Acker in extensive Mahwiese” erfolgt auf Flachen der Hansestadt Stralsund. (siehe Hinweis 9)

Griinflachen sowie Pflanzung , Erhalt von Baumen und Strauchern und Anpflanzung von
Baumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 u. Nr. 25a/b BauGB)
Innerhalb der 6ffentlichen Grinflache mit der Kennzeichnung G 1 ist der vorhandene Gehdlzbestand zu
erhalten, zu pflegen und fortzuentwickeln.
Die nicht mit Geholzen bestandenen Flachen sind als Wiesenflachen extensiv zu pflegen.
Vegetationsfreie Flachen sind zuvor mit einer standortgerechten Saatgutmischung aus Regiosaat als
Wiesenflachen herzustellen.
Eine Anlage von Geh- und Radwegen innerhalb der Grinflache G 1 ist mit wassergebundener Bauart
in einer Breite von max. 3,00 m zulassig. Der Verkehrsflachenanteil darf max. 10 % der Grunflache
betragen.

5.2 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Einzelbdume sind zu erhalten und bei Abgang zu

ersetzen.

5.3 An den Planstralten A und B, an dem parallel zum Heinrich-Heine-Ring geplanten Fulweg sowie jeweils

6.1

sechs Baume auf der Gemeinbedarfsflache und der Flache MU1 werden insgesamt 125 standortgerechte,
mittel- bis grol3kronige Laubbaume der Pflanzqualitat Hochstamm fir Alleebaumpflanzungen, Stamm-
umfang 16 - 18 cm, 3xv, DB gepflanzt. Pro Baum sind 12 m® durchwurzelbarer Raum bei einer Mindest-
tiefe von 1,5 m vorzuhalten. Die Baumstandorte sind durch geeignete MalRinahmen gegen Anfahren zu
schutzen, die Baumscheiben sind dauerhaft zu begrinen.

Planungen, Nutzungsregelungen und Flachen fiir MaBnahmen zum Schutz, zu Pflege und
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Forderung der Grundwasserneubildung

In den Baugebieten sowie den 6ffentlichen Grunflachen sind Befestigungen von Ful- und Radwegen, nicht
unterbauten Kfz- Stellplatzen, Aufstellflachen und Aufenthaltsflachen in wasser- und luftdurchlassigem
Aufbau herzustellen (Rasengittersteine, Okopflaster). Die Wasser- und Luftdurchlassigkeit mindernden
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss und Asphaltierungen und Betonnierungen sind
unzulassig.

6.2 Dachbegriinung

7.1

7.2

Flachdacher missen aulierhalb von Dachterassen und begehbaren Dachflachen sowie aul3erhalb von
Flachen, die mit Photovoltaikanlagen oder anderen technischen Dachaufbauten bestellt werden, eine
Begriinung erhalten. Es ist eine extensive Begriinung der Dachflachen mit Sedum-Gas-Krautermischung
auf Substratdeckschicht von 10-15 cm anzulegen, wobei darauf zu achten ist, das zusammenhangende
Flachen von mindestens 200m? entstehen.

Immissionsschutz

larmabgewandte Gebaudegrundrisse

Grundrisse von Wohnungen im Bereich von bis zu 40 m Abstand zum Fahrbahnrand des Heinrich-Heine-
Rings sind bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsénderung so auszubilden, dass jede Einheit Giber
mindestens eine larmabgewandte Fassade verfligt. Als larmabgewandt gelten nérdlich (Bereich von NNW
bis NNO) orientierte Fassaden.

Sofern nicht alle Wohn- Schlafraume zur larmabgewandten "Ruhigen" Gebaudeseite orientiert werden
kénnen ist durch besondere Fensterkonstruktion oder MaRnahmen vergleichbarer Wirkung sicherzu-
stellen, dass durch diese insgesamt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, die es ermdglicht bei teilge-
offnetem Fenster einen Innenraumpegel von 30 dB(A) wahrend des Nachzeitraumes zu erreichen.

Kann der erforderliche Luftwechsel nicht durch besondere Fensterkonstruktion oder Ma3inahmen vergleich-
barer Wirkung sichhergestellt werden, sind Schlafrdume , deren einzige nattrliche Belliftungsmdglichkeit
Uberlarmzugewandte Fassadenbereiche erfolgen muss, mit schallgeddmmten Liftungseinrichtungen auszu-
statten.

Ausnahmsweise kann von den Festsetungen abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnach-
weises aus der tatsachlichen Larmbelastung geringe Anforderungen an den Schallschutz entstehen als im
Bebauungsplan angenommen.

Schutz von Aulzenwohnbereichen

Fir einen Aulienbereich einer Wohnung (Loggien, Balkone, Terassen) im Bereich von biszu 20 m Abstand
zum Fahrbahnrand des Heinrich-Heine-Rings ist durch bauliche Schallschutzmaf3nahmen wie z.B. verglaste
Vorbauten (z.B. verglaste Loggin, Wintergarten) mit teilge6ffneten Bauteilen sicherzustellen, dass durch
diese baulichen MaRnahmen insgesamt eine Schallpegelminderung erreicht wird, die es ermdglicht, dass in
dem der Wohnung zugehdrigen AuRenbereich ein Tagespegel von <64 dB(A) erreicht wird.

Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzel-
nachweises aus der tatsachlichen Larmbelastung geringere Anforderungen an den Schallschutz entstehen
als im Bebauungsplan angenommen.

7.3 Passiver Schallschutz

7.4

Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung von baulichen Anlagen sind die AuRenbauteile von
schutzbedurftigen Rdumen im Sinne der DIN 4109-1 : 2018-01 so zu dimensionieren, dass die erforder-
lichen resultierenden bewerteten Schallddmm-Male von AulRenbauteilen erflllt werden.

Die Anforderungen an die gesamten bewerteten Bau-Schallddmm-MalRe R'w der Aul3enbauteile von
schutzbedirftigen Raumen ergeben sich unter Berlcksichtigung der unterschiedlichen Raumarten nach
folgender Gleichung

R’'w, ges = La - KRaumart
R'w, ges ist das gesamte bewertete Bau-Schallddmm-Maf der AuRenbauteile in dB
La ist der maligebliche AuRenlarmpegel nach DIN 4109-2:2018-01 in dB(A)

KRaumart = 25dB fir Bettenraume in Krankenstationen und Sanatorien,
KRaumart = 30 dB fiir Aufenthaltsrdume in Wohnungen, Ubernachtunggsraume in
Beherbergungsstéatten, Unterrichtsraume und Ahnliches,

KRaumart = 35 dB fiir Bliroraume und Ahnliches

Fur die von der mageblichen Larmquelle abgewandten Gebaudeseite darf der mafigebliche AulRen-
larmpegel ohne besonderen Nachweis

bei offener Bebauung um 5 dB(A),

bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhéfen um 10 dB(A) gemindert werden.

Ausnahmsweise kann von den Festsetzungen abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnach-
weises aus der tatsachlichen Larmbelastung geringere Anforderungen an den Schallschutz entstehen als
im Bebauungsplan angenommen.

MafRnahmen bzgl. des Gewerbelarms

In den in der Planzeichnung durch Umgrenzung fiir Nutzungsbeschrankungen zum Schutz gegen
schadliche Umwelteinwirkungen gekennzeichneten Bereichen sind Immissionsorte schutzbedurftiger
Nutzungen im Sinne der DIN 4109 ausgeschlossen.

Ausgenommen sind Immissionsorte die nach NNW bis NNO orientiert sind.

1. Ortliche Bauvorschriften(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86
LBauO M-V)

Durch den Bebauungsplan wird auf Grundlage von § 86 Abs. 3 LBauO MV in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB
folgende ortliche Bauvorschrift erlassen:

1. In den Baugebieten sind die Dacher als Flachdacher oder flach geneigte Dacher mit einer Dachneigung bis maximal
15° auszubilden.

2. Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zulassig und dirfen nicht oberhalb des Daches bzw. bei Flach-
dachern oberhalb der Attika angeordnet werden. Sich bewegende oder spiegelnde Werbeelemente, Licht-
produktionen und blinkende Lichtreklame sowie akustische Elemente sind zulassig.

3. Ordnungswidrig im Sinne von § 84 Abs. 1 Nr. 1 Landesbauordnung Mecklenburg - Vorpommern handelt, wer
vorsatzlich oder fahrldassig Dacher mit einer Neigung von mehr als 15° ausbildet oder Werbeanlagen abweichend von
Punkt 2 errichtet. Nach § 84 Abs. 3 Landesbauordnung Mecklenburg - Vorpommern kann die Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbufe bis 500 000 Euro geahndet werden.

I1l. Nachrichtliche Ubernahmen

1. Wald
Die festgestellte Waldflache wird in der Planzeichnung nachrichtlich gekennzeichnet. Zur Information und
besseren Verstandlichkeit des Bebauungsplanes wird die umzuwandelnden Waldflache und die nach der
Uwandlung zukiinftig geltende 30 m Waldabstandslinie im Plan dargestellt.

V. Hinweise

Fir die Umsetzung werden Hinweise auf fachgesetzliche Anforderungen gegeben.

1. Waldabstand
Innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes sind Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, die dem standigen
oder auch nur voriibergehenden Aufenthalt von Menschen dienen kénnen, unzulassig.
Ausnahmen von der Einhaltung des Waldabstandes kénnen gem. § 2 WaldAbstVO M-V zugelassen werden.

2. Artenschutz
Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des Bundesnaturschutz-
gesetzes (BNatSchG), insbesondere auf die Vorschriften fiir besonders geschiitzte und bestimmte andere Tier-
und Pflanzenarten nach § 44 ff wird hingewiesen. Bei der Umsetzung des B-Planes sind insbesondere folgende
MalRgaben zu beachten:

- Zur Vermeidung der Verletzung, Tétung und Stérung von Brutvogeln muss die Baufeldfreimachung inklusive
Baumfallungen zwischen dem 01. Oktober und dem 01. Marz begonnen und ohne gréReren Pausen durch-
geflhrt werden. Die Baumfallungen missen vor dem 01.03. des Jahres abgeschlossen sein.

- Die Aulenbeleuchtung auf den privaten Grundstlicken sollte fledermausvertraglich gestaltet werden. (Beleuch-
tungsstarke nicht tiber die nach EU - Standards erforderliche Mindesmal} hinaus, Vermeidung stérender
Lichtausbreitung an angrenzende Raume durch geringe Beleuchtung von oben nach unten, Einsatz von vollab-
geschirmtenLED - Lampen mit Farbtemperaturen von 2.700 Kelvin oder weniger sowie Wellenlangen > 540 nm)

- Gebaude sind mit einer vogelfreundlichen Fenster- und Tlrverglasung nach aktuellem Stand der Technik zu
errichten.

3. Geholzschutz
Die Gehdlzschutzbestande sind vor Beginn der Bautatigkeiten durch entsprechende Malinahmen in Anlehnung
an die DIN 18920 zu schiitzen (Abgrenzung mit einem Schutzzaun). Baugerate und Maschinen dirfen nicht im
Wurzelbereich von Gehdlzen abgestellt werden.

4. Pflanzungen
Fir die Pflanzungen von Laubbdumen im Bereich der Verkehrsflachen gelten die folgenden Empfehlungen:
Acer Platanoides/ Spitzahorn, Quercus robur/ Stieleiche, Sorbus intermedia/ Schwedische Mehlbeere,
Tilia coradata/ Winterlinde, Ulmus pumila/ Sibirsche Ulme.

5. Bodendenkmalschutz
Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde auffallige Bodenverfarbungen entdeckt werden, ist gemaf § 11 DSchG
M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehdrde zu benachrichtigen und der Fund oder die Fundstelle
bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege im unver-
anderten Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die
Frist fir eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlangert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG
M-V)

6. Bodenschutz
Unbelasteter Oberboden ist wahrend der Bauphase in geeigneter Weise zu lagern und im Baugebiet wieder-
zuverwenden (§ 202 BauGB). Aufgrund der vorhandenen Aushubbdden und sanierten Altlasten sind des weiteren
folgende Hinweise zu beachten.

- Wegen der im Altlastenkataster als saniert erfassten Altlasten "ehemaliges Heizwerk" und "ehemaliges
Plattenwerk" ist eine Baubegleitung durch einen bodenkundlich qualifizierten Sachverstandigen vorzusehen.
Dieser ist der unteren Bodenschutzbehérde des Landkreises Vorpommern - Rligen zusammen mit dem
der Anzeige der Bauarbeiten zu benennen. Die Dokumentation der bodenkundlichen Baubegleitung ist der
unteren Bodenschutzbehoérde in Form eines Abschlussberichtes vorzulegen.

- Die anfallenden Aushubbdden sind durch eine sachkundige bodenkundliche Baubegleitung nach LAGA -
Mitteilung 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgenschaft Abfall 20, Anforderungen an stoffliche Verwertung von
mineralischen Reststoffen/ Abfallen, Teil Il: Technische Regeln flr die Verwertung, Tabelle Il. 1.2.-1) zu
untersuchen, um eine Entscheidung Uber die Verwertung bzw. Beseitigung des Aushubbodens treffen zu
kénnen. Der ausgehobene Boden ist bei einer Zwischenlagerung zum Zwecke der Beprobung auf einer Plane
oder versiegelten Flache abzulagern und mittels einer Schutzplane abzudecken, um eventuelle Schadstoff-
verbreitungen im Boden und Auswaschungenvon Schadstoffen durch Niederschlage zu verhindern.

- Aushubboden, der den Zuordnungswert > Z 2 gemaf den Anforderungen an die stoffliche Verwertung von
mineralischen Abfallen der Bund/ Lander Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA 20) Uberschreitet, ist als gefahlicher
Abfall zur Beseitigung einzustufen und fachgerecht zu entsorgen. Auf Grundlage des § 51 Abs. 1 Ziffer 1 2te
Alternative Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwG) wird die Nachweispflicht Gber die Entsorgung (Verwertung bzw.
Beseitigung) angeordnet.

- Der Nachweis der Entsorgung ( Entsorgungsnachweise, Ubernahmescheine) sowie die Priifberichte bzw. die
Analytik des Aushubmaterials sind unverzuglich beim Fachdienst Umwelt, untere Bodenschutzbehdrde, des
Landkreises Vorpommern - Rligen einzureichen.

- Im Aligemeinen Wohngebiet ist ein Beno(a)pyren-Gehalt von max. 1 mg BaP/kg TM einzuhalten.

7. Planzeichnung
Zeichnerische Grundlage der Planzeichnung ist die Stadtgrundkarte unter Einarbeitung der ALK mit Stand ..........
Hinsichtlich mdglicher Lageungenauigkeiten kdnnen keine Regressanspruiche geltend gemacht werden.

8. Der Planung zugrundeliegende Vorschriften
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN - Vorschriften)
werden bei der Verwaltungsstelle der Hansestadt Stralsund, bei der der Bebauungsplan eingesehen werden
kann, zur Einsicht bereitgehalten.

9. Externer Ausgleich
Die externe KompensationsmalRnahme E3 mit 19.000 m? ,Umwandlung von Acker in extensive Mahwiese*“ auf Teilen der
Flurstliicke 123/2, 124/2 und 125/2, Flur 1, Gemarkung Zitterpenningshagen, wird dem B-Plan zugeordnet.

10.

11.

Verfahrensvermerke
Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschluss der Birgerschaft vom ............. Die ortslbliche
Bekanntmachung ist durch Abdruck im Amtsblatt Nr. ... am ............. erfolgt.

Die fir die Raumordnung und Landesplanung zustandige Behorde ist gemaf § 17 LPIG M-V
mit Schreiben vom ............ beteiligt worden.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB ist in Form eines
offentlichen Aushangs vom ............ bis ............ durchgeflihrt worden.

Die von der Planung beriihrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange sind mit Schreiben
VOM ..ocovenenn. und .............. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Die Burgerschaft der Hansestadt Stralsund hat am ............. den Entwurf des Bebauungs-
planes Nr. 22 mit Begrindung und Anlagen gebilligt und zur Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 22, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen
Festsetzungen und den o6rtlichen Bauvorschriften (Teil B), sowie die Begriindung und Anlagen
haben in der Zeit vom ............ bis ............ nach § 3 Abs. 2 BauGB 6ffentlich ausgelegen.

Die 6ffentliche Auslegung ist mit Hinweis, dass Anregungen wahrend der Auslegungsfrist von
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kénnen und auch Gelegenheit zur
Erdrterung gegeben wird, im Amtsblatt Nr. ... vom ............ ortsublich bekannt gemacht

worden.

Wahrend des Auslegungszeitraumes waren die ausgelegten Unterlagen auch im Internet auf

der Homepage der Hansestadt Stralsund unter

www.stralsund.de/oeffentlichkeitsbeteiligung und im Bau und Planungsportal M-V unter
https:\\bplan.geodaten-mv.de/Bauleitplaene einzusehen.

Die Biirgerschaft der Hansestadt Stralsund hat die vorgebrachten Anregungen der Offentlichkeit
sowie die Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange am.....................
geprduft.

Das Ergebnis der Abwagung ist mit Schreiben vom ......................... mitgeteilt worden.

Der Bebauungsplan Nr. 22, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen

und den &rtlichen Bauvorschriften (Teil B), wurde am ...................... von der Birgerschaft
der Hansestadt Stralsund als Satzung beschlossen. Die Begriindung zum Bebauungsplan einschliellich
Anlagen wurde mit Beschluss der Burgerschaft vom ...................... gebilligt.

Hansestadt Stralsund, den ...................... Der Oberbirgermeister
Der katastermafige Bestand im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 22 am .....................
wird als lagerichtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der Darstellung der Grenzpunkte gilt der
Vorbehalt, dass eine Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegenschaftskarte
(ALKIS) im Mafstab 1 : ............ vorliegt. Regressanspriche kdnnen nicht abgeleitet werden.

Hansestadt Stralsund, den ...................... Offentlich bestellter Vermessungsingenieur

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen
und den ortlichen Bauvorschriften (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Hansestadt Stralsund, den ..................... Der Oberbirgermeister

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Bebauungsplan auf

Dauer wahrend der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und Uber den Inhalt Auskunft
zu erhalten ist, sind am ........cccccoeeeeeeeen. im Amtsblatt Nr. ...... ortsublich bekannt gemacht worden. In der
Bekanntmachung ist auf Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von
Mangeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§§ 214, 215 Abs. 2 BauGB sowie § 5 KV M-V) und
weiter auf Falligkeit und Erléschen von Entschadigungsansprichen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung uber den Bebauungsplan ist mit Ablauf des .............cccueeeee. in Kraft getreten.

Hansestadt Stralsund, den ....................... Der Oberbirgermeister

Bebaungsplan mit Ortlichen Bauvorschriften
Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk

und ehemaliges Heizwerk"

ENTWURF - SEPTEMBER 2022

L 3 s Pt ) e

%

- Gemeinde
b Kramerhof

Ubersichtsplan unmaRstablich
Auszug aus der digitalen Stadtgrundkarte
der Hansestadt Stralsund

= s Hansestadt § Stralsund



AutoCAD SHX Text
15

AutoCAD SHX Text
5

AutoCAD SHX Text
3

AutoCAD SHX Text
80

AutoCAD SHX Text
82

AutoCAD SHX Text
13

AutoCAD SHX Text
11

AutoCAD SHX Text
9

AutoCAD SHX Text
7

AutoCAD SHX Text
1

AutoCAD SHX Text
34

AutoCAD SHX Text
3

AutoCAD SHX Text
31

AutoCAD SHX Text
32

AutoCAD SHX Text
26

AutoCAD SHX Text
33

AutoCAD SHX Text
28

AutoCAD SHX Text
27

AutoCAD SHX Text
35

AutoCAD SHX Text
16

AutoCAD SHX Text
17

AutoCAD SHX Text
18

AutoCAD SHX Text
19

AutoCAD SHX Text
20

AutoCAD SHX Text
25

AutoCAD SHX Text
29

AutoCAD SHX Text
30

AutoCAD SHX Text
66

AutoCAD SHX Text
67

AutoCAD SHX Text
68

AutoCAD SHX Text
69

AutoCAD SHX Text
70

AutoCAD SHX Text
71

AutoCAD SHX Text
72

AutoCAD SHX Text
73

AutoCAD SHX Text
74

AutoCAD SHX Text
75

AutoCAD SHX Text
76

AutoCAD SHX Text
77

AutoCAD SHX Text
8

AutoCAD SHX Text
14

AutoCAD SHX Text
7

AutoCAD SHX Text
6

AutoCAD SHX Text
11

AutoCAD SHX Text
21

AutoCAD SHX Text
12

AutoCAD SHX Text
22

AutoCAD SHX Text
13

AutoCAD SHX Text
23

AutoCAD SHX Text
24

AutoCAD SHX Text
10

AutoCAD SHX Text
Zentrum

AutoCAD SHX Text
Sozialdiakonisches

AutoCAD SHX Text
10

AutoCAD SHX Text
9

AutoCAD SHX Text
1

AutoCAD SHX Text
2

AutoCAD SHX Text
3

AutoCAD SHX Text
3

AutoCAD SHX Text
4

AutoCAD SHX Text
14

AutoCAD SHX Text
5

AutoCAD SHX Text
15

AutoCAD SHX Text
94

AutoCAD SHX Text
92

AutoCAD SHX Text
90

AutoCAD SHX Text
102

AutoCAD SHX Text
88

AutoCAD SHX Text
86

AutoCAD SHX Text
98A

AutoCAD SHX Text
84

AutoCAD SHX Text
100

AutoCAD SHX Text
98

AutoCAD SHX Text
96

AutoCAD SHX Text
110

AutoCAD SHX Text
108

AutoCAD SHX Text
106

AutoCAD SHX Text
104

AutoCAD SHX Text
120

AutoCAD SHX Text
118

AutoCAD SHX Text
116

AutoCAD SHX Text
112

AutoCAD SHX Text
114

AutoCAD SHX Text
107G

AutoCAD SHX Text
113

AutoCAD SHX Text
113A

AutoCAD SHX Text
107C

AutoCAD SHX Text
107H

AutoCAD SHX Text
107D

AutoCAD SHX Text
107I

AutoCAD SHX Text
107J

AutoCAD SHX Text
105B

AutoCAD SHX Text
105A

AutoCAD SHX Text
105

AutoCAD SHX Text
111

AutoCAD SHX Text
109

AutoCAD SHX Text
107F

AutoCAD SHX Text
107E

AutoCAD SHX Text
Ärztehaus

AutoCAD SHX Text
33


TOP O 3.2

Bebauungsplan Nr. 22 ,,Ur-
banes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und
ehemaliges Heizwerk"

Begrindung Entwurf
Stand September 2022

A=
%\\-‘.}' 3

%

Ubersichtsplan ohne MaRstab
Auszug aus der digitalen Stadtgrundkarte der Hansestadt Stralsund

IHIRE®)

‘‘‘‘‘

e T i e Hansestadt W Stl'a|SU nd

for Biiung. Wisserschalt = Wellerba seit 2002






Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

Inhalt
TEIL | - BEGRUNDUNG

1.
2.

3.

4.

5.

7.
8.
9.

Anlass und Ziel der Planung
Geltungsbereich

2.1 Raumlicher Geltungsbereich

2.2 Verfahren

2.3 Plangrundlage

Ubergeordnete Planungen

3.1 Vorgaben der Raumordnung

3.2 Inhalt des Flachennutzungsplanes
3.3 Inhalt des Landschaftsplans

3.4 Klimaschutz

3.5 Integriertes Stadtentwicklungskonzept
Stadtebauliche Ausgangssituation

4.1 Geschichtliche Entwicklung

4.2 Die Umgebung des Plangebietes

4.3 Bestand und gegenwartige Nutzung innerhalb des Plangebietes
4.4 ErschlieBung

4.5 Natur und Landschaft

4.6 Baugrund und Altlasten

Inhalt des Planes

5.1 Nutzungskonzept

5.2 Festsetzungen

5.3 Immissionsschutz

5.4 Erschlie3ung

5.5 Grinordnung

5.6 Umgang mit Waldflachen
Abwiégungsrelevante Belange/ Zusammenfassung
Auswirkungen auf Natur und Umwelt
Nachrichtliche Ubernahmen

10. Hinweise

11. MaBRnahmen der Bodenordnung und Planrealisierung
12. Verfahrensablauf
13. Rechtsgrundlagen

© © N NNNN-~N-~NOOoOoOo

Seite 3 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

TEIL Il - UMWELTBERICHT MIT EINGRIFFSREGELUNG
1. Einleitung

1.1 Anlass und Aufgabenstellung

1.2  Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans

1.2.1
1.2.2

Angaben zum Standort
Ziel der Planung

1.3  Allgemeinverstandliche Zusammenfassung

2. Darstellung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes

2.1 Fachgesetze und einschlagige Vorschriften

2.11
2.1.2

Baugesetzbuch (BauGB)
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung

Naturschutzausfihrungsgesetz M-V (NatSchAG M-V)
2.1.3 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
2.1.4 Europaische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

2.2  Ziele des Umweltschutzes in Fachplanen

2.21
222
2.2.3
224
225

Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern
Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Vorpommern
Flachennutzungsplan der Hansestadt Stralsund
Landschaftsplan

Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund

2.3  Schutzgebiete und -objekte

3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

3.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und der

Umweltmerkmale

3.1.1
3.1.2
3.1.3
3.1.4
3.1.5
3.1.6
3.1.7
3.1.8
3.1.9

Flache

Boden

Wasser

Klima

Luft

Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Landschaft

Mensch/menschliche Gesundheit/Bevolkerung
Kultur- und sonstige Sachgditer, kulturelles Erbe

31
31
31
31
31
32
33
34
34
34
mit
36
38
38
39
39
39
39
39
39
40
40

40
40
41
42
42
43
43
51
51
52

3.2  Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfihrung der Planung

52

3.2.1
3.2.2
3.2.3
3.24
3.2.5

Flache
Boden
Wasser
Klima
Luft

52
53
54
55
55

Seite 4 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

3.2.6 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 55
3.2.7  Landschaft 56
3.2.8  Mensch/menschliche Gesundheit/Bevoélkerung 57
3.2.9  Kultur- und sonstige Sachguter, kulturelles Erbe 57
3.2.10 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 57
3.2.11 Anfaélligkeit aufgrund der nach der Planaufstellung zulassigen Vorhaben fir
schwere Unfalle oder Katastrophen 57
3.3  Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfiihrung der
Planung 58
3.4  Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 58
3.4.1 Ermittlung des Eingriffsflichenéaquivalents (EFA) 58
3.4.4  Ermittlung des Kompensationsflachenaquivalents (KFA) und
Gesamtbilanzierung (Gegenuberstellung EFA/KFA) 63
3.45  Eingriffe in den Einzelbaumbestand 63
3.5 Malnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich 66
3.5.1 Mafinahmen zur Vermeidung und Minderung 66
3.5.2 Maflnahmen zum Ausgleich 67
3.6 Anderweitige Planungsmdglichkeiten 69
4. Zusitzliche Angaben 70

4.1  Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der
Umweltprifung/Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben 70

4.2  Geplante Malnahmen zur Uberwachung 70
5. Quellenverzeichnis 71
5.1  Rechtsgrundlagen 71
5.2 Fachgrundlagen 71

Seite 5 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

TEIL | - BEGRUNDUNG
1. Anlass und Ziel der Planung

Im Rahmen des Stadtumbaus wurden die Gebaude des ehemaligen Plattenwerkes und des
ehemaligen Heizwerkes abgerissenen. Dadurch entstand eine ca. 6,84 ha grol3e Freiflache,
welche sich aufgrund der zentralen Lage innerhalb des Stadtgebiets Knieper und der bauli-
chen Vorpragung gut fir eine Innenentwicklung eignet.

Das angesprochene Areal liegt zentral in dem vorrangig durch Plattenbauten gepragten Stadt-
teil Knieper West direkt an der HaupterschlieBungsstralle Heinrich-Heine-Ring. In unmittelba-
rer Nahe befinden sich zentrale Versorgungseinrichtungen am Trelleborger Platz mit mehreren
Einzelhandelsbetrieben, verschiedenen Restaurants (Cafés, Kantine) und regelmafig stattfin-
denden Markten, einem Arztehaus und sozialen Einrichtungen. Der Standort verfligt Giber eine
optimale Anbindung an den OPNV (Stadtbus).

Der grofite Teil des Plangebietes befindet sich im Eigentum der Hansestadt Stralsund, ein
Teilbereich wurde bereits an die Kirchgemeinde St. Nikolai veraulert.

Nach Aufgabe der gewerblichen Nutzung verfolgt die Stadt seit Mitte der 1990-er Jahre eine
bauliche Entwicklung der Flache. Dazu wurde der Beschluss-Nr. 353-04/94 (iber die Einleitung
von Voruntersuchungen fir die stadtebauliche EntwicklungsmalRnahme und eine Satzung
uber die Ausubung des besonderen Vorkaufsrechtes vom 05.05.1994 gefasst. Erste stadte-
bauliche Uberlegungen wurden 1996 in einen Bebauungsplanvorentwurf Gberfiihrt, das Plan-
verfahren seinerzeit aber nach dem Vorentwurf nicht weitergeflihrt, da keine Investitionsab-
sichten erkennbar waren.

Die Nutzungsanspriiche an das Areal haben sich nun soweit konkretisiert, dass die Biirger-
schaft der Hansestadt Stralsund am 20.05.2021 beschlossen hat, den Bebauungsplan Nr. 22
,2Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk® aufzustellen. Aufgrund
seiner zentralen Lage eignet sich das Plangebiet fiir die Ansiedlung von Gewerbe, Gemeinbe-
darfseinrichtungen und Wohnungsbau. Die St. Nikolai-Gemeinde hat im Westen bereits eine
Flache fir den Neubau eines Gemeinde- und Begegnungszentrum erworben. Dariber hinaus
liegt eine Interessenbekundung eines privaten Tragers (unseKinder gGmbH) vor, an diesem
Standort einen Kinder- und Jugendcampus Stralsund entwickeln zu wollen, der neben einer
Kita fir 60 Kinder eine Schule fur 260 Schilerlnnen und einen Hort fir 120 Kinder beinhalten
koénnte. Der Schultrager mdchte den Schulbetrieb bereits 2022 aufnehmen.

2. Geltungsbereich

2.1 Raumlicher Geltungsbereich
Das ca. 7,35 ha grolie Plangebiet befindet sich im Stadtteil Knieper West.

Das Plangebiet wird begrenzt durch Wohnbebauung (Hermann-Burmeister-Stral’e 31 bis 35)
sowie das Gelande des Blockheizkraftwerkes der SWS Energie GmbH im Norden, den
Zentralfriedhof im Osten, den Heinrich-Heine-Ring im Slden und die Hans-Fallada-Strale im
Westen.

Es umfasst in der Gemarkung Stralsund Flur 61 die Flursticke 6, 7/1, 10/1, 10/2, 11/4, 11/5,
11/6, 11/7, 11/8, 11/9, 11/10, 11/11, 11/12 und 12/6 ganz, sowie 5, 11/13, 12/1, 12/2, 12/4,
12/5, 12/7, 13 und 16/3 anteilig.
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2.2 Verfahren

Das Plangebiet liegt mitten im Zusammenhang des bebauten Siedlungsbereichs. Eine Bebau-
ung scheitert derzeit an der fehlenden hochbaulichen Pragung des brachgefallenen Areals.

Um die geplante stadtebauliche Entwicklung mit Ansiedlung von Gemeindezentrum,
Schulcampus und Wohnen zu ermdglichen, soll ein Bebauungsplan gemal § 2 Abs. 1 BauGB
aufgestellt werden. Das Planverfahren soll mit dem Aufstellungsbeschluss eingeleitet werden.
Es handelt sich um einen qualifizierten Bebauungsplan im Regelverfahren mit Umweltbericht.

2.3 Plangrundlage
Die Planzeichnung beruht auf der Stadtgrundkarte mit Stand vom Mai 2021.

3. Ubergeordnete Planungen

3.1 Vorgaben der Raumordnung

Die Hansestadte Stralsund und Greifswald bilden gemaf} Regionalem Raumentwicklungspro-
gramm Vorpommern (RREP VP) von 2010 das gemeinsame Oberzentrum der Planungsregion
Vorpommern. Das Oberzentrum Stralsund — Greifswald versorgt die Bevolkerung seines Ober-
bereiches mit Leistungen des spezialisierten, hbheren Bedarfs. Das Oberzentrum soll Entwick-
lungsimpulse auf die gesamte Region ausstrahlen. Nach 4.1(3) RREP sind die zentralen Orte
die Schwerpunkte der Wohnbauflachenentwicklung. Sie sollen sich funktionsgerecht entwi-
ckeln. Grundsatzlich ist nach 4.1(6) RREP der Umnutzung, Erneuerung und Verdichtung vor-
handener Baugebiete der Vorrang vor der Ausweisung neuer Siedlungsflachen zu geben.

Im Juni 2016 ist das neue Landesraumentwicklungsprogramm (LEP) in Kraft getreten. Grund-
satzlich wurde die regionalplanerische Ausrichtung des Wohnungsbaus auf die zentralen Orte
bestatigt (vgl. 4.1(2) und 4.2(1) LEP). In 4.1(5) LEP wurde als Ziel bekraftigt, dass die Innen-
entwicklungspotenziale sowie Moglichkeiten der Nachverdichtung vorrangig zu nutzen sind.

3.2 Inhalt des Flachennutzungsplanes

Der seit 12.08.1999 rechtswirksame FIla-
chennutzungsplan (FNP) der Hansestadt
Stralsund weist fur das Plangebiet eine ge-
mischte Bauflache aus. Damit kénnen auf
dieser Flache gemischte Nutzungskatego-
rien (Mischgebiet, Urbanes Gebiet, Kern-
gebiet) aus dem FNP abgeleitet werden.

3.3 Inhalt des Landschaftsplans

Im Landschaftsplan ist das Plangebiet als
.Bauflachen gem. § 5 BauGB, Bahnanla-
gen und Flachen fir Ver- und Entsor-
gungsanlagen® dargestellt. Damit ent-
spricht das Vorhaben den Darstellungen

des Landschaftsplans. Abbildung 1: Flachennutzungsplan, Ausschnitt ohne
Mafstab mit Darstellung der Lage des Plangebiets

3.4 Klimaschutz

Mit dem ,Gesetz zur Férderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und
Gemeinden“ ist am 30.07.2011 eine BauGB-Novelle in Kraft getreten, welche innerhalb der
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Planungsleitsatze des § 1 (5) BauGB den Klimaschutz aufwertet. Der neu gefasste
§ 1 (5) S. 2 BauGB bestimmt nunmehr, dass die Bauleitplane dazu beitragen sollen, auch den
Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere in der Stadtentwicklung zu férdern.

Die Hansestadt Stralsund verfugt Gber ein Klimaschutzkonzept. Im Zusammenhang mit der
Erstellung von Bauleitplanen verfolgt die Hansestadt Stralsund u. a. folgende wesentliche Ziele
(vgl. Klimaschutzkonzept 2010, S. 99):

e kompakte Gebaude- und Siedlungsgestaltung einschlief3lich aktiver und passiver So-
larnutzung,

¢ Vermeidung unglnstiger Pflanzfestsetzungen,

¢ Abbau hemmender Vorschriften, die dem Einsatz regenerativer Energien oder effekti-
ver Energienutzung entgegenstehen konnen.

Angesichts der Lage angrenzend an das bestehende Blockheizkraftwerk ist der Anschluss an
das ortliche Fernwarmenetz mdglich. Die Stadtwerke Stralsund streben fiir die nachsten Jahre
eine deutliche Erhohung des Anteils erneuerbarer Energie im Warmenetz an.

3.5 Integriertes Stadtentwicklungskonzept

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept (ISEK) wird derzeit auf den Planungshorizont 2035
fortgeschrieben.

Bereits in den letzten Jahren zeichnete sich fiir das Oberzentrum Stralsund eine wachsende
und stabile Einwohnerentwicklung ab. Die Bevdlkerung wuchs von 56.875 (Stand Dezember
2010) auf 59.290 (Stand Dezember 2020). Gleichzeitig sank die Leerstandsquote im Woh-
nungsmarkt auf einen historischen Tiefpunkt von 3,4% im Jahr 2020.

Die im Rahmen der ISEK-Fortschreibung erstellten Prognosen gehen fir die nachsten Jahre
von einer leichten Einwohnerzunahme auf ca. 63.400 Einwohner mit erstem Wohnsitz bzw.
62.900 wohnungsnachfragende Einwohner (mit Nebenwohnsitzen, ohne Heimbewohner) aus.
Bei einer mittleren Prognose zur die Entwicklung der Haushaltsgréf3en ergibt sich aus diesen
Werten eine Zunahme wohnungsnachfragender Haushalte von 4.480.

Aufgrund der hohen Nachfrage nach Wohneigentumsbildung werden fir das Segment der
Einfamilienhauser (Einzel-, Doppel- und Reihenhauser) rund 1.000 Einheiten veranschlagt, die
vorwiegend in den Entwicklungsgebieten in Grinhufe (B-Plan Nr. 39) und Andershof (B-Plane
Nr. 71 und Nr. 77) gedeckt werden sollen. Der Bedarf an Geschosswohnungen wird Uber die
genannten Entwicklungsgebiete in Grinhufe und Andershof hinaus vor allem durch Sanierung
von Bestandsgebauden und durch MaRnahmen der Innenentwicklung gedeckt werden mus-
sen.

Der Bebauungsplan Nr. 22 fiir den Bereich des ehem. Plattenwerks bzw. Heizwerks wird ne-
ben dem Ausbau der Infrastruktur auch zu einer Verbesserung und vor allem auch Differen-
zierung des Wohnungsangebots beitragen.

4. Stadtebauliche Ausgangssituation
4.1 Geschichtliche Entwicklung

In den Nachkriegsjahren, v.a. ab den 1950er Jahren, herrschte in Stralsund Aufbruchsstim-
mung. Die Werft florierte und Wohnungen flr die angeworbenen Arbeiter wurden schnell und
in grof3er Zahl gebraucht. So wurde mit der Planung fiir einen kompletten neuen Stadtteil be-
gonnen.
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Abb. 2: Planung Knieper West mit Anpassung des WK Il an WBS 70
Quelle: ,Chronik des Wohngebietes Knieper West* — Schulerarbeit 1980 (Stadtarchiv Stralsund)

Der Stadtteil Knieper West ist in drei Bauabschnitten ab Mitte der 1960er Jahre bis 1980 ent-
standen. Zuerst wurden die Gebaude im nérdlichen Teil, dem Wohnkomplex 1 gebaut. Die
Bauweise ist hier reiner Zeilenbau. Ab Anfang der 1970er Jahre wurde auf gréRere Platten
und andere Grundrisse des WBS 70 umgestellt. Erste Kettenhduser im Wohnkomplex 2 zeu-
gen davon. Der Wohnkomplex 3 wurde nach Anpassung des stadtebaulichen Konzeptes auf
neue Bauformen und Methoden, insbesondere die Méglichkeit, Ecken auszubilden zugeschnit-
ten. Die reine Zeilenbauweise hat sich zu geschlossenen Bauformen mit halbéffentlichen In-
nenhdfen weiterentwickelt. Es gab auch erste Experimente mit den Platten, kleinere Reihen-
hauser zu bauen. Diese befinden sich in Randlagen der gro3en Strukturen.

Abb 3: Grundételnlegung 26. August 1964
Quelle: Archiv der Hansestadt Stralsund
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Im Bereich zwischen Heinrich-Heine-Ring und Maxim-Gorki-Stralle, im Norden begrenzt durch
den heutigen Trelleborger Platz, sollte das Zentrum des Wohngebietes entwickelt werden.
Dieser Bereich enthielt die zentralen Versorgungseinrichtungen, wie ein Arztehaus (,Ambu-
lanzgebaude®), eine inzwischen abgerissene Kaufhalle (,Ventspils“) und einen gastronomi-
schen Komplex (,Stadt Stralsund®) mit Mehrzwecksaal fur Schilerspeisung und Kulturveran-
staltungen.

e [l 101010

oy

Abb. 5: Schulspeisung ,Kameltranke* Abb. 6: Mehrzwecksaal von Miither
Quelle: Archiv der Hansestadt Stralsund

Am Sidrand des Wohnkomplexes 2 wurde ein Alters- und Pflegeheim gebaut. In den 3 Wohn-
komplexen verteilt gab es 8 Schulen (4 davon sind bereits abgerissen) und 8 Kitas (3 davon
sind bereits abgerissen, eine steht leer, eine wird als Forderschule genutzt. Inzwischen ist am
Sidrand ein Seniorenwohnpark mit 2 neuen Kitas gebaut worden.

In den 1980er Jahren wurden altersgerechte ,Wirfelhduser® erganzt und verdichteten das Ge-
biet zusatzlich. Knieper West bestand zum Ende der Neubauphase/ 1991 aus 7.960 Wohnun-
gen mit 19.093 Menschen (statistisches Jahrbuch 2017 der Hansestadt Stralsund) und der
kompletten sozialen und technischen Infrastruktur. In der Nachwendezeit ging die Bevolke-
rungszahl — wie in allen Plattenbaugebieten - deutlich zuriick. Seit 2010 liegt sie relativ stabil
bei ca. 12.500 Einwohnern in Knieper West.

—-— - p it ) T

Abb. 7: Bushaltestelle WK |, heute Trelleborger Platz Abb. 8: Kaufhalle ,8. Marz*
Quelle: Archiv der Hansestadt Stralsund

Im sudlichen Abschnitt des Plangebiets an der HaupterschlieBungsstral’e (Heinrich-Heine-
Ring) befand sich urspriinglich das Plattenwerk. Hier wurden in der Mitte der 3 Wohnkomplexe
die Grofdtafeln gefertigt, die in den umgebenden Wohngebauden von Knieper West (und in
Grunhufe) verbaut wurden. Mit Ende der Bauphase war auch das Plattenwerk ohne Nutzung.
Die leerstehenden Gebaude wurde im Rahmen des Stadtumbaus Ost Anfang der 1990er
Jahre abgerissen.
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Abb. 9: Plattenwerk, Kippformanlage 1975 Abb. 10: ehemaliges Plattenwerk
Quelle: Archiv der Hansestadt Stralsund

Beheizt wurde das Wohngebiet Knieper West durch ein eigenes Heizkraftwerk. Das Heizwerk
hatte einen 140 m hohen Schonstein und wurde mit Braunkohle betrieben. Es stand etwas
abgerickt neben dem Plattenwerk im nérdlichen Bereich des Plangebiets. In den letzten Jah-
ren wurde das inzwischen veraltete Fernwarmekraftwerk durch 3 kleine und effektivere Block-
heizkraftwerke ersetzt, die jeweils einen Wohnkomplex versorgen. Das neue Heizwerk fir den
Wohnkomplex 1 befindet sich unmittelbar nérdlich angrenzend an das Plangebiet.

Abb. 11: Heizwerk im Bau 1967 Abb. 12: Willi-Bredel-Stralle (WK 1) mit Heizwerk
Quelle: Archiv der Hansestadt Stralsund

-
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Abb. 13: neues Block-Heizkraftwerk Abb. 14: Blick von Hans-Fallada-Str. auf das
Quelle: Fotos Antje Wunderlich, 12.07.2018 Plangebiet

4.2 Die Umgebung des Plangebietes

Das Areal des ehemaligen Plattenwerkes und des ehemaligen Heizwerkes befindet sich im
Zentrum des Stadtteils Knieper West im Stadtgebiet Knieper.

Trotz der Pragung durch die Geschosswohnungsbauten aus DDR-Zeiten gibt es eine stabile
Bevolkerungszahl und eine hohe Wohnzufriedenheit. Das liegt zum einen daran, dass die Be-
volkerung in Knieper West zum grof3en Teil noch aus Erstbezug besteht. Zum anderen ist die
Zufriedenheit durch den guten Sanierungszustand und die relative Nahe zur Altstadt begrin-
det. Lediglich die Altersstruktur hat sich geandert. Wohnten zu Erstbezugszeiten v.a. junge
Familien mit Kindern im Gebiet, sind es heute mehr Senioren. Das erklart auch die Bedarfs-
verschiebung von Kitas und Schulen hin zu seniorengerechtem Wohnraum und méglichst bar-
rierefreien Versorgungseinrichtungen.

Abb. 15: sozialdiakonisches Zentrum ,Arche* Abb. 16: sanierte Plattenbauten Knieper West |
Quelle: Fotos Antje Wunderlich, 12.07.2018

Das Stadtzentrum befindet sich in ca. 3 km Entfernung. Es gibt eine sehr gute OPNV-Anbin-
dung Uber Busse. In unmittelbarere Nahe des Plangebiets befindet sich das Stadtteilzentrum
Knieper West mit diversen Lebensmittelmarkten, Arztpraxen und Dienstleistungseinrichtun-
gen, welche alle mit héchstens 400 m Entfernung gut fulBlaufig zu erreichen sind. Norddstlich
grenzt der parkartige Zentralfriedhof an. In je ca. 650 m Entfernung zum Plangebiet gibt es
zwei Grundschulen.

Das Plangebiet liegt direkt am Heinrich-Heine-Ring. Diese Hauptsammelstral3e verbindet
Knieper West tUber Knieper Nord und die Knieper Vorstadt mit dem Stadtzentrum (der Altstadt)
und flihrt stadtauswarts am Stadtteil Griinhufe vorbei zur Umgehungsstralle in alle Richtungen
(zur B 96 in Richtung Rugen, Greifswald, Grimmen und zur B 105 in Richtung Rostock). Ent-
lang der nordlichen Seite des Heinrich-Heine-Rings soll bis 2023 ein neuer strallenbegleiten-
der Radweg entstehen. Fir eine spatere Erweiterung um einen Gehweg ist weitere Flachen
vorzusehen.
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Abb. 17: Blick vom Stadtteilzentrum Gber den Heinrich-Heine-Ring nach Osten (auf Knieper West Ill)
Quelle: https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Stralsund,_Knieper_West_Ill.JPG

4.3 Bestand und gegenwartige Nutzung innerhalb des Plangebietes

Das Areal des ehemaligen Plattenwerkes und des ehemaligen Heizwerkes stellt sich im We-
sentlichen als Freiflache dar, welche als Wiese regelmafig durch die Stadt gepflegt wird.

Gebaudebestand ist nach dem Rickbau nur noch am Westrand des Plangebietes vorhanden.
Hier steht ein Garagenkomplex. Eine Garagenreihe wurde zu einer Verkaufseinrichtung umge-
baut und wird heute als Kantine (mit GroRRkliche) genutzt.

Angesichts der gewerblichen Vornutzung handelt es sich ungeachtet der randlichen Einflisse
insgesamt um einen stark anthropogen vorgepragten Standort (z.B. hinsichtlich Bodenaufbau,
Bewuchs). Das Gelande steigt in 2 Stufen vom Heinrich-Heine-Ring nach Norden an. Im AL-
KIS ist das gesamte Plangebiet noch als Siedlungsflache eingestuft; der westliche Abschnitt
wird als Industrie- und Gewerbeflache (Gebaude- und Freiflache Industrie und Gewerbe), als
Flache besonderer funktionaler Pragung (Offentliche Zwecke) sowie als Sport-, Freizeit- und
Erholungsflache (Grinflache) geflhrt.

Das Plangebiet ist in den Randbereichen zum nérdlich angrenzenden Wohngebiet und zum
neuen Heizkraftwerk von Baumbestand gepragt, welcher teilweise als Wald im Sinne § 2
LWaldG M-V anzusprechen ist.

¢ Im Nordwesten besteht ein linearer Geholzriegel, der sich aus der friheren Abpflan-
zung des ehemaligen Heizwerkes zur angrenzenden zur Wohnbebauung an der Her-
mann-Burmeister-Stralle entwickelt hat. Angesichts einer Flachengrée von 0,55 ha
bei 22 bis 30 m Dicke handelt es sich um Wald, wie auch vom zustéandigen Forstamt
2018 festgestellt. Da sich der Wald aus einer Abpflanzung entwickelt hat und insge-
samt juinger als die vorhandene Wohnbebauung an der Hermann-Burmeister-Stralle
ist, wird der heute geltende Waldabstand nicht eingehalten. Der &rtlich gepragte Wald-
abstand betragt rund 15 bis 17 m.

e Bei dem seinerzeit ebenfalls als Wald festgestellten nordéstlichen Baumbestand han-
delt es sich jedoch angesichts einer Flachengréfe knapp unter 2.000 m? nicht um Wald
im Sinne § 2 LWaldG M-V. Die Situation muss im Zuge des Planverfahrens durch das
Forstamt neu bewertet werden.

Entlang des Heinrich-Heine-Rings wurde zur Abgrenzung der friher gewerblichen Nutzung
eine Pappelreihe gepflanzt, die auch heute noch das Gelande raumlich abschlief3t. Zwischen
den Flachen des ehem. Heizwerkes und des ehem. Plattenwerkes stockt eine weitere Baum-
reihe.
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4.4 ErschlieBung

Das Plangebiet ist durch die Hans-Fallada-Strale an der westlichen Seite sowie den Heinrich-
Heine-Ring im Siden erschlossen. Im Norden besteht eine weitere Anschlussméglichkeit im
Bereich des westlichen Friedhofseingangs (Am Heizwerk). Entlang der 6stlichen Plangebiets-
grenze verlauft entlang der Friedhofsgrenze ein asphaltierter Fu3- und Radweg.

Uber das gesamte Plangebiet ist Leitungsbestand im Boden. Die Gasleitung zum Heizkraft-
werk verlauft am nérdlichen Rand des Plangebietes und quert den Garagenkomplex von Nord
nach Sud. Angesichts der Nahe zum Heizkraftwerk ist eine Einbindung in das értliche Fern-
warmenetz gegeben.

4.5 Natur und Landschaft

Im Zuge des B-Planverfahrens wurden in den Jahren 2021/22 eine Biotoptypenkartierung so-
wie Kartierungen der Artengruppen Brutvogel, Fledermause, Amphibien, Reptilien und Xylobi-
onte Kafer durchgefiuhrt.

Im Ergebnis der o0.g. Kartierungen konnte keine herausgehobene Biotop- und Artenschutz-
funktion des Plangebiets ermittelt werden.

Der grofdte Teil des Plangebiets wird durch eine regelmafig gepflegte Wiesenflache gepragt,
welche auf der friiheren Abrissflache durch Ansaat angelegt wurde. Die Flache wird u.a. als
Hundeauslaufwiese regelmalfig genutzt und von Menschen begangen.

Am nordwestlichen Rand befinden sich ehemals lineare Baumbestande, welche sich durch
unterlassene Pflege zum Teil in die Flache entwickelt haben. Wie auch in der Baumreihe ent-
lang des Heinrich-Heine Rings sind die Gehdlzbestande historisch stark von Hybridpappeln
gepragt. Ein nordlicher Teilbereich der Gehdlzbestande unterliegt als festgestellter Wald dem
Forstrecht.

Bei der Baumkontrolle konnten keine Hohlungen festgestellt werden, so dass Lebensstatten
von Hohlenbritern sowie Fledermausquartiere in Hohlungen mit hoher Sicherheit ausge-
schlossen werden kdénnen. Das Gebiet wird durch mehrere Fledermausarten als Jagdhabitat
genutzt (Zwergfledermaus, Muckenfledermaus, Rauhautfledermaus, Breitfligelfledermaus,
GrolRer Abendsegler, Fransenfledermaus, Braunes Langohr).

Mittels Revierkartierung wurden folgende Brutvogelarten nachgewiesen: Amsel, Buchfink,
Gartengrasmicke (Brutvogelverdacht), Girlitz, Goldammer, Griinfink, Ménchgrasmicke, Rot-
kehlchen, Zaunkénig und Zilpzalp. Als Nahrungsgaste konnten Aaskrahe/ Nebelkrahe, Blau-
meise, Buntspecht, Dohle, Eichelhaher, Elster, Fitis, Gartenrotschwanz, Gelbspdétter, Gimpel,
Hausrotschwanz, Haussperling, Kleiber, Kohlmeise, Mehlschwalbe, Nachtigall, Rauch-
schwalbe, Ringeltaube, Saatkréhe, Singdrossel, Stieglitz, Star, Sumpf-/Weidenmeise, Turm-
falke und Waldbaumlaufer beobachtet werden.

Wahrend des gesamten Untersuchungszeitraumes konnten keine Amphibien oder Reptilien
nachgewiesen werden. Auch geschutzte xylobionte Kaferarten bzw. entsprechende Mulmhdéh-
len wurden nicht festgestellt.

Schutzgebiete im Sinne des Naturschutzrechts sind im Plangebiet und dessen Wirkraum nicht
ausgewiesen. Geschutzte Biotope sind ebenfalls nicht vorhanden.

Ostlich grenzt der waldartige Geholzbestand des Stadtischen Zentralfriedhofs an, der als
Friedhof jedoch nicht dem Forstrecht unterliegt.
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Abbildung 18: Wiesenflache mit Gehdlzbestdnden auf dem Gelande des ehem. Plattenwerkes, Blick
Richtung Hans-Fallada-Stralle
Foto: Hansestadt Stralsund, 10.05.2021

4.6 Baugrund und Altlasten

Der nordliche Teilbereich des Plangebietes wird laut Kampfmittelbelastungsauskunft des Lan-
desamtes fur zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz
Mecklenburg-Vorpommern vom 16.12.2019 als Flache 546 gefuhrt. Das bedeutet, er liegt in-
nerhalb einer im Kampfmittelkataster des Munitionsbergungsdienstes (MBD) erfassten Kampf-
mittelverdachtsflache der Bezeichnung ,Stralsund — Knieper Nord“. Fur Erdeingriffe wird eine
weiterfihrende Prufung empfohlen.

Laut Altlastenkataster des Landkreises Vorpommern-Riigen' gehort der westliche Teil des
Plangebiets (Flur 61, Flurstlick 13) zum sanierten Altstandort des ehemaligen Plattenwerks.
Im Jahr 2002 wurden auf zwei Teilflachen schadliche Bodenveranderungen festgestellt. Es
fanden im Jahr 2002 auf diesen Flachen Bodensanierungsmafnahmen und Gebaudeabbruch-
arbeiten statt, wobei der belastete Boden laut Abschlussdokumentation des Ingenieurblros
S.1.G-Dr. Steffen GmbH vom 06.01.2003 ausgetauscht wurde. Diese bestatigt den Aushub
des kontaminierten Bodens im 6&stlich gelegenen Baufeld bis 4,50 m unter GOK. Am
14.11.2002 erfolgte der Bodenaustausch im Umfeld des ehemaligen Olabscheiders bis 2,50
m unter GOK. Bei diesen Sanierungsmafinahmen fielen ca. 2.800 t kontaminierter Boden und
ca. 130 t kontaminierter Beton zur Behandlung bzw. Beseitigung an?.

Da das gesamte Areal bebaut war, ist laut Baugrundgutachten vom 29.01.2020 (Baugrund
Stralsund) beim Aushub mit Altfundamenten zu rechnen. Der Boden wurde nach der Berau-
mung der Flachen aufgefillt. Um festzustellen, ob sich in den Auffillungen abfallrelevante bzw.
umweltgefadhrdende Bestandteile befinden, wurden fir zwei Bodenmischproben orientierende
chemische Untersuchungen durchgefihrt. Wahrend eine Mischprobe (Fremdbestand-Anteil <
10 %) keine erhohten Parametergehalte aufwies und somit die Anforderungen an ein Z 0-Ma-

1 Altlastenauskunft vom 6. Oktober 2021

2 Abschlussdokumentation zum Austausch von Bodenkontaminationen auf dem Gelande des ehemali-
gen Heiz- und Plattenwerkes Stralsund, S.1.G. im Auftrag der SES, Dezember 2002.
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terial nach LAGA erflllt, wies die andere Mischprobe bauschutthaltigen Auffillungen (Fremd-
bestand-Anteil > 10 %) erhdhte Gehalte an polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen
und Mineral6lkohlenwasserstoffen auf (Zuordnung Z 1/Z 1.2). Weitere Untersuchungen an an-
deren Standorten im Plangebiet (objektplanungsbezogen) werden empfohlen.

Die im Rahmen der Baugrunduntersuchung untersuchten Auffillungen und Bodenschichten
sind teilweise nicht oder nur bedingt tragfahig (vgl. ausfuhrlich Baugrund 2020).

Da die schwach wasserdurchlassigen gemischtkérnige/bindigen Auffillungen und Geschiebe-
bdden fir eine Versickerung nicht geeignet sind, ist eine Anbindung an die Kanalisation erfor-
derlich.

5. Inhalt des Planes

5.1 Nutzungskonzept

| Zentralfriedhof <

Friedhof' y \

24 Hansestad! HStraisund
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Abblldung 19 stadtebaullcher Entwurf mit Erschhef&ung, Nutzungsvertellung und beispielhafter Bebau-
ung (Stand August 2022)

Das Plangebiet wird in vier Abschnitte gegliedert, welche zukunftig unterschiedlichen Eigentu-
mern und Nutzungen zugeordnet werden. Die innere Gliederung erfolgt durch zwei Erschlie-
Bungsstralien, wobei die eine im Westen nahe des Trelleborger Platzes an der Hans-Fallada-
Strafl3e beginnt und von dort nach Osten in das Plangebiet fihrt und im Osten an den beste-
henden Radweg entlang des Friedhofs anbindet. Eine zweite ErschlieRungsstrafie soll vom
Heinrich-Heine-Ring auf der Hohe der Tankstelle nach Norden in Richtung neues Heizwerk
und Westeingang des Zentralfriedhofes fuhren.

Die westliche Flache des Garagenkomplexes und die sldlich angrenzende Freiflache wurde
bereits von der Nikolai-Gemeinde erworben, die hier ein Stadtteil- und Begegnungszentrum
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mit Kirche planen und ihren Kindergarten hier her verlegen méchten. Diese Flache wird als
Gemeinbedarfsflache festgesetzt. Ostlich grenzt der geplante Schulcampus mit Hort und Kin-
dergarten des freien Tragers unseSchule gGmbH an. Gemeindezentrum wie Schule kénnen
nach bisherigem Planungsstand gemeinsam eine mittig liegende, stadtisch betriebene ge-
meinsame Stellplatzanlage nutzen. Erganzend zur Schulnutzung schlief3t sich dstlich eine Fla-
che fur Sportanlagen an (Hartplatz, Sporthalle), die Gber die nord-sud-verlaufende Erschlie-
Rungsstralie auch separat erschlossen ist, so dass die Anlagen auch fur den Erwachsenen- /
Vereinssport gut erreichbar sind.

Die 6stlichen und nérdlichen Areale werden flr eine erganzende Wohnnutzung (im Norden)
bzw. eine gemischte Nutzung (am Heinrich-Heine.-Ring) vorgesehen.

Im gesamten Gebiet ist es erwiinscht, kleinteilige, wohnvertragliche gewerbliche Nutzungen
zu integrieren. Auch in einem Gebaude gemischte Nutzungen von z.B. Schule, Kindergarten,
Hort und Wohnen oder Gewerbe und Wohnen oder Gewerbe und Schule, Kindergarten, Hort
ist denkbar, so dass mit Ausnahme des Kirchengrundstlicks auf Ausweisung von Flachen fur
nur einzelne spezifische Nutzungen verzichtet wird.

5.2 Festsetzungen
Art und MaR der baulichen Nutzung

Der Schwerpunkt der Nutzungsmischung in diesem Plangebiet wird vorrangig in der Kombi-
nation aus Wohnen und Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke lie-
gen. Zusatzlich sind weitere gewerbliche Nutzungen erwlnscht, v. a., wenn dadurch die Zent-
rumsfunktion im Stadtgebiet Knieper gestarkt wird. Daher bietet sich eine Ausweisung als Ur-
banes Gebiet nach § 6a BauNVO an.

Das Urbane Gebiet ist charaktermallig gepragt durch eine Mischung aus Wohnen einerseits
und gewerblichen und / oder Gemeinbedarfseinrichtungen unterschiedlicher Ausrichtung an-
dererseits. Zulassig sind Wohngebaude, Geschafts- und Birogebaude, Einzelhandelsbe-
triebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Ge-
werbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke. Eine Nutzungsmischung auch innerhalb von einzelnen Gebauden
ist zulassig, aber nicht erforderlich.

Vergnlgungsstatten und bordellartige Betriebe (als Teilmenge der sonstigen Gewerbebe-
triebe) werden aufgrund der Nahe zu Schule, Kindergarten und Kirche auch nicht ausnahms-
weise zugelassen.

Fir das Urbane Gebiet wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt (und damit die nach § 17 BauNVO
mogliche Obergrenze von 0,8 bewusst nicht erreicht), da die geplanten sozialen Einrichtungen
einen relativ hohen Freiflachenbedarf haben. Gleichzeitig sichert ein unversiegelter Freifla-
chenanteil von mind. 40% nicht nur eine hohe Nutzungsqualitat im Sinne der Zielgruppen (fa-
milienorientiertes Wohnen mit guter Ausstattung an wohnungsnahen Freiflachen), sondern
dampft die sommerliche Aufheizung und verbessert damit das Kleinklima im Siedlungsbereich.

Die Festsetzungen zur Héhenentwicklung sind generell vor dem Hintergrund der allseitig um-
gebenden flinfgeschossigen Wohngebaude zu sehen. Zum Heinrich-Heine-Ring und dem be-
nachbarten Friedhof hin soll die Hohe abschnittsweise etwas abgestaffelt werden.

Im Anschluss an die im Nordwesten bestehende reine Wohnbebauung werden einzelne Teil-
bereiche als allgemeines Wohngebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. Im Allgemeinen Wohn-
gebiet sind Wohngebaude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften, Raume fur freiberuflich Tatige, nicht stérende Handwerksbetriebe sowie
Anlagen flr kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke zulassig.
Tankstellen, Gartenbaubetriebe und Betriebe des Beherbergungsgewerbes sollen auch nicht
ausnahmsweise zugelassen werden. Anlagen fur Verwaltungen und sonstige nicht stérende
Gewerbebetriebe mit Ausnahme von Ferienwohnungen kénnen ausnahmsweise zugelassen
werden.
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Tankstellen werden ausgeschlossen, da sudlich des Heinrich-Heine-Rings, genau gegentiber
der Einfahrt in Planstra’e B eine Tankstelle vorhanden ist. Zudem waren direkte Anschllisse
an die Hauptverkehrsstrale notig, was aufgrund der Haufung bestehender und geplanter
Kreuzungsbereiche mit dem Heinrich-Heine-Ring nicht méglich ist. Gartenbaubetriebe werden
ausgeschlossen, da es sich um einen zu verdichtenden Bereich der Innenentwicklung handelt.
Ferienwohnungen wie auch Betriebe des Beherbergungsbetriebes sollen ausgeschlossen
werden, da sich diese auf die touristisch attraktiveren Bereiche der Innenstadt konzentrieren
sollen.

Fir das Allgemeine Wohngebiet werden die Obergrenzen des § 17 BauNVO mit einer GRZ
von 0,4 bei einer GFZ von 1,2 ausgeschopft. Bei mehrgeschossigem Wohnungsbau wird an-
gesichts der einschrankenden Wirkung der GFZ die zugelassene GRZ nicht mit der Gebau-
degrundflache ausgeschopft werden kénnen, so dass mit zunehmender Hohe mehr Freiflache
verbleibt.

Da auch die angrenzende Wohnbebauung 5 Etagen besitzt, wird im Allgemeinen Wohngebiet
ebenfalls eine bis zu 5-geschossige Bebauung zugelassen.

Auf der im Westen festgesetzten Gemeinbedarfsflache durfen nach § 9 BauGB nur Einrich-
tungen und Anlagen errichtet werden, die der Allgemeinheit dienen. Das sind hier soziale und
religidse Nutzungen, Kindergarten und Kirche.

Angesichts des besonderen Charakters der Nutzungen wird auf erganzende Festsetzungen
zum Mafd der baulichen Nutzung (sowie auch zur Gberbaubaren Grundstiicksflache) verzich-
tet.

Uberbaubare Grundstiicksflachen/ Bauweise

Die Uberbaubaren Grundstlicksflachen werden fir die Baugebiete als durchgehende Baufens-
ter ausgewiesen. Die genauen Gebaudekubaturen kénnen variabel im Zuge der Objektpla-
nung darin positioniert werden. Bauordnungsrechtliche Vorgaben zu Brandschutz, Nachbar-
schutz, Abstandsflachen und nutzungsbedingten Anforderungen an die Baukorper sind einzu-
halten um im Zuge des Bauantrages eigenverantwortlich durch die Bauherren nachzuweisen.

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Anlehnend an die offene Bauweise sollen
die einzelnen Baukorper die erforderlichen Grenzabstdnde zu seitlichen und rickwartigen
Grundstiicksgrenzen einhalten, aber entgegen der offenen Bauweise eine Lange von mehr als
50 m haben durfen.

5.3 Immissionsschutz
Schall- und Luftschadstoffe

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich mehrere Blockheizkraftwerke (BHKW):

— in einer Entfernung von ca. 550 m sudlich des Plangebietes: BHKW der SWS Natur
GmbH, Standort: Thomas-Kantzow-Stralte 11

— in einer Entfernung von ca. 690 m nordéstlich des Plangebietes: BHKW der SWS Ener-
gie GmbH, Standort: Prohner StralRe 31b

— in einer Entfernung von ca. 190 m nérdlich des Plangebietes: BHKW der SWS Natur
GmbH, Standort: Am Heizwerk 3

Diese Anlagen befinden sich in Betrieb und haben eine Zulassung nach Bundesimmissions-
schutzgesetz (BImSchG) durch das Staatliche Amt flr Landwirtschaft und Umwelt (StALU)
bekommen. Die Anlagen unterlagen einem immissionsschutzrechtlichen
Zulassungsverfahren, da mit ihnen Schall- und Luftschadstoffemissionen verbunden sind.

Alle genannten Blockheizkraftwerke befinden sich naher an bestehender Wohnbebauung, als
die geplante Bebauung des Bebauungsplanes Nr. 22 heranrtickt. Da es durch den Betrieb der
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BHKW zu keinen Konflikten mit der vorhandenen Wohnbebauung gekommen ist, sind auch
keine Konflikte mit der geplanten Nutzung auf dem Areal dieses Bebauungsplans zu erwarten.

Zudem rickt die Bebauung im Entwurf gegentiber dem Vorentwurf etwas vom ndérdlich an-
grenzenden BHKW der SWS Natur GmbH Am Heizwerk 3 ab, um auf eine vorhandene Wald-
flache Rucksicht zu nehmen.

Larmschutz

Zur Beurteilung der Immissionsschutzbelange, insbesondere des Larmschutzes, erfolgte eine
schalltechnische Untersuchung?, deren Ergebnisse im Folgenden erlautert werden.

Im Plangebiet wirken verschiedene Larmarten ein, die sowohl von auf3en auf das Plangebiet
einwirken, als auch durch die angestrebten Nutzungen im Plangebiet selbst erzeugt werden.
Je nach Larmart und auch Hohe des Larmpegels ergeben sich unterschiedliche MaRnahmen
und Festsetzungen. Daher sind diese Festsetzungen vor allem fiir angestrebte Wohnnutzun-
gen als schutzbedurftige Nutzung im Sinne der DIN 4109 im Urbanen Gebiet relevant.

Laut schalltechnischer Untersuchung sind im Wesentlichen drei verschiedene Larmarten und
-quellen relevant:

1. Der Verkehrslarm, hier vor allem entlang des Heinrich-Heine-Rings,
2. Gewerbeldarm um die stdlich des Heinrich-Heine-Rings befindliche Tankstelle,

3. Sportlarm.

Zu Sportlarm:

Hier wurden keine allgemeinen Larmschutz-MalRnahmen im Bebauungsplan getroffen, son-
dern die Planung des Sportplatzes soll im Rahmen der Objektplanungen den Schallschutz
nachweisen. Maflnahmen die daftur in Frage kommen sind: Einhaltung von Mindestabstanden,
Ausschluss der Nutzung in der Nacht und wahrend der Ruhezeiten am Morgen sowie der
Ausschluss von Beschallungsanlagen. (siehe schalltechnische Untersuchung Kap. 6.3)

Zu Gewerbelarm:

Da fur Gewerbelarm MaRRnahmen des passiven Larmschutzes nicht zulassig sind, muss zum
Schutz der angestrebten sensiblen Nutzung mit aktivem Larmschutz, z.B. einer Larmschutz-
wand um die Larmquelle, gearbeitet werden. Da die Tankstelle nicht durch eine Larmschutz-
wand abgeschirmt werden kann, werden im Plangebiet Immissionsorte im betroffenen Bereich
um den Emissionsort Tankstelle herum ausgeschlossen. Die davon betroffenen Flachen wer-
den in der Planzeichnung dargestellt und in der Legende erklart.

Zu Verkehrslarm:

Auf den Verkehrslarm wird mittels Festsetzungen zur Optimierung der Bebauungsstruktur re-
agiert. So sind in dem zu schitzenden 40 m-Bereich entlang des Heinrich-Heine-Rings die
Grundrisse so zu gestalten, dass die Schlafrdume auf der larmabgewandten Seite angeordnet
werden. Zudem gibt es Festsetzungen fir den zu schiitzenden 20 m-Bereich entlang des Hein-
rich-Heine-Rings, wo flur die der Larmquelle zugewandten AufRenbereiche zu Wohnraumen
(Balkone, Terrassen usw.) bauliche Schallschutzmalinahmen vorgeschlagen werden, um ei-
nen AulRentagespegel von < 64 dB(A) zu erreichen. (ebd. S. 49)

3 UmweltPlan GmbH (2022): B-Plan Nr. 22 in Stralsund. Schalltechnische Untersuchung.
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Die additive Betrachtung aller Larmarten wird in Form von mafgeblichen Auf3enlarmpegeln
dargestellt, welche auch in die Planzeichnung des Bebauungsplans ibernommen werden.

Durch die Festsetzung von Schallddmmafen als passiver Schallschutz ist sichergestellt, dass
die erforderlichen Innenraumlarmpegelwerte erreicht werden. (siehe ebd. Anlage 5 und S. 50)
Die Schalldammmalie sind abhangig von der Raumart. Liegt ein mafigeblicher Aulenlarmpe-
gel (La) von z.B. 70 dB(A) vor und soll in diesem Bereich eine Wohnung entstehen (Kraumart =
30 dB) ergibt sich ein gesamt bewertetes Bau-Schallddmmmaf (R’'w,ges) von 40 dB(A).

Durch andere Vorgaben (z.B. Forderungen zur Gebaudedammung aufgrund von Klimaschutz)
erfullt eine ,Standardbauweise” die Anforderungen an die Luftschallddmmung bis ca. 65 dB(A)
automatisch. So weisen Bauteile durch die Vorgaben der EnEV 2022 standartmafig Bau-
Schalldammmale (R'w,ges) von ca. 35 dB(A) auf.

5.4 ErschlieBung
Grundsatzliches zur ErschlieRung:

Geplant wird eine querende Hauptachse sudlich der Wohnbebauung an der Hermann-Burme-
ister-Stralte von Ost nach West. Diese soll im westlichen Abschnitt als Ful- und Radweg,
mittig als verkehrsberuhigter Bereich und im dstlichen Abschnitt als Wohnstrale (Planstralle
A) ausgebaut werden und dient als Haupterschlielungstrasse fir alle Medien. Der Verkehrs-
raum ist im verkehrsberuhigten Bereich 6 m und im Abschnitt der Wohnstral3e 8 m breit.

Verkehrliche ErschlielRung

Die Verkehrsanbindungen sollen an die StralRen Heinrich-Heine-Ring und Am Heizwerk erfol-
gen. Die ErschlieBung Uber die Hans-Fallada-Strale wird auf eine fuRlaufige Anbindung und
die direkte Erschlielung der Gemeinbedarfsflache begrenzt. Damit kann stérender Durch-
gangsverkehr Uber die innere ErschlieBung verhindert werden.

Die Zufahrt vom Heinrich-Heine-Ring auf Hohe der Tankstelle (Planstra’e B) dient vor allem
zur Erschlieung der dstlichen Baufelder und hat eine Verkehrsraumbreite von 14 m. Uber die
Anbindung an die querende Hauptachse entsteht eine Durchfahrt tber die Planstralle A zur
StralRe Am Heizwerk, so dass keine flachenintensiven Wendeanlagen insb. fir die Versor-
gungsfahrzeuge vorgehalten werden mussen.

Am Heinrich-Heine-Ring auf Héhe des Schulcampus wird eine kleine Erschliefungsschleife
fur einen Parkplatz mit Kiss and Go Zone und der Mdéglichkeit, dass sich auch Stellplatze fur
das Nikolai-Gemeinde-Zentrum hier andocken kénnen, geschaffen.

Stadttechnische Erschlielung

Das Plangebiet ist aufgrund seiner innerstadtischen Lage im Siedlungsgebiet an das stadti-
sche Ver- und Entsorgungsnetz angeschlossen. Die innere stadttechnische Erschliefung ist
in Anbindung an die vorhandenen offentlichen Netze herzustellen.

Die Trinkwasserversorgung sowie Schmutz- und Regenwasserentsorgung werden durch die
REWA, Regionale Wasser- und Abwasser-mbH Gbernommen.

Die Trinkwasserversorgung kann Uber die Hans-Fallada-Stral3e und die sich sidlich der Her-
mann-Burmeister-Stral3e befindende Trinkwasserleitung erfolgen und wird dann Uber die in-
nere ErschlieBungsstralie in das Wohngebiet gefuhrt. Zur stabilen Trinkwasserversorgung ist
zweimal an das Trinkwassernetz anzuschlielen (Netzbildung). Aktuell und in Bauabschnitten
kann das geplante Nikolai-Gemeinde-Zentrum von der Hans-Fallada-Strale aus versorgt wer-
den; entlang der Wohnbldcke sudlich der Hermann-Burmeister-Stral3e liegen Leitungen, an
die sich zumindest provisorisch der Schulcampus anschliefen lasst bis zum weiteren Kom-
plettausbau der Leitungen in der neuen Ost-West-Haupttrasse zur Erschlieung auch der 6st-
lichen Flachen.
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Die Entwasserung des Gebietes erfolgt im Trennsystem. Als Anschlusspunkt flr die Schmutz-
wasserleitung soll der 6ffentliche Abwasserkanal in der Hans-Fallada-Strale genutzt werden.
Die Entwasserung erfolgt Gber eine Sammelleitung im geplanten StralRenbereich und wird im
freien Gefélle verlegt. Da in der Hans-Fallada-Stral3e ausreichend dimensionierte Abwasser-
und Regenwasserleitungen fir das Nikolai-Gemeinde-Zentrum vorhanden sind, kann dieses
dort direkt angebunden werden. Die weiteren Bausteine, insbesondere der Schulcampus, wer-
den von dort aus durch die neue Ost-West-Haupttrasse (s.0.) angeschlossen

Die Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Plangebiet soll Giber eine neu zu verlegende
Regenwasserleitung an das Regenwassernetz der REWA erfolgen. Laut Baugrundgutachten
vom 29.01.2020* (Baugrund Stralsund) besitzt der anstehende Boden zumindest bei stadti-
schen Dichtewerten keine ausreichende Regenwasserversickerungseignung.

Die ausreichende Versorgung mit Ldschwasser ist gesichert. Nach dem Arbeitsblatt W 405
des Deutschen Gas- und Wasserfaches e.V. ist fur Wohngebiete ein Loschwasserbedarf von
96 m?®h erforderlich, der aus dem Trinkwassernetz gedeckt werden kann. Zwischen der Han-
sestadt Stralsund und der REWA besteht ein glltiger Vertrag, der die Lé6schwasserbereitstel-
lung aus dem o6ffentlichen Trinkwassernetz regelt.

Die Versorgung des Gebietes mit Elektroenergie wird durch die SWS Energie GmbH durch
Anschluss an das vorhandene Netz gesichert. Die Einspeisung erfolgt einmal von Osten, von
der Stralle Am Heizwerk westlich des Zentralfriedhofes (Friedhofsweg) und einmal von der
Sudostecke der Hermann-Burmeister-Strale, von wo aus ein FuBweg ins Plangebiet fuhrt.
Dort ist eine Nische im erweiterten stadtischen Flurstiick neben der HaupterschlieRungsachse,
die sich gut fiur das Aufstellen der notwendigen Trafostation eignet.

Angesichts der 6stlich des Plangebiets verlaufenden Fernwarmeleitung ist ein Anschluss an
das Fernwarmenetz moglich. Die Anbindung erfolgt ebenfalls von der Stralle Am Heizwerk
westlich des Zentralfriedhofes (Friedhofsweg) und von dort tber die Haupterschlielungstrasse
zu allen Baufenstern.

Eine Versorgung des Plangebietes mit dem Energietrager Gas ist nicht méglich. Die vorhan-
dene Leitung ist nicht anschlussfahig, sie versorgt nur das Blockheizkraftwerk Am Heizwerk 2
nordlich des Bebauungsplangebietes.

Im Plangebiet wird die Entsorgung des Restmiills gemaR der Satzung Uber die Abfallwirtschaft
in der Hansestadt Stralsund und erste Satzung zur Anderung der Satzung (iber die Abfallwirt-
schaft (Abfallsatzung), in der aktuellen Fassung durch den Landkreis Vorpommern-Rigen,
Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte durchgefiihrt. Weiterhin
erfolgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe, Papier und Verkaufsverpa-
ckungen, durch hierflr beauftragte private Entsorger. Im naheren Umfeld befinden sich meh-
rere Glas- und Papiercontainer. Im Zuge der Objektplanung kann Uber den Bedarf einer wei-
teren Aufstellflache fir DSD-Container entschieden werden.

Fir die telekommunikationstechnische Erschlieung wird im Zusammenhang mit dem o. g.
Bebauungsplan eine Erweiterung des Telekommunikationsnetzes Uber die innere Erschlie-
Rungstrasse erforderlich.

5.5 Grunordnung

Griinflachen sowie Pflanzung, Erhalt von Baumen und Strauchern und Anpflanzung von
Baumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 u. Nr. 25a/b BauGB)

Im ndrdlichen Teil des Plangebiets wird eine oOffentliche Grinflache festgesetzt und mit der
Zweckbestimmung ,Spielplatz* planungsrechtlich gesichert (Grinflache G1).

4 Baugrund Stralsund IG mbH (2021): Baugrundgutachten Bauvorhaben Hansestadt Stralsund, Fran-
kenwall, Neubau Gemeindezentrum St. Nikolai. Stralsund.
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Innerhalb der 6ffentlichen Grinflache mit der Kennzeichnung G 1 ist der vorhandene Gehdlz-
bestand zu erhalten, zu pflegen und fortzuentwickeln.

Die nicht mit Geholzen bestandenen Flachen sind als Wiesenflachen extensiv zu pflegen. Ve-
getationsfreie Flachen sind zuvor mit einer standortgerechten Saatgutmischung aus Regiosaat
als Wiesenflachen herzustellen.

Eine Anlage von Geh- und Radwegen innerhalb der Grinflache G 1 ist in wassergebundener
Bauart in einer Breite von max. 3,00 m zulassig. Der Verkehrsflachenanteil ist auf max. 10 %
der Grunflache begrenzt.

Die in der Planzeichnung gekennzeichneten Einzelbdume sind zu erhalten und bei Abgang zu
ersetzen.

Zur Gestaltung des Strallenraumes werden an den Planstrallen A und B, an dem parallel zum
Heinrich-Heine-Ring geplanten FulRweg sowie jeweils in Reihe sechs Baume auf der Gemein-
bedarfsflache und der Flache MU 1 125 standortgerechte, mittel- bis groRkronige Laubbdume
der Pflanzqualitat Hochstamm fir Alleebaumpflanzungen, Stammumfang 16-18 cm, 3xv, DB
gepflanzt. Pro Baum werden gem. FLL-Richtlinie "Empfehlungen fir Baumpflanzungen" 12 m?
durchwurzelbarer Raum bei einer Mindesttiefe von 1,5 m vorgehalten. Die Baumstandorte
werden durch geeignete Mallnahmen gegen Anfahren geschitzt. Die Baumscheiben werden
dauerhaft begrint.

Planungen, Nutzungsregelungen und Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Anlage von Wald

Auf der mit M1 gekennzeichneten Flache ist eine Pflanzung im Weitverband mit standortge-
rechten Laubholzarten aus anerkannten Forstsaatgutbestanden aus den fir Mecklenburg-Vor-
pommern zugelassenen Herkunftsgebieten geplant. Der Leitungsschutzbereich innerhalb der
Flache ist von der Bepflanzung auszunehmen und als Nichtholzboden extensiv zu pflegen.

Forderung der Grundwasserneubildung

In den Baugebieten sowie den o6ffentlichen Grinflachen sind Befestigungen von Ful3- und
Radwegen, nicht unterbauten Kfz-Stellplatzen, Aufstellflachen und Aufenthaltsflachen in was-
ser- und luftdurchldssigem Aufbau herzustellen (Rasengittersteine, Okopflaster). Die Wasser-
und Luftdurchlassigkeit mindernden Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss und As-
phaltierungen und Betonierungen sind unzulassig.

Regelungen zur Begriinung von Dachflachen

Flachdacher missen auflerhalb von Dachterrassen und begehbaren Dachflachen sowie au-
Rerhalb von Flachen, die mit Photovoltaikanlagen bestellt werden, eine Begriinung erhalten.
Es ist eine extensive Begriinung der Dachflachen mit Sedum-Gras-Krautermischung auf einer
Substratdeckschicht von 10-15 cm anzulegen, wobei darauf zu achten ist, dass zusammen-
hangende Flachen von mindestens 200 m? entstehen.

Eingriffs-/ Ausgleichsbilanz

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen ist gema § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwagung die
Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz zu bericksichtigen, nach der erhebli-
che Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit
des Naturhaushaltes zu vermeiden bzw. auszugleichen sind.

Grundsatzlich ist zu berticksichtigen, dass das Plangebiet nahezu vollstandig erst im Zuge des
Stadtumbaus beraumt wurde, um zu verhindern, dass vom brachgefallenen Grundstlick als
stadtebaulicher Missstand ein Trading-Down-Effekt auf die Umgebung ausgegangen und da-
mit die Sanierungsziele hintergangen worden waren. Auf einer baulichen Anschlussnutzung
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musste dabei nur aufgrund des damals fehlenden Bedarfs verzichtet werden (zeitverzdgerte
Innenentwicklung).

Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung erfolgt in Kap. 3.4 von Teil Il der Begrindung (Umwelt-
bericht). Der multifunktionale Kompensationsbedarf betragt abzlglich Minderungsmafnah-
men 71.946 m? Eingriffsflachenaquivalente. Der Kompensationsbedarf wird durch 58.844
Kompensationsflachenaquivalente zu 82 % gedeckt.

5.6 Umgang mit Waldflachen

Im norddstlichen Plangebiet befindet sich eine flachig mit Waldgehdlzen bewachsene Flache
mit einer GroRe von 2.250 m?, die aufgrund ihrer Form und Struktur als Wald im Sinne des § 2
LWaldG M-V einzustufen ist. GemaR § 20 LWaldG ist zur Sicherung vor Gefahren durch Wind-
wurf oder Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 m zum Wald
einzuhalten (vgl. Darstellung in Abbildung 20).

X e
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Abbildung 20: Festgestellte Waldflache (grin) und Waldabstand (schwarz)

Angesichts der dkologisch wie klimatisch positiven Auswirkungen waldartiger Bestockung soll
die Waldflache durch die vorliegende Planung durch Aufforstung vergréfiert und in die Sied-
lungsstruktur integriert werden.

Mit der Planung ist nur fir einen kleinen stdlichen Teilbereich der Waldflache mit einem Um-
fang von 150 m? eine Waldumwandlung erforderlich, um fir die zuklnftige Bebauung den gem.
§ 20 Abs. 1 LWaldG M-V fir bauliche Anlagen einzuhaltenden Waldabstand von 30 Metern zu
gewahrleisten. Gleichzeitig soll die Waldflache in westliche Richtung um 955 m? ausgeweitet
werden (vgl. Abbildung 21 und Darstellung in der Planzeichnung). Drei einzelne land-
schaftspragende Schwarzkiefern innerhalb der umzuwandelnden Waldflache werden erhalten.
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1,12ha .~
Abbildung 21: Umgang mit Waldflachen (Ausschnitt aus dem stadtebaulichen Konzept)

Gemal § 1a Abs. 2 BauGB ist die Notwendigkeit der Umwandlung als Wald genutzter Flachen
besonders zu begriinden. Dabei ist das grundsatzliche Interesse am Walderhalt mit den Erfor-
dernissen der Innenentwicklung abzuwagen.

Das Erfordernis fir die minimale Waldumwandlung wird wie folgt begriindet:

Wie aus Abbildung 21 hervorgeht, ist der waldartige Gehdlzbestand nach Rickbau der bauli-
chen Anlagen aufgrund unterlassener Grundstlickspflege durch Sukzession entstanden.

: : : . : k v I-‘ ‘jdl : .,* _;-Ge%{EM%

Die Planung ist eine grundsatzliche Innenentwicklung im Sinne des § 1a BauGB (Flachenre-
cycling einer Gewerbebrache) und damit geeignet, die Inanspruchnahme von bislang nicht
vorgepragten Landschaftsflachen zu reduzieren. Dies gilt umso mehr, als die Flachen durch
die angrenzenden offentlichen Stral’en (Heinrich-Heine-Ring, Hans-Fallada-Stralie) bereits
erschlossen sind, so dass nur noch eine untergeordnete BinnenerschlieBung erforderlich wird.
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Mit der Planung wird die im Vorentwurf beabsichtigte Bebauung deutlich aus der vorhandenen
Waldflache zuriickgenommen und die Waldumwandlung auf ein Minimum beschrankt. Damit
wird der Stellungnahme zum Vorentwurf des Forstamtes Schuenhagen vom 28. Januar 2022
entsprochen.

Bebauungsplane sollen eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennut-
zung unter Berlcksichtigung der Wohnbedirfnisse der Bevolkerung gewahrleisten (§ 1 Abs. 5
BauGB). Insgesamt besteht weiterhin ein grol3er Bedarf an Wohnraum in der Hansestadt. Laut
Prognose der in Erarbeitung befindlichen 3. Fortschreibung des Integrierten Stadtentwick-
lungskonzeptes (ISEK) ist bis 2035 von einem Bedarf an 4.000 Wohnungen auszugehen, der
soweit mdglich mit MalRnahmen der Innenentwicklung zu decken ist.

Die geplante Wohnnutzung im nérdlichen Teil des B-Plans liegt in rdumlicher Nahe zu beste-
hender Wohnnutzung an der Herrmann-Burmeister-Stralde an und eignet sich auch wegen der
raumlichen Nahe zu Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen gut fur die Entwicklung eines
Wohnungsbaustandortes. Mit ca. 156 Geschosswohnungen leistet das Baugebiet einen sub-
stanziellen Beitrag zu Wohnungsversorgung.

In der Abwagung zwischen Walderhalt und Siedlungsentwicklung ist dartber hinaus zu be-
ricksichtigen, dass mit der Planung in einem gréReren Umfang Wald neu geschaffen wird als
verloren geht.

Es wird somit flr eine Flache von 150 m? eine Umwandlung nach § 15 LWaldG M-V beantragt.
Gleichzeitig wird fur eine Flache von 955 m? eine Erstaufforstungsgenehmigung nach § 25
WaldG M-V beantragt, so dass der Waldverlust deutlich Gberkompensiert wird.

7. Abwagungsrelevante Belange/ Zusammenfassung

Der B-Plan dient der funktionalen Aufwertung von Knieper West und ist grundsatzlich eine
MalRnahme der Innenentwicklung, mit der eine bereits friher bebaute und damit anthropogen
uberformte Flache wiedergenutzt und eine innerhalb des Siedlungsraums liegende Liicke ge-
schlossen wird. Damit wird der erstmaligen Inanspruchnahme zusatzlicher Flachen fir eine
bauliche Entwicklung entgegengewirk.

Mit der vorliegenden Planung wird ein robustes Gerust fir eine stadtteilvertragliche und stadt-
teilstarkende bauliche Nutzung gelegt. Die zusatzlichen Infrastrukturangebote (Gemeinde-
zentrum, Kita, Schulcampus) werden sich positiv auch auf das Umfeld auswirken (Erhalt und
Fortentwicklung vorhandener Ortsteile) und unterstiitzen auch die Erhaltung sozial stabiler Be-
volkerungsstrukturen.

Die hochbauliche Konkretisierung erfolgt im Rahmen der Objektplanung. Angesichts des stad-
tischen Grundstlickseigentums kénnen auch weitergehende Ziele (z.B. architektonische Ge-
staltungsqualitat, energetische Standards, soziale Ausrichtung u.a.) bei der Grundsticks-
vergabe berilcksichtigt werden.

Die beabsichtigten Nutzungen (Wohnen, soziale Einrichtungen, gewerbliche Nutzungen) er-
ganzen die in der Umgebung vorhandenen Nutzungen, so dass im Gebiet keine Nutzungskon-
flikte entstehen werden. Die vorgesehene Nutzung entspricht der Umgebungsnutzung, magli-
che durch die zusatzliche Nutzung verursachte Gerausche sind daher von der Nachbarschaft
als baugebietstypisch hinzunehmen.

Das Plangebiet ist durch den sudlich angrenzenden Heinrich-Heine Ring randlich stark durch
Verkehrslarm belastet. Daher werden Festsetzungen zum passiven Schallschutz getroffen.

Die nérdliche, in der Nahe des Heizwerkes und des Friedhofs liegende Waldflache wird fast
vollstéandig erhalten und dauerhaft in die Siedlungsstruktur integriert. Der kleine Bereich, der
formal umgewandelt werden soll, enthalt drei sehr schone Schwarzkiefern, die als Einzel-
baume zum Erhalt festgesetzt werden. Damit wird das Ziel des Walderhalts (6kologische, kli-
matische Wohlfahrtwirkung des Waldes) mit dem Anspruch eines sparsamen und schonenden
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Umgangs mit Grund und Boden (Primat der Innenentwicklung durch Wiedernutzbarmachung
von Flachen und Nachverdichtung) vereint.

Stadtebauliche Kennwerte:

1. FlachengréRen nach Nutzungen

Flache fur Gemeinbedarf 0,94 ha
Urbanes Gebiet 4,48 ha
Allgemeines Wohngebiet 0,22 ha
Offentliche Gruinflache (Park, Spielplatz, Verkehrsgrin) 0,39 ha
Wald 0,31 ha
StraRenverkehrsflache 0,76 ha
Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung 0,25 ha
Summe 7,35 ha

2. Anzahl der WE und EW
in Geschosswohnungsbau ca. 150
Annahme: 2 EW / WE ca. 300

8. Auswirkungen auf Natur und Umwelt

Die planbedingten Auswirkungen auf den Naturhaushalt und die einzelnen Schutzglter der
Umwelt werden im weiteren Verfahren detailliert im Umweltbericht (Teil Il der Begrindung)
behandelt. Dieser stellt die Auswirkungen der Planung auf die bei der Umweltprifung zu be-
trachtenden Schutzguter allgemeinverstandlich dar.

9. Nachrichtliche Ubernahmen
Wald

Die festgestellte Waldflache wird in der Planzeichnung nachrichtlich gekennzeichnet. Zur In-
formation und besseren Verstandlichkeit des Bebauungsplanes wird die umzuwandelnde
Waldflache und die nach der Umwandlung zukiinftig geltende 30 m-Waldabstandslinie im Plan
dargestellt.

10. Hinweise

Far die Umsetzung werden Hinweise auf fachgesetzliche Anforderungen gegeben.

Waldabstand

Innerhalb des gesetzlichen Waldabstandes des vorhandenen und zukinftigen Waldes sind
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, die dem sténdigen oder auch nur vorubergehen-
den Aufenthalt von Menschen dienen kénnen, unzuladssig. Ausnahmen von der Einhaltung des
Waldabstandes kénnen gem. § 2 WaldAbstVO M-V zugelassen werden.
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Artenschutz

Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG), insbesondere auf die Vorschriften fir besonders ge-
schitzte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach § 44 ff wird hingewiesen. Bei
der Umsetzung des B-Plans sind inshesondere folgende MalRgaben zu beachten:

— Zur Vermeidung der Verletzung, Tétung und Stérung von Brutvogeln muss die Bau-
feldfreimachung inklusive Baumfallungen zwischen dem 01. Oktober und dem 01. Méarz
begonnen und ohne gréRere Pausen durchgeflihrt werden.

— Die Baumfallungen missen vor dem 01.03. des Jahres abgeschlossen sein.

— Die AuRenbeleuchtung auf den privaten Grundstlicken fledermausvertraglich gestaltet
werden soll (Beleuchtungsstarke nicht tUber die nach EU-Standards erforderliche Min-
destmal} hinaus, Vermeidung stérender Lichtausbreitung in angrenzende Raume
durch gerichtete Beleuchtung von oben nach unten, Einsatz von vollabgeschirmten
LED-Lampen mit Farbtemperaturen von 2.700 Kelvin oder weniger sowie Wellenlan-
gen > 540 nm).

— Gebaude sollen mit einer vogelfreundlichen Fenster- und Turverglasung nach aktuel-
lem Stand der Technik errichtet werden.

Geholzschutz

Die Gehoélzbestande sind vor Beginn der Bautatigkeiten durch entsprechende Mallnahmen in
Anlehnung an die DIN 18920 zu schitzen (Abgrenzung mit einem Schutzzaun). Baugerate
und Maschinen dirfen nicht im Wurzelbereich von Gehoélzen abgestellt werden.

Pflanzungen

Far die Pflanzungen von Laubbdumen im Bereich der Verkehrsflachen gelten die folgenden
Empfehlungen: Acer Platanoides/ Spitzahorn, Quercus robur/ Stieleiche, Sorbus intermedial
Schwedische Mehlbeere, Tilia coradatal Winterlinde, Ulmus pumila/ Sibirische Ulme.

Bodendenkmale

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt werden,
istgemal § 11 DSchG M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehdrde zu benachrichtigen
und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des
Landesamtes flir Bodendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Die Verpflich-
tung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige, doch kann die Frist fur eine fachgerechte
Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren verlangert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V).

Bodenschutz

Unbelasteter Oberboden ist wahrend der Bauphase in geeigneter Weise zu lagern und im
Baugebiet wiederzuverwenden (§ 202 BauGB). Aufgrund der vorhandenen Aushubbdden und
sanierten Altlasten sind des weiteren folgende Hinweise zu beachten.

— Wegen der im Altlastenkataster als saniert erfassten Altlasten ,ehemaliges Heizwerk®
und ,ehemaliges Plattenwerk® und der anhand der mit PAK und MKW (Z 1 / Z1.2) be-
lasteten Mischprobe bestatigten Auffillungen ist eine Baubegleitung durch einen bo-
denkundlich qualifizierten Sachverstandigen vorzusehen. Dieser wird der unteren Bo-
denschutz-behorde des Landkreises Vorpommern-Rugen zusammen mit dem Beginn
der Anzeige der Bauarbeiten benannt. Die Dokumentation der bodenkundlichen Bau-
begleitung wird der unteren Bodenschutzbehérde in Form eines Abschlussberichtes
vorgelegt.
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— Die anfallenden Aushubbdden sind durch eine sachkundige bodenkundliche Baube-
gleitung nach der LAGA-Mitteilung 20 (Mitteilung der Landerarbeitsgemeinschaft Abfall
20, Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfal-
len, Teil Il: Technische Regeln fir die Verwertung, Tabelle Il. 1.2.-1) zu untersuchen,
um eine Entscheidung Uber die Verwertung bzw. Beseitigung des Aushubbodens tref-
fen zu kénnen. Der ausgehobene Boden ist bei einer Zwischenlagerung zum Zwecke
der Beprobung auf einer Plane oder versiegelten Flache abzulagern und mittels einer
Schutzplane abzudecken, um eventuelle Schadstoffausbreitungen im Boden und Aus-
waschungen von Schadstoffen durch Niederschlage zu verhindern.

— Aushubboden, der den Zuordnungswert > Z 2 gemal den Anforderungen an die stoff-
liche Verwertung von mineralischen Abféllen der Bund/Lander Arbeitsgemeinschaft
Abfall (LAGA 20) Uberschreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustufen
und fachgerecht zu entsorgen. Auf Grundlage des § 51 Abs. 1 Ziffer 1 2te Alternative
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwG) wird die Nachweispflicht Gber die Entsorgung (Ver-
wertung bzw. Beseitigung) angeordnet.

— Der Nachweis der Entsorgung (Entsorgungsnachweise, Ubernahmescheine) sowie die
Prifberichte bzw. die Analytik des Aushubmaterials sind unverztglich beim Fachdienst
Umwelt, untere Bodenschutzbehdrde, des Landkreises Vorpommern-Rigen einzu-
reichen.

— Im Allgemeinen Wohngebiet ist ein Benzo(a)pyren-Gehalt von 1 mg BaP/kg TM einzu-
halten.

11. MaBnahmen der Bodenordnung und Planrealisierung

Das komplette Plangebiet befindet sich bis auf ein von der Nikolaigemeinde bereits erworbe-
nes Teilstiick im Eigentum der Hansestadt Stralsund. Das Grundstiick fir das Stadtteil- und
Begegnungszentrum wird, wenn die grundbuchliche Sicherung ihren Niederschlag in der Bo-
denordnung und dem Kataster gefunden hat, vollstandig in das Eigentum der Nikolaigemeinde
Ubergehen. Die Schule sowie die Sporthalle werden voraussichtlich im Eigentum der Hanse-
stadt Stralsund verbleiben (Erbpachtgrundstiick). Die tbrigen Flachen sollen an genossen-
schaftliche oder private Vorhabentrager zur Bebauung verauf3ert werden.

12. Verfahrensablauf

Aufstellungsbeschluss 20.05.2021
friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung 10.-24.01.2022
Entwurfs- und Auslegungsbeschluss

Auslegung

Beteiligung der Behdrden und
sonstigen Trager offentlicher Belange
Satzungsbeschluss/ Rechtkraft
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13. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November
2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli
2022 (BGBI. I S. 1353, 1358).

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
November 2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802).

Verordnung uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember
1990 (BGBI. 1991 S. 58), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni
2021 (BGBI. I S. 1802).

Gesetz liber die Raumordnung und Landesplanung des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Landesplanungsgesetz - LPIG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 05. Mai 1998 (GVOBI. M-V S. 503), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 5. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V), in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBI. M-V S. 344, 2016 S. 28), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V, S.1033)

Gesetz liber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz-
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI | S. 2542), zuletzt geandert durch Art. 290 Ver-
ordnung vom 19. Juni 2020; (BGBI. | S. 1328)

Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausflihrung des Bundesnatur-
schutzgesetzes (Naturschutzausflihrungsgesetz-NatSchAG M-V) vom 23. Februar
2010 (GVOBI. M-V S. 66), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli
2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in Mecklenburg-Vorpommern (Landes-
UVP-Gesetz - LUVPG M-V) i in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2018 (GVOBI. M-V S. 362)

Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom
06.01.98 (GVOBI. M-V S. 12, 247), geandert durch Gesetz vom 12.Juli 2010 (GVOBI.
M-V S. 383, 392)

Gesetz zum Schutz vor schadlichen Bodenveranderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG vom 17. Marz 1998 (BGBI.
I S. 502), zuletzt geandert durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 27. September
2017 (BGBI. | S. 3465)

Gesetz liber den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern (Lan-
desbodenschutzgesetz- LBodSchG M-V) vom 04. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S.
759, zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S.
219)

Landeswaldgesetz (LWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 2011
(GVOBI. M-V 2011, S.870), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Juli
2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen bei der Einhaltung des Abstandes bau-
licher Anlagen zum Wald (Waldabstandsverordnung - WAbstVO M-V) vom 20. April
2005
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o Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom 30. No-
vember 1992 (GVOBI. M-V S. 669), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
5. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228)

o Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt geandert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020; (BGBI. | S. 1408)

e Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern (KV M-V) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S. 777), zuletzt
mehrfach geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBI. M-V S.
467)

e Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund vom 07.02.2012, in Kraft getreten am
08.02.2012, zuletzt geandert 9. Satzung zur Anderung der Hauptsatzung, in Kraft ge-
treten am 01.01.2017

Die Gesetze und Verordnungen gelten jeweils in ihrer letztgliltigen Fassung zum Zeitpunkt der
Aufstellung des Planes.
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TEIL Il - UMWELTBERICHT MIT EINGRIFFSREGELUNG

1. Einleitung

1.1 Anlass und Aufgabenstellung

Auf einer ca. 7,35 ha grole Freiflache, welche durch den Abriss der Gebaude des ehe-
maligen Plattenwerkes und des ehemaligen Heizwerkes entstanden ist, ist eine bauliche
Entwicklung geplant. Aufgrund der zentralen Lage innerhalb des Stadtgebiets Knieper
und der baulichen Vorpragung ist das Gebiet pradestiniert flir eine Innenentwicklung.

Der Schwerpunkt der Nutzungsmischung in diesem Plangebiet wird vorrangig in der
Kombination aus Wohnen und Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche
Zwecke liegen. Zusatzlich sind weitere gewerbliche Nutzungen erwilnscht, v. a., wenn
dadurch die Zentrumsfunktion im Stadtgebiet Knieper gestarkt wird. Daher bietet sich
eine Ausweisung als Urbanes Gebiet nach § 6a BauNVO an. Einzelne Teilbereiche wer-
den als allgemeines Wohngebiet und Gemeinbedarfsflache festgesetzt.

Um die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fiir das Vorhaben zu schaffen, hat die
Burgerschaft der Hansestadt Stralsund am 20.05.2021 beschlossen, den Bebauungs-
plan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk* aufzu-
stellen.

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplanen fir die Belange des
Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprifung durchzuftihren und
ein Umweltbericht zu erstellen. Der Umweltbericht dient der Dokumentation des Vorge-
hens bei der Umweltprifung und fasst alle Informationen zusammen, die als Belange
des Umwelt- und Naturschutzes und der erganzenden Vorschriften zum Umweltschutz
(§ 1aBauGB) in der Abwagung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu bertcksichtigen sind. GemafR
§ 2a BauGB stellt der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begriindung dar.

Die Prufung der Auswirkungen auf Natur und Umwelt griindet auf den Zielen und Inhal-
ten der Planung, wie sie insbesondere in dem Punkt 5 der Begriindung (Teil I) dargestellt
sind, und konzentriert sich somit auf das unmittelbare B-Plangebiet sowie die moglich-
erweise von ihm ausgehenden Wirkungen auf das Umfeld. Betrachtet werden die Aus-
wirkungen des Vorhabens auf die Schutzguter des Naturhaushaltes (Flache, Boden,
Wasser, Klima einschliel3lich Anfalligkeit gegentiber Folgen des Klimawandels, Luft,
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, Landschaft), die Schutzglter Mensch/ Gesund-
heit/ Bevolkerung und Kultur-/Sachguter/ kulturelles Erbe sowie deren Wechselwirkun-
gen untereinander.

Der vorliegende Umweltbericht ist Bestandteil der Begriindung zum B-Plan Nr. Bebau-
ungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk".

1.2 Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplans

1.2.1 Angaben zum Standort

Das B-Plangebiet befindet sich im Stadtgebiet Knieper und hier im Stadtteil Knieper
West zwischen Hans-Fallada-Stralle, Herrmann-Burmeister-Strale, Am Heizwerk,
Zentralfriedhof und Heinrich-Heine-Ring. Das B-Plangebiet stellt aktuell eine stadtebau-
liche Brache dar, welche aufgrund der inzwischen vorhandenen Wiesenflache tiw. zur
Naherholung genutzt wird (insbesondere Spazierganger mit Hunden).
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Abbildung 1: Lage des Geltungsberelchs

Der Geltungsbereich des B-Plans wird wie folgt begrenzt:

¢ im Norden/Nordwesten durch die Bebauung an der Herrmann-Burmeister-Stralle und
das Heizwerk,

e im Osten durch den Zentralfriedhof,
e im Westen durch die Hans-Fallada-Strae und

e im Suden durch den Heinrich-Heine-Ring (StraRenmitte).

1.2.2 Ziel der Planung

Mit der Planung wird eine Nutzungsmischung in der Kombination aus Wohnen und Anlagen
fur kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke verfolgt. Zusatzlich sind weitere ge-
werbliche Nutzungen erwiinscht, v. a. wenn dadurch die Zentrumsfunktion im Stadtgebiet
Knieper gestarkt wird. Daher ist Ausweisung als Urbanes Gebiet nach § 6a BauNVO vorgese-
hen. Einzelne Teilbereiche werden als allgemeines Wohngebiet und Gemeinbedarfsflache
festgesetzt.

Das Urbane Gebiet ist charaktermafig durch eine Mischung aus Wohnen einerseits und ge-
werblichen und / oder Gemeinbedarfseinrichtungen unterschiedlicher Ausrichtung anderer-
seits gepragt. Zulassig sind Wohngebaude, Geschéafts- und Blrogebaude, Einzelhandelsbe-
triebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige Ge-
werbebetriebe, Anlagen fir Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheit-
liche und sportliche Zwecke.

Fir das Urbane Gebiet wird eine GRZ von 0,6 und fir das Allgemeine Wohngebiet von 0,4
festgesetzt. Die Gemeinbedarfsflache wird in Anlehnung das das Allgemeine Wohngebiet
ebenfalls nur zu ca. 40 % bebaut, da die geplanten sozialen Einrichtungen einen relativ hohen
Freiflachenbedarf haben. Gleichzeitig sichert ein unversiegelter Freiflachenanteil von 40%
bzw. 60 % nicht nur eine hohe Nutzungsqualitat im Sinne der Zielgruppen (familienorientiertes
Wohnen mit guter Ausstattung an wohnungsnahen Freiflachen), sondern dampft die sommer-
liche Aufheizung und verbessert damit das Kleinklima im Siedlungsbereich.

Seite 32 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

Die Festsetzungen zur H6henentwicklung sind vor dem Hintergrund der allseitig umgebenden
funfgeschossigen Wohngebaude zu sehen. Da die angrenzende Wohnbebauung 5 Etagen
besitzt, wird hier ebenfalls eine bis zu 5-geschossige Bebauung zugelassen.

1.3 Allgemeinverstindliche Zusammenfassung

Auf einer ca. 7,35 ha grolde Freiflache, welche durch den Abriss der Gebaude des ehemaligen
Plattenwerkes und des ehemaligen Heizwerkes entstanden ist, ist eine bauliche Entwicklung
geplant. Aufgrund der zentralen Lage innerhalb des Stadtgebiets Knieper und der baulichen
Vorpragung ist das Gebiet pradestiniert fur eine Innenentwicklung.

Der Schwerpunkt der Nutzungsmischung in diesem Plangebiet wird vorrangig in der Kombi-
nation aus Wohnen und Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und sportliche Zwecke lie-
gen. Zusatzlich sind weitere gewerbliche Nutzungen erwinscht, v. a., wenn dadurch die Zent-
rumsfunktion im Stadtgebiet Knieper gestarkt wird. Daher bietet sich eine Ausweisung als Ur-
banes Gebiet nach § 6a BauNVO an. Einzelne Teilbereiche werden als allgemeines Wohnge-
biet und Gemeinbedarfsflache festgesetzt.

Zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 22 der Hansestadt Stralsund wurde flr die Belange
des Umweltschutzes eine Umweltprifung durchgefiihrt, deren Ergebnisse im vorliegenden
Umweltbericht dargelegt werden.

Mit der Bebauung des Areals des ehemaligen Plattenwerkes und ehemaligen Heizwerks ist
der Verlust von Siedlungsgehélzen, Waldflachen, Zierrasen und Ruderalflachen sowie von 60
nach § 18 NatSchAG M-V geschutzten Einzelbdumen verbunden. Die Planung erfolgt so, dass
der Waldverlust auf ein Minimum reduziert wird. Gleichzeitig wird innerhalb einer &ffentlichen
Grinflache in einem weitaus gréfierem Umfang Wald neu geschaffen als verloren geht.

Zur Berlcksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 Abs. 1 und Abs. 5
BNatSchG wurde ein Artenschutzfachbeitrag erarbeitet. Als Grundlage erfolgten im Jahr 2021
faunistische Kartierungen der Artengruppen Brutvdgel, Fledermause, Amphibien und Repti-
lien. Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbestdnden wurden Vermeidungs-
malnahmen (Bauzeitenregelung Brutvdgel, vogelfreundliche Fenster- und Turverglasung)
festgelegt. Erhebliche Beeintrachtigungen von Tierarten sind somit nicht zu erwarten.

Erhebliche Beeintrachtigungen der Schutzglter Flache, Boden, Wasser, Landschaft, Klima,
Luft, Mensch sowie und Kultur- und Sachguiter sind nicht zu erwarten. Alle Beeintrachtigungen
kénnen vermieden oder multifunktional Uber den naturschutzrechtlichen Ausgleich der beein-
trachtigten Biotope sowie den Waldausgleich nach Landeswaldgesetz ausgeglichen werden.

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen ist gemal § 1a Abs. 3 BauGB in der Abwagung die
Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz zu bericksichtigen, nach der erhebli-
che Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit
des Naturhaushaltes zu vermeiden bzw. auszugleichen sind.

Der Kompensationsbedarf betragt abziglich MinderungsmalRnahmen 71.946 m? Eingriffsfla-
chenaquivalente. Der Kompensationsbedarf wird v.a. Uber eine externe Mallnahme zu 82 %
mit 58.844 m? Kompensationsflachenaquivalenten erbracht.

Im Ergebnis der Umweltprifung wird festgestellt, dass bei vollstandiger Umsetzung der ge-
planten Mallnahmen zur Vermeidung, zur Minderung und zum Ausgleich keine erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen verbleiben.
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2. Darstellung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes

2.1 Fachgesetze und einschlagige Vorschriften

2.1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
Die folgenden Umweltbelange sind bei der Abwagung zu beachten.

Bodenschutzklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB

,Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Ver-
ringerung der zusétzlichen Inanspruchnahme von Fldchen fiir bauliche Nutzungen die M6g-
lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flachen, Nachverdichtungen und andere MalBnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie
Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen®.

Die Planung dient der Wiedernutzbarmachung einer ehemals bebauten Flache und entspricht
damit den Zielen der Bodenschutzklausel.

Umwidmungssperrklausel nach § 1a Abs. 2 BauGB

LLandwirtschaftlich, als Wald oder fiir Wohnzwecke genutzte Fldchen sollen nur im notwendi-
gen Umfang umgenutzt werden. (...). Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich
oder als Wald genutzter Fldchen soll begriindet werden; dabei sollen Ermittlungen zu den
Méglichkeiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brach-
flichen, Gebdudeleerstand, Baullicken und andere Nachverdichtungsméglichkeiten zdhlen
kdénnen.”

Die Planung dient der Wiedernutzbarmachung einer ehemals bebauten Flache und ermdéglicht
eine Innenentwicklung. Zwar werden Baumbestande mit Waldstatus beansprucht. Die Ent-
wicklung der Baumbestande in die Flache ist aber auf unterlassene Pflege ehemals linearer
Gehdlzbestande (Abpflanzungen) angrenzend zur Wohnbebauung auf innerstadtischen
Brachflachen zuriick zu flihren. Die im B-Plan-Gebiet liegende waldartige Bestockung wird
weitgehend erhalten und in die Siedlungsstruktur integriert (vgl. Ausfiihrungen in Teil I, Kap.
5.6).

Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB

»Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintréchtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsféhigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1
Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem
Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwégung nach § 1 Absatz 7 zu beriicksichtigen. Der
Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als
Fléachen oder MaBnahmen zum Ausgleich.”

Durch die Planung wird ein durch friihere bauliche Nutzung vorbelasteter Bereich beansprucht
(Innenentwicklung durch Wiedernutzbarmachung einer stadtischen Brachflache). Die durch
den B-Plan Nr. 22 zulassigen Eingriffe in Natur und Landschaft werden bilanziert und ausge-
glichen. Es werden entsprechende Vermeidungs- und Kompensationsmalinahmen konzipiert
(vgl. Kap. 3.5).

Erfordernisse des Klimaschutzes nach § 1a Abs. 5 BauGB

,Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch MalBnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung getragen werden.”
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Als Grundlage fir die Bertcksichtigung der Planungsbelange des Klimaschutzes dient u. a.
das Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund (Oktober 2010), das darauf abzielt, den
COz-AusstolR alle fiinf Jahre um 10 % zu vermindern. Dazu wird ein Paket von 36 Klimaschutz-
maflnahmen benannt.

Fir die Bauleitplanung sind insbesondere die Empfehlungen zur ,Prima-Klima-Politik“ (Maf3-
nahmenblatt E-13) relevant. Vorgaben von Bebauungsplanen sollen demnach eine kompakte
Gebaude- und Siedlungsgestaltung und eine aktive und passive Nutzung von Solarenergie
zum Ziel haben. Unglnstige Bepflanzungsfestsetzungen sollen vermieden werden. Hem-
mende Vorschriften, die dem Einsatz von regenerativen Energien oder effektiver Energienut-
zung entgegenstehen konnen, sollen abgebaut werden.

Fir die Umsetzung konkreter MalRnahmen, die im Klimaschutzkonzept benannt werden, ste-
hen angesichts des stadtischen Bodeneigentums privatrechtliche Regelungsmaéglichkeiten zur
Verfugung. Angesichts des bereits unmittelbar benachbarten Heizkraftwerks ist der Anschluss
an das ortliche Fernwarmenetz vorgesehen. Die Stadtwerke beabsichtigen fur die nachsten
Jahre eine kontinuierliche Erhéhung des Anteils erneuerbarer Warme im Netz z.B. durch Ein-
satz von Biogas, Aufbau einer Power-to-heat-Anlage mit Warmespeicher etc..

Daruber hinaus sind die Vorgaben des Erneuerbaren Energien Warmegesetzes (EEWarmeG)
zu berlcksichtigen. Nach § 3 Abs. 1 EEWarmeG sind die Eigentimer von Gebauden, die neu
errichtet werden, verpflichtet, den Warmeenergiebedarf des Gebaudes durch die anteilige Nut-
zung von erneuerbaren Energien zu decken. Der Verpflichtete kann gemaR § 5 EEWarmeG
wahlweise zwischen folgenden Anteilen der Energien entscheiden:

e solare Strahlungsenergie zur Deckung des Warmeenergiebedarfs von mindestens 15 %,

e die Nutzung von gasférmiger Biomasse zur Deckung des Warmeenergiebedarfs von
mindestens 30 %,

e die Nutzung von flissiger und fester Biomasse bzw. von Geothermie und Umweltwarme
zur Deckung des Warmeenergiebedarfs von mindestens 50 %.

Die genannten Anforderungen an den Klimaschutz finden im vorliegenden Bebauungsplan wie
folgt Berlcksichtigung:

¢ Im Hinblick auf die Wahlfreiheit des Bauherrn zur Nutzung erneuerbarer Energien fur die
anteilige Deckung des Warmebedarfs stehen die Festsetzungen des Bebauungsplanes
der Errichtung von Sonnenkollektoren auf Dachflachen fir die Warme- aber auch fir
Stromgewinnung nicht entgegen. So wird von Festsetzungen zur Firstrichtung oder
Dachgestaltung, die im Widerspruch zu einer energieeffizienten Sud-/ Westausrichtung
von Solarmodulen stehen kdnnen, abgesehen. Pflanzfestsetzungen, die zu einer nach-
haltigen Verschattung der Dachflachen flhren kénnten, sieht der Bebauungsplan nicht
vor.

¢ Das Plangebiet liegt in geringer Entfernung zu den Buslinien 3, 4 und 6 in Richtung
Hauptbahnhof und Altstadt sowie in Richtung Strelapark und Griinhufe (Haltestelle Knie-
per West 1 am Trelleborger Platz in ca. 140 m Entfernung, Haltestelle Hans-Fallada-
Stralle unmittelbar angrenzend, Haltestelle Heinrich-v.-Stephan-StralRe unmittelbar an-
grenzend). Damit liegt eine wesentliche Voraussetzung flir eine Vermeidung von motori-
sierten Individualverkehren und damit auch von klimaschadlichen CO2-Emissionen vor.

¢ In unmittelbarere Nahe des Plangebiets befindet sich das Stadtteilzentrum Knieper West
mit diversen Lebensmittelmarkten, Arztpraxen und Dienstleistungseinrichtungen, welche
alle mit héchstens 400 m Entfernung gut fuBlaufig zu erreichen sind, was in Hinblick auf
die geplante Wohnnutzung ebenfalls zu einer Vermeidung von motorisierten Individual-
verkehren beitragt.
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e Fir das Urbane Gebiet und die Flache flir Gemeinbedarf wird eine GRZ von 0,6 festge-
setzt, fur das Allgemeine Wohngebiet eine GRZ von 0,4. Der unversiegelte Freiflachen-
anteil von mind. 40% dampft die sommerliche Aufheizung und verbessert damit das
Kleinklima im Siedlungsbereich.

Die Komponente der Klimawandelanpassung kommt mit dem Bebauungsplan Nr. 22 in folgen-
den Festsetzungen zum Tragen:

o Festsetzungen zum Malf} der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 ff
BauNVO), Regelung des Verhaltnisses zwischen bebauter Flache und Freiflache; Be-
grenzung der Verdichtung; Steuerung und Beschrankung der Versiegelung; Sicherung
und Erhéhung von Grinflachenanteilen und damit einhergehend Verbesserung der Ver-
sickerung, Verbesserung des Kleinklimas sowie Erhéhung der Aufenthalts- und Nut-
zungsqualitat

o Festsetzungen fiir das Anpflanzen von Baumen und Strauchern, sowie fir die Bindun-
gen von Bepflanzungen und fur die Erhaltung von Baumen und Strauchern (§ 9 Abs. 1
Nr. 25a und 25b BauGB),

Neuanpflanzung und Erhalt von Gehdlzen zur Verbesserung des Kleinklimas, Bindung
und Abbau von Kohlendioxid (CO-), Gewahrleistung eines hohen Grinanteils zum
Zweck des Temperaturausgleiches, der Reduzierung von Uberwarmung und Verbesse-
rung des Kleinklimas durch Abgabe von Verdunstungsfeuchtigkeit

e Festsetzung von Waldflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB),
Erhalt und Neupflanzung von Wald zur Verbesserung des Lokalklimas

e Festsetzungen zur Dachbegrinung
Forderung von Dachbegriinung fir eine bessere Abflussverzégerung (Rickhaltung und
Speicherung von anfallendem Niederschlagswasser), zur Verbesserung des Kleinklimas
und zur Schaffung von Ersatzlebensraumen fir mobile Tierarten

Folgende Belange unterliegen nicht der Abwagung:
Gebietsschutz Natura 2000 nach § 1a Abs. 4 BauGB

~Soweit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b [Natura 2000] in seinen fiir die
Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mal3geblichen Bestandteilen erheblich beeintrachtigt
werden kann, sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes liber die Zuldssigkeit und
Durchfiihrung von derartigen Eingriffen einschlie8lich der Einholung der Stellungnahme der
Européischen Kommission anzuwenden.

Im B-Plan-Gebiet und seinem Umfeld sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Das nachst-
gelegene Natura 2000-Gebiet befindet sich in einer Entfernung von 1,6 km (vgl. Kap. 2.3). Eine
erhebliche Beeintrachtigung ist somit von vornherein ausgeschlossen.

2.1.2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit Naturschutzausfiih-
rungsgesetz M-V (NatSchAG M-V)

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist gemafl § 18 BNatSchG den Vorschriften des
BauGB unterstellt (vgl. Ausfihrungen in Kap. 2.1.1) und wird daher an dieser Stelle nicht be-
handelt.
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Geschiitzte Teile von Natur und Landschaft gemaR § 23ff BNatSchG in Verbindung mit
den §§ 18-20 NatSchAG M-V

Die Beseitigung oder Schadigung von geschutzten Teilen von Natur und Landschaft ist grund-
satzlich verboten. Im Plangebiet und seinem naheren Umfeld befinden sich keine Schutzge-
biete nach dem Naturschutzrecht. Das nachstgelegene Schutzgebiet liegt in einer Entfernung
von mindestens 1,6 Kilometern. Eine Beeintrachtigung von Schutzgebieten kann angesichts
der Entfernung und der lokal begrenzten Vorhabenswirkungen von vornherein ausgeschlos-
sen werden. Eine Darstellung der vom Geltungsbereich beriihrten Schutzobjekte und der Be-
achtung der jeweiligen Schutzziele sowie Verbote erfolgt in Kap. 2.3.

Gebietsschutz Natura 2000 nach den §§ 33 und 34 BNatSchG

LAlle Verdnderungen und Stérungen, die zu einer erheblichen Beeintrachtigung eines Natura
2000-Gebiets in seinen fiir die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mal3geblichen Bestand-
teilen flihren kénnen, sind unzuldssig. Die fiir Naturschutz und Landschaftspflege zusténdige
Behérde kann (...) Ausnahmen (...) zulassen. (...) Projekte sind vor ihrer Zulassung oder
Durchfiihrung auf ihre Vertraglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 2000-Gebiets zu
Uberpriifen (...).“

Im Plangebiet und seinem Umfeld sind keine Natura 2000-Gebiete vorhanden. Die nachstge-
legenen Natura 2000-Gebiete befinden sich in einer Entfernung von 1,6 km (vgl. Kap. 2.3).
Eine erhebliche Beeintrachtigung ist somit von vornherein ausgeschlossen.

Besonderer Artenschutz gemaR § 44 Abs.1 BNatSchG
»ES ist verboten,

1. wildlebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,
zu beschédigen oder zu zerstéren,

2. wildlebende Tiere der streng geschlitzten Arten und der européischen Vogelarten wéh-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stéren; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestétten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschédigen oder zu zerstéren,

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschlitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschédigen oder zu zerstéren

(Zugriffsverbote).

Bebauungsplane sind grundsatzlich nicht geeignet, artenschutzrechtliche Verbotstatbestande
nach § 44 Abs.1 BNatSchG auszulésen. Bei der Aufstellung bzw. Anderung von Bebauungs-
planen muss jedoch beachtet werden, dass diese Handlungen vorbereiten, die artenschutz-
rechtliche Verbotstatbestande auslésen kénnen.

Die Prufung hinsichtlich artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande erfolgt in einem gesonder-
ten Artenschutzfachbeitrag. Als Grundlage erfolgten im Jahr 2021 Kartierungen der Artengrup-
pen Brutvogel, Amphibien, Reptilien, Fledermause und xylobionte Kafer.

Bei Umsetzung der empfohlenen Vermeidungsmaf3inahmen (vgl. Kap. 3.5) ist das Eintreten
artenschutzrechtliche Verbotstatbestande auszuschlief3en.

Seite 37 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

2.1.3 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG)
Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG

sDer Grundstiickseigentiimer, der Inhaber der tatsédchlichen Gewalt (iber ein Grundstiick und
derjenige, der Verrichtungen auf einem Grundstlick durchfiihrt oder durchfiihren lasst, die zu
Veranderungen der Bodenbeschaffenheit flihren kbénnen, sind verpflichtet, Vorsorge gegen
das Entstehen schédlicher Bodenverédnderungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem
Grundstiick oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden kénnen. (...)."

Mit der Planung werden durch eine friihere bauliche und gewerbliche Nutzung vorbelastete
Bdden beansprucht.

Es werden entsprechende Vermeidungs- und Minderungsmafinahmen zum Bodenschutz fest-
gelegt (vgl. hierzu Ausfihrungen zu Auswirkungen auf das Schutzgut Boden in Kap. 3.2.2).

Mit der Beachtung der Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG werden gleichzeitig die Vorsorge-
grundatze nach § 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG M-V) berlcksichtigt.

2.1.4 Europaische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Die WRRL dient dem Schutz der Oberflachengewasser und des Grundwassers zur Vermei-
dung einer weiteren Verschlechterung sowie zum Schutz und zur Verbesserung des Zustan-
des der aquatischen Okosysteme. GemaR Artikel 4 Abs. 1 a) lit. i) der WRRL sind die Mit-
gliedsstaaten verpflichtet, die notwendigen MalRnahmen durchzufiihren, um eine Verschlech-
terung des Zustandes aller Oberflachenwasserkdrper zu verhindern, sie zu schitzen, zu ver-
bessern und zu sanieren. Gleiches gilt gemaf Artikel 4 Abs. 1 b) lit. i) auch flr Grundwasser-
koérper.

Bauleitplane dirfen den Bewirtschaftungszielen der Europaischen Wasserrichtlinie (WRRL)
nicht entgegenstehen und nicht zu einer Verschlechterung der beriihrten Wasserkorper fih-
ren.

Im B-Plangebiet und seinem Wirkbereich sind keine nach WRRL berichtspflichtigen Oberfla-
chengewasser vorhanden. Das nachstgelegene berichtspflichtige Gewasser (NVPK-0800
Stralsunder Mihlgraben, eingestuft als kiinstliches Gewasser) befindet sich in einer Entfer-
nung von rund 950 m sidlich. Fur den dritten Bewirtschaftungszeitraum (2021-2027) im Be-
wirtschaftungsplan der Flussgebietseinheit ,Warnow/Peene ist fir den Stralsunder Mihigra-
ben als Mallnahmenschwerpunkt die Reduzierung von Stickstoffeintragen aus der Landnut-
zung vorgesehen, die Zielerreichung eines guten dkologischen Potenzials und chemischen
Zustandes wird bis 2033 angestrebt. Auswirkungen auf die Bewirtschaftungsziele nach WRRL
(Verbesserungsgebot, Verschlechterungsverbot) sind durch die mit dem B-Plan zulassigen
Vorhaben nicht zu erwarten.

Der mengenmalige und chemische Zustand des vom Plangebiet berlihrten grof3raumigen
Grundwasserkorpers (DEGB_DEMV_WP_KO_4 16) ist schlecht. Die Zielerreichung eines
guten mengenmafigen und chemischen Zustands bis 2033 wird angestrebt (bfg 2021). Nach-
teilige Auswirkungen auf den mengenmafRigen Zustand des Grundwasserkorpers sind nicht
zu erwarten. Auswirkungen auf den chemischen Zustand des Grundwasserskoérpers sind
ebenfalls nicht zu erwarten, da mit dem Vorhaben keine Schadstoffeintrdge verbunden sind
(vgl. Ausfihrungen zum Schutzgut Wasser in Kap. 3.2.3).
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2.2 Ziele des Umweltschutzes in Fachplanen
2.2.1 Regionales Raumentwicklungsprogramm Vorpommern

Das Plangebiet ist nicht von umweltrelevanten Festlegungen berthrt (Lage auRerhalb von Vor-
rang-/Vorbehaltsgebieten Naturschutz und Landschaftspflege, Vorrang-/Vorbehaltsgebieten
Trinkwasserschutz, Vorbehaltsgebieten Kompensation und Entwicklung, Vorbehaltsgebieten
Landwirtschaft und Vorbehaltsgebieten Kistenschutz).

Das gesamte Stadtgebiet von Stralsund ist als Tourismusentwicklungsraum ausgewiesen. Die
touristische Entwicklung der Stadt wird durch die geplante Innenentwicklung nicht berGhrt.

2.2.2 Gutachterlicher Landschaftsrahmenplan Vorpommern

Der Gutachtliche Landschaftsrahmenplan (GLRP) Vorpommern enthalt fir das B-Plangebiet
keine raumlich konkretisierten Vorgaben nach der Karte Il (Biotopverbundplanung) oder der
Karte Il (Schwerpunktbereiche und Maflnahmen zur Sicherung und Entwicklung ékologischer
Funktionen).

Nach der naturraumlichen Gliederung des Landes Mecklenburg-Vorpommern liegt die Hanse-
stadt Stralsund in der Landschaftszone 2 ,Vorpommersches Flachland® und hier in der Grol3-
landschaft 20 ,Vorpommersche Lehmplatten® und in der Landschaftseinheit 200 ,Lehmplatten
nordlich der Peene®.

Von dem im GLRP (Kap. I11.1.2) formulierten schutzgutbezogenen Umweltqualitatszielen fur
die GroRlandschaft 20 ist fur das im Siedlungsraum liegende Plangebiet das folgende Ziele fur
das Schutzgut Arten und Lebensraume relevant:

»Erhalt von Altbdumen und dbrflichen Parkanlagen innerhalb bzw. angrenzend zu Siedlungs-
bereichen*

Der vorhandene Baumbestand wird soweit wie mdglich in die Planung integriert.
2.2.3 Flachennutzungsplan der Hansestadt Stralsund

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan der Hansestadt Stralsund, genehmigt mit Bescheid
der héheren Verwaltungsbehérde vom 08.05.1999, Az. 512.111-05.000, weist das Plangebiet
als gemischte Bauflache aus. Damit kdnnen auf dieser Flache gemischte Nutzungskategorien
(Mischgebiet, Urbanes Gebiet, Kerngebiet) aus dem FNP abgeleitet werden.

2.2.4 Landschaftsplan

Der dem Flachennutzungsplan beigeordnete Landschaftsplan der Hansestadt Stralsund stellt
das Plangebiet als ,Bauflachen gem. § 5 BauGB, Bahnanlagen und Flachen fiir Ver- und Ent-
sorgungsanlagen® dar. Die Planung entspricht somit den Darstellungen des Landschaftsplans.

2.2.5 Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund

Das Klimaschutzkonzept der Hansestadt Stralsund (2010), zielt darauf ab, den CO,-Ausstol?
alle finf Jahre um 10 % zu vermindern. Dazu wird ein Paket von 36 Klimaschutzmalihahmen
benannt.

Fir die Bauleitplanung sind insbesondere die Empfehlungen zur ,Prima-Klima-Politik“ (Maf3-
nahmenblatt E-13) relevant (vgl. auch Ausfuhrungen in Kap. 2.1.1, Erfordernisse des Klima-
schutzes):

e kompakte Gebaude- und Siedlungsgestaltung einschlief3lich aktiver und passiver So-
larnutzung,

¢ Vermeidung ungunstiger Pflanzfestsetzungen,

e Abbau hemmender Vorschriften, die dem Einsatz regenerativer Energien oder effekti-
ver Energienutzung entgegenstehen kénnen.
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2.3  Schutzgebiete und -objekte
Naturschutzrechtliche Schutzgebiete

Im Plangebiet und seinem naheren Umfeld befinden sich keine Schutzgebiete nach dem Na-
turschutzrecht. Das nachstgelegene Schutzgebiet liegt in einer Entfernung von mindestens 1,6
Kilometern. Eine Beeintrachtigung von Schutzgebieten kann angesichts der Entfernung und
der lokal begrenzten Vorhabenswirkungen von vornherein ausgeschlossen werden.

Naturschutzrechtliche Schutzobjekte

Im B-Plangebiet liegen 74 nach § 18 NatSchAG M-V geschutzte Baume (vgl. Darstellung in
Kap. 3.1.6.1). Diese werden soweit wie méglich erhalten. Baume, welche nicht erhalten wer-
den kénnen, werden gemall Baumschutzkompensationserlass des Landes M-V ersetzt.

Am Heinrich-Heine-Ring stockt eine Baumreihe aus Balsampappeln, welche als nach § 19
NatSchAG M-V geschitzte strallenbegleitende Baumreihe einzustufen ist. Die Baumreihe hat
ihren Ursprung als Abpflanzung des zurlickgebauten Plattenwerks. Die Pappelbaumreihe er-
streckte sich urspruinglich bis zur Einmindung der Hans-Fallada-StralRe. Im westlichen Be-
reich wurde der Pappelbestand zwischenzeitlich jedoch gefallt und in ein dichtes baumhecken-
artiges Siedlungsgehdlz umgewandelt. Im Rahmen eines geplanten Radwegeausbaus am
Heinrich-Heine-Ring geht die Baumreihe verloren, da die Trasse der Ausbaustrecke so stark
durchwurzelt, dass es infolge der Anlage des Radwegs zu erheblichen Wurzelverlusten kom-
men wirde, wodurch die Pappeln stark geschadigt wiirden und auch die Standsicherheit der
Baume nicht mehr gewahrleistet ware. Auch durch die geplante Neuverlegung der Gasleitung
in der Radwegtrasse wurde es zu erheblichen Wurzelverlusten kommen. Die Baumverluste
werden im Rahmen der Radwegeplanung bilanziert und ausgeglichen (vgl. Hansestadt
Stralsund 2022). Dementsprechend wird die Baumreihe im B-Plan-Verfahren als nicht mehr
existent betrachtet.

Weitere Schutzobjekte sind im Plangebiet und seinem naheren Umfeld nicht vorhanden.

3. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

3.1 Bestandsaufnahme und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und der Um-
weltmerkmale

3.1.1 Flache

Das Plangebiet umfasst eine Flache von etwa 6,8 ha, welche seit Berdumung von der friheren
Bebauung, mit Ausnahme von vorhandenen Altfundamenten sowie des Garagenkomplexes
an der Hans-Fallada-Stralle unversiegelt ist. Die dkologischen Funktionen der Flache sind
durch die frihere bauliche Nutzung vorbelastet (Auffullungen mit Fremdmaterial, Kampfmittel-
belastung). Unversiegelten Flachen haben grundsatzlich eine besondere Bedeutung flr das
Schutzgut Flache. Jedoch ist die Flache anthropogen vorgepragt und liegt innerhalb des Sied-
lungsgebiets. Unzerschnittene landschaftliche Freirdume werden nicht beansprucht.
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3.1.2 Boden
Bestand

Das Relief im Plangebiet ist eben. Das Gelande fallt von Nordost nach Siidwest in der Héhe
von rd. 15 m auf rd. 10 m ab. Die geologischen Bildungen und die Oberflachengestalt im Raum
der Hansestadt Stralsund und somit auch im Bereich des Plangebietes sind in der Weichsel-
eiszeit entstanden. Geologisch ist das Gebiet den Geschiebemergeln der Hochflachen zuzu-
ordnen (LUNG-Kartenportal Umwelt, Geologische Karten M-V).

Nach der Konzeptbodenkarte M-V (KBK25) (LUNG M-V 2021) ist das Plangebiet den folgen-
den Einheiten zugeordnet:

e 21: Verbreitet Braunerden, gering verbreitet Banderparabraunerden, selten Gleye aus
(Decksand) tber Schmelzwassersand, gering verbreitet Braunerde-Fahlerden, gering
verbreitet Parabraunerden aus (Geschiebedecksand) Gber Geschiebelehm (nordéstli-
cher Teil)

o 25: Verbreitet Braunerden, gering verbreitet Braunerde-Parabraunerden, gering ver-
breitet Pseudogley-Parabraunerden, selten Pseudogley-Braunerden, selten Gleye aus
(Geschiebedecksand) oder Schmelzwassersand Uber Geschiebelehm, selten Nieder-
moore (nordwestlicher Teil)

o 28: Verbreitet Parabraunerde-Pseudogleye, gering verbreitet Gleye, gering verbreitet
Parabraunerden, selten Gley-Pseudogleye aus (Geschiebedecksand) oder Geschie-
besand Uber Geschiebelehm oder aus (Decklehm) tber Geschiebelehm, gering ver-
breitet Niedermoore (stdlicher Teil).

Nach Rickbau der ehemaligen Bebauung wurden die Béden im Plangebiet aufgefillt, sodass
die oberste Bodenschicht als anthropogen einzustufen ist. Gemall Baugrunduntersuchung
handelt es sich bei den Auffiillungen auf dem Gelande um sandige (Schicht Nr. 1a) und ge-
mischtkérnige/bindige (Schicht Nr. 1b) Aufflllungen. Lokal sind die Schichten vermischt. In-
nerhalb der Auffullungen wurden als anthropogene Bestandteile vermehrt Beton-, Recycling-
und Ziegelreste festgestellt. Unterhalb der Aufflillungen steht im Plangebiet Geschiebelehm
und -mergel an. Dabei handelt es sich Uberwiegend um stark schluffigen bzw. untergeordnet
um einen schluffigen Sand, der jeweils einen schwachen Ton- und Kiesanteil aufweist (Bau-
grund Stralsund 2020).

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass es jahreszeitlich bedingt und in Anhangigkeit von
Dauer und Starke von Niederschlagen zeitweilig zu Stau- bzw. Schichtenwasserbildungen bis
nahe der Gelandeoberkante kommt. Die schwach wasserdurchlassigen gemischtkérnige/bin-
digen Auffiillungen und Geschiebebdden sind flr eine Versickerung nicht geeignet (Baugrund
Stralsund 2020).

Die Boden im Plangebiet sind durch die friihere Bebauung vorbelastet (Altfundamente, Ver-
dichtung, Auffullungen, tlw. Schadstoffe). An zwei Bodenmischproben wurden orientierende
chemische Untersuchungen auf in den Auffillungen enthaltende Schadstoffe durchgefiihrt.
Wahrend eine Mischprobe mit einem Fremdbestand-Anteil < 10 % keine erhéhten Parameter-
gehalte aufwies und somit die Anforderungen an ein Z 0-Material nach LAGA erflllt, wies die
andere Mischprobe mit bauschutthaltigen Auffillungen (Fremdbestand-Anteil > 10 %) erhdhte
Gehalte an polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen und Mineraldlkohlenwasser-
stoffen auf (Zuordnung Z 1/Z 1.2).

Der ndrdliche Teilbereich des Plangebietes liegt innerhalb einer im Kampfmittelkataster des
Munitionsbergungsdienstes (MBD) erfassten Kampfmittelverdachtsflache mit der Bezeich-
nung ,Stralsund — Knieper Nord®. Infolge einer Nutzungsanderung kann es in Abhangigkeit der
Bautatigkeiten, insbesondere bei Erdeingriffen, zu weiteren Kampfmittelfunden (z. B. Bomben,
Granaten) kommen, so da eine weiterflihrende Prifung empfohlen wird (Kampfmittelbelas-
tungsauskunft an Baugrund Stralsund vom 16.12.2019).

Geschltzte Geotope sind im Plangebiet nicht vorhanden (LUNG-Kartenportal Umwelt).
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Bewertung

Die Bdden sind durch die vorherige bauliche Nutzung und die Aufflllungen mit Fremdmaterial
stark anthropogen beeinflusst. Funktionen besonderer Bedeutung fir das Schutzgut Boden
sind im Plangebiet nicht vorhanden. Den Bodenverhaltnissen wird daher eine allgemeine Be-
deutung beigemessen.

3.1.3 Wasser
Bestand

Die Grundwasserverhaltnisse im Plangebiet lassen sich wie folgt charakterisieren:

e Grundwasserneubildung (mit Berlicksichtigung eines Direktabflusses): zwischen 231,4
und 265,5 mm/a (LUNG M-V 2009b)

o Grundwasserflurabstand: > 10 m (LUNG-Kartenportal Umwelt)

e Grundwasserhdhengleichen des oberen zusammenhangenden Grundwasserleiters:
zwischen 7 m am westlichen Rand und 6 m am sudwestlichen Rand (LUNG M-V 2016)

e Schutzfunktion der Deckschichten: hoch (Gesamtméachtigkeit der bindigen Deck-
schichten > 10 m) (LUNG-Kartenportal Umwelt)

Das Plangebiet liegt auerhalb von Trinkwasserschutzgebieten.

Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Bewertung

Das Plangebiet weist eine hohe Bedeutung flir die Grundwasserneubildung und eine geringe
Empfindlichkeit gegeniber Grundwasserabsenkungen auf. Die Empfindlichkeit gegenlber
Stoffeintragen ist aufgrund der hohen Schutzfunktion der Deckschichten gering. Der Grund-
wasserflurabstand > 10 m hat eine geringe Bedeutung fir den Landschaftshaushalt.

Funktionen besonderer Bedeutung fiir das Schutzgut Wasser sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. Den Grundwasserverhaltnissen wird eine allgemeine Bedeutung beigemessen.

3.1.4 Klima
Bestand

Das Plangebiet befindet sich im niederschlagsbeglinstigten Raum des 6stlichen Klistenklimas.
Das Klima dieses Raums ist durch den temperaturstabilisierenden Einfluss der Ostsee, eine
hoéhere Luftfeuchtigkeit und eine starkere Windexposition gepragt (LUNG M-V 2009a). Der
mittlere jahrliche Niederschlag liegt bei etwa 726 mm, die mittlere Jahrestemperatur bei 9,5°C.
Im Durchschnitt gibt es 79,56 Sonnenstunden pro Monat (AM Online Projects 2021).

Vegetationsauspragung, Wasserverhaltnisse, Relief- und Bodenverhaltnisse modifizieren
diese makroklimatischen Verhaltnisse zum ortlich herrschenden Lokal- bzw. Gelandeklima.
Die Wiesenflache ist dem Klimatopgeflige ,Freilandklima“ zuzuordnen. Freilandklimatope wei-
sen einen ungestorten starken Tagesgang von Temperatur und Feuchte auf und sind wichtig
fur die Frisch- und Kaltluftproduktion. Die Baumbestande im Plangebiet haben eine mikrokli-
matische Bedeutung (Kaltluftentstehung, Frischluftproduktion). Fir eine Einstufung als Wald-
klimatop sind sie zu kleinflachig.

Aufgrund der kistennahen Lage liegt das Plangebiet im Einflussbereich der Land-Seewind-
Zirkulation, welche das Lokalklima von Anfang April bis Anfang Oktober Uberpragen kann (vgl.
ausfuhrlich LUNG M-V 2009a, Kap. 11.2.4.1, Hansestadt Stralsund 2010).
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Entsprechend dem globalen Klimawandel ist auch im Raum Stralsund von einer langfristigen
Anderung des Klimas auszugehen. Entsprechend den Ergebnissen von Klimaprojektionen
werden als Konsequenzen die Erhdhung der Temperatur, Veranderungen der innerjahrlichen
Niederschlagsverteilung und eine Zunahme von Extremwetterereignissen, besonders in der
zweiten Halfte des 21. Jhd. vermutet (vgl. ausfihrlich LUNG M-V 2009a, Kap. 11.2.4.2, Hanse-
stadt Stralsund 2010).

Bewertung

Die klimatischen Verhaltnisse im Plangebiet sind von allgemeiner Bedeutung. Das Freilandkli-
matop sowie die Baumbestande besitzen aufgrund der geringen raumlichen Ausdehnung
keine besondere Bedeutung als klimatischer Ausgleichsraum fiir die angrenzenden Siedlungs-
bereiche. Zudem Uberpragt der nahe gelegene Strelasund die klimatischen Wirkungen. In un-
mittelbarer raumlicher Nahe finden sich aufierdem grof¥flachige klimatische Ausgleichsraume
(unmittelbar angrenzender Zentralfriedhof mit Altbaumbestéanden, nahe gelegene Ackerfla-
chen nordwestlich von Knieper West).

3.1.5 Luft
Bestand

Die Luftgute im Plangebiet wird durch die Kistennahe positiv beeinflusst, da die hdheren Wind-
geschwindigkeiten den Luftaustausch begtinstigen. Konkrete Angaben zur Luftglte im Plan-
gebiet liegen nicht vor. Der einzige im Stadtgebiet lokalisierte Messstandort des Luftmessnet-
zes und Luftguteinformationssystem M-V befindet sich am nahe gelegenen Knieperdamm. Fir
die einschlagigen Luftschadstoffe kam es dort im Jahr 2020 zu keinerlei Grenzwertiberschrei-
tungen (LUNG M-V 2021). Es ist davon auszugehen, dass dies auch flir das gut durchlifteten
Plangebiet zutrifft.

Geringe Vorbelastungen ergeben sich durch Abgase aus dem KFZ-Verkehr der umliegenden
Stralden, insbesondere des Heinrich-Heine-Rings.

Bewertung

Das Plangebiet hat keine Funktionsbeziehungen zu Gebieten mit einer beeintrachtigten Luft-
gute. Inhm wird eine allgemeine Bedeutung fir das Schutzgut Luft beigemessen.

3.1.6 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Hinweis: Die nachfolgend benannten Kartierberichte und daraus entnommenen Abbildungen
beziehen sich auf den Geltungsbereich It. Aufstellungsbeschluss. Im Verlaufe der Planung
wurde der Geltungsbereich in stidliche Richtung bis zur Mitte des Heinrich-Heine-Rings um rd.
10 m erweitert, um eine am Heinrich-Heine-Ring geplante Radwegebaumafinahme in den B-
Plan zu integrieren. Dies ist flr die Ergebnisse der Kartierungen jedoch nicht relevant. Die
Bilanzierung der durch Radwegebau entstehenden Eingriffe erfolgt im Rahmen der Planung
fur den Radweg (Hansestadt Stralsund 2022).
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3.1.6.1 Biotope/Pflanzen
Bestand

Biotopausstattung

Das Schutzgut Pflanzen bildet sich im Wesentlichen (iber die im Anderungsbereich befindli-
chen Biotopstrukturen ab. Zur Ermittlung der Biotopstrukturen erfolgte fiir das Plangebiet und
sein 50 m-Umfeld wahrend der Vegetationsperiode 2022 (BSTF 2022) eine auf der Grundlage
des Stadtkartenwerks und aktueller Luftbildaufnahmen Biotoptypenkartierung entsprechend
den Vorgaben der Kartieranleitung Mecklenburg-Vorpommern (LUNG 2013). Fir das 200 m-
Umfeld (Wirkzone Il) wurden im nérdlichen und dstlichen Bereich aulierdem die geschitzten
und wertgebenden Biotope (Biotoptypen) ab einer Wertstufe 3 erfasst (vgl. ausfihrlich BSTF
2022). Aufgrund der Vorbelastung und Uberpragung durch den StraRenverkehr der Hans-Fal-
lada-Stralte und des Heinrich-Heine-Rings wurde auf eine Erfassung der geschitzten und
wertgebenden Biotope im westlichen und sidlichen Bereich verzichtet.

Der grofdte Teil des Plangebiets wird durch eine regelmafig gepflegte Wiesenflache gepragt,
welche auf der friiheren Abrissflache durch Ansaat angelegt wurde und sich aktuell Gberwie-
gend als artenreicher Zierrasen (PEG) mit einzelnen alteren Baumen (BBA) darstellt. In den
Randbereichen haben sich aus ehemals linearen Baumbestanden, die ursprunglich der Um-
pflanzung des Plattenwerkes und des Heizwerkes gegenliber der Bebauung bzw. den angren-
zenden Stralien dienten, Siedlungsgehdlze aus heimischen und nichtheimischen Geholzen
entwickelt (PWX, PWY, PHY), darunter viele Pappeln. Ein nérdlicher Teilbereich der Gehdlz-
bestande unterliegt als festgestellter Wald dem Forstrecht. Kleinflachig finden sich Ruderalflu-
ren (RHU, RTT) und artenarmer Zierrasen (PER). Ein westlicher Teilbereich wird von Gara-
genkomplexen (Ol, OV) eingenommen.

Am Heinrich-Heine-Ring stockt eine Baumreihe aus Balsampappeln, welche als nach § 19
NatSchAG M-V geschutzte stralienbegleitende Baumreihe (BRG) einzustufen ist. Die Baum-
reihe hat ihren Ursprung als Umpflanzung des zurtickgebauten Plattenwerks. Die Pappel-
baumreihe erstreckte sich urspriinglich bis zur Einmindung der Hans-Fallada-Straf3e. Im west-
lichen Bereich wurde der Pappelbestand zwischenzeitlich jedoch gefallt und in ein dichtes
baumheckenartiges Siedlungsgehoélz umgewandelt. Im Rahmen eines geplanten Radwege-
ausbaus am Heinrich-Heine-Ring geht die Baumreihe verloren. Die Trasse der Ausbaustrecke
ist so stark durchwurzelt, dass es infolge der Anlage des Radwegs zu erheblichen Wurzel-
schaden kommen wiirde. Die Standsicherheit der Baume ware infolge nicht mehr gewahrleis-
tet. Die Baumverluste werden im Rahmen der Radwegeplanung bilanziert und ausgeglichen
(vgl. Hansestadt Stralsund 2022). Dementsprechend wird die Baumreihe im B-Plan-Verfahren
als nicht mehr existent betrachtet (vgl. Darstellung der im Zuge des Radwegebaus zu fallenden
Baume in Abbildung 5).

Norddstlich angrenzend befindet sich mit dem Zentralfriedhof ein strukturarmer Friedhof mit
altem Baumbestand (PFA). Die Wirkzone | (50 m) wird des Weiteren insbesondere von Stra-
Renverkehrsflachen (OV), Bebauung (OGP, Ol), Siedlungsgehoélzen (PWX, PWY, PHY),
Baumreihen (BRG, BRR) und Zierrasen (PEG, PER) eingenommen.

In Abbildung 2 und Abbildung 3 sind die Biotope im Plangebiet und den Wirkzonen dargestellt.
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PWX, PAWY, PHY, FSA, PFA
RHU, RTT

EBA, BRG, BRR

Quelle: BSTF 2022
Abbildung 2: Erfasste Biotoptypen im Geltungsbereich und 50 m-Umfeld

Geltungsbereich
50 m-Umfeld
200 m-Umfeld
PFA (§ 18)

Quelle: BSTF 2022
Abbildung 3: Wertgebende Biotoptypen im 200 m—Umfeld
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Einzelbaumerfassung

In der Vegetationsperiode 2022 wurde eine Erfassung der nach § 18 NatSchAG M-V geschitz-
ten Einzelbdume durchgefuhrt (vgl. ausfihrlich BSTF 2022). Ausgenommen wurde die als dem
Forstrecht unterliegende Waldflache im Norden des Plangebiets. Die nordwestliche Plange-
bietsgrenze wurde im Laufe des Verfahrens in Richtung Herrmann-Burmeister-Strale erwei-
tert, so dass dieser Bereich ebenfalls in der Einzelbaumerfassung nicht erfasst wurde. Dieser
Bereich ist aber von einer Bebauung ausgenommen (Festsetzung als 6ffentliche Grinflache
mit Erhalt der Baume).

Im Plangebiet unterliegen danach 74 Baume dem gesetzlichen Schutz nach § 18 NatSchAG
MV. Bei sieben Baumen ist das Schutzkriterium (Stammumfang von 100 cm) aktuell noch nicht
erreicht, es kdnnte aber in ca. 1-2 Jahren eintreten. Ein Baum unterliegt keinem Schutz, da es
sich um einen Obstbaum handelt.

T2 Geltungsbereich

B Wald Im Sinne des § 2 LWaldG M-V
Baumschutz

@  Schutz nach § 18 NatSchAG MV

= Schutz in ca. 1-2 Jahren zu erwarten
@

Quelle: BSTF 2022

Abbildung 4: Ergebnisse der Baumerfassung im Untersuchungsgebiet
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T2 Geltungsbereich

2 Baumfallung fiir den Radweg Heinrich-Heine-Ring
@ Alleebaume

Baumschutz

* Schutz in ca. 1-2 Jahren zu erwarten

@  Schulz nach § 18 NatSchAG MV

o 5 50

Quelle: BSTF 2022

Abbildung 5: im Zuge des Radwegebaus im Heinrich-Heine-Ring zur Fallung vorgesehenen Baume

Bewertung

Tabelle 1 gibt einen Uberblick Uber die ermittelten Biotoptypen im Untersuchungsraum und
ihre Bewertung nach MLU MV (2018).

Tabelle 1: Bestand und Bewertung der Biotoptypen im Untersuchungsraum

Nr.5 Biotop- Bezeichnung §° Bewertung Lage in
code PG = Plangebiet
(HC, NC) Reg.” | Gef.? | Gesamt Wz =Wirzone
1-7 BBA Alterer Einzelbaum §18 - - - PG
8-10 RHU Ruderale Staudenflur frischer bis - 2 1 2 PG
trockener Mineralstandorte
11 RTT Ruderale Trittflur - 2 1 2 PG
12 PWX, Siedlungsgehdlz aus heimischen (§18) 1-2 1 2 PG
PHY, Baumarten
RHU
13,14 | PWY Siedlungsgehdlz aus nichtheimi- (§18) 0 0 0 PG
schen Baumarten
15 PEG Artenreicher Zierrasen - 0 1 1 PG

5 gemal Kartierbericht (BSTF 2022)
6 Schutzstatus nach NatSchAG MV
7 Regenerationsfahigkeit

8 Gefahrdung
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Nr.5 Biotop- Bezeichnung §6 Bewertung Lage in
code PG = Plangebiet
WZ = Wirk:
(HC, NC) Reg.” | Gef.® | Gesamt reone
16,17 | PER Artenarmer Zierrasen - 0 0 0 PG
18 PSA Sonstige Griinanlage mit Altbau- (§18) 2 2 2 PG
men
19 oV Verkehrsflache - 0 0 0 PG
20 Ol Industrie- und Gewerbeflache - 0 0 0 PG
21,22 |BRG Geschlossene Baumreihe §19 - - - WZ I
23° BRG Geschlossene Baumreihe §19 - - - PG
25 PWX, Siedlungsgehdlz aus heimischen §18 1-2 1 2 WZ I
RHU Baumarten
26 PWX, PG, WZ I
PHY
27 PWX, Wz I
PHY
28 PHY Siedlungsgebiisch aus nichtheimi- | (§ 18) 0 0 0 Wz I
schen Gehdlzarten
29 PER, Artenarmer Zierrasen - 0 0 0 WZ I
PWX,
PHY
30 PER, PHY Wz I
31 PER Wz I
32 PFA Strukturarmer Friedhof mit altem (§18) 2 2 2 Wz I
Baumbestand
33 OGP Neubaugebiet in Plattenbauweise - 0 0 0 Wz I
34 oV Verkehrsflache - 0 0 0 Wz I
35 Ol Industrie- und Gewerbeflache - 0 0 0 WZI1
36 PFA Strukturarmer Friedhof mit altem (§18) 2 2 2 Wzl
Baumbestand
3.1.6.2 Tiere

Auf Grund der zu erwartenden Wirkungen und des hinsichtlich der vorhandenen Lebensraum-
strukturen zu vermutenden Artenspektrums wurden von Mai bis September 2021 faunistische
Kartierungen der Artengruppen Fledermause, Brutvogel, Amphibien, Reptilien und xylobionte
Kafer durchgefihrt (vgl. Darstellungen in Kompetenzzentrum Naturschutz und Umweltbe-
obachtung 2021).

Eine Funktion fur Rastvogel ist fir den Geltungsbereich aufgrund der Lage, anthropogenen
Uberpragung, Zerschneidung und Stérwirkungen von vornherein auszuschlieRen.

Fledermause
Bestand

Bei der Baumkontrolle konnten keine Hohlungen festgestellt werden, so dass Fledermaus-
quartiere in Héhlungen mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden kénnen.™

° Die Baumreihe geht im Zuge einer geplanten Radwegebaumalinahme am Heinrich-Heine-Ring verlo-
ren und wird unabhangig vom B-Plan-Verfahren bilanziert und ausgeglichen.

0 Nicht einbezogen in die Kartierung wurde die Pappelbaumreihe am Heinrich-Heine-Ringe, die im
Zuge eines geplanten Radwegeausbaus am Heinrich-Heine-Ring verloren geht. Bei der Umsetzung
dieser Planung ist daher eine Kontrolle der Fallungen durch einen Fledermausexperten vorgesehen
(vgl. Hansestadt Stralsund 2022).
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Mittel Detektorkartierung wurden Jagdaktivitaten der folgenden Arten Zwergfledermaus (regel-
mafig und ausdauernde Jagdfliige — 5-6 Ind.), Mickenfledermaus (regelmafig und ausdau-
ernde Jagdfluge — 2-3 Ind.), Rauhautfledermaus (gelegentliches Auftragen von Einzeltieren),
Breitfligelfledermaus (z. T. ausdauernde Jagdflige — 2-3 Ind.), GroRRer Abendsegler (kurze
Jagd- und Uberfliige), Fransenfledermaus (sporadisches Auftreten) und Braunes Langohr (lo-
kale Nutzung von Randbereichen im Norden des UG) erfasst. AuRerdem konnten einzelne
Lautsequenzen aufgezeichnet werden, die nicht eindeutig einer Art zugeordnet werden kon-
nen (Lauttyp Nyctaloid und Myotis).

Bewertung

Im Untersuchungsgebiet konnten keine Quartierstrukturen und —potenziale nachgewiesen
werden. Das Gebiet hat jedoch aufgrund der Geholzstrukturen und der Griinlandnutzung eine
Bedeutung als Jagdhabitat.

Brutvogel
Bestand

Bei der Baumkontrolle konnten keine Héhlungen festgestellt werden, so dass Lebensstatten
von Hoéhlenbritern flr das Plangebiet mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden kdénnen.

Mittels Revierkartierung wurden die Brutvogelarten Amsel, Buchfink, Gartengrasmiicke (Brut-
verdacht), Girlitz, Goldammer, Grinfink, Ménchgrasmiicke, Rotkehlchen, Zaunkdénig und
Zilpzalp nachgewiesen.

Als Nahrungsgaste konnten die Arten Aaskrahe/ Nebelkrahe, Blaumeise, Buntspecht, Dohle,
Eichelhdher, Elster, Fitis, Gartenrotschwanz, Gelbspotter, Gimpel, Hausrotschwanz,
Haussperling, Kleiber, Kohlmeise, Mehlschwalbe, Nachtigall, Rauchschwalbe, Ringeltaube,
Saatkrahe, Singdrossel, Stieglitz, Star, Sumpf-/Weidenmeise, Turmfalke und Waldbaumlaufer
beobachtet werden.

® Amsel
Buchfink
Gartengrasmiicke
Girlitz
Goldammer
Griinfink
Ménchgrasmicke
Rotkehlchen

o I":;. 3.; _;_‘ | X Q ‘ 3 _;ﬁ_ -_‘__;._r.',‘-;‘t-___-.-. . -'_ < e ' . ;.: Zaunkéig

Quelle: Kompetenzzentrum Naturschutz und Umweltbeobachtung 2021b

LN N N N Nl Mol

Abbildung 6: Nachgewiesene Revierzentren/Brutplatze im Plangebiet
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Bewertung

Die Erfassung der Brutvogel ergab flr das Plangebiet ein fir die vorliegende Habitatausstat-
tung Ubliches Spektrum an siedlungstypischen und wenig stérempfindlichen Vogelarten. Von
den Brutvogelarten werden in Anlehnung an Froelich & Sporbeck (2010) solche Arten als
.wertgebend* betrachtet, die mindestens eines der folgenden Kriterien erfiillen:

Arten des Anhangs | der Vogelschutzrichtlinie,

Rastvogel-Arten mit regelmaRig genutzten Rast-, Schlaf-, Mauserplatzen oder anderen
Ruhestatten,

Gefahrdete Arten (Rote Liste M-V bzw. der D: Kategorie 0-3),

Arten mit besonderen Habitatansprichen (Horstbriter, Gebaudebriter, Héhlenbruter,
Koloniebruter, grof3e Lebensraumausdehnung),

Streng geschutzte Vogelarten nach Anlage 1 der Bundesartenschutzverordnung,

in Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 338/97 gelistete Vogelarten,

Arten, fir die das Bundesland Mecklenburg-Vorpommern eine besondere Verantwor-
tung tragt (mindestens 40 % des gesamtdeutschen Bestandes oder mit weniger als
1.000 Brutpaaren in M-V).

Im Plangebiet wurden keine wertgebenden Brutvogelarten ermittelt.

Reptilien und Amphibien

Wahrend des gesamten Untersuchungszeitraumes konnten keine Amphibien- oder Reptilien-
arten nachgewiesen werden.

Xylobionte Kifer

Geschltzte xylobionte Kaferarten bzw. entsprechende Mulmhéhlen wurden nicht festgestellt.

3.1.6.3 Biologische Vielfalt

Die Erfassung der Biologischen Vielfalt mit inren drei Ebenen (vgl. Beschluss der Vertragspar-
teien des Ubereinkommens Uber die Biologische Vielfalt 2002)

der genetischen Vielfalt — Vielfalt innerhalb der Art (intraspezifische Biodiversitat, z. B.
Rassen bei Nutztieren, Unterarten/Varietaten wildlebender Tier- und Pflanzenarten),

der Artenvielfalt — Anzahl von Tier- und Pflanzenarten innerhalb des zu betrachtenden
Raumes (interspezifische Biodiversitat) und

der Okosystemvielfalt — Vielfalt der Okosysteme und Landnutzungsarten innerhalb des
zu betrachtenden Raumes

erfolgt Uber die Ergebnisse der Bestandsaufnahme der Tiere und Pflanzen/Biotoptypen. Auf
Grundlage der Bestandserfassungen von Tieren und Pflanzen (Biotoptypen) Iasst sich keine
besondere Bedeutung des Gebiets flr die Biologische Vielfalt ableiten. Es ist damit von allge-
meiner Bedeutung flr die biologische Vielfalt.
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3.1.7 Landschaft
Bestand

Das Landschaftsbild des Plangebiets ist insbesondere durch die auf der Brache angelegte
Wiesenflache sowie die lineare und flachige Baum- und weitere Gehélzbestande gepragt.

Weiterhin bestimmen die auRerhalb des Plangebiets liegenden hochgeschossigen Plattenbau-
ten das Landschaftserleben innerhalb des Plangebiets.

Innerhalb des Plangebiets sind Gebaude nur am Westrand des Plangebietes in Form eines
Garagenkomplexes vorhanden.

Abbildung 7: Landschaftsbild im Plangebiet
Fotos: Hansestadt Stralsund, 10.05.2021

Bewertung

Dem Landschaftsbild im Plangebiet ist eine allgemeine Bedeutung beizumessen. Wert- und
Funktionselemente besonderer Bedeutung sind nicht vorhanden.

3.1.8 Mensch/menschliche Gesundheit/Bevolkerung
Bestand

Fir das Schutzgut Mensch, insbesondere die menschliche Gesundheit, sowie fir die Bevol-
kerung sind die Wohn- und Erholungsfunktionen zu betrachten.

Wohngebaude sind im Plangebiet selber nicht vorhanden, grenzen aber im unmittelbaren Um-
feld an.

Die Uberwiegend als Wiesenflache entwickelte Brachflache wird von einigen Bewohnern der
angrenzenden Wohnquartiere fir die Naherholung genutzt (insbesondere Spazierganger mit
Hunden). Erholungsinfrastruktur (z. B. Banke, Wege) ist jedoch nicht vorhanden, es sind aller-
dings mehrere Trampelpfade entstanden. Weitere Erholungsgebiete befinden sich im Umfeld
des Plangebiets (Zentralfriedhof, Kleingartenanlagen ,Knieper Vorstadt® und ,Knieper Nord®,
Grinanlage und Sportplatz stidlich des Heinrich-Heine-Rings).
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Vorbelastungen durch Larm ergeben sich durch die angrenzenden Stral’en, insbesondere
durch den Heinrich-Heine-Ring.

Bewertung

Das Plangebiet ist fir das Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit und Bevdlkerung von
allgemeiner Bedeutung. Funktionsauspragungen der Wohn- und Erholungsfunktion mit beson-
derer Bedeutung liegen nicht vor.

3.1.9 Kultur- und sonstige Sachgiiter, kulturelles Erbe

Baudenkmale und andere Zeugnisse des kulturellen Erbes sind im Plangebiet nicht vorhan-
den. Auch Bodendenkmale oder Bodendenkmalverdachtsbereiche sind nicht bekannt.

3.2 Prognose iiber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfiihrung der Pla-
nung

Ausgangspunkt fir die Auswirkungsprognose sind die potenziellen Wirkungen der mit der Auf-

stellung des B-Plans zulassigen Bebauung. Hierzu werden die unmittelbar zu erwartenden

bau-, anlage- und betriebsbedingten direkten und indirekten Wirkungen auf die Schutzgiter

untersucht.

Die Umsetzung der Planung ist nach derzeitigem Planungstand mit den folgenden Wirkfakto-
ren verbunden, welche Ausgangspunkt flr die Prognose Uber die Entwicklung des Umweltzu-
stands bei Durchflihrung der Planung sind:

baubedingte Wirkfaktoren (zeitlich begrenzt wahrend der Bauzeit)

¢ Flacheninanspruchnahme (Baufeldfreimachung, Bodenumlagerungen, Bodenaushub,
Bodenabtrag, Material- und Lagerflachen, Baustelleneinrichtungen, Baustralen)

¢ Entfernung von Vegetation (Baufeldfreimachung)
Baustellenverkehr und Bautatigkeiten (optische, akustische und stoffliche Emissionen,
Bodenverdichtung)

e Wasserhaltungsmaflinahmen

anlagebedingte Wirkfaktoren (dauerhaft durch Existenz von Anlagen)

e Flacheninanspruchnahme durch Uberbauung und (Teil-) Versiegelung, Anlage von
Grunflachen
e Einfriedungen (Barrierewirkung)

betriebsbedingte Wirkfaktoren (dauerhaft durch Nutzungen im Plangebiet)

o ErschlieBungsverkehre, Anwesenheit von Menschen (visuelle, optische und akusti-
sche Emissionen)

3.2.1 Flache

Im Zuge der baubedingten Tatigkeiten wie Baufeldfreimachung, Errichtung von BaustralRen
sowie Bodenab- und -auftrag werden die Flachen innerhalb des Geltungsbereichs temporar
beansprucht. Die bauzeitliche Flacheninanspruchnahme wird aufgrund ihrer nur vortberge-
henden Wirkung (Riickbau der Lagerflachen, Baunebenflachen etc.) als gering bewertet. Sie
findet im Bereich der nachfolgend anlagebedingt beanspruchten Baugebiete statt.

Anlagebedingt werden innerhalb der Baugebiete bisher tiberwiegend unversiegelte Flachen
durch Uberbauung und Neuversiegelung (Gebaude, Verkehrsanlagen) sowie Teilversiegelung
(Stellplatze) in einem Umfang von etwa 5 ha dauerhaft beansprucht. Die als erheblich zu wer-
tenden Auswirkungen werden multifunktional ausgeglichen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind fir das Schutzgut Flache nicht zu erwarten.
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3.2.2 Boden

Im Zuge der baubedingten Tatigkeiten wie Baufeldfreimachung, Errichtung von Baustralen,
Bodenab- und -auftrag sowie Ausheben von Baugruben werden die Boden innerhalb des Gel-
tungsbereichs temporar beansprucht.

Die bauzeitliche Flacheninanspruchnahme wird aufgrund ihrer nur voriibergehenden Wirkung
(Ruckbau der Lagerflachen, Baunebenflachen etc.) als gering bewertet. Sie findet im Bereich
der nachfolgend anlagebedingt beanspruchten Baugebiete statt.

Potenzielle Auswirkungen durch bauzeitliche Schadstoff- und Staubemissionen, die infolge
des Baustellenverkehrs/ -betriebs sowie moglicher Unfalle oder Havarien auftreten kénnen,
werden angesichts der geringen Fahrgeschwindigkeiten im Baubetrieb, der sehr kleinraumi-
gen Ausbreitung und der schnellen Behebbarkeit als geringfiigig bzw. zu vernachldssigen ein-
gestuft.

Zum Schutz des Bodens sind im Zuge der Baumalinahmen folgende Vermeidungsmafinah-
men vorzusehen:

o Wegen der im Altlastenkataster als saniert erfassten Altlasten ,ehemaliges Heizwerk®
und ,ehemaliges Plattenwerk® und der anhand der mit PAK und MKW (Z 1 / Z1.2) be-
lasteten Mischprobe bestétigten Auffillungen erfolgt eine Baubegleitung durch einen
bodenkundlich qualifizierten Sachverstandigen. Dieser wird der unteren Bodenschutz-
behdrde des Landkreises Vorpommern-Rigen zusammen mit dem Beginn der Anzeige
der Bauarbeiten benannt. Die Dokumentation der bodenkundlichen Baubegleitung wird
der unteren Bodenschutzbehérde in Form eines Abschlussberichtes vorgelegt.

o Aufgrund der im Boden vorhandenen Auffiillungen werden die im Zuge der Tiefbauar-
beiten anfallende Aushubbdden entsprechend dem ,Mindestuntersuchungsprogramm
bei unspezifischem Verdacht” der LAGA-Mitteilung 20 (Teil Il, Tabelle II. 1.2-1) hin-
sichtlich der Wiederverwertbarkeit untersucht. Der ausgehobene Boden wird bei einer
Zwischenlagerung zum Zwecke der Beprobung auf einer Plane oder versiegelten Fla-
che abgelagert und mittels einer Schutzplane abgedeckt, um eventuelle Schadstoff-
ausbreitungen im Boden und Auswaschungen von Schadstoffen durch Niederschlage
zu verhindern.

¢ Anfallendes Aushubmaterial, das den Zuordnungswert Z 2 gemall LAGA-Mitteilung 20
(Teil Il, Kap. 1.2.3.3) Uberschreitet, ist als gefahrlicher Abfall zur Beseitigung einzustu-
fen und wird fachgerecht entsorgt. Auf Grundlage des § 51 Abs. 1 Ziffer 1 2te Alterna-
tive Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrwG) besteht eine Nachweispflicht Gber die Entsor-
gung (Verwertung bzw. Beseitigung). Der Nachweis der Entsorgung (Entsorgungs-
nachweise, Ubernahmescheine) sowie die Priifberichte bzw. die Analytik des Aushub-
materials werden unverzuglich beim Fachdienst Umwelt, untere Bodenschutzbehdrde,
des Landkreises Vorpommern-Rugen eingereicht.

e Im Allgemeinen Wohngebiet wird entsprechend dem Erlass des Ministeriums fiir Land-
wirtschaft und Umwelt M-V vom 20.03.2017 ein Benzo(a)pyren-Gehalt von 1 mg
BaP/kg TM eingehalten.

Durch die bauzeitlichen Bodenschutzmalnahmen sind fur das Schutzgut Boden positive Aus-
wirkungen zu erwarten.

Anlagebedingt werden innerhalb der Baugebiete durch die friihere Bebauung anthropogen
vorbelastete Béden durch Uberbauung und Neuversiegelung (Gebaude, Verkehrsflachen) so-
wie Teilversiegelung (Stellplatze) dauerhaft beansprucht. Hierdurch gehen die natirlichen Bo-
denfunktionen verloren. Besondere Bodenfunktionen sind nicht betroffen. Eine Uberplanung
bislang unbeeinflusster Bodenfunktionen wird mit der Wiedernutzbarmachung ehemals be-
bauter Bereiche vermieden. Mit der Festsetzung der maximal zulassigen Grundflachenzanhl
(GRZ) von 0,4 bzw. 0,6 und der wird einer libermaRigen Uberbauung entgegengewirkt. Die
als erheblich zu wertenden Auswirkungen werden multifunktional ausgeglichen.
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Betriebsbedingte Auswirkungen sind fir das Schutzgut Boden nicht zu erwarten.

3.2.3 Wasser

Im Zuge der baubedingten Flacheninanspruchnahmen, ggf. mit partiellen Teilversiegelungen,
wird voribergehend die zur Versickerung von Niederschlagen zur Verfligung stehende Flache
eingeschrankt. Die bauzeitlichen Beeintrachtigungen werden aufgrund ihrer nur voriberge-
henden Wirkung als gering bewertet. Sie finden im Bereich der nachfolgend anlagebedingt
beanspruchten Baugebiete statt.

Wahrend der Bauphase besteht die Gefahr von Schadstoffeintragen in Grund- und Oberfla-
chenwasser als Folge von baustellenbedingten Emissionen, Unféllen oder Havarien. Dabei
kann es kleinraumig zu einem kurzfristigen Schadstoffeintrag kommen. Aufgrund der gegebe-
nenfalls punktuell zu erwartenden Kontaminationsquellen, der Verwendung biologisch abbau-
barer Ole und Schmierstoffe sowie der geringen Fahrgeschwindigkeiten im Baustellenbereich
werden die Auswirkungen als gering beurteilt.

Wahrend der Bauzeit kann es zu geringfiigigen Beeintrachtigungen des Grundwassers durch
WasserhaltungsmalRnahmen'! kommen. Eine Gefahrdung des Grundwassers durch wasser-
gefahrdende Stoffe besteht bei Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften nicht. Die wasser-
rechtliche Erlaubnis fir baubedingte WasserhaltungsmaflRnahmen wird im Zuge der Erschlie-
Rungsplanung bzw. Baugenehmigungsplanungen beantragt.

Anlagebedingt gehen innerhalb der der Baugrenzen und StraRenverkehrsflachen durch
Uberbauung und Neuversiegelung Grundwasserneubildungsflachen verloren. Hierdurch erge-
ben sich geringfiigige Beeintrachtigungen der Grundwasserneubildung. Diese beschranken
sich auf die Neuversiegelungsbereiche. Im direkten Umfeld stehen ausreichend Versicke-
rungsflachen gleicher Qualitat zur Verfugung. Im Bereich der Stellplatze ist weiterhin eine Ver-
sickerung moglich, da diese in wasserdurchlassiger Bauweise errichtet werden.

Der Verlust von Grundwasserneubildungsflachen wird multifunktional ausgeglichen.

Anlagebedingte Auswirkungen auf Oberflachengewasser werden ausgeschlossen, da im
Plangebiet und seinem Umfeld keine Oberflachengewasser vorhanden sind.

Erheblich nachteilige Auswirkungen aufgrund von Regenwassereinleitungen sind nicht zu
prognostizieren. Die Ableitung des Niederschlagswassers aus dem Plangebiet soll tber eine
neu zu verlegende Regenwasserleitung an das Regenwassernetz der REWA erfolgen. Die
ErschlieBung erfolgt auf der Grundlage des jeweils aktuell geltenden technischen Regelwerks
und berlcksichtigt die daraus notwendig werdenden technischen MalRnahmen. Im Zuge der
jeweiligen ErschlieBung erfolgt auf Ebene der ErschlieRungsplanung bzw. Baugenehmigungs-
planungen eine Abstimmung mit der Unteren Wasserbehorde als zustandige Genehmigungs-
behdrde fur die wasserrechtlichen Entscheidungen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren. Alles anfallende hausliche und
gewerbliche Schmutzwasser wird dem Abwasserbeseitigungspflichtigen. Die ausreichende
Leistungsfahigkeit der Kanalisation wird im Rahmen der ErschlieRung nachgewiesen.

Auswirkungen auf die Vorgaben der WRRL sind nicht zu erwarten (vgl. Kap. 2.1.4).

" Nach Baugrund (2020, S. 29) ist der Umfang notwendiger WasserhaltungsmaRnahmen abhéangig
vom tatsachlichen Wasseranfall vor Ort festzulegen.
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3.24 Klima

Baubedingt gehen in einem geringen Umfang lokalklimatisch bedeutsame Gehdlzstrukturen
verloren, deren Verlust anlagenbedingt dauerhaft ist. Auf den neu versiegelten Flachen sind
anlagebedingt auRerdem eine starkere Erwarmung und eine Reduzierung der Kaltluftentste-
hung zu erwarten. Aufgrund der dominierenden Wirkung des Kistenklimas als gering zu be-
werten. Die Gehdlzverluste werden ausgeglichen. Die im nérdlichen Plangebiet liegende
Waldflache mit ihrer klimatischen Ausgleichsfunktion bleibt weitgehend erhalten und wird in
ihrer Ausdehnung deutlich vergréRert, was positiv fur das Lokalklima ist.

Betriebsbedingt entstehen zusatzliche Erschlielungsverkehre. Aufgrund der Kleinrdumigkeit
und der dominierenden Wirkung des Kistenklimas sind die Auswirkungen als gering zu be-
werten.

3.2.5 Luft

Baubedingte Schadstoffemissionen und Staubentwicklung des baubedingten Verkehrs und
der Bautatigkeiten treten nur punktuell und temporar auf. Sie fallen gegeniiber der bestehen-
den Vorbelastung (Stralenverkehr) nicht ins Gewicht.

Anlagebedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Luft sind nicht zu erwarten.

Betriebsbedingt entstehen zusatzliche ErschlieBungsverkehre. Die damit verbundenen
Schadstoffemissionen treten nur punktuell und temporar auf. Sie fallen gegentber der beste-
henden Vorbelastung (StraRenverkehr, insbes. am Heinriche-Heine-Ring) nicht ins Gewicht.

3.2.6 Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt
Pflanzen

Mit der Umsetzung der Planung kommt es baubedingt im Zuge der Baufeldfreimachung zu
einem Verlust von Siedlungsgehdlzen, Waldflachen, Zierrasen und Ruderalflachen sowie von
bis zu 60 nach § 18 NatSchAG M-V geschitzten Einzelbaumen.

Die unmittelbaren und mittelbaren Eingriffe in die Biotopstrukturen werden ermittelt und aus-
geglichen (vgl. Kap. 3.4). Fur die umzuwandelnde Waldflache in einem Umfang von 150 m?
erfolgt zudem ein Waldausgleich nach dem Landeswaldgesetz. Es wird in einem Umfang von
960 m? Wald neu geschaffen. Die mit der Umsetzung des Vorhabens verbundenen Verluste
von nach § 18 geschutzten Einzelbdumen werden gemall Baumschutzkompensationserlass
des Landes M-V ersetzt.

Nicht von Fallungen betroffene Geholzbestande werden durch bauzeitliche Baumschutzmal3-
nahmen vor baubedingten Beeintrachtigungen geschitzt (vgl. Kap. 3.5.1).

Die am Heinrich-Heine-Ring stockende Baumreihe aus Balsampappeln geht im Rahmen eines
geplanten Radwegeausbaus am Heinrich-Heine-Ring verloren. Die Baumverluste werden im
Rahmen der Radwegeplanung bilanziert und ausgeglichen (vgl. Hansestadt Stralsund 2022).

Anlagebedingt gehen die innerhalb der Baugebiete liegenden, bereits baubedingt entfernten
Biotopstrukturen dauerhaft verloren. Zusatzliche anlagebedingte nachteilige Auswirkungen
entstehen nicht. Gleichzeitig werden Geholz- und Waldflachen neu geschaffen und es wird
eine als extensiv genutzte blitenreiche Mahwiese angelegt.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren.
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Tiere

Mit der Umsetzung des B-Plans werden im Zuge der Baufeldfreimachung baubedingt faunis-
tische Lebensraume zerstort. Die im Plangebiet vorhandenen Gehdlzflachen werden so weit
wie mdglich in die Planung integriert, um Gehdlzrodungen zu vermeiden. Nicht vermeidbare
Lebensraumverluste Verluste werden multifunktional ausgeglichen (vgl. Kap. 3.4).

Zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestande im Zuge der Baufeldfreimachung
werden Bauzeitenregelungen flr Brutvogel erforderlich (vgl. Kap. 3.5.1). Artenschutzrechtlich
relevante Auswirkungen fir Brutvogel, auch im Umfeld (Zentralfriedhof, ndrdlich angrenzende
Geholzbestande), durch baubedingte Stérungen innerhalb der Brutzeit werden ebenfalls durch
die Bauzeitenregelung vermieden.

Im Zuge der Fledermauskartierung wurden keine Héhlungen festgestellt, so dass Fledermaus-
quartiere in Hohlungen mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden konnen.'?

Anlagebedingt gehen die innerhalb der Baugebiete liegenden, bereits baubedingt entfernten
faunistischen Lebensrdume dauerhaft verloren. Gleichzeitig werden Gehdlz- und Waldflachen
neu geschaffen. Die offentliche Grinflache wird als extensiv genutzte blitenreiche Mahwiese
angelegt, um einer Entwertung des Gebietes als Nahrungshabitat fiir Brutvdgel und als Jagd-
habitat fur Fledermause entgegenzuwirken.

Betriebsbedingte Auswirkungen kénnen durch Lichtemissionen fur Insekten und Fleder-
mause entstehen. Durch die Verwendung von angepasster Beleuchtung kénnen die Auswir-
kungen minimiert werden. Stérungen von Brutvogeln durch menschliche Anwesenheit sind
aufgrund der Entfernung der Brutstandorte und der Fluchtdistanzen der nachgewiesenen sied-
lungsangepassten Brutvogelarten nicht zu erwarten.

Biologische Vielfalt

Das Vorhaben betrifft kein Gebiet mit besonderer Bedeutung flir die biologische Vielfalt. Aus-
wirkungen auf die biologische Vielfalt sind damit bei Verwirklichung der Planvorhaben nicht zu
erwarten.

3.2.7 Landschaft

Baubedingt kommt es zu einer temporaren Uberpragung der Landschaft durch visuelle Un-
ruhe und Larm. Die Auswirkungen sind temporar und kleinrdumig und werden daher als gering
bewertet.

Anlagebedingt wird das Landschaftsbild durch die Errichtung baulicher Anlagen tberpragt.
Das Gebiet ist an drei Seiten von Bebauung umgeben, deren raumwirksamen Strukturen das
Landschaftsbild weiterhin dominant pragen. Die Hohe der Bebauung ist an die Héhe der um-
gebenden Bebauung angelehnt Die Auswirkungen werden als gering bewertet. Sie werden
multifunktional ausgeglichen.

Betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu prognostizieren.

12 Nicht einbezogen in die Kartierung wurde die Pappelbaumreihe am Heinrich-Heine-Ringe, die im
Zuge eines geplanten Radwegeausbaus am Heinrich-Heine-Ring verloren geht. Bei der Umsetzung
dieser Planung ist daher eine Kontrolle der Fallungen durch einen Fledermausexperten vorgesehen
(vgl. Hansestadt Stralsund 2022).
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3.2.8 Mensch/ menschliche Gesundheit/ Bevolkerung

Punktuell und temporar sind baubedingte Wirkungen durch Schadstoffe, Larm und Licht
durch Baufahrzeuge und Bautatigkeiten zu erwarten. Hierdurch wird die Erholungsfunktion
auch des angrenzenden Friedhofes temporar beeintrachtigt. Die Beeintrachtigungen werden
als gering bewertet.

Anlagebedingt geht ein aktuell zur Naherholung genutzte Freiflache verloren. Die Erholungs-
funktion bleibt jedoch teilweise bestehen (Anlage einer &ffentlichen Grinflache mit Spielplatz
im Norden des Gebiets, Erhalt und Schaffung einer Waldflache, neugeschaffene Wegeverbin-
dung zwischen Hans-Fallada-Straflte und Zentralfriedhof). Die Beeintrachtigungen werden als
gering bewertet.

Durch die Zunahme des motorisierten Verkehrs und damit verbundenen Schadstoff- und
Schallimmissionen wird die verbliebende Erholungsfunktion betriebsbedingt beeintrachtigt.
Sensible Nutzungen sind im Umfeld des Plangebiets nicht vorhanden. Die Beeintrachtigungen
werden als gering bewertet.

3.2.9 Kultur- und sonstige Sachgiiter, kulturelles Erbe

Bodendenkmale oder Bau- und Kunstdenkmale sind im Plangebiet nicht bekannt. Sofern wah-
rend der Bautatigkeiten Funde oder auffalligen Bodenverfarbungen festgestellt werden, wer-
den zur Vermeidung von Veranderungen oder Zerstérungen bisher unbekannter Bodendenk-
male Bergungs- und Dokumentationsschritte eingeleitet (vgl. Kap. 3.5.1).

Baubedingt kommt es in einem sehr geringen Umfang (150 m?) zum Verlust von Wald, wel-
cher anlagebedingt dauerhaft ist. Gleichzeitig wird in einem Umfang von 960 m? Wald neu
geschaffen, so dass die Auswirkungen insgesamt positiv sind.

3.2.10 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes

Erhebliche Umweltauswirkungen durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgitern, Gber
die bereits dargestellten Umweltauswirkungen hinaus, sind nicht zu erwarten.

3.2.11 Anfalligkeit aufgrund der nach der Planaufstellung zulassigen Vorhaben fiir
schwere Unfille oder Katastrophen

Eine Anfalligkeit der durch den B-Plan vorbereiteten Bauvorhaben ist nach derzeitigem Kennt-
nisstand nicht vorhanden.

Die beiden im Gebiet der Hansestadt Stralsund vorhandenen Storfallbetriebe (Werft, Biogas-
anlage Am Umspannwerk 8) liegen weit vom B-Plangebiet entfernt und somit auRerhalb der
Achtungsbereiche derselben.

Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima,
Landschaft, Biologische Vielfalt, Natura 2000-Gebiete, Mensch, Gesundheit, Bevolkerung so-
wie kulturelles Erbe und sonstige Sachguter durch schwere Unfélle oder Katastrophen sind
nicht zu erwarten.
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3.3 Prognose uiber die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchfiihrung der
Planung

Bei Nichtdurchfliihrung der Planung wirde die Flache zunachst weiterhin als Brachflache fort-
bestehen und je nach Pflegeintensitat der natlrlichen Sukzession unterliegen. Der zentrale
Bereich wirde zunachst weiterhin als Griinland genutzt werden. Wie bisher wiirde das Gebiet,
solange der Sukzessionsstand es zulasst, zur Naherholung genutzt werden. Perspektivisch
wlrde das im rechtsglltigen Flachennutzungsplan als gemischte Bauflache ausgewiesene
Gebiet vermutlich wieder einer baulichen Nutzung zugefuhrt werden.

3.4 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung

Die methodische Herangehensweise richtet sich nach den Hinweisen zur Eingriffsregelung
(HzE) Mecklenburg-Vorpommern (MLU 2018).

Hinweis: Am Heinrich-Heine-Ring stockt eine Baumreihe aus Balsampappeln, welche als nach
§ 19 NatSchAG M-V geschltzte stralRenbegleitende Baumreihe (BRG) einzustufen ist. (s. Be-
schreibung im Kapitel 3.1.6.1 Biotope/Pflanzen) Die Baumreihe hat ihren Ursprung als Um-
pflanzung des zuriickgebauten Plattenwerks. Die Pappelbaumreihe erstreckte sich urspring-
lich bis zur Einmiindung der Hans-Fallada-Stral3e. Im westlichen Bereich wurde der Pappel-
bestand zwischenzeitlich jedoch gefallt und in ein dichtes baumheckenartiges Siedlungsgehdlz
umgewandelt. Im Rahmen eines geplanten Radwegeausbaus am Heinrich-Heine-Ring geht
die Baumreihe verloren.

Die Baumverluste werden im Rahmen der Radwegeplanung bilanziert und ausgeglichen (vgl.
Hansestadt Stralsund 2022). Dementsprechend wird die Baumreihe im B-Plan-Verfahren als
nicht mehr existent betrachtet (vgl. Darstellung der im Zuge des Radwegebaus zu fallenden
B&aume in Abbildung 5) und nicht in die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung einbezogen.

3.4.1 Ermittlung des Eingriffsflichendquivalents (EFA)
3.4.1.1 Ermittlung des Biotopwerts der Biotope im Geltungsbereich

Fir jeden Biotoptyp wird aus der Anlage 3 der HzE (MLU 2018) die naturschutzfachliche Wert-
stufe entnommen. Diese wird Uber die Kriterien ,Regenerationsfahigkeit* und ,Geféahrdung*
bestimmt. MaRgeblich ist der jeweils héchste Wert fir die Einstufung. Jeder Wertstufe wird,
mit Ausnahme der Wertstufe 0, ein durchschnittlicher Biotopwert nach den in Tabelle 2 darge-
stellten Vorgaben zugeordnet. Bei Biotoptypen mit der Wertstufe 0 hangt der durchschnittliche
Biotopwert vom Versiegelungsgrad ab und wird in Dezimalstellen angegeben.

Tabelle 2: Ermittlung des durchschnittlichen Biotopwerts nach MLU (2018, Kap. 2.1)

Wertstufe Durchschnittlicher Biotopwert
0 1 — Versiegelungsgrad (in Dezimalstellen)
1 1,5
2 3
3 6
4 10

Der durchschnittliche Biotopwert reprasentiert die durchschnittliche Auspragung des jeweili-
gen Biotoptyps und ist Grundlage fir die Ermittlung des Kompensationsbedarfs. Wenn meh-
rere Biotoptypen vom Eingriff betroffen sind, sind die Biotopwerte fir jeden einzelnen Biotoptyp
zu ermitteln. Flr gesetzlich geschutzte Biotope erfolgt eine ausfihrliche Biotopwertermittlung
gem. Anlage 4 der HzE (MLU 2018). In Tabelle 3 sind die ermittelten Biotopwerte dargestellt.
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Tabelle 3: Ermittlung des durchschnittlichen Biotopwerts der Biotope im Geltungsbereich nach
MLU (2018, Kap. 2.1) (fett: gesetzlich geschiitzt und Wertbiotope ab Wertstufe 3)

Nr. ::gz:‘i%%eel Wertstufe Biotopwert
1-7 BBA §18 -
23 BRG §19 -
8 RHU 2 3
9 RHU 2 3
10 RHU 2 3
11 RTT 1 1,5
12 PWX 2 3
13 PWY 0 1
14 PWY 0 1
15 PEG 1 1,5
16 PER 0 1
17 PER 0 1
18 PSA 2 3
19 oV 0 0
20 ol 0 0

4.4.1.2 Ermittlung des Lagefaktors

Als Korrekturfaktor wird die Lage der Biotope in wertvollen und ungestérten Rdumen sowie in
Bezug auf Vorbelastungen (Stérquellen) durch Zu- und Abschlage berlicksichtigt. Der Lage-
faktor weist nach MLU (2018, Kap. 2.2) eine Spanne von 0,75 bis 1,50 m auf. Zu den Stor-
quellen gehoren z.B. Siedlungsbereiche, Stralen, vollversiegelte Wege und Bebauungsplane.

Schutzgebiete und qualifizierte landschaftliche Freirdume der Wertstufe 3 und 4 sind im Um-
feld des Vorhabens nicht vorhanden. Fir das vorliegende Vorhaben wurden als Storquellen
die StralRen Am Heizwerk, Heinrich-Heine-Ring und Hans-Fallada-Stral3e sowie die Wohnbe-
bauung der Hermann-Burmeister-Strafe und das Blockheizwerk berlicksichtigt.

Fir die Bilanzierung wird aufgrund der mit den genannten Stérquellen verbundenen Vorbelas-
tung der folgende Lagefaktor angesetzt:

— Faktor 0,75: Abstand < 100 m zu den genannten Stérquellen

3.4.1.3 Berechnung des Eingriffsflaichendquivalents fiir die Biotopbeseitigung bzw. Bi-
otopveranderung (unmittelbare Wirkungen/Beeintrachtigungen)

Die Berechnung der Eingriffsflichenéaquivalente (EFA) fir unmittelbare Wirkungen/Beeintrach-
tigungen erfolgt in Abhangigkeit der Flachengrdlie, dem durchschnittlichen Biotopwert sowie
dem Lagefaktor.

Die Biotopbeseitigung wird im vorliegenden Planverfahren fir die gesamten Baugebiete des
Urbanen Gebietes, des Allgemeinen Wohngebietes und die Verkehrsflachen bilanziert. Die zu
erhaltenden Einzelbdume, die zu erhaltenden Geholz- und Grinflachen und die Waldflache
am nordlichen Rand des Geltungsbereiches (abziglich 150 m? Waldumwandlungsflache) sind
von der Biotopbeseitigung ausgenommen.

In Tabelle 4 ist die Ableitung des Eingriffsflachenaquivalents fir die o. g. Biotopbeseitigungen
bzw. Biotopveranderungen dargestellt.

Seite 59 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

Tabelle 4: Ermittlung des Eingriffsflachenaquivalents fir die Biotopbeseitigung mit Funktions-
verlust (unmittelbare Wirkungen/Beeintrachtigungen)

Flache (m?)
Nr. Biotoptyp de:e';egi‘f_fe' Biotopwert LF EFA
toptyps
8 RHU 1.266 3 0,75 2.849
8 RHU 308 3 0,75 693
9 RHU 1.110 3 0,75 2.498
9 RHU 931 3 0,75 2.095
9 RHU 367 3 0,75 826
10 RHU 110 3 0,75 248
11 RTT 456 1,5 0,75 513
12 PWX 4.981 3 0,75 11.207
12 PWX 805 3 0,75 1.811
12 PWX 716 3 0,75 1.611
12 PWX 308 3 0,75 693
12 PWX 1.345 3 0,75 3.026
12 PWX 844 3 0,75 1.899
12 PWX 75 3 0,75 169
13 PWY 938 1 0,75 704
14 PWY 697 1 0,75 523
14 PWY 831 1 0,75 623
15 PEG 43.093 1,5 0,75 48.480
16 PER 721 1 0,75 541
17 PER 208 1 0,75 156
17 PER 57 1 0,75 43
18 PSA 288 3 0,75 648
19 oV 2.359 0 0,75 0
19 oV 452 0 0,75 0
20 Ol 598 0 0,75 0
20 ol 621 0 0,75 0
20 o] 285 0 0,75 0
25 PWX 329 3 0,75 740
31 PER 228 1 0,75 171
Summe 65.327 82.764

Berechnungsformel: Flache des betroffenen Biotops x Biotopwert des betroffenen Biotoptyps x Lagefaktor = Ein-
griffsflachenaquivalent [m2? EFA]

3.4.1.4Berechnung des Eingriffsflachendquivalents fiir die Funktionsbeeintrachtigung
von Biotopen im Wirkraum der Planung (mittelbare Wirkungen/ Beeintrachtigun-
gen)

Funktionsbeeintrachtigungen bzw. mittelbare Eingriffswirkungen aufgrund negativer Randein-

flusse des Vorhabens betreffen gemafl HzE (MLU 2018) Biotoptypen mit einer Werteinstufung

>3 innerhalb projektspezifisch zu definierender Wirkzonen. Entsprechend der Wirkzone wird

ein Wirkfaktor auf die betroffene Biotoptypflache sowie auf den jeweiligen Biotopwert aufge-

schlagen.
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Flr das Urbane Gebiet sind der Wirkbereich I: 50 m und Wirkbereich II: 200 m anzusetzen.
Aufgrund der bestehenden Stérwirkungen durch die umgebenden Stral’en, Wohnbebauung
und das Blockheizwerk besteht eine deutliche anthropogene Vorpragung.

Im Geltungsbereich selbst befinden sich keine Biotoptypen mit der Wertstufe =3. Alle aul3er-
halb liegenden Biotoptypen, die Berlicksichtigung finden wirden, weisen ebenfalls keine ent-
sprechende oder hohere Wertstufe auf.

Biotope sudlich des Heinrich-Heine-Rings und westlich der Hans-Fallada-Stra3e werden nicht
berlcksichtigt, da diese Strallen bereits eine deutliche Barrierewirkung ausuiben.

Daher entfallt die Ermittlung von mittelbaren Wirkungen/Beeintrachtigungen aus den genann-
ten Grinden.

3.4.1.5Berechnung des Eingriffsflaichenaquivalents fiir die Versiegelung

Nahezu alle Eingriffe sind neben der Beseitigung von Biotopen auch mit der Versiegelung bzw.
Uberbauung von Flachen verbunden. Das fiihrt zu weiteren Beeintrachtigungen insbesondere
der abiotischen Schutzguter, so dass zusatzliche Kompensationsverpflichtungen entstehen.
Deshalb ist biotoptypunabhangig die teil-/vollversiegelte bzw. Uberbaute Flache in m? zu er-
mitteln und mit einem Zuschlag von 0,2/ 0,5 zu berlcksichtigen.

Das Eingriffsflachenaquivalent fir Teil-/Vollversiegelung bzw. Uberbauung wird tiber die mul-
tiplikative Verknipfung der teil-/vollversiegelten bzw. tGiberbauten Flache und dem Zuschlag fiir
Teil-/Vollversiegelung bzw. Uberbauung ermittelt. In Tabelle 5 wird das additive Kompensati-
onserfordernis fur die geplante Flachenversiegelung ermittelt.

Tabelle 5: Bestimmung des Eingriffsflachenaquivalents fur die Versiegelung

Flache (m?) Teil-/Vollversie- Zuschlag

gesamt gelte Flache (m?) | Versiegelung e

MU 1 Sportfeld/Sport-
halle/Schule/Kita Umfang 24.029 m?
(zulassige Versiegelung: GRZ 0,6
zzgl. 33 % Uberschreitung) 24.029 19.175 0,50 9.588

MU 2 gemischte Nutzung Umfang
11.672 m?

(zulassige Versiegelung: GRZ 0,6
zzgl. 33 % Uberschreitung) 11.659 9.304 0,50 4.652

MU 3 Wohnen Umfang 8.230 m?
(zulassige Versiegelung: GRZ 0,6
zzgl. 33 % Uberschreitung) 9.122 7.279 0,50 3.640

Gemeinbedarfsflache Umfang 9.421
m? (zuldssige Versiegelung: GRZ 0,4
zzgl. 50% Uberschreitung) 9.421 5.653 0,50 2.826
WA 1 SWG Umfang 2.227 m? (zulas-
sige Versiegelung: GRZ 0,6 zzgl.

50% Uberschreitung) 2.227 2.004 0,50 1.002
Verkehrsflache Stralle Umfang

3.051 m?

Vollversiegelung 3.051 3.051 0,50 1.526

Verkehrsflache/ Geh- und Radweg
Umfang 2.039 m?
Teilversiegelung 2.039 2.039 0,20 408
Verkehrsflache/ Geh- und Radweg
Parkanlage Umfang 425 m? Teilver-
siegelung 425 425 0,20 85

Summe 48.930 23.726
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3.4.1.6 Berechnung kompensationsmindernder MaBnahmen

Fir das vorliegende Planverfahren werden Malinahmen zur Dachbegriinung und die Anlage
von Photovoltaikanlagen kompensationsmindernd bilanziert. Die Flache der Dachbegriinung
ergibt sich aus der maximal moéglichen Dachflache in m2, die sich fir die Baufelder des Urba-
nen Gebiets und des Allgemeinen Wohngebietes gemalt GRZ ableiten lassen. Die anrechen-
bare Dachflache belauft sich insgesamt auf 40.641 m?, die halftig fur Dachbegriinung und half-
tig fir Photovoltaikanlagen genutzt werden soll.

Gemal HzE (MLU 2018) geht die Dachbegriinungsflache mit einem Wert von 0,5 in die Bilan-
zierung ein. Fur die Photovoltaikanlagen ist eine differenzierte Berechnung nach méglicher
GRZ vorzunehmen. Da die GRZ im Plangebiet zum tberwiegenden Teil bei 0,6 liegt, werden
fur die Zwischenmodulflachen 0,5 und fir die Gberschirmten Flachen 0,2 Wertpunkte in Ansatz
gebracht.

Tabelle 6 stellt die kompensationsmindernden Mallnahmen zusammen.

Tabelle 6: Berechnung des Eingriffsflachenaquivalents kompensationsmindernder Maf3nah-
men

MaBnahme Dachbegrii- Fliche (m?) Wert der Kompensati- Flachenaquiva-
nung onsminderung lent (m? FA)
Dachflachen (40.641 m?)
Dachflachen mit Option zur
Dachbegriinung 50 % 20.320 0,5 10.160
Summe 20.320 10.160
. " Wert der Kompensati- Flachenaquiva-
2'
MaBnahme Photovoltaik Flache (m?) onsminderung lent (m? FA)
Dachflachen abzgl. Dachbegriinung (20.320 m?)
Zwischenmodulflachen 50 % 10.160 0,5 5.080
Uberschirmte Flachen 50 % 10.160 0,2 2.032
Summe 20.320 7.112

3.4.2 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs

Der multifunktionale Kompensationsbedarf ergibt sich aus den EFA fiir die unmittelbaren Wir-
kungen und der Versiegelung bzw. Uberbauung. Kompensationsmindernde Ma3nahmen wer-
den anschlieBend abgezogen. In Tabelle 7 erfolgt die Zusammenstellung des multifunktiona-
len Kompensationsbedarfes.

Tabelle 7: Berechnung des Multifunktionalen Kompensationsbedarfs

Position E|ngr|ffsflachegaqul\galent
Bezugsgrofe m

Eingriffsflachenaquivalent Biotopbeseitigung 82.764
Eingriffsflaichenaquivalent Funktionsbeeintrachtigung 0
Eingriffsflachenéquivalent Versiegelung/ Uberbauung 23.726
Zwischensumme 106.490
abzgl. Minderung Dachbegriinung 10.160
abzgl. Minderung Photovoltaik 7.112
Summe 89.218
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3.4.3 Ermittlung des additiven Kompensationsbedarfs

Bei betroffenen Funktionen von besonderer Bedeutung entsprechend MLU (2018, Anlage 1)
sind die damit verbundenen Beeintrachtigungen und die daraus resultierenden Kompensati-
onsmalflnahmen gesondert zu ermitteln. Dies bedeutet, dass eine additive Kompensation not-
wendig wird, sofern dies aufgrund der Multifunktionalitat der Gbrigen Kompensationsmal3nah-
men nicht bereits gegeben ist.

Funktionen besonderer Bedeutung der Schutzguter Boden, Flache, Wasser, Klima, Luft, Pflan-
zen, biologische Vielfalt und Landschaft liegen am Standort des Vorhabens nicht vor. Es be-
steht damit kein additiver Kompensationsbedarf flir Sonderfunktionen dieser Schutzgiter.

Maogliche artenschutzrechtliche Konflikte werden durch entsprechende Mallnahmen vermie-
den (siehe Kapitel 3.5.1). Es ergibt sich somit kein additiver Kompensationsbedarf fir arten-
schutzrechtliche Konflikte.

3.4.4 Ermittlung des Kompensationsflachenaquivalents (KFA) und Gesamtbilanzie-
rung (Gegeniiberstellung EFA/KFA)

Den Eingriffsflachenaquivalenten abziiglich MinderungsmalRnahmen in Héhe von 71.946 EFA
(m?) stehen Kompensationsflachenéaquivalente in Hohe von 58.844 KFA (m?) gegeniiber. Die
Kompensationsquote betragt damit 82 %. In der Tabelle 8 werden die berechneten Eingriffs-
und Kompensationsflachenaquivalente gegenubergestellt.

Tabelle 8: Gegenuberstellung der Eingriffs- und Kompensationsflachenaquivalente

Eingriffsflichendquivalent Kompensationsflachendquivalent
Bedarf 89.218 EFA (m?) intern 1.844 KFA (m?)
abzlglich Minderung 17.272 EFA (m?) extern 57.000 KFA (m?)
Summe 71.946 EFA (m?) Summe 58.844 KFA (m?)

3.4.5 Eingriffe in den Einzelbaumbestand

Im Zuge der Umsetzung des B-Plans gehen 60 geschitzte Einzelbdume verloren, 14 Baume
werden zum Erhalt festgesetzt.

FUr den Ausgleich ist der Baumschutzkompensationserlass des Landes M-V anzuwenden. Die
Kompensation erfolgt im Verhaltnis zum Stammumfang (vgl. Tabelle 9). Fir die ermittelten
Ersatzpflanzungen stehen im B-Plangebiet durch die Pflanzgebote an den Planstralien A und
B, entlang des geplanten FulRweges parallel zum Heinrich-Heine-Ring sowie jeweils in Reihe
sechs Baume auf der Gemeinbedarfsflache und der Flache MU 1 insgesamt 125 Standorte
zur Verfligung.

Tabelle 9:  Baume mit einem Stammumfang = 95 cm in 130 cm Hohe

Nummer Baumart StamF;:LTfang Schutzstatus | Ausgleichserfordernis
1 Spitz-Ahorn 103 §18 1
2 Wald-Kiefer 128 §18 zum Erhalt festgesetzt
3 Robinie 144 §18 zum Erhalt festgesetzt
4 Eschen-Ahorn 223 §18 zum Erhalt festgesetzt
5 Sand-Birke 133 §18 1
6 Weiden-Art 180 §18 2
7 Sand-Birke 140 §18 1
8 Spitz-Ahorn 168 §18 2
9 Spitz-Ahorn 147 §18 1

Seite 63 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®

Begriindung (Stand September 2022)

Stammumfang

Nummer Baumart [em] Schutzstatus | Ausgleichserfordernis
10 Spitz-Ahorn 123 §18 1
11 Spitz-Ahorn 103 §18 1
12 Spitz-Ahorn 383 §18 3
13 Berg-Ahorn 122 §18 1
14 Sand-Birke 115 §18 1
15 Eschen-Ahorn 154 §18 2
16 Sand-Birke 118 §18 1
17 Rosskastanie 165 §18 2
18 Eschen-Ahorn 130 §18 1
Schutz in ca. 1-
19 Weiden-Art 98 2 Jahren zu er-
warten
20 Sand-Birke 131 §18 1
21 Weiden-Art 132 §18 1
Schutz in ca. 1-
22 Spitz-Ahorn 99 2 Jahren zu er- 1
warten
23 Eschen-Ahorn 143 §18 1
24 Eschen-Ahorn 156 §18 2
25 Eschen-Ahorn 115 §18 1
26 Sand-Birke 103 §18 S indzeng
27 Wald-Kiefer 171 §18 Erha'g(rbfﬁlzgggfe”t"
28 Sand-Birke 111 §18 S indzeng
29 Sand-Birke 99 > Jahen 20 or- Erha'g(rbf]gﬂgé’;‘gfe”t"
warten
30 Wald-Kiefer 179 §18 Erha'g(rﬁgfﬁ;g;‘gffe”t"
31 Wald-Kiefer 177 §18 Erha'g(r'a?%zg;]gfe”t"
32 Wald-Kiefer 110 §18 Erha'g(r'a?%zg;]gfe”t"
33 Wald-Kiefer 102 §18 1
34 Rot-Eiche 106 §18 1
Schutz in ca. 1-
35 Wald-Kiefer 97 2 Jahren zu er-
warten
36 Wald-Kiefer 113 §18 1
37 Wald-Kiefer 170 §18 2
38 Wald-Kiefer 144 §18 1
39 Eschen-Ahorn 108 §18 1
40 Weiden-Art 145 §18 1
41 Sand-Birke 126 §18 1
42 Wald-Kiefer 141 §18 1
43 Wald-Kiefer 210 §18 2
44 Sand-Birke 118 §18 1
45 Sand-Birke 103 §18 1
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Stammumfang

Nummer Baumart [em] Schutzstatus | Ausgleichserfordernis
46 Weiden-Art 158 §18 2
47 Stiel-Eiche 151 §18 zum Erhalt festgesetzt
48 Stiel-Eiche 124 §18 zum Erhalt festgesetzt
49 Sand-Birke 106 §18 1
50 Stiel-Eiche 123 §18 zum Erhalt festgesetzt
Schutz in ca. 1-
51 Sand-Birke 97 2 Jahren zu er- 1
warten
52 Sand-Birke 152 §18 2
53 Eschen-Ahorn 100 §18 1
Schutz in ca. 1-
54 Weiden-Art 97 2 Jahren zu er- 1
warten
55 Weiden-Art 108 §18 1
56 Robinie 124 §18 1
57 Robinie 178 §18 2
58 Robinie 125 §18 1
59 Pappel-Art 214 §18 2
60 Pappel-Art 192 §18 2
61 Pappel-Art 197 §18 2
62 Pappel-Art 214 §18 2
63 Pappel-Art 316 §18 3
64 Pappel-Art 379 §18 Erha'g(rﬁ%gé’;gﬁe”t"
65 Pappel-Art 150 §18 1
66 Pappel-Art 198 §18 2
67 Pappel-Art 210 §18 2
68 Pappel-Art 238 §18 2
69 Pappel-Art 115 §18 1
70 Pappel-Art 193 §18 2
71 Pappel-Art 162 §18 2
72 Rosskastanie 117 §18 1
73 Pappel-Art 192 §18 2
74 Pappel-Art 270 §18 3
75 Pappel-Art 272 §18 3
76 Pappel-Art 144 §18 1
77 Pappel-Art 309 §18 3
Schutz in ca. 1-
78 Sand-Birke 96 2 Jahren zu er- 1
warten
79 Pappel-Art 125 §18 1
80 Robinie 118 §18 1
81 Pappel-Art 394 §18 3
Summe 99
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3.5 MaRnahmen zur Vermeidung, Minderung und zum Ausgleich

3.5.1

MaRBnahmen zur Vermeidung und Minderung

Zur Vermeidung und Minderung von Eingriffsfolgen werden die nachfolgend genannten Mal3-
nahmen durchgefihrt:

Die Befestigung von Ful3- und Radwegen, nicht unterbauten Kfz-Stellplatzen, Aufstell-
flachen und Aufenthaltsflachen erfolgt in wasser- und luftdurchlassiger Bauart.

Dachflachen sind aufderhalb begehbarer Flachen und von Photovoltaikanlagen zu be-
grinen. Die Pflanzendecke auf Griindachern sorgt durch starkere Rickhaltung und
Speicherung von anfallendem Niederschlagswasser fiir eine bessere Abflussverzoge-
rung. Durch die Abgabe von Verdunstungsfeuchtigkeit wirken sich Griindacher aufer-
dem begunstigend auf das Kleinklima aus. Ferner entfalten Dachbegriinungen den Ef-
fekt, die darunterliegenden Geschosse zu kiihlen, da im Gegensatz zu konventionellen
Dachflachen die sonst auftreffende Sonneneinstrahlung gemindert wird. Dies kommt
wiederum der Aufenthaltsqualitat in den Gebauden zugute. Begriinte Dachflachen tra-
gen auch dazu bei, verlorengehende Grin- und Freiflachen zu kompensieren und ada-
quate Ersatzlebensraume flr diejenigen Tier- und Pflanzenarten zu schaffen, die auf-
grund ihrer Mobilitat in der Lage sind, diese Rdume zu besiedeln. Entsprechend koén-
nen Dachbegriinungen auch als Minderungsmaflinahmen angerechnet werden. Griin-
dacher und Photovoltaikanlagen schlief3en sich nicht aus, da die Verdunstungskalte
von Dachbegriinungen Vorteile fir Photovoltaik-Module bringt, deren Wirkungsgrad
mit héheren Temperaturen abnimmt.

Wenn wahrend der Erdarbeiten Funde oder auffallige Bodenverfarbungen entdeckt
werden, ist gemal § 11 DSchG M-V die zustandige Untere Denkmalschutzbehdrde zu
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern
oder Beauftragen des Landesamtes fir Bodendenkmalpflege in unverandertem Zu-
stand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige,
doch kann die Frist fur eine fachgerechte Untersuchung im Rahmen des Zumutbaren
verlangert werden (§ 11 Abs. 3 DSchG M-V).

Zum Schutz gegen mechanische Schaden durch Fahrzeuge und Baumaschinen sind
zu erhaltende Badume von einem Zaun zu umgeben. Der Zaun muss den gesamten
Wurzelbereich umfassen. Als Wurzelbereich gilt die Bodenflache unter der Krone von
Baumen zuzulglich 1,50 m nach allen Seiten. Falls dies aus Platzgrinden nicht méglich
ist, muss der Stamm mit einer gegen den Stamm abgepolsterten Bohlenummantelung
versehen werden. Diese ist ohne Beschadigung der Baume anzubringen und darf nicht
unmittelbar auf die Wurzelanlaufe aufgesetzt werden. Die Baumkronen sind vor Be-
schadigungen durch Baufahrzeuge oder Gerate zu schutzen. Erforderlichenfalls sind
gefahrdete Aste fachgerecht hochzubinden oder zuriickzuschneiden.

Baugerate und Maschinen durfen nicht im Wurzelbereich von Gehdlzen abgestellt wer-
den. Die Wurzelbereiche sind durch eine druckverteilende Auflage (wasserdurchlassig)
vor Lasten zu schitzen. Die Baggermatten durfen nicht auf die Wurzelansatze aufge-
setzt werden.

Um eine Einschlagigkeit artenschutzrechtlicher Verbotstatbestdnde nach §44 Abs.1
BNatSchG zu vermeiden, sind folgenden MaRnahmen vorgesehen (Aufnahme als Hinweis in
den B-Plan):

Bauzeitenregelung zur Vermeidung der Verletzung, Tétung und Stérung von Brutvo-
geln: Die Baufeldfreimachung inklusive Baumfallung sowie die anschlieRenden Bau-
arbeiten missen zwischen dem 01. Oktober und dem 01. Marz begonnen und ohne
grofiere Pausen fortgeflihrt werden. Die Baumfallungen missen vor dem 01.03. des
Jahres abgeschlossen sein.

Seite 66 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

e Die AuRenbeleuchtung auf den privaten Grundstiicken soll fledermausvertraglich ge-
staltet werden (Beleuchtungsstarke nicht Gber die nach EU-Standards erforderliche
Mindestmal} hinaus, Vermeidung stérender Lichtausbreitung in angrenzende Raume
durch gerichtete Beleuchtung von oben nach unten, Einsatz von vollabgeschirmten
LED-Lampen mit Farbtemperaturen von 2.700 Kelvin oder weniger sowie Wellenlan-
gen > 540 nm).

o Gebaude sollen mit einer vogelfreundlichen Fenster- und Tlrverglasung nach aktuel-
lem Stand der Technik errichtet werden (vgl. Schmid et al. 2012).

Zudem sollen die offentlichen, nicht mit Baumen bestandenen offentlichen Griinflachen als
extensive Wiesen gepflegt und die Schaffung von Blihwiesen geférdert werden.

3.5.2 MaBRnahmen zum Ausgleich
Natur und Landschaft

Die naturschutzfachliche Ermittlung des Eingriffsflichenéaquivalents (EFA) und Kompensati-
onsflachenaquivalents (KFA) fir die Maknahmen erfolgt in Anlehnung an die HzE (MLU,
2018). Der ermittelte Eingriffsflachenbedarf fir den Eingriff in Natur und Landschaft betragt
abziiglich Minderungsmafinahmen 71.946 EFA (m?).

Der Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft (Flora, Fauna, Boden und Wasser) kann
nur teilweise im Plangebiet erfolgen. Im Geltungsbereich des B-Plangebiets sind die folgen-
den Kompensationsmalinahmen geplant (vgl. Tabelle 10):

o Anlage von Baumreihen mit insgesamt 125 Baumen entlang Erschlieldungsstralen,
des FuBweges, auf der Gemeinbedarfsflache und auf der Flache MU1 abzgl. Kompen-
sationserfordernis Baumfallung (insgesamt 99 Baume) — Somit werden 26 Baume auf
die Kompensation nach HzE angerechnet.

¢ Anlage von Wald durch Sukzession mit Initialbepflanzung (siehe Abbildung 8, neues
stadtebauliches Konzept)

1
‘Gemischte Nutzung
‘i 3ha

37 4‘@955. 022/ 1
ansestadt @Y Stralsund

1=ty i R

Abbildung 8: Uberarbeitetes stadtebauliches Konzept des Entwurfs
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Aulerhalb des Geltungsbereiches ist die folgende Kompensationsmalinahme geplant:
o MalRnahme E 3 (extern): Umwandlung von Acker in extensive Mahwiese (s. Abbildung

9)
Tabelle 10: Bilanzierung der Ausgleichsmalinahmen
Kompen- Leistungs- .

KompensationsmaBnahme Flache (m?) sationswert | faktor KFA (m?)
Anlage von Baumreihen insgesamt 125

Baume* entlang Erschlieungsstralen

abzgl. Kompensationserfordernis Baum-

féllung (insgesamt 99 Badume) 650 2 0,5 650
MafRnahme 1: Anlage von Wald durch

Sukzession mit Initialbepflanzung 955 2,5 0,5 1.194
MaRnahme E 3 (extern): Umwandlung

von Acker in extensive Mahwiese 19.000 3 1 57.000
Summe 58.844

* gerechnet mit 25 m? pro Baum

MaRnahme E 1
/4 MaRknahme E 3

Mafnahme E 3 &stl. Férsterhofer Heide

Flstck. 12572 anteilig 3.213 m?
Flstck. 124/2 anteilig 5.086 m*
Flstok. 123/2 anteilig 10.701 m?

Gesamt 19.000 m?

Abbildung 9: externe Kompensationsmal3nahme E 3

3.5.2.1 Kompensation auBerhalb des Plangebietes (MaBnahme E 3)

AuRerhalb des Plangebiets soll auf Flachen des Hansestadt Stralsund in der Landschaftszone
Vorpommersches Flachland die MaRnahme ,Anlage einer extensiv zu pflegenden Wiesenfla-

che" umgesetzt werden:

Seite 68 von 72



Bebauungsplan Nr. 22 ,Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk*®
Begriindung (Stand September 2022)

Der Ausgleich der Eingriffe fir 71.946 m? Flachenaquivalente gemaf der ,Hinweise zur Ein-
griffsregelung® des MLU M-V (2018) erfolgt zum Uberwiegenden Teil durch die Herstellung
einer extensiv zu pflegenden Wiesenflache auf 19.000 m? mit einer standortgerechten Saat-
gutmischung aus Regiosaatgut auf Teilen der Flursticke 123/2, 124/2 und 125/2, Flur 1, Ge-
markung Zitterpenningshagen (siehe Abbildung 9).

Es wird eine jahrlich zwei- bis dreimalige Mahd (nicht vor dem 01.07. des Jahres) mit Messer-
balken, Mahdhéhe 10 cm, festgesetzt. In Abhangigkeit der standortklimatischen Gegebenhei-
ten ist ausnahmsweise eine Mahd ab 01.06. des Jahres zuldssig. Bei vermehrtem Auftreten
des Jakob-Kreuzkrautes ist ggf. ein friherer Mahdtermin in Abstimmung mit der zustandigen
unteren Naturschutzbehorde zulassig. Umbruch, Nachsaat und der Einsatz von Dungemitteln
oder Pflanzenschutzmitteln sind nicht zulassig.

Die Mallnahmenflache befindet sich im Ostlichen Anschluss an das Naturschutzgebiet NSG
,Forsterhofer Heide“ und der Kompensationsmafinahme E1 (Zuordnung aus B-Plan 3.7 Han-
sestadt Stralsund) und ca. 9,2 km sUddstlich des Plangebietes. Die beiden Kompensations-
maflinahmen E 1 und E 3 werden aufgrund der technischen Logistik zeitgleich hergestellt, auch
wenn das vorliegende Planverfahren noch nicht abgeschlossen sein sollte. Die Umsetzung ist
im Herbst 2022 geplant.

Der Kompensationswert betragt gem. HzE M-V (2018) 3,0. Aufgrund der Lage im ungestorten
Raum ist kein Leistungsfaktor anzusetzen (LF = 1).

3.6  Anderweitige Planungsmoglichkeiten

Mit der Planung wird eine Innenentwicklung im Sinne des § 1a BauGB (Flachenrecycling einer
Gewerbebrache) verfolgt und damit die Inanspruchnahme von bislang nicht vorgepragten
Landschaftsflachen vermieden. Aufgrund seiner zentralen Lage eignet sich das Plangebiet fur
die Ansiedlung von Gewerbe, Gemeinbedarfseinrichtungen und Wohnungsbau.

Der Vorentwurf (siehe Abbildung 10) sah eine Bebauung vor, die sich wesentlich weiter nach
Norden ausdehnte und die dort vorhandene Waldflache nahezu vollstandig tUberplante.

Vi
g d S

Abbildung 10: stadtebauliches Konzept des Vorentwurfs
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Um eine Inanspruchnahme von Waldflachen soweit wie méglich zu vermeiden, wurde der ur-
springlich Planungsansatz verworfen.

Mit der jetzt verfolgten Planung wird die Bebauung deutlich aus der Waldflache zuriickgenom-
men und die Waldumwandlung auf ein Minimum beschrankt. Angesichts der 6kologisch wie
klimatisch positiven Auswirkungen waldartiger Bestockung soll die Waldflache durch die ge-
anderte Planung weitgehend erhalten und in die Siedlungsstruktur integriert werden. Mit der
geanderten Planung wird der Stellungnahme zum Vorentwurf des Forstamtes Schuenhagen
vom 28. Januar 2022 entsprochen (vgl. Abbildung 8 in Kapitel 3.5.2 sowie Ausflihrungen in
Kap. 5.6 in Teil | der Begriindung).

4. Zusatzliche Angaben

4.1 Wichtigste Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der Umweltprii-
fung/Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben

Bei der Zusammenstellung der Unterlagen sind keine Schwierigkeiten aufgetreten.

Fir die Bestandserfassung und -bewertung der Schutzgiter wurden Daten des LUNG M-V,
faunistische Kartierungen und die Biotopkartierung genutzt. Daneben wurden die in Kap. 5.2
benannten Unterlagen herangezogen.

4.2 Geplante MaBnahmen zur Uberwachung

Gemal § 4c BauGB haben die Gemeinden erhebliche Umweltauswirkungen, die aufgrund der
Durchflihrung der Bauleitplane eintreten kénnen, zu tGberwachen (Monitoring). Ziel einer rou-
tineméaRigen Uberwachung durch die Fachbehérden ist es, eventuelle unvorhergesehene,
nachteilige Auswirkungen zu erkennen, deren Ursachen zu ermitteln und gegebenenfalls ge-
eignete MaRnahmen zu deren Abhilfe zu ergreifen.

Die Uberwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt (vgl. Kap. 3.2) erfolgt im Zuge
der Uberwachung der Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der
nachteiligen Auswirkungen (Kap. 3.5). Die Ergebnisse der Uberpriifungen sind in der Verfah-
rensakte zu dokumentieren.

Tabelle 11: MaBnahmen zur Uberwachung

Uberpriifung Zeitpunkt Zustandigkeit Art der Durchfiihrung
Umsetzung der Kompensa- | parallel bzw. nach Fertigstel- | Hansestadt Begehung / Dokumen-
tionsmaflinahmen lung der ErschlieBung bzw. | Stralsund tation

der Bebauung

Vermeidungsmafinahme Ar- | vor und wahrend der Baumal3- | Hansestadt Begehung / Kontrolle
tenschutz nahmen Stralsund
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TOP O 4.1

Auszug aus der Niederschrift
Uber die 07. Sitzung des Ausschusses fur Bau, Umwelt, Klimaschutz und
Stadtentwicklung am 04.08.2022

ZuTOP: 4.1
Gestaltungssatzung

Herr Bauschke fuhrt kurz in die Thematik ein und beantragt Rederecht fir Herrn Jens
Henning und Herrn Thomas Minchow.

Abstimmung: 7 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen
Somit wird den beiden Gastronomen Rederecht erteilt.

Frau Gessert geht mit Hilfe einer Prasentation auf die Gestaltungssatzung und andere
rechtliche Grundlagen zur Thematik ein.

Die Prasentation wird dem Protokoll als Anlage beigefugt.

Grundlage einer Gestaltungssatzung ist die Landesbauordnung (8§ 86), hier sind die
Elemente benannt, Uber welche Satzungen erlassen werden kénnen.

Die Gestaltungssatzung der Hansestadt beruht auf einer umfassenden Stadtbildplanung von
1994, die eine Analyse zur Topographie, Stadtbaukorper, Grundrisse und des Stadtraumes
enthalt.

AnschlieBend geht Frau Gessert auf den Inhalt der Gestaltungssatzung ein.

Die Satzung dient zum Schutz und zur zukinftigen Gestaltung des Stadtbildes der Altstadt
der Hansestadt Stralsund, das von geschichtlicher, baukultureller und kinstlerischer,
architektonischer und stadtebaulicher Bedeutung ist.

Die Satzung gilt fur bauliche Anlagen und Anlagenteile, die von &ffentlichen Flachen
einsehbar sind.

Alle baulichen MalRnahmen sind in der Weise auszufiihren, dass sie sich nach Form,
Malf3stab, Gliederung, Material und Farben in die typischen baulichen
Gestaltungsmerkmale sowie die architektonisch-stadtebauliche Eigenart des Straf3en- und
Platzbildes der Altstadt der Hansestadt Stralsund einfuigen.

Neubauten mussen sich in den gewachsenen gestalterischen Zusammenhang
einfigen und mit Geb&audegrolRe, Fassadengestaltung und Dachlandschaft der
besonderen Bedeutung der Altstadt Stralsunds gerecht werden.

Weiter geht Frau Gessert auf § 15 (Sonnenkollektoren) der Satzung ein.

Um das zeitgemalie Bauen zu unterstitzen wird seit 1999 im Zusammenwirken mit dem
Gestaltungsbeirat agiert.

Beim Thema Solaranlagen handelt es sich bei jedem Antrag um eine Einzelfallentscheidung,
die auf verschiedenen Kriterien beruht.



Frau Gessert weist darauf hin, dass unabhangig von der Gestaltungssatzung immer der
Denkmalschutz gilt.

Aus Sicht der Verwaltung konnet die Satzung in zwei Bereichen (Solaranlagen,
Werbeanlagen) Uberarbeitet werden.

Es ware denkbar, eine eigenstandige Werbeanlagensatzung zu erarbeiten, anstatt diesen
Bereich in der Gestaltungssatzung zu regein.

AulBerdem geht die Abteilungsleiterin auf die Stral3ensondernutzungssatzung und ihre
Regelungen ein.

Damit die Erlebbarkeit der historischen Altstadt nicht beeintrachtigt wird, gibt es Vorgaben
zur Gestaltung gastronomischer Freisitze. Grundlage hierfiir waren immer Freiraumkonzepte
fur bedeutende Raume (Alter Markt, Nordliche Hafeninsel, Neuer Markt). Fur diese drei
Raume wurden einheitliche und verwaltungsintern abgestimmte Vorgaben fiir weitere
Bereiche erarbeitet und abgeleitet, insbesondere zur Zulassigkeit von Windschutzelementen
(Hbhe, Ausgestaltung, Material usw.).

Frau Gessert fasst zusammen, dass die Gestaltungssatzung und die
Strallensondernutzungssatzung zwei wesentliche sich ergéanzende Elemente bei der
Stadtbildpflege sind, deren Ziel es ist, das offentlich erlebbare Stadtbild zu schiitzen.

Frau Gessert betont, dass die Anforderungen an den 6ffentlichen Raum vielféltig sind und
sie in vielen Fallen konkurrieren. Dies bedarf der Abstimmung, Konsensbildung und der
Verantwortung aller Beteiligten.

Sollte die Gestaltungssatzung tberarbeitet werden, sollte bedacht werden, dass ebenfalls
eine qualifiziere Anpassung der Stra3ensondernutzungssatzung erfolgt.

Herr Henning betont, dass die Gestaltungssatzung auch fiir die Gastronomen ein wichtiges
Instrument ist. Sie sind daran interessiert, dass es einheitliche Regelungen fir das gesamte
Altstadtgebiet gibt, um die Konkurrenzfahigkeit der Gastronomen auf eine Stufe zustellen.

Aul3enbereiche sind seit der Corona Pandemie in der Gastronomie enorm wichtig geworden,
um uberleben zu kdnnen. Bei einer Maskenpflicht in Innenraumen wird ein Riickgang an
Gastezahlen in der Gastronomie schnell deutlich werden. Die Aul3enplatze missen also so
gestaltet werden, dass sie auch bei kurzen Regenschauern oder starkerem Wind genutzt
werden koénnen.

Herr Henning macht deutlich, dass im Bereich der Auf3engastronomie viel moglich sein muss
und die Regelungen fur alle gleich sein missen. Er stimmt zu, dass die Ausstattung
hochwertig und auf die Gestaltungssatzung und den Gastronomiebetrieb abgestimmt sein
sollte.

Herr Minchow ergénzt, dass es von Seiten der Verwaltung Richtlinien zur Gestaltung der
Hafeninsel nach ihrer Sanierung gibt. Auch wenn einige Punkte, wie zum Beispiel,
Heizstrahler an Schirmen, ausgeraumt werden konnten, gibt es in anderen Bereichen noch
Klarungsbedarf. Hier vor allem die Hohe des Windschutzes. Die Auf3engastronomie ist fur
sein Unternehmen Uberlebenswichtig. Ein Windschutz von 1,60 m ist notwendig, mit den
neuen Vorgaben nicht mehr gestattet.

Das Aufbauen eines Glihweinstandes (Holzhiitte) ist nach den neunen Vorgaben auch nicht
mehr gestattet. Herr Miinchow schlagt vor, den anséssigen Unternehmen den Aufbau
solcher Stande vor ihren Lokalen oder Geschaften zu gestatten.

Herr Bauscke bedankt sich bei den Gasten fir ihre Ausfihrungen.
Der Ausschussvorsitzende erkundigt sich, ob in den einzelnen Konzepten Maximalhdhen fur
Windschutze festgelegt sind.



Frau Gessert erklart, dass praktiziert wird, dass die Hohe der Windschutze von1,40 m nicht
Uberschritten werden soll. Herr Miinchow bestétigt, bei der Erstellung des Raumkonzeptes

fur die Hafeninsel einbezogen worden zu sein und seine Bedenken vorgetragen zu haben.

Es wurden ihm keine genauen Grundlagen fir die Vorschriften genannt.

Herr Bauschke spricht sich dafur aus, nicht jeden Einzelfall zu betrachten, sondern eine
allgemeine Lésung zu finden. Hierzu muss dargelegt werden, warum die HOhe der
Windschutze auf 1,40 m festgelegt worden ist und nicht auf 1,60 m.

Herr ROl betont, dass zur Klarung dieser und weiterer Fragen Sachverstand noétig ist und die
Probleme deshalb im Ausschuss beraten werden sollten. Er selbst spricht sich gegen die
Verweisung in die Fraktionen aus.

Auf Nachfrage von Herrn Gottschling antwortet Frau Gessert, dass die
Straldensondernutzungssatzung nur zwei allgemeine Regelungen enthélt. In den
Gestaltungskonzepten ,Alter Markt“, ,Neuer Markt“ und ,Nérdliche Hafeninsel* wurden
weitere Regelungen getroffen und diese werden auch auf andere Bereiche Ubertragen.

Herr Henning teilt mit, dass auf seine Anfrage hin mitgeteilt wurde, dass nur auf der
Nordlichen Hafeninsel Windschutze genehmigt werden.

Herr Suhr schlagt vor, dass die Verwaltung eine Liste erarbeitet, in der sie den IST-, den
SOLL- und den Wunschzustand gegeniiberstellt. AuRerdem sollen die Griinde fir die
getroffenen Regelungen der Verwaltung aufgefiihrt werden.

Erst bei Vorliegen dieser Ubersicht koénnte im Ausschuss geklart werden, ob Teile der
Satzungen angepasst werden missen.

Herr Dr. Raith weist darauf hin, dass man sich bei der jetzigen Problematik auf gewidmeten
Verkehrsflachen bewegt und damit nicht innerhalb der Gestaltungssatzung.

Wenn nicht Uber die Solar- oder Werbeanlagen diskutiert wird, gelten die jeweiligen
Konzepte im Rahmen von Sondernutzungen im 6ffentlichen Raum. Vermutlich missen die
jeweiligen Konzepte starker formalisiert und nach aul3en getragen werden.

Der Amtsleiter begrif3t unterschiedliche Konzepte fir unterschiedliche Gestaltungsraume,
auch wenn die Wetthewerbsgleichheit sicher kein unwesentlicher Punkt ist.

Auch in Anbetracht der Wettbewerbsgleichheit sind unterschiedliche Konzepte fir die
einzelnen Stadtraume durchaus vertretbar, auch wenn diese starker diskutiert und
formalisiert werden missen.

Herr Dr. Raith erlautert das Fir und Wider einer Windschutzhdéhe von 1,40 m bzw. 1,60 m.
Der offentliche Raum muss erlebbar bleiben und als solcher erkennbar sein, da es sich um
eine Gemeinschaftsflache handelt.

Herr Dr. Raith macht deutlich, dass es sich immer um eine Einzelfallentscheidung handelt,
die fur den jeweiligen Raum getroffen wird. Es ist nicht ganzlich ausgeschlossen, dass fur

einzelne Flachen ein Windschutz von 1,60 m Hohe in Frage kommt.

Es wird sich darauf verstandigt, dass die Verwaltung eine Gegentiberstellung der drei
R&aume erarbeitet und diese in der Oktobersitzung diskutiert wird.

Herr Henning betont die Dankbarkeit der Gastronomen gegeniiber der Stadt auch fir das
finanzielle Entgegenkommen. Dennoch hebt er hervor, wie wichtig die Aul3enflachen fir die
Gastronomen zum Uberleben geworden sind.

Der Leiter des Amtes 60 bittet um eine Prazisierung des Beschlusses, welchen die
Birgerschaft gefasst hat, insofern, dass es nicht um eine Anpassung der



Gestaltungssatzung, sondern um die Erarbeitung von Gestaltungsleitlinien fur 6ffentliche
Raume geht.

Herr Bauschke stimmt zu, dass es eher um die Diskussion und Formalisierun_g der
Gestaltung von o6ffentlichen Raumen geht und in diesem Punkt nicht um die Anderung der
Gestaltungssatzung.

Herr ROl spricht sich daflir aus, das Photovoltaikanlagen auf den Riickseiten der Dacher
installiert werden dirfen, wenn sie vom 6ffentlichen Raum nicht einsehbar sind. Aus seiner
Sicht, missen die touristischen Belange hier zurtickstehen.

Herr Bauschke regt aufgrund des Klimawandels und der Energieverknappung eine
Diskussion Uber die Anpassung der Gestaltungssatzung in Bezug auf Solaranlagen im
Gestaltungsbeirat an.

Frau Gessert bestéatigt, das Kirchtiirme als offentliche Flachen gelten und die Solaranlagen
von diesen aus nicht sichtbar sein durfen. Auch die dritte Stadtansicht gilt es laut der
Abteilungsleiterin zu bewahren. Sie betont, dass es sich ohnehin um einen sehr geringen
Prozentsatz von Dachern handelt, der in der Altstadt fir Solaranlagen geeignet ist. Die
Qualitat des Welterbes wiirde dadurch aber deutlich geschmaélert.

Herr Suhr weist darauf hin, dass der Ausschuss nicht einen Beschluss der Burgerschaft
andern kann. Er hat den Beitrag vom Ausschussvorsitzenden als Auftrag an die Verwaltung
verstanden, die oben genannte Aufstellung zu erarbeiten. Der Blrgerschaftsbeschluss bleibt
weiterhin in Kraft.

Herr Bauschke spricht sich daflr aus, im ersten Schritt (iber die AuRengastronomie zu
beraten, da der ndchste Winter vor der TUr steht.

Herr Suhr begri3t den Vorschlag der Verwaltung, das Thema Werbeanlagen gesondert zu
beraten.

Die Ausschussmitglieder verstandigen sich darauf, die Thematik im Oktober erneut zu
beraten.

Herr Bauschke schlief3t den Tagesordnungspunkt.

fur die Richtigkeit der Angaben: gez. i.A. Gaby Ely
Stralsund, 27.09.2022



	Sitzungsdokumente
	Öffentliche Bekanntmachung

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  2 Bestätigung der Niederschrift der 08. Sitzung des Ausschusses für Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung vom 08.09.2022
	Niederschrift öffentlich (08.09.2022)  

	TOP Ö  3.1 Bebauungsplan Nr. 73 "Erweiterung Berufsschulcampus in Grünhufe", Abwägungs- und Satzungsbeschluss
	Vorlage  B 0054/2022
	Anlage 1_B 73_Plan Satzung Juli 2022  B 0054/2022
	Anlage 2_B 73_Begründung Satzung_Juli_22  B 0054/2022
	Anlage 3_ Abwägung B-Plan 73 Gesamt  B 0054/2022

	TOP Ö  3.2 Bebauungsplan Nr. 22 "Urbanes Gebiet ehemaliges Plattenwerk und ehemaliges Heizwerk" - Auslegungsbeschluss
	Vorlage  B 0068/2022
	Anlage 1_B 22 Entwurf Plan und Text  B 0068/2022
	Anlage 2_B 22 Entwurf Begründung  B 0068/2022

	TOP Ö  4.1 Vergleich der Freiraumkonzepte Alter Markt, Neuer Markt, Hafeninsel
	Protokollauszug BUKStA 04.08.2022 TOP 4.1 Gestaltungssatzung  



